SYNODE DER EVANGELISCHEN KIRCHE Drucksache Nr. 01/16
IN HESSEN UND NASSAU

Paulusplatz 1
64285 Darmstadt

Briefanschrift:

Postfach
64276 Darmstadt

An die (06151) 405-308/307

. . . (06151) 405-304
Mitglieder der Zwolften Kirchensynode der

Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau E-Mail: Synodalbuero@ekhn-kv.de
Christiane.Nothnagel@ekhn-kv.de

19. April 2016

Sehr geehrte Damen und Herren,

liebe Schwestern und Bruder,

hiermit laden wir Sie zur 1. Tagung (konstituierende Tagung) der Zwélften Kirchensynode der

Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau ein.

Die Tagung beginnt am Donnerstag, dem 2. Juni 2016, um 9.30 Uhr, mit einem Abendmahlsgottes-
dienst in der Heiliggeistkirche und endet am Samstag, dem 4. Juni 2016, voraussichtlich mit dem

gemeinsamen Abendessen.

TAGUNGSORT:

60311 Frankfurt am Main

Dienstgebaude des Evangelischen Regionalverbandes
Kurt-Schumacher-Stral3e 23

Dominikanerkloster
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TAGESORDNUNG

1. Erdffnung der konstituierenden Sitzung und Feststellung der/des Altersprases (Art. 36 Abs. 2 KO)

2. Bericht der Kirchenleitung tiber das Ergebnis der Vorpriifung der Wahlen zur Zwélften Kirchensy-
node

3. Gegebenenfalls Bestellung eines Wahlpriifungsausschusses (8 5 Abs. 2 Satz 3 KSWO)

4. Gegebenenfalls Bericht des Wahlprifungsausschusses und Entscheidung der Kirchensynode
Uber die Gultigkeit der Wahlen

5. Prifung und Feststellung der Legitimation der Synodalen (Art. 37 Abs. 1 KO)

6. Feststellung der Beschlussféahigkeit (Art. 37 Abs. 2 KO)

7. Verpflichtung der Synodalen (Art. 35 KO)

8. Beschlussfassung Uiber die Geschéaftsordnung (Art. 37 Abs. 3 KO)
(Drucksache Nr.03/16)

9. Wahl der Mitglieder des Benennungsausschusses

10. Wahl des Kirchensynodalvorstandes
10.1 Wabhl der/des Préases
10.2 Wabhl der/des stellvertretenden Préases
10.3 Wabhl der Ubrigen Mitglieder des Kirchensynodalvorstandes

11. Beschlussfassung uber die zu bildenden Synodalausschiisse

12. Wahl der Mitglieder der nach der Kirchenordnung vorgeschriebenen Ausschiisse
12.1 Theologischer Ausschuss
12.2 Rechtsausschuss
12.3 Finanzausschuss

13. Wahl der Mitglieder der nach Kirchengesetzen vorgeschriebenen Ausschiisse
13.1 Bauausschuss
13.2 Rechnungsprifungsausschuss

14. Wahl der Mitglieder des nach der Geschéftsordnung vorgeschriebenen Verwaltungsausschusses

15. Wahl der Mitglieder der weiteren Ausschiisse gemal des unter TOP 11 gefassten Beschlusses

16. Wahl von drei Mitgliedern der Kirchensynode in die Mitgliederversammlung der Diakonie Hessen
(Drucksache Nr. 04/16)

17. Wahl von sechs Mitgliedern der Kirchensynode in den Koordinierungsausschuss des Diakoni-
schen Werks (§ 7 Abs. 3 des Vertrags zwischen der EKHN und der EKKW anl. der Bildung eines
gemeinsamen Diakonischen Werks)

(Drucksache Nr. 05/16)

18. Wahl eines Mitglieds in den Aufsichtsrat der Gesellschaft fir diakonische Einrichtungen in Hessen
und Nassau
(Drucksache Nr. 06/16)

19. Berufung in den Vorstand der Hessischen Lutherstiftung
(Drucksache Nr. 07/16)

20. Vortrag von Prof. Dr. Scherle zum Thema Kirchenordnung und die Rolle der Synode
(Drucksache Nr. 08/16)

21. Bericht des Prases der Elften Kirchensynode
(Drucksache Nr. 09/16)

22. Berichte der Kirchenleitung

22.1 Bericht der Kirchenleitung 2015-2016 (Art. 47 Abs. 1 Ziffer 16 KO)
(Drucksache Nr. 10/16)

22.2 Das Geo-Informationssystem als Werkzeug zur Erkundung Kirchlicher Landschaften im re-
gionalen Sozialraum (Prasentation und Information)
(Drucksache Nr. 11/16)
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23. Entwurf eines Kirchengesetzes zur Zustimmung zur Anderung der Grundordnung der EKD
(Drucksache Nr. 14/16)

24. Beschluss zur Anzahl der zu wahlenden nicht ordinierten Gemeindemitglieder in die Kirchenlei-
tung
(Drucksache Nr. 15/16)

25. Antrage von Dekanatssynoden
25.1 Dekanat Bergstrafl3e zu Dienstauftragen im Pradikanten- und Lektorendienst
(Drucksache Nr. 16/16)
25.2 Dekanat Bergstrafl3e zur Finanzausstattung der Kirchengemeinden fiir Mehrkosten durch
neue Vergitungsrichtlinien fir den Kisterdienst und die Kirchenmusik
(Drucksache Nr. 17/16)

26. Fragestunde
(Drucksache Nr. 18/16)

Ergibt sich aus den Drucksachen Nr. 12/16 (Bericht der Kirchenleitung tUber die Ausfihrung von Sy-
nodenbeschliissen) und Nr. 13/16 (Bericht der Kirchenleitung tiber die Behandlung synodaler Antréage,
die der Kirchenleitung Uberwiesen wurden) weiterer Beratungsbedarf und sollen weitergehende An-
trage gestellt werden, ist ein Beratungspunkt auf Antrag von mindestens zehn Synodenmitgliedern auf
die Tagesordnung der nachsten Synodaltagung zu setzen (§ 1 Abs. 6 Geschéftsordnung der Elften
Kirchensynode).

Ausschusswahlen

Die Kirchensynode bestellt zur Vorbereitung und Durchfiihrung ihrer Aufgaben und zur Unterstitzung
des Kirchensynodalvorstandes Ausschisse.

Sieben Ausschisse sind aufgrund einer rechtlichen Vorgabe zu bilden: Vier Ausschiisse werden ge-
maf Art. 45 Abs. 1 der Kirchenordnung gebildet (vgl. TOP 9 und 12 der Tagesordnung), zwei Aus-
schiisse sind nach Kirchengesetzen vorgesehen (vgl. TOP 13 der Tagesordnung); der Verwaltungs-
ausschuss soll gemalR § 31 Abs. 1 der Geschéaftsordnung der Elften Kirchensynode gebildet werden.

Dariiber hinaus sieht die Geschéaftsordnung der Elften Kirchensynode unter § 31 Abs. 5 vor, dass die
Kirchensynode die Bestellung und Zusammensetzung weiterer Ausschiisse bestimmt. Der Kirchensy-
nodalvorstand legt lhnen in Abstimmung mit dem Altestenrat der Elften Kirchensynode dazu einen
Vorschlag vor, der dieser Einladung als Anlage beigefiigt ist. Diese Anlage enthalt auch eine Uber-
sicht Uber die Ausschusse der Elften Kirchensynode, mit jeweils einer Auswahl der behandelten The-
men, Arbeitsgebiete und Aufgaben sowie die Anzahl der Sitzungen und Auftrdge aus den Synodalta-
gungen.

Auf Ihren ersten Propsteigruppentreffen, zu denen die Propstinnen und Propste einladen, werden Sie
gebeten miteinander zu beraten, welche Synodalen sich fur einzelne Ausschiisse interessieren und
wer weitere Interessensgebiete hat, die bei weiter zu wéhlenden Ausschiissen bertcksichtigt werden
kénnen. Dazu liegt diesem Schreiben ein Formular bei, welches den Gesamtvorschlag (vgl. Anlage zu
Drucksache 01/16) enthalt. Wir bitten Sie, |hr ausgefilltes Formular dann an die jeweiligen gewéhlten
Sprecherinnen oder Sprecher lhrer Propsteiebene zu geben, die diese dann zu der 1. Tagung der
Zwodlften Kirchensynode mitbringen und an den zu wahlenden Benennungsausschuss weiterleiten.

Diese Verfahrensweise erleichtert dem zu wahlenden Benennungsausschuss die Findung von Kandi-
datinnen und Kandidaten fur die zu wahlenden Ausschisse.

Die Synodalen, die nicht an den synodalen Arbeitskreistreffen auf Propsteiebene teilnehmen kdnnen,
senden ihr ausgefilltes Formular bitte an das Synodalbiro, das die Formulare an den zu wahlenden
Benennungsausschuss bei der 1. Tagung der Zwolften Kirchensynode weiterleitet.



-4 - Drucksache Nr. 01/16

Vorlaufige Altestenratssitzung

Bei der Vorbereitung der ersten Tagung der Zwolften Kirchensynode steht gem. 8 9 Abs. 4 der Ge-
schaftsordnung der Elften Kirchensynode dem Kirchensynodalvorstand der vorangegangenen Kir-
chensynode ein vorlaufiger Altestenrat zur Seite. Diesem gehéren neben den Mitgliedern des bisheri-
gen Kirchensynodalvorstandes die in die neue Kirchensynode gewdahlten Vorsitzenden von Ausschis-
sen der vorangegangenen Synoden sowie die neu gewahlten Sprecherinnen und Sprecher der syno-
dalen Propsteigruppen an. Sind letztere noch nicht neu gewahlt, treten an ihre Stelle die wieder in die
Synode gewahlten bisherigen Sprecherinnen und Sprecher. Hinzu tritt die/der Altersprases (8 2 der
Geschéftsordnung der Elften Kirchensynode) der neu gewéhlten Kirchensynode.

Die 1. Sitzung des vorlaufigen Altestenrates ist vorgesehen fiir
Mittwoch, den 01.06.2016, um 18.00 Uhr,
Spenerhaus, Raum 1,
Dominikanergasse 5, Frankfurt.

Die betroffenen Synodalen bitten wir schon jetzt um Vormerkung dieses Termins. Eine gesonderte
Einladung geht Ihnen noch zu.

Anmeldung und Hotelunterbrinqung (Anfahrt / Parkplatze):

Die Bewirtung wird vom Wirtschaftsbetrieb Dominikanerkloster des Evangelischen Regionalverbandes
Frankfurt a. M. ibernommen. Wir haben fir Sie im InterCityHotel in der PoststraBe, am Hauptbahnhof,
Zimmer reserviert. FUr die Dauer lhres Aufenthaltes erhalten Sie das FreeCityTicket, zur kostenfreien
Nutzung des offentlichen Personennahverkehrs in Frankfurt. Die StraRenbahnen 11 und 12 fahren
sozusagen von Haustiir zu Haustiir (Hbf — Bérneplatz). Offentliche Parkplatze stehen am Hauptbahn-
hof in ausreichender Zahl zur Verfligung.

Wir bitten diejenigen, die nicht mit Bahn und/oder Bus kommen, herzlich darum, Fahrgemein-
schaften zu bilden. Fur die Anfahrt zu einem Fahrgemeinschafts-Treffpunkt wirden wir auch
Taxikosten in Kauf nehmen, wenn dadurch insgesamt die Kostenbelastung (durch Anfahrt und
Parkgebuhren) geringer wird.

Wir bitten die Synodalen, die wahrend der 1. Tagung der Zwélften Kirchensynode in Frankfurt Gber-
nachten mochten, dies bis 10. Mai 2016 auf dem beiliegenden Anmeldebogen dem Synodalbiiro,
Paulusplatz 1, 64285 Darmstadt (Fax 06151 / 405 304, oder per E-Mail synodalbuero@ekhn-kv.de ),
mitzuteilen.

Wenn ein bestelltes Quartier nicht in Anspruch genommen werden kann, bitten wir, dies spéatestens
8 Tage vor Beginn der Tagung dem Synodalbiro zu melden.

Verpflequng:
Das Essen, inkl. Frihstick, wird gemeinsam im Tagungshaus eingenommen.

Winsche hinsichtlich des Essens kénnen auf dem Anmeldeformular mitgeteilt werden.

Vertretung / Beurlaubung:
Sollte es Ihnen nicht mdglich sein, an der 1. Tagung der Zwélften Kirchensynode teilzunehmen, bitten
wir um Benachrichtigung lhrer Stellvertreterin/lhres Stellvertreters und des Synodalbiros.

Wahrend der Tagung bedirfen Synodale, die an der Teilnahme einer Sitzung verhindert sind, der Be-
urlaubung durch den Prases. Die entsprechenden Antrdge sind im Tagungsbiro erhéltlich.

Taqungsburo:
Das Tagungsbiro ist unter der Rufnummer (069) 21 65 14 70 zu erreichen.


mailto:synodalbuero@ekhn-kv.de
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Am Abend des ersten Tagungstages, am Donnerstag, dem 2. Juni 2016, laden wir Sie herzlich ein zu
einem Orgelkonzert in der Heiliggeistkirche, um 19:30 Uhr und anschlieend zum traditionellen
Abend der Begegnung im Kellergeschoss des Dominikanerklosters, ab 20:30 Uhr.

Mit freundlichen GruRen
Fur den Kirchensynodalvorstand

sl Rl y]

(Dr. Oelschlager)
Prases

Anlagen
(die fehlenden Drucksachen werden nachgereicht)
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Ubersicht Uber die Ausschiisse der Kirchensynode

Ausschiisse, gemald Artikel 45 Absatz 1 der Kirchenordnung und
gemal 8§ 31 Absatz 1 der Geschéaftsordnung der Elften Kirchensynode:

1. Theologischer Ausschuss
(12 Mitglieder, 1/3 nicht ordinierte u. 2/3 ordinierte)

2. Rechtsausschuss
(12 Mitglieder, 2/3 nicht ordinierte u. 1/3 ordinierte)

3. Finanzausschuss
(12 Mitglieder, 2/3 nicht ordinierte u. 1/3 ordinierte)

4. Benennungsausschuss
(18 Mitglieder, je 3 aus jedem Propsteibereich, 2/3 nicht ordinierte u.
1/3 ordinierte)

Ausschusse, die bedingt durch Kirchengesetze vorgeschrieben sind und
gemal 8§ 31 Absatz 1 der Geschaftsordnung der Elften Kirchensynode:

5. Bauausschuss
(9 Mitglieder, unter Berticksichtigung eines jeden Propsteibereichs, 1 Vertreter/in
des Finanzausschusses und 2 weitere Synodale)

6. Rechnungsprifungssausschuss
(12 Mitglieder, 2/3 nicht ordinierte u. 1/3 ordinierte)

Weiterer Ausschuss, gemalR § 31 Absatz 1 der Geschaftsordnung der Elften Kirchensynode:

7. Verwaltungsausschuss
(12 Mitglieder, 2/3 nicht ordinierte u. 1/3 ordinierte)

Vorschlag des Kirchensynodalvorstandes und des Altestenrates der Elften Kirchensynode:

Weitere Ausschisse, gemald 8 31 Absatz 5 der Geschéaftsordnung der Elften Kirchensynode:

8. Ausschuss fur die Arbeit mit Kindern und Jugendlichen, Bildung
und Erziehung
(9 Mitglieder, 2/3 nicht ordinierte u. 1/3 ordinierte)

9. Ausschuss fir Diakonie und Gesellschaftliche Verantwortung
(9 Mitglieder, 2/3 nicht ordinierte u. 1/3 ordinierte)

10. Ausschuss fiir Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schopfung
(9 Mitglieder, 2/3 nicht ordinierte u. 1/3 ordinierte)

11. Ausschuss fiir Offentlichkeitsarbeit
(9 Mitglieder, 2/3 nicht ordinierte u. 1/3 ordinierte)
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Ausschisse der Elften Kirchensynode der EKHN

Kurzer Uberblick und Information

Ausschuss
Anzahl der Sitzungen

(Vorbereitung eines Schwerpunkithemas)

Auswahl an

- behandelten THEMEN
- Arbeitsgebieten und Aufgaben —

Anzahl der
Antrage/
Auftrage

aus Synodal-
tagungen

Theologischer Ausschuss
62 Sitzungen

(,Fairer Handel“ mit AGFB u. ADGV, 5. Tg
und ,Lebensordnung®, 8. Tg.)

Seelsorge, insb. Notfallseelsorge, Altenheimseelsorge
Lebensordnung

Kirchengesetze, die Pfarrer/innen, theologische Themen
oder Dekanate und Kirchengemeinden betreffen
Stellungnahme zu Luthers Judenschriften
Neuordnungen Dekanats- u. Propsteibereiche
Neuordnungen kirchenmusikalischer, gemeindepadagogi-
scher , Pradikanten- und Lektorendienst

Theologische Leitlinien zu Strukturentscheidungen
Schriftverstandnis

Zuweisungsverordnung — theologische Fragen

43
(davon 8 mit
Federfuh-
rung)

Rechtsausschuss
69 Sitzungen

Kirchengesetze: formale Priifung

KHO/ Einfiihrung Doppik
Zuweisungsverordnung

Geschaftsordnung der Elften Kirchensynode
Kooperationsvertrag

Fusion der Diakonischen Werke

Satzung Diakonie Hessen
Rechtsverordnungen

Neuordnungen Dekanats- u. Propsteibereiche
Neuordnungen kirchenmusikalischer, gemeindepadagogi-
scher , Pradikanten- und Lektorendienst

47
(davon 16
mit Feder-
fihrung)

Finanzausschuss
70 Sitzungen

Haushalt der EKHN
Landeskirchensteuerbeschluss
Zuweisungsverordnung

KHO/ Einfuhrung Doppik

Finanzierungen

Rucklagen

Okofonds

Kirchensteuerstatistiken

Kapitalanlagen

Finanz- oder personalrelevante Kirchengesetze
Neuordnungen Dekanate u. Propsteibereiche
Stellungnahmen und Zustimmungen zu finanzwirksamen
Sachverhalten (einschl. Stellenplanen)

47
(davon 3 mit
Federfih-
rung)

Benennungsausschuss
29 Sitzungen

Vorbereitung der Wahlvorschlage, u.a.:

- Kirchensynodalvorstand

- Ausschussmitglieder

- Kirchenprésident u. stv. Kirchenpréasidentin

- Propstinnen und Propste

- Gemeindemitglieder der Kirchenleitung

- Mitglieder des KVVG und der Disziplinarkammer

- Mitglieder der EKD-Synode

- Mitglieder der Mitgliederversammlung der Diakonie
Hessen

- Mitglieder des Koordinierungsausschusses fur das Di-
akonische Werk

- Mitglieder fur den Aufsichtsrat der GfdE

- Mitglieder des Verwaltungsrates der ZPV

Bauausschuss
29 Sitzungen

Stellungnahmen zu Fragen des kirchlichen Bauwesens
von grundsatzlicher oder Ubergreifender Bedeutung
Mitwirkung bei der Verteilung der Bauzuweisungen
Mitwirkung an Genehmigungsverfahren

Stellungnahme zu den Baumaf3nahmen der Gesamtkirche
Planungs- und Baufreigaben

Feststellung der Hohe der Zuweisungsmittel fur die Finan-
zierungen der Neubauvorhaben

Photovoltaikanlagen, Reduzierung CO,-Ausstol}
Instandhaltungs-, Renovierungs- und energetische Maf3-
nahmen fur Pfarrhduser

Behindertengerechter Umbau von kirchlichen Gebauden
Grundvermdgensverordnung

Raumbedarf bei Dekanatsfusionen

15
(davon 1 mit
Federfuh-
rung)
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Rechnungsprufungsausschuss
34 Sitzungen

Vorbereitung und Erfullung der Aufgaben der Kirchensy-
node auf dem Gebiet des Rechnungswesens
Unterstiitzung des Kirchensynodalvorstands in Rech-
nungsprifungsfragen

Stellungnahme zur Priifung der Jahresrechnung der Ge-
samtkirche

Prufberichte des Rechnungspriifungsamtes zu Jahres-
rechnungen der Stiftungen, Tagungshauser und ZPV

Verwaltungsausschuss
81 Sitzungen

Strukturfragen

Kirchengesetze zu Verwaltungsangelegenheiten
Kindertagesstatten und Familienzentren
Finanzierungsprogramme, insb. Krippenanschubpro-
gramm in der EKHN

Zuweisungsverordnung

Dekanatsstrukturreform (Mittlere Ebene)
Neuordnungen Propsteibereiche

Regionale Diakonische Werke

Pfarrstellen

Gemeindesekretérinnen

Datenschutz

66
(davon 18 mit
Federfuh-
rung)

Weitere Ausschisse, gemaf § 31 Absatz 5 der Geschaftsordnung der Elften Kirchensynode

Ausschuss fur die Arbeit mit . K?nger- und Jugendarbeit
; ; i ¢ Kindertagesstatten
Kindern und ‘?uQendllChen’ Bil e Schulen in kirchlicher Tragerschaft
dung und Erziehung e Schulseelsorge 27
. e Akademie (davon 4 mit
38 Sitzungen e Religionspéadagogik Federfuh-
P = " e Gemeindepadagogischer Dienst rung)
(,Schulen in kirchl. Tragerschaft®, 12. Tg) « Kooperation EKHN-EKKW
o GKA-Gesetz
e Theologische Ausbildung
Ausschuss fir Diakonie und * Arbeitsrecht/ KDO
Gesellschaftliche Verantwortung | ¢ Kollekienplane
e Diakonie- und Sozialstationen
45 Sitzungen . Reg|onale D|a‘|‘<on|sche Werke 17
e Projekt ,DRIN
(,Fairer Handel“ mit AGFB u. ThA, 5. Tg e Armutsbekampfung/ -prévention
und ,Armut®, 10. Tg.) e Familienzentren
e Fusion der Diakonischen Werke
Ausschuss fur Gemeindeent- . KirC?enVO:ftandswah'en
; ; ; ; ; e Konfirmandenarbeit
wicklung und Mitgliederorientie- «  Ehrenamtiiche Verkiindigung
rung ¢ Gemeindeaufbau/ -entwicklung 29
47 Si e Professionelle Versorgung der Gemeinden
Itzungen e Mitgliederorientierung
(,Gemeindeentwicklung®, 9. Tg.)
Ausschuss fur Gerechtigkeit, . Flughafenausbgu, Fluglarm, Nachtflugvler:bot |
: e Unterstitzung der Birgerinitiative Mittelrheintal
Frle(_jen und Bewahrung der . Flichtiinge
Schopfung e Klimaschutz 24
43 Si o Pilgerreise der Gerechtigkeit und des Friedens
itzungen e Fairer Handel
; « i e Krieg in Afghanistan
(,Fairer Handel" mit ThA u. ADGV, 5. Tg) | . ‘HIed N A gR
Ausschuss fur Offenﬂ ichkeits- o Offentlichkeitsarbeit der EKHN
arbeit e Medien-Kommunikationskonzept
e Impulspost-Aktionen
39 Sitzungen ¢ Gemeinde-Web-Baukasten 6
e Social-Media-Kommunikation
e FacettNett
e Reformationsdekade




SYNODE DER EVANGELISCHEN KIRCHE
IN HESSEN UND NASSAU

Drucksache Nr. 02/16

An die
Mitglieder der Zwolften Kirchensynode der
Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau

Sehr geehrte Damen und Herren,
liebe Schwestern und Bruder,

Paulusplatz 1
64285 Darmstadt

Briefanschrift:
Postfach
64276 Darmstadt

(06151) 405-308/307

(06151) 405-304

E-Mail:
Synodalbuero@ekhn-kv.de
Christiane.Nothnagel@ekhn-kv.de

Darmstadt, 18. Mai 2016

nachstehend geben wir Ihnen die Ergadnzung der Tagesordnung (Drucksache Nr. 01/16) der

1. Tagung der Zwolften Kirchensynode bekannt:

25. Antrage von Dekanatssynoden

25.3  Dekanat Runkel zur Weiterentwicklung des Mobilitdtskonzeptes

(Drucksache Nr. 19/16)

Mit freundlichen GriiBen
Fur den Kirchensynodalvorstand

/%/ A %ffﬂ{ﬁf\J—

(Dr. Oelschlager)
Prases

Anlagen



SYNODE DER EVANGELISCHEN KIRCHE Drucksache Nr. 03/16
IN HESSEN UND NASSAU

ENTWUREF

Geschéaftsordnung der Zwdlften Kirchensynode
der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau

Vom...
Die Kirchensynode der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau hat sich folgende Geschaftsordnung gegeben:
I. Die Eréffnung der Kirchensynode

§1
Einladung und Tagesordnung

(1) Der Kirchensynodalvorstand bestimmt Ort und Zeit der Tagung und stellt die Tagesordnung fest.

(2) Die oder der Prases ladt die Synodalen ein und teilt hierbei die Tagesordnung mit. Die Einladung ist spatestens
sechs Wochen vor Beginn der Tagung zur Post zu geben. In unaufschiebbaren Eilfallen kann die Frist bis zu einer
Woche abgekiirzt werden.

(3) Auf Antrag von mindestens 25 Synodalen muss ein Beratungspunkt auf die Tagesordnung gesetzt werden, wenn
der Antrag spatestens drei Wochen vor Beginn der Tagung beim Kirchensynodalvorstand eingeht. Gleiches gilt fur
Gesetzesvorlagen, die aus der Mitte der Synode eingebracht werden, sowie fir Antrdge durch die Dekanatssynoden.
Auch der Kirchensynodalvorstand kann bis zu diesem Zeitpunkt die Tagesordnung erganzen.

(4) Der Kirchensynodalvorstand kann offensichtlich unzuldssige Antrdge zurlickweisen. Unzuldssig sind neben
verfristeten Antrdgen insbesondere Antrdge zur Verfahrensweise, Empfehlungen zum Abstimmungsverhalten und
bereits behandelte Anliegen. Die Zuriickweisung ist dem Antragsteller mitzuteilen und kurz zu begriinden. Der
Kirchensynodalvorstand kann inhaltlich zusammenhangende Antrédge zur Verhandlung verbinden.

(5) Kann ein Antrag auf Ergdnzung der Tagesordnung aus unvorhersehbaren Griinden nicht gestellt werden, so ist
auf Vorschlag des Kirchensynodalvorstandes oder auf Antrag von mindestens 25 Synodalen dieser Beratungspunkt
auf die Tagesordnung zu setzen, wenn die Synode zustimmt. Die Beratung und die Abstimmung Uber diesen
Erganzungsantrag sollen erst am folgenden Sitzungstag stattfinden.

(6) Ergibt sich aus den Berichten der Kirchenleitung Uber die Ausfiihrung von Synodalbeschlissen und Uber die
Behandlung synodaler Antrage, die der Kirchenleitung Uberwiesen wurden, weiterer Beratungsbedarf und sollen
weitergehende Antrdge gestellt werden, ist ein Beratungspunkt auf Antrag von mindestens zehn Synodalen auf die
Tagesordnung der nachsten Synodaltagung zu setzen.

(7) Das fur die Tagung der Kirchensynode erforderliche Material ist spatestens drei Wochen vor der Tagung zur Post
zu geben. Eine etwaige Ergédnzung der Tagesordnung und das dazugehdrige Material sind spatestens zehn Tage vor
Beginn der Tagung zur Post zu geben. Werden diese Fristen nicht eingehalten, so ist auf Antrag, der von mindestens
25 Synodalen zu unterstitzen ist, der betreffende Punkt von der Tagesordnung abzusetzen.

(8) Auf Wunsch eines oder einer Synodalen ist die elektronische Bereitstellung der Einladungen und der
Tagungsunterlagen fiir ihn oder sie ausreichend.

(9) Die erste Tagung einer Kirchensynode nach ihrer Wahl bereitet der Kirchensynodalvorstand der
vorangegangenen Kirchensynode vor.

§2
Leitung bis zur Wahl der oder des Prases

Das lebensélteste gewahlte Mitglied aus dem Pfarrdienst leitet als Alterspréses bis zur Wahl der oder des Préses die
Synode und nimmt auch die in Artikel 35 der Kirchenordnung vorgeschriebene Verpflichtung vor. Spéter eintretende
Synodale werden durch die oder den Prases verpflichtet.

Il. Die Synodalen

§3
Legitimation der Synodalen

(1) Die zu der ersten Tagung eingeladenen Synodalen, deren Anwesenheit festgestellt ist, gelten als vorlaufig
legitimiert.

(2) Die Kirchenleitung berichtet der Kirchensynode Uber das Ergebnis der Vorpriifung der Wahlen zur Kirchensynode.
Soweit keine Einspriiche gegen die Wahlen vorliegen, stellt die Kirchensynode die Legitimation der Synodalen und
ihrer Stellvertreterinnen und Stellvertreter fest.

(3) Liegen unerledigte Einspriche oder Anfechtungen vor, so bestellt die Kirchensynode einen
Wahlprifungsausschuss. In diesen Féllen beschlief3t die Kirchensynode nach dem Bericht dieses Ausschusses uber
die Gultigkeit der Wahlen.
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§4
Teilnahme der Synodalen an den Tagungen

(1) Die Synodalen sind verpflichtet, an den Tagungen der Kirchensynode teilzunehmen und an ihren Arbeiten
mitzuwirken.

(2) Ist ein Mitglied der Synode verhindert, an einer Tagung teilzunehmen, so zeigt es dies unverzuglich dem
Synodalbiro an. An die Stelle des verhinderten Mitgliedes tritt seine Stellvertreterin oder sein Stellvertreter. Bei einer
Verhinderung von bis zu zwei Tagen wird ein stellvertretendes Mitglied nicht eingeladen.

(3) Wahrend der Tagung missen Synodale, die an der Teilnahme einer Sitzung verhindert sind, dies persdnlich dem
oder der Prases mitteilen. Eine Vertretung ist ausgeschlossen.

§5
Persénliche Beteiligung am Gegenstand
der Beschlussfassung

Wer an dem Gegenstand einer Beschlussfassung personlich beteiligt ist, hat sich vor der Beratung und
Beschlussfassung zu entfernen. Auf Verlangen ist das Mitglied vorher zu héren.

Ill. Der Kirchensynodalvorstand

86
Wahl der oder des Prases

(1) Unter Leitung der oder des Altersprases (8 2 Satz 1) hat die Kirchensynode zu Beginn ihrer ersten Tagung nach
Bildung des Benennungsausschusses (8§ 31 Absatz 2) aus ihrer Mitte die oder den Préses schriftlich zu wahlen.
Gewahlt ist, wer mehr als die Halfte der abgegebenen Stimmen auf sich vereinigt. Stimmenthaltungen und ungultige
Stimmen werden den abgegebenen Stimmen zugerechnet.

(2) Wird diese Mehrheit auch beim zweiten Wahlgang nicht erreicht, so ist gewahlt, wer im dritten Wahlgang die
meisten Stimmen erhalt. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los, das die oder der Altersprases zieht.

8§87
Wahl der tGibrigen Mitglieder
des Kirchensynodalvorstands

Nach der Wahl der oder des Préases erfolgt in getrennten Wahlhandlungen die Wahl der oder des stellvertretenden
Prases und der ubrigen Mitglieder des Kirchensynodalvorstandes. Fur diese Wahlen findet 8§ 6 entsprechende
Anwendung.

§8
Aufgaben der oder des Prases
und des Kirchensynodalvorstands

(1) Die oder der Prases fihrt den Vorsitz im Kirchensynodalvorstand. Fiir den Kirchensynodalvorstand erledigt sie
oder er den Schriftwechsel, fertigt die Beschliisse der Kirchensynode, insbesondere der Kirchengesetze aus, und
veranlasst ihre Verkiindung.

(2) Der Kirchensynodalvorstand unterstiitzt die oder den Préses in der Fuhrung der Geschéfte. Sind Préses und
Stellvertreterin  oder  Stellvertreter verhindert, treten an deren Stelle die Ubrigen Mitglieder des
Kirchensynodalvorstandes dem Lebensalter nach.

89
Altestenrat

(1) Ein Altestenrat unterstiitzt den Kirchensynodalvorstand bei der Vorbereitung und Leitung der Tagungen der
Kirchensynode.

(2) Der Altestenrat besteht aus den Mitgliedern des Kirchensynodalvorstandes, den Vorsitzenden der
Synodalausschisse und den Sprecherinnen und Sprechern der synodalen Propsteigruppen. Im Fall der
Verhinderung findet Vertretung durch die Stellvertretung der Vorsitzenden der Synodalausschiisse oder
Stellvertretung der Sprecherinnen und Sprecher der synodalen Propsteigruppen statt.

(3) Die oder der Prases beruft den Altestenrat ein und leitet ihn.

(4) Bei der Vorbereitung der ersten Tagung einer Kirchensynode nach ihrer Wahl steht dem Kirchensynodalvorstand
der vorangegangenen Kirchensynode ein vorlaufiger Altestenrat zur Seite. Diesem gehéren neben den Mitgliedern
des bisherigen Kirchensynodalvorstandes die in die neue Kirchensynode gewahlten Vorsitzenden von Ausschissen
der vorangegangenen Synoden sowie die neu gewahlten Sprecherinnen und Sprecher der synodalen
Propsteigruppen an. Sind letztere noch nicht neu gewahlt, treten an ihre Stelle die wieder in die Synode gewahlten
bisherigen Sprecherinnen und Sprecher. Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend. Hinzu tritt die oder der Altersprases (§ 2
Satz 1) der neu gewahlten Kirchensynode.



Drucksache Nr. 03/16

IV. Die Synodalverhandlung

8§10
Gottesdienst und Andacht

Wahrend jeder Tagung wird ein Gottesdienst gefeiert; jeder Sitzungstag wird mit einer Andacht begonnen und einem
Gebet beschlossen.

§11
Offentlichkeit

(1) Die Verhandlungen der Kirchensynode sind offentlich. Ton- und Videoaufnahmen sind mit Zustimmung des
Kirchensynodalvorstandes moglich.

(2) Die Offentlichkeit kann auf Antrag der Kirchenleitung, des Kirchensynodalvorstandes oder von 25 Synodalen
durch Beschluss der Kirchensynode ausgeschlossen werden. Verhandlungen Uber den Antrag sind nicht &ffentlich.
Bei nichtoffentlicher Verhandlung besteht hinsichtlich des Gangs der Beratung Verschwiegenheitspflicht.

§12
Verhandlungsleitung, Beschlussfahigkeit

(1) Die oder der Prases leitet die Verhandlungen der Kirchensynode. Sie oder er kann im Einvernehmen mit der
Stellvertreterin  oder dem Stellvertreter die Leitung der Verhandlung auf ein anderes Mitglied des
Kirchensynodalvorstandes Ubertragen.

(2) Zu Beginn einer jeden Tagung lasst die oder der Prases die Beschlussfahigkeit der Kirchensynode nach Artikel
37 Absatz 2 der Kirchenordnung feststellen. Wird spater die Beschlussfahigkeit angezweifelt, so ist durch
Auszahlung festzustellen, ob die Kirchensynode beschlussfahig ist. Ist bei einer Abstimmung oder Wahl die
Beschlussunfahigkeit nach der Zahl der abgegebenen Stimmen zu vermuten, ist auf Antrag die Beschlussfahigkeit zu
Uberprifen. Ergibt sich daraus die Beschlussfahigkeit, so ist die Abstimmung oder Wahl in derselben Sitzung zu
wiederholen. Wird ein Antrag auf Uberprifung der Beschlussfahigkeit nicht gestellt oder ergibt sich aus der
Uberpriifung die Beschlussunfahigkeit, wird die Abstimmung oder Wabhl in einer der nachsten Sitzungen wiederholt.

§13
Aufrechterhaltung der Ordnung in den Sitzungen

(1) Die Aufrechterhaltung der Ordnung in den Sitzungen ist Sache der oder des Prases. Sie oder er kann Synodale
zur Ordnung rufen. Bleibt ein Ordnungsruf ohne Erfolg, so kann die oder der Prases die Sitzung unterbrechen, bis
zwischen dem Kirchensynodalvorstand und der oder dem Synodalen ein Gesprach stattgefunden hat.

(2) Gegen den Ordnungsruf kann die oder der Synodale die Kirchensynode anrufen, die durch Beschluss ohne
Aussprache endgliltig entscheidet.

8§14
Erteilung des Worts, Redezeit

(1) Die oder der Prases erteilt das Wort in der Reihenfolge der schriftlich eingegangenen Wortmeldungen. Aus
Griinden der ZweckmaRigkeit kann sie oder er in der Reihenfolge Anderungen eintreten lassen.

(2) Der Kirchenprasidentin oder dem Kirchenprasidenten soll, den tbrigen Mitgliedern der Kirchenleitung kann auf
Verlangen jederzeit das Wort erteilt werden. Den in Artikel 33 Absatz 7 der Kirchenordnung genannten Mitgliedern
der Kirchenverwaltung oder der gesamtkirchlichen Einrichtungen kann auch auerhalb der Reihenfolge zu
Auskiinften Uber ihre Arbeitsgebiete das Wort erteilt werden.

(3) Zu Berichtigungen tatséchlicher Art und zu personlichen Erklarungen kann die oder der Prases auch auf3er der
Reihe das Wort erteilen.

(4) Zu Antragen zur Geschaftsordnung soll jederzeit das Wort erteilt werden. Hierdurch darf jedoch keine Rede
unterbrochen werden. Ein Geschéaftsordnungsantrag und seine Ablehnung kénnen von je einem Mitglied der Synode
in hochstens drei Minuten begriindet werden.

(5) Vor Schluss einer Aussprache ist der Berichterstatterin oder dem Berichterstatter auf Wunsch das Wort noch
einmal zu erteilen, und zwar ohne Beschrankung der Redezeit. Dasselbe gilt fir das Mitglied der Synode, das den
Antrag gestellt hat, wenn dieser Antrag vorher nicht in einem Ausschuss behandelt wurde.

(6) Die Redezeit bei einer Aussprache betragt in der Regel hochstens finf Minuten. Die Kirchensynode kann
Abweichungen zulassen.

(7) Die Synodalen haben sich an den Gegenstand der Verhandlung zu halten. Weicht jemand davon ab oder
wiederholt sich, so kann die oder der Prases zur Sache rufen. Wird diese Aufforderung nicht beachtet, so kann die
oder der Prases das Wort entziehen.

(8) Die Aussprache kann erst geschlossen werden, wenn keine Wortmeldungen mehr vorliegen. Die Kirchensynode
kann durch Beschluss die Redezeit beschranken oder keine weiteren Wortmeldungen mehr zulassen. Wer bereits zu
dem Beratungspunkt gesprochen hat, kann nicht beantragen, dass die Redezeit beschrankt wird oder keine weiteren
Wortmeldungen zu diesem Punkt zugelassen werden. An eine Beschrdnkung der Redezeit sind alle Synodalen
gebunden. Bei Auskunftserteilungen kann die beschlossene Redezeit ausnahmsweise Uberschritten werden, wenn
die oder der Préses eine Verlangerung fur erforderlich halt. Nach dem Beschluss, keine Wortmeldungen mehr
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zuzulassen, kénnen Antrage zur Sache nur noch von den Synodalen gestellt werden, die sich auf der Redeliste
befinden. Bereits beim Kirchensynodalvorstand vorliegende Antrage sind vor der Abstimmung Uber diesen
Geschéftsordnungsantrag bekannt zu geben. Wird ein Antrag zuriickgenommen, so hat die oder der Prases dies
sofort bekannt zu geben. Jedes Mitglied der Synode hat die Moglichkeit, sich diesen Antrag zu eigen zu machen.
Ergibt sich aus nach Schluss der Redeliste eingebrachten Antrdgen weiterer Beratungsbedarf, kann die
Kirchensynode auf Antrag beschliel3en, die Redeliste wieder zu erdffnen.

(9) Wenn die oder der Préases sich an der Beratung beteiligt, muss sie oder er den Vorsitz wahrend der
Beratungsdauer des betreffenden Verhandlungsgegenstandes abgeben.

§15
Einreichung von Antragen

(1) Antrage sind schriftlich bei der oder dem Préses einzureichen. Auf Verlangen von mindestens 25 Synodalen sind
der Schluss der Aussprache und die Abstimmung Uber EntschlieBungsantréage frihestens am Tag nach ihrer
Einbringung zulassig.

(2) Dies gilt nicht fur Antrage zur Geschéftsordnung.

(3) Antrdge auRerhalb der Haushaltsberatung, deren Annahme eine Erhéhung der Ausgaben im laufenden
Haushaltsjahr zur Folge haben wiirde, sind nur zulassig, wenn ein Finanzierungsvorschlag gemacht wird. Soll die
Deckung aus Riicklagen erfolgen, so ist der Antrag nur zuldssig, wenn er von mindestens 25 Synodalen unterstitzt
wird.

§16
Schluss der Beratung
eines Verhandlungsgegenstandes

Die oder der Prases spricht den Schluss der Beratung eines Verhandlungsgegenstandes aus, nachdem die
Aussprache hierzu beendet ist.

§17
Anhdorung von Personen,
die nicht der Kirchensynode angehéren

(1) Wenn der Kirchensynodalvorstand oder mindestens 25 Synodale es beantragen, kann die Kirchensynode die
Anho6rung von Personen, die nicht der Kirchensynode angehéren, beschliel3en.

(2) Diese Anhorung ist ein besonderer Teil der Synodalverhandlung. Eine Aussprache findet nicht statt. Fragen zu
dem betreffenden Gegenstand kdnnen gestellt werden. Antrage zur Sache sind wahrend der Anhdérung nicht
zugelassen.

§18
Gesetzesvorlagen aus der Mitte der Kirchensynode

Gesetzesvorlagen, die aus der Mitte der Kirchensynode eingebracht werden, missen von mindestens zehn
Synodalen unterzeichnet sein.

§19
Lesungen der Gesetzesvorlagen

(1) Die erste Lesung einer Gesetzesvorlage dient der allgemeinen Aussprache. Antrdge kénnen gestellt werden. Eine
Abstimmung zur Sache findet nicht statt.

(2) Nach Abschluss der ersten Lesung beschlielt die Kirchensynode, welchem Ausschuss oder welchen
Ausschiissen die Vorbereitung der zweiten Lesung Ubertragen wird, und im Falle der Beauftragung mehrerer
Ausschiisse, welcher Ausschuss federfiihrend sein soll. Die Kirchensynode kann auf Antrag auch entscheiden, die
Befassung mit der Gesetzesvorlage zu beenden. Der Antrag ist nur zuldssig, wenn er von mindestens zehn
Synodalen unterstiitzt wird.

(3) In der zweiten Lesung wird Uber die einzelnen Bestimmungen beraten und durch Abstimmung beschlossen. Bei
Gesetzen, durch die die Kirchenordnung geadndert oder erganzt wird, ist die in Artikel 39 Absatz 2 der
Kirchenordnung vorgeschriebene Mehrheit erforderlich.

(4) In der dritten Lesung wird Uber die Gesetzesvorlage in der Fassung, die sie in der zweiten Lesung erhalten hat,
abschlieRend beraten und endgiiltig beschlossen. Fiir die dritte Lesung sind Antrage auf sachliche Anderung
zuléssig, wenn sie vor der Lesung der oder dem Prases schriftlich Ubergeben worden sind. Auf Antrag einer oder
eines oder mehrerer Synodalen darf die dritte Lesung frihestens 15 Minuten nach Ende der zweiten Lesung
beginnen.

(5) Vor Eintritt in die zweite Lesung kann die Kirchensynode beschlieRen, die zweite und dritte Lesung
zusammenzufassen, wenn keine Anderungsantriage gestellt sind. Erstrebt eine Gesetzesvorlage eine Anderung oder
Ergdnzung der Kirchenordnung, so ist in der zweiten und dritten Lesung Uber die Teile der Vorlage getrennt
abzustimmen, bei denen ein Mitglied der Synode es beantragt.
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(6) Es finden regelmafig nicht alle Lesungen in einer Synodaltagung statt. Dies gilt nicht fir die Lesung zum
Haushaltsplan. Uber Ausnahmen entscheidet die Synode.

(7) Die Kirchensynode kann jederzeit Gesetzesvorlagen zur weiteren Vorbereitung den zustandigen Ausschiissen
Uberweisen. Bei nicht versammelter Kirchensynode steht dem Kirchensynodalvorstand die gleiche Befugnis zu.

(8) Die Kirchenleitung kann eine von ihr eingebrachte Gesetzesvorlage bis zum Eintritt in die zweite Lesung
zuriickziehen. Die Beratung wird dennoch fortgesetzt, wenn zehn Synodale dies beantragen.

§ 20
Lesungen des Haushaltsplans

(1) Die erste Lesung des Haushaltsplans dient der allgemeinen Aussprache. Antrdge kdnnen gestellt werden. Eine
Abstimmung zur Sache findet nicht statt.

(2) Die zweite Lesung des Haushaltsplans wird vom Finanzausschuss vorbereitet. Die Antrage sowie die
Stellungnahme des Finanzausschusses sind den Synodalen vor Beginn der zweiten Lesung schriftlich vorzulegen. In
der zweiten Lesung werden zuerst der Stellenplan, sodann die Budgetbereiche und die Anlagen zum Haushaltsplan
beraten und durch Abstimmung beschlossen. Antrage kénnen nur noch bis zu den jeweiligen Einzelabstimmungen
gestellt werden. Betreffen sie mehrere Budgetbereiche oder Einzelbestimmungen, so sind sie vorweg zu behandeln.
Wiirde ihre Annahme eine Erh6hung der Ausgaben zur Folge haben, ist der Finanzausschuss dazu zu hdéren.
Danach werden die einzelnen Bestimmungen des Haushaltsfeststellungsgesetzes beraten und beschlossen.

(3) In der dritten Lesung wird Uber den Haushaltsplan in der Fassung, die er in der zweiten Lesung erhalten hat,
abschlieRend beraten und endgiiltig beschlossen. In der dritten Lesung dirfen Antrdge nur noch zu in der zweiten
Lesung beschlossenen Anderungen gestellt werden. Sie sind vor der dritten Lesung der oder dem Prases schriftlich
zu Ubergeben. Wirde ihre Annahme eine Erhéhung der Ausgaben zur Folge haben, ist der Finanzausschuss dazu
zu horen.

(4) Antrage innerhalb der Haushaltsberatung, deren Annahme eine Erhdhung der Ausgaben zur Folge haben wirde,
sind nur zuléssig, wenn ein Deckungsvorschlag gemacht wird.

(5) In allen Féllen, in denen auch der Finanzausschuss eine Anderung des Haushaltsplans vorschlagt, wird uber
seinen schriftlich vorzulegenden Beschlussvorschlag zuerst abgestimmt. Uber aufrechterhaltene weitergehende
Antrage wird anschlieend abgestimmit.

(6) Uber sonstige Antrage, insbesondere wenn sie Auffassungen und Winsche der Kirchensynode zum
Haushaltsplan zum Ausdruck bringen (EntschlieBungsantrage), wird erst nach der Schlussabstimmung Uber den
Haushaltsplan beraten und beschlossen.

§21
Fassung der Fragen zu Abstimmungen
und Reihenfolge der Abstimmungen

(1) Jede Frage zu einem Gegenstand, tiber den abgestimmt werden soll, ist von der oder dem Prases so zu fassen,
dass dariiber mit ja oder nein abgestimmt werden kann. Sind mehrere Fragen zu stellen, so kiindigt die oder der
Prases die Reihenfolge vor der Abstimmung an.

(2) Bei Abanderungsantragen wird uber den weitergehenden Antrag zuerst abgestimmt. Sind Antrage auf Anderung
eines Hauptantrages angenommen, so wird der Hauptantrag mit diesen Anderungen abgestimmt.

§22
Mehrheit bei Abstimmungen

Bei Abstimmungen entscheidet die Mehrheit der abgegebenen Stimmen, soweit nicht die Kirchenordnung etwas
anderes bestimmt. Stimmenthaltungen und ungiiltige Stimmen bleiben unberiicksichtigt.

§23
__Form der Abstimmungen,
Uberweisung an Ausschuss

(1) Die Abstimmungen erfolgen durch Handaufheben, sofern nicht mindestens 25 Synodale einen Antrag auf
schriftliche Abstimmung unterstutzen.

(2) Wenn mindestens 25 Synodale es beantragen, ist ein Gegenstand, der noch nicht in einem Ausschuss beraten
worden ist, an den zustandigen oder einen zu bildenden Ausschuss zu tberweisen.

(3) Wenn Zweifel Uber das Ergebnis bestehen, wird die Abstimmung wiederholt. Die oder der Prases kann die
Wiederholung der Abstimmung schriftlich durchfiihren lassen. Daneben bleibt ein Antrag nach Absatz 1 unbertihrt.
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§24
Wahlen und Berufungen

(1) Bei Wahlen stellen sich die Kandidatinnen und Kandidaten der Synode vor und stehen fiir Fragen zur Verfiigung.
Die Synode kann auf Vorstellung und Personalbefragung verzichten, wenn nicht mindestens 25 Synodale
widersprechen.

(2) Auf Antrag einer oder eines Synodalen findet eine Personaldebatte statt, an der ausschliellich gewahlte und
berufene Synodale sowie die Mitglieder der Kirchenleitung teilnehmen. Betroffene Kandidatinnen und Kandidaten
sind ausgeschlossen. Es besteht hinsichtlich des Gangs der Debatte Verschwiegenheitspflicht.

(3) Bei den Wahlen und Berufungen entscheidet die Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Stimmenthaltungen und
ungiltige Stimmen werden den abgegebenen Stimmen zugerechnet.

(4) Wird diese Mehrheit auch beim zweiten Wahlgang nicht erreicht, so ist gewahlt, wer im dritten Wahlgang die
meisten Stimmen erhdlt. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los, das die oder der Prases zieht.

§ 25
Form der Wahlen

(1) Die Wahlen erfolgen schriftlich. Sie kdnnen durch Handaufheben erfolgen, wenn nur ein Wahlvorschlag vorliegt
und sich gegen dieses Verfahren kein Widerspruch erhebt.

(2) Bei der Wahl der Mitglieder der Kirchenleitung kann nur schriftlich gewahlt werden.
(3) Personalentscheidungen gelten als Wahlen.

8§26
Wahlausschuss

(1) Bei schriftich vorzunehmenden Wahlen oder Abstimmungen wird zur Unterstitzung des
Kirchensynodalvorstandes zu jedem Wahlgang ein Wahlausschuss aus mindestens drei und hdchstens neun
Synodalen durch die oder den Prases bestellt, dem ein Mitglied des Kirchensynodalvorstandes angehort.

(2) Entsprechendes gilt, wenn das Ergebnis bei Abstimmungen durch die oder den Prases nicht sicher festgestellt
werden kann oder angezweifelt wird. Bei Abstimmung durch Handaufheben ist in diesem Falle sicherzustellen, dass
das Ergebnis fir jeden Sitzblock durch zwei entgegengesetzt zadhlende Synodale getrennt ermittelt wird.

§ 27
Fragestunde

(1) Auf jeder Tagung der Kirchensynode wird eine Fragestunde vorgesehen. Fragen sind so kurz und bestimmt zu
halten, dass eine knappe Beantwortung mdglich ist. Sie durfen keine Wertungen oder unsachliche Feststellungen
enthalten.

(2) Die Fragen sind bis spéatestens drei Wochen vor Beginn der Synode beim Kirchensynodalvorstand einzureichen.
Bei Zustimmung durch die Kirchensynode kdnnen zusatzliche Fragen von grof3er Aktualitdt mit einer 24-Stunden-
Frist aufgenommen werden.

(3) Der Kirchensynodalvorstand kann Fragen zurlickweisen, die diesen Erfordernissen nicht entsprechen oder sich
auf Tagesordnungsgegenstande beziehen, falls eine Verstandigung mit der Fragestellerin oder dem Fragesteller
nicht oder nicht rechtzeitig erreicht werden kann. Gegen die Zuruckweisung kann die oder der Synodale die
Kirchensynode anrufen, die durch Beschluss ohne Aussprache endgultig entscheidet. Die zugelassenen Fragen sind
den Synodalen schriftlich vorzulegen.

(4) Die von der Kirchenleitung erarbeiteten schriftlichen Antworten auf die zugelassenen Fragen sind der oder dem
Prases spatestens zu Beginn der Synodaltagung zu Ubergeben. Die Fragestellerin oder der Fragesteller erhalt
unverzuglich einen Abdruck der sie oder ihn betreffenden Antwort.

(5) Nach Beantwortung der Frage findet eine Aussprache nicht statt. Wer die Frage gestellt hat, kann zum gleichen
Gegenstand zwei Zusatzfragen stellen. Auch aus der Mitte der Synode kdnnen dazu zwei Fragen gestellt werden.

8§28
Protokoll

(1) Uber die Synodalverhandlungen sind ein Beschluss- und ein Wortprotokoll aufzunehmen. Das Beschlussprotokoll
erscheint baldmdglichst im Amtsblatt. Das Wortprotokoll ist den Synodalen innerhalb von finf Monaten zu
Ubersenden. § 1 Absatz 8 gilt entsprechend. Eine zusatzliche elektronische Verdéffentlichung im Intranet der
Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau ist méglich.

(2) Daneben sind die Beschlisse und die Wahlergebnisse in einer besonderen Niederschrift festzuhalten. Diese
Niederschrift ist von der oder dem Prases und einem weiteren Mitglied des Kirchensynodalvorstandes zu
unterzeichnen.

(3) Das Nahere regelt der Kirchensynodalvorstand.
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V. Die Propsteigruppen

§29
Bildung und Aufgaben der Propsteigruppen

(1) Die Synodalen der Propsteibereiche bilden die Propsteigruppen.

(2) Die Propstin oder der Propst ladt alle Synodalen des Propsteibereichs zur konstituierenden Sitzung der
Propsteigruppe vor der ersten Tagung der Synode ein.

(3) In der konstituierenden Sitzung wéhlen die Synodalen eine Gruppensprecherin oder einen Gruppensprecher
sowie deren Stellvertretung.

(4) Die Propsteigruppe schlagt der Kirchensynode eine Pfarrerin oder einen Pfarrer und zwei Gemeindemitglieder fiir
den Benennungsausschuss vor.

(5) Die Propsteigruppe beréat Uiber die Wahlen in die Ausschiisse der Synode.

§30
Propsteigruppentreffen

(1) Die Propsteigruppentreffen finden in der Regel vor jeder Synodaltagung statt. Die Propsteigruppensprecherin
oder der Propsteigruppensprecher ladt die Synodalen des Propsteibereichs und die Propstin oder den Propst zwei
Wochen vorher unter Mitteilung der Tagesordnung zu dem Propsteigruppentreffen ein und leitet das
Propsteigruppentreffen.

(2) Die Propsteigruppe berat die Tagesordnung der Synodaltagung. Die Mitglieder der Synodalausschiisse
informieren (ber die Bearbeitung der Tagesordnungspunkte in ihren jeweiligen Ausschissen. Zu einzelnen
Tagesordnungspunkten der Beratungen der Propsteigruppe kdnnen Gaste hinzugezogen werden.

(3) Ein Protokoll Uber die Beratung wird nicht angefertigt.

VI. Die Synodalausschisse

§31
Bestellung und Zusammensetzung der Ausschiisse

(1) Die Kirchensynode bestellt folgende Ausschisse:
Benennungsausschuss,

Theologischer Ausschuss,

Rechtsausschuss,

Finanzausschuss,

Bauausschuss,

I O

Rechnungsprifungsausschuss,
7. Verwaltungsausschuss.

(2) Der Benennungsausschuss besteht aus einer Pfarrerin oder einem Pfarrer und zwei anderen
Gemeindemitgliedern eines jeden Propsteibereiches. Sie sind von den Synodalen des betreffenden
Propsteibereiches vorzuschlagen. Die Kirchensynode ist an diese Vorschlage nicht gebunden, hat aber aus jedem
Propsteibereich eine Pfarrerin oder einen Pfarrer und zwei andere Gemeindemitglieder zu wahlen.

(3) Der Bauausschuss besteht aus sechs von der Kirchensynode unter Berucksichtigung eines jeden
Propsteibereiches gewéhlten Synodalen, einer Vertreterin oder einem Vertreter des Finanzausschusses und zwei
weiteren Synodalen.

(4) Die Ubrigen in Absatz 1 genannten Ausschiisse bestehen aus je zwolf Synodalen. Dem Theologischen
Ausschuss sollen acht Pfarrerinnen oder Pfarrer angehdren, abweichend davon kénnen stattdessen berufene
Synodale der theologischen Fakultaten (Artikel 34 Absatz 2 KO) gewahlt werden. Den anderen in Absatz 1
genannten Ausschiissen sollen je vier Pfarrerinnen oder Pfarrer angehdéren.

(5) Die Kirchensynode bestimmt die Bestellung und Zusammensetzung weiterer Ausschisse.

§32
Erste Einberufung, Vorsitz und Schriftfihrung

(1) Das lebensalteste Mitglied beruft den Ausschuss zu seiner ersten Sitzung ein und leitet sie bis zur Wahl der oder
des Vorsitzenden.

(2) Jeder Ausschuss bestimmt durch Wahl, wer den Vorsitz, den stellvertretenden Vorsitz und die Protokollfiihrung
Ubernimmt. Die Protokollfiihrung kann auch abweichend von Satz 1 geregelt werden.
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§33
Einladung, Beratung, Beschlussfahigkeit
und Mehrheit bei Abstimmungen

(1) Die Mitglieder des Ausschusses sind mindestens eine Woche vor der Sitzung unter Mitteilung der Tagesordnung
in Schrift- oder Textform einzuladen. Dies gilt nicht fir Ausschusssitzungen wéhrend der Synodaltagung.

(2) Die Ausschisse tagen nicht 6ffentlich, sofern nicht der Kirchensynodalvorstand etwas anderes beschlief3t. Sie
sind beschlussfahig, wenn mehr als die Halfte ihrer Mitglieder anwesend sind. Beschliisse werden mit einfacher
Mehrheit der Anwesenden gefasst.

(3) Mitglieder der Kirchensynode kénnen bei den Beratungen der Ausschiisse zuhéren; dies gilt nicht fir den
Benennungsausschuss. Die Ausschiisse kdnnen auf besonderen Beschluss in geschlossener Sitzung beraten.

(4) Die Mitglieder des Kirchensynodalvorstandes kénnen jederzeit an den Beratungen der Ausschisse teilnehmen.

(5) Wer Antrage gestellt hat, kann zu den Beratungen hinzugezogen werden. Ebenso kénnen Sachverstandige den
Ausschuss beraten. An einzelnen Beratungsgegenstanden interessierte Personen kénnen angehort werden.

8§34
Umlaufbeschluss

(1) In Eilfallen, die nach Meinung der oder des Vorsitzenden keiner mindlichen Erérterung bedirfen, kann die
Beschlussfassung des Ausschusses auB3erhalb einer Sitzung durchgefiihrt werden (Umlaufbeschluss).

(2) Widerspricht ein Mitglied des Ausschusses dem Verfahren, so ist die Angelegenheit in der nachstfolgenden
Sitzung zu entscheiden. Der Widerspruch hat unverziiglich zu erfolgen.

(3) Ein Antrag ist im Umlaufverfahren angenommen, wenn ihm die Mehrheit der Mitglieder des Ausschusses
zustimmt.

(4) Der Wortlaut des Umlaufbeschlusses und das Abstimmungsergebnis sind in der néchstfolgenden Sitzung des
Ausschusses zu Protokoll zu nehmen.

§35
Teilnahme von Kirchenleitung
und Kirchenverwaltung

(1) Die Kirchenleitung ist zu den Sitzungen der Ausschiisse einzuladen. lhre Mitglieder kbnnen an den Beratungen
teilnehmen. Die Ausschiisse kénnen Auskiinfte von der Kirchenleitung einholen.

(2) Die Leiterin oder der Leiter der Kirchenverwaltung oder ein beauftragtes Mitglied der Kirchenverwaltung kann an den
Beratungen der Ausschisse teilnehmen. Die Ausschisse konnen die Entsendung der Leiterin oder des Leiters der
Kirchenverwaltung oder eines beauftragten sachkundigen Mitgliedes der Kirchenverwaltung verlangen. Diese sind
verpflichtet, den Ausschussmitgliedern Auskiinfte zu den Beratungsgegensténden zu erteilen.

(3) Zu einzelnen Tagesordnungspunkten kénnen die Ausschiisse beschlieRen, ohne Anwesenheit von Kirchenleitung
und Kirchenverwaltung zu beraten.

§ 36
Befassung mehrerer Ausschisse
mit einem Verhandlungsgegenstand

Fallt ein Verhandlungsgegenstand in den Geschéftsbereich mehrerer Ausschiisse, so kdnnen diese gemeinsam
beraten, sofern die Kirchensynode den Verhandlungsgegenstand den beteiligten Ausschissen lUberwiesen hat oder
die oder der Prases zustimmt. Jeder Ausschuss kann die Vorsitzende oder den Vorsitzenden eines anderen
Ausschusses bitten, eine Beauftragte oder einen Beauftragten an den Beratungen teilnehmen zu lassen, falls der
Gegenstand der Beratung dies erfordert.

8§37
Berichte der Ausschiisse

Die Ausschusse berichten jeweils zur Herbsttagung der Kirchensynode schriftlich Gber ihre Arbeit. Falls nétig kann
zusétzlich auch zu einer anderen Tagung schriftlich Bericht erstattet werden.

§38
Allgemeine Bestimmungen
far die Ausschusstétigkeit

(1) Die Bestimmungen dieser Geschaftsordnung gelten fur Ausschisse sinngemaR. Eventuell abweichende
Regelungen fir die Ausschussarbeit im Einzelnen bedirfen der Zustimmung des Kirchensynodalvorstandes.

(2) Sieht sich ein Ausschussmitglied nicht in der Lage, regelméafig an den Ausschusssitzungen teilzunehmen und an
der Arbeit des Ausschusses mitzuwirken, soll es seine Mitgliedschaft im Ausschuss zur Verfligung stellen.

(3) Kommt ein Ausschussmitglied den Pflichten nachhaltig nicht nach, kann der Kirchensynodalvorstand das Mitglied
nach Mitteilung der Vorsitzenden oder des Vorsitzenden aus dem Ausschuss ausschlieBen. Der betroffenen Person
wird Gelegenheit zur Stellungnahme zur Méglichkeit einer solchen Entscheidung gegeben.
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VII. Jugenddelegierte

§39
Sitzungsteilnahme von Jugenddelegierten
und Mitarbeit in den Ausschiissen

(1) An den Tagungen der Synode konnen bis zu finf Jugenddelegierte teilnehmen. Sie werden auf Vorschlag der
Evangelischen Jugend in Hessen und Nassau e. V. vom Kirchensynodalvorstand bestimmt.

(2) Jugenddelegierte kénnen wie Synodale
1. in den Sitzungen der Synode das Wort erhalten und Antrage stellen,

2. an den Ausschiissen der Synode, den Benennungsausschuss ausgenommen, teilnehmen und in den Sitzungen
das Wort erhalten,

3. das Fragerecht gemaR § 27 ausuben.

VIIl. Das Synodalbiro

§ 40
Personelle Besetzung,
Unterstellung unter die oder den Prases

Die personelle Besetzung der Planstellen der Beamtinnen, Beamten und Angestellten des Synodalbiiros entscheidet
der Kirchensynodalvorstand, die der Pfarrstelle der Theologischen Referentin bzw. des Theologischen Referenten
die Kirchenleitung auf Vorschlag des Kirchensynodalvorstands. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des
Synodalbiiros sind dienstrechtlich der oder dem Prases unterstellt. Im Ubrigen gelten fiir das Personal in der
Ausiibung seines Dienstes die allgemeinen Vorschriften fur die Angehdérigen der Kirchenverwaltung.

IX. Schlussbestimmungen

§41
Zweifel bei der Auslegung der Geschéaftsordnung

Uber Zweifel bei der Auslegung der Geschaftsordnung entscheidet die Kirchensynode. Im Einzelfall sind
Abweichungen zuléssig, wenn auf sie ausdriicklich hingewiesen wird und kein Mitglied der Synode widerspricht.

8§42
Inkrafttreten

Diese Geschaftsordnung tritt am 2. Juni 2016 in Kraft.
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IN HESSEN UND NASSAU

TOP 16

Wahl von drei Mitgliedern der Kirchensynode in die Mitgliederversammlung der
Diakonie Hessen

Wahlvorschlage

1. Detlef Bal3in
(Propstei Rhein-Main)

2. Volker Ehrmann
(Propstei Starkenburg)

3. Frank Puchtler
(Sud-Nassau)
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IN HESSEN UND NASSAU

TOP 17

Wahl von sechs Mitgliedern der Kirchensynode in den Koordinierungsausschuss
des Diakonischen Werks (8 7 Abs. 3 des Vertrags zwischen der EKHN und der
EKKW anl. der Bildung eines gemeinsamen Diakonischen Werks)

Wahlvorschlage

1. Ingrid Schmidt-Viertel (Propstei Starkenburg)
2. Dr. Gunter Volz (Propstei Rhein-Main)

3. Bernd Weirauch (Propstei Rheinhessen)

4, Ulrike Wegner (Propstei Rhein-Main)

5. Volker Ehrmann (Propstei Starkenburg)

6. Dr. Birgit Pfeiffer (Propstei Rheinhessen)




SYNODE DER EVANGELISCHEN KIRCHE Drucksache Nr. 06/16
IN HESSEN UND NASSAU

Wahlvorschlag des Benennungsausschusses

TOP 18 Wahl eines Mitglieds in den Aufsichtsrat der Gesellschaft fur
diakonische Einrichtungen in Hessen und Nassau

Dekan Volkhard Guth (Propstei Oberhessen)
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Berufung in den Stiftungsvorstand der Hessischen Lutherstiftung

Beschlussvorschlag:

Die Zwolfte Kirchensynode der EKHN beruft fiir die Dauer ihrer Wahlperiode nachfolgende Personen in
den Stiftungsvorstand der Hessischen Lutherstiftung:

e Herrn Professor Dr. Rainer Kessler, Altes Testament, Marburg.
e Herrn Professor Dr. Peter Scherle, Kirchentheorie, Okumene, Herborn.

e Frau Professorin Dr. Angela Standhartinger, Neues Testament, Marburg.

Rechtsgrundlage:
8§ 5 der Verfassung der Hessischen Lutherstiftung (i.d.F. vom 04.11.2007).

Begrindung:

Gemal § 5 Abs. 1 lit. ¢ der Verfassung der Hessischen Lutherstiftung werden von den funf Mitgliedern
des Stiftungsvorstandes der Hessischen Lutherstiftung drei Mitglieder von der Kirchensynode berufen
(siehe oben). Die Berufung in den Stiftungsvorstand erfolgt jeweils fir die Dauer der Wahlperiode der
Kirchensynode.

Zur Information:

Nach 8 5 Abs. 1 lit. a der Verfassung der Hessischen Lutherstiftung beruft die Kirchenleitung einen Ver-
treter/eine Vertreterin der Kirchenverwaltung, i.d.R. die amtierende Referentin/den amtierenden Referen-
ten fur Personalférderung und Hochschulwesen, die/der den Vorsitz im Stiftungsvorstand tGbernimmt.
Auch hier erfolgt die Berufung fir die Dauer der Wabhlperiode der Zwdlften. Kirchensynode. (Am
15.03.2016 wurde durch Beschluss der Kirchenleitung Herr OKR Dr. Holger Ludwig berufen.)

Nach § 5 Abs. 1 lit b entsenden die Fachbereiche Frankfurt und Mainz jeweils ein Mitglied.
Gegenwartig sind berufen:

Herr Professor Dr. Wolfgang Breul als Vertreter des Fachbereichs Ev. Theologie der Universitat Mainz fur
das Fach Kirchengeschichte,

Herr Professor Dr. Christian Wiese als Vertreter des Fachbereichs Ev. Theologie der Universitat Frank-
furt, Martin-Buber-Professur.

Da es fur die Beurteilung der Stipendienantrage gunstig ist, alle Kerndisziplinen wissenschaftlicher Theo-
logie zu bericksichtigen, werden zu den von der Kirchenleitung und den Fakultaten bereits berufenen
Personen die im Beschlussvorschlag genannten Personen der Kirchensynode zur Berufung vorgeschla-
gen.

Alle Personen sind mit der Berufung einverstanden.

Anlage:

Lebenslaufe

Referent: OKR Dr. Holger Ludwig
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IN HESSEN UND NASSAU

Peter Scherle
Die Kirchenordnung der EKHN und die Rolle der Synode

12. Kirchensynode der EKHN
Frankfurt am Main
3. Juni 2016

.Die Kirchensynode ist das malRgebende Organ
der geistlichen und rechtlichen Leitung der Gesamtkirche.”
(Artikel 31 Absatz 1 KO)

Ziel und Struktur der Uberlegungen

1.

Mit den folgenden Uberlegungen versuche ich der mir gestellten Aufgabe gerecht zu werden, der
neu gewahlten Synode eine mdoglichst anregende Orientierung fur ihre Arbeit zu liefern. Das
erfordert neben einigen geschichtlichen Ausblicken eine Skizze der Rechtslage und der
theologischen Grundlagen fir die Ordnung der EKHN. Dafiir habe ich neben der schriftlichen
Zusammenfassung meiner Uberlegungen auch drei Schaubilder mitgebracht, anhand derer ich einen
Uberblick schaffen will, den Sie fiir sich nutzen kénnen. Wir werden sehen, ob das gelingt, wenn ich
Ihnen nun im freien Vortrag die entsprechenden Uberlegungen vorstelle.

Um sich die Bedeutung der Rolle und der Aufgabe der Synode zu erschlieRen sind drei
Uberlegungen notwendig, die sich auf die Bestimmung des Artikel 31 Absatz 1 der KO der EKHN
beziehen: ,Die Kirchensynode ist das malRRgebende Organ der geistlichen und rechtlichen Leitung
der Gesamtkirche.”

a. Die Bestimmung der Synode als ,maRgebendes Organ“ muss im Kontext der Architektur
evangelischer Kirchenverfassungen verstanden werden, die theologische Griinde hat und die in
evangelischen Kirchen juristisch unterschiedlich ausgestaltet wurde. Es geht also darum, die in
der KO der EKHN vorgesehenen ,Organe“ und ihr Zusammenwirken in der Leitung der
kirchlichen ,Koérperschaft* zu verstehen.

b. Die Aufgabe der ,geistlichen und rechtlichen Leitung der Gesamtkirche* versteht sich
ebenfalls nicht von selbst. Deshalb muss Uber den Begriff der ,geistlichen Leitung* nachgedacht
werden. Dabei muss auch verhindert werden, dass geistliche und rechtliche Leitung
auseinanderfallen.

c. Erst im dritten Schritt lassen sich - nicht zuletzt im Vergleich und im Unterschied zu der
Funktionsweise von Parlamenten - einige Schlussfolgerungen fur die praktische Arbeit der
Kirchensynode ziehen.

Zur Architektur evangelischer Kirchenverfassungen

3.

Am besten lasst sich ein Verstandnis der Rolle der Synode und der anderen Leitungsorgane der
EKHN dadurch gewinnen, dass wir uns die grundlegende Architektur evangelischer
Kirchenverfassungen vor Augen fuhren. Diese lasst sich bezlglich der EKHN Uber Artikel 30 der KO
erschlieRen, in dem es heif3t: ,Leitungsorgane der Gesamtkirche sind die Kirchensynode, die
Kirchenleitung und die Kirchenprasidentin oder der Kirchenprasident. Gemeinsam leiten sie die
Kirche und représentieren sie in ihrer jeweiligen Funktion im gesamten o6ffentlichen Leben. In der
Wahrnehmung ihrer Aufgaben werden sie unterstiitzt von den Prdpstinnen und Prépsten und von
der Kirchenverwaltung.”

In dieser Formulierung ist von drei ,Organen“ der kirchlichen ,Kdérperschaft® die Rede, die
~.gemeinsam“ die EKHN leiten, deren Zusammenspiel jedoch nicht sofort klar ist. Auch die Rolle der
Propstinnen und Propste sowie der Kirchenverwaltung wird mit dem Begriff der ,Unterstitzung” nicht
sofort deutlich. Wer die Vorgeschichte dieser Regelung erinnert, erkennt in der Formulierung jedoch
die kirchenpolitische Absicht, einerseits das frihere ,Leitende Geistliche Amt‘ (LGA) als
Leitungsorgan abzuschaffen und andererseits die ,Kirchenverwaltung” nicht als eigenes
Leitungsorgan zu sehen. Erst die genaue Lektire der gesamten KO lasst erkennen, dass die KO
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dennoch nicht nur mit drei, sondern mit vier Dimensionen von Leitung arbeitet und diese ganz im
Sinne einer evangelischen Verfassungsarchitektur zuordnet. (Schaubild 1)

a. Die synodale Leitungsdimension wird durch das reprasentative Organ der Kirchensynode
ausgefllt.

b. Die episkopale Leitungsdimension wird durch den Kirchenprasidenten (in seiner
Verantwortung fir die gesamte EKHN) und seine Stellvertreterin gemeinsam mit den
Propstinnen und Propsten ausgefiillt.

c. Die konsistoriale Leitungsdimension wird durch die Kirchenverwaltung ausgefillt, die vom
Leiter der Kirchenverwaltung ,in eigener Verantwortung im Auftrag und nach Weisung der
Kirchenleitung“ (Artikel 57 KO) geleitet wird. Klassisch werden hier vor allem juristische und
theologische Expertisen vorgehalten, heute aber auch alle anderen Expertisen, die eine
staatsunabhangige Kirche braucht.

d. Die Kirchenleitung ist das Organ, durch die die vierte, die kollegiale Leitungsdimension
ausgefullt wird. In ihr werden die drei anderen Leitungsdimensionen zusammengefihrt. Sie wird
gebildet aus dem KP, seiner Stellvertreterin, den Prdpstinnen und Propsten, dem Leiter der
Kirchenverwaltung und den (nur mit beratender Stimme ausgestatteten) Dezernentinnen und
Dezernenten, zwei Mitgliedern des Kirchensynodalvorstandes und zusatzlich durch bis zu vier
Lhicht ordinierte Gemeindemitglieder" (Artikel 48 KO) erganzt. Der Vorsitz der Kirchenleitung
kommt dem KP zu. Die Kirchenleitung hat nach Artikel 46 KO ,den Auftrag, die Evangelische
Kirche in Hessen und Nassau nach MalRgabe der Entscheidungen der Kirchensynode geistlich
und rechtlich zu leiten*.

Diese vierdimensionale Architektur evangelischer Kirchenverfassungen hat sich in einem
langen Prozess herausgebildet, in dem theologische, politische und gesellschaftliche Einflisse
gewirkt haben. Entscheidend war dabei auf lange Sicht jedoch die theologische Uberzeugung, dass
die Verfasstheit der rémisch-katholischen Kirche nicht Vorbild fir die reformatorischen Kirchen sein
kann. Dies wurde allerdings erst vollends sichtbar, als die evangelischen Kirchen nicht mehr von den
jeweiligen Landesherren geleitet wurden, sondern nach 1918 eine eigene Leitungsstruktur aushilden
mussten.

a. Eine erste theologische Grundentscheidung war und ist der Bruch mit dem Amts- und
Weiheverstandnis, das sich im romisch katholischen Verstandnis des Bischofsamtes zeigt. In
der romisch-katholischen Kirche fallen drei unterschiedene Gewalten 8§ 135,1 CIC) in der
bischéflichen Leitungsgewalt (,potestas regiminis“) zusammen: die gesetzgebende (,potestas
iurisdictionis*), die richterliche (,potestas iudicialis*) und die ausfiihrende (,potestas
executionis*) Gewalt. Sie beruhen auf der sogenannten Weihevollmacht (,potestas ordinis“), die
mit der Bischofweihe verliehen wird und damit an einen in den reformatorischen Kirche in
Abrede gestellten geistlichen Stand gekoppelt ist. In den reformatorischen Kirchen werden
diese Machtformen aus theologischen Griunden grundsatzlich personal getrennt. Die
gesetzgebende Gewalt liegt bei den synodalen Gremien (und wird zugunsten des
unabhéngigen KVVG von der richterlichen Gewalt getrennt), die Ordinationsvollmacht kommt
dem leitenden ,ordinierten Amt* zu, die ausfihrende Gewalt nimmt die Kirchenleitung kollegial
und unterstitzt von der bereits im landesherrlichen Kirchenregiment vorhandenen
Kirchenverwaltung (Konsistorium) wabhr.

b. Angesichts dieser differenzierten Leitungsstruktur stellt sich jedoch die Frage, wie sich denn die
getrennten ,Gewalten” in der Kirche sinnvoll aufeinander beziehen lassen. Die genannten
Leitungsdimensionen werden in der sogenannten kollegialen Leitung zusammengefihrt.

Der tiefere theologische Grund fiur diese Verfassungsarchitektur liegt im evangelischen Verstandnis
von Kirche. Im Gegensatz zur romisch-katholischen Auffassung reprasentiert die sichtbare Kirche
nicht Christus, sondern bezeugt Christus. Die Kirche ist - indem sie hért und antwortet - ,Geschopf
des Wortes" (,creatura verbi*). Deshalb beginnt der Grundartikel mit dem Satz: ,Die EKHN steht in
der Einheit der einen heiligen, allgemeinen und apostolischen Kirche, die tberall dort ist, wo das
Wort lauter verkiindigt wird und die Sakramente recht verwaltet werden.* Dem Héren dient das ,Amt
der 6ffentlichen Wortverkiindigung und Sakramentsverwaltung“. Das Wort soll und muss ,6ffentlich
gelehrt* (,publice docere*) werden, damit es ,gehort® werden kann. Im Sinne des allgemeinen
Priestertums gilt jedoch auch ,Daf3 eine christliche Versammlung oder Gemeine Recht und Macht
habe, alle Lehre zu urteilen und Lehrer zu berufen, ein- und abzusetzen®, wie Martin Luther 1523
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feststellte. Dieser Zusammenhang zwischen der lehrenden und der hérenden Kirche bildet sich auch
in der Leitung evangelischer Kirche ab. Insbesondere in der Synode. Denn die Kirche, die aus dem
(gelehrigen) Horen geboren wird, gewinnt ihre Gestalt durch die Antwort auf das Gehérte. Diese
Antwort gibt auf gesamtkirchlicher Ebene die von den Kirchenmitgliedern gewahlte Synode, die auf
das kirchenbildende Wort hort, es fir heute erschliet und mit ihren Beschlissen in
Handlungsoptionen umsetzt, die sie zur Ehre Gottes und zum Heil der Menschen beschlief3t.

Der Begriff , Synode* fur dieses Organ der Leitung ist keineswegs zuféllig. Urspriinglich bezeichnet
das griechische ,synodos” ein Entscheidungsorgan der ,polis“ (der politischen Koérperschaft) und
zugleich eine kultische Versammlung. In der verbalen Form ,synodeuein“ ( = ,sich gemeinsam auf
den Weg machen”) eignete sich der Begriff, um das Selbstverstandnis des friihen Christentums zum
Ausdruck zu bringen. Als Pilger, die ihre Heimat im Himmel haben, sahen sich die Christinnen und
Christen als Fremdlinge, die gemeinsam auf dem Weg waren. Gemeinde-Sein bedeutete,
~-ausgestreut” (diasporein) unter den Vélkern, d.h. in der ,Diaspora“, zu leben und sich tGiberdrtlich als
Weg-Gemeinschaft in die himmlische Stadt, die ,Polis“, zu verstehen. So konnte jede Versammlung
der ortlichen Gemeinden und jede Zusammenkunft zur Klarung von Fragen, die alle Gemeinden
betrafen, als ,Synode“ - oder spéater - im lateinischen Westen als Konzil (,concilium®) - bezeichnet
werden. Es war ein Kennzeichen dieses Verstandnisses von Synode, dass die gottesdienstliche
Feier und entsprechende Entscheidungen uUber den Weg der kirchlichen ,Kodrperschaft”
zusammen gehorten. Die ,synodal“ oder ,konziliar* getroffenen Entscheidungen wurden daher als
.geistlich verstanden, ganz im Sinn der Formulierung aus der Apostelgeschichte: ,Es geféllt dem
Heiligen Geist und uns” (Apg 15,28). Dennoch hat dann Martin Luther 1519 darauf bestanden, dass
nicht nur der Papst, sondern auch Konzilien und Synoden irren kénnen. Denn, ob etwas dem
Heiligen Geist gefallt, wird sich immer erst in der Resonanz und der Rezeption des Beschlossenen
erweisen mussen.

Durch die amtstheologische Verengung der Geist-Theologie entwickelte sich die Vorstellung,
dass die Kraft des Heiligen Geistes an das Amtscharisma des Bischofs gebunden sei, der die Kirche
.monarchisch” leite. Dementsprechend waren mittelalterliche Synoden und Konzile in der rémisch-
katholischen Kirche grundsatzlich Versammlungen von Bischofen. Erst die Reformation brach
diese verengte Geist-Theologie auf und band die Kraft des Heiligen Geistes wieder an die Taufe.
Damit wurde die Vorstellung theologisch etabliert, dass eine Synode sich aus Getauften und nicht
nur aus den jeweiligen Amtstragern zusammensetzen sollte (vgl. dazu den Verfassungsentwurf der
Homberger Synode von 1526). Durchsetzen konnte sich diese Erkenntnis flachendeckend allerdings
erst im 19. Jahrhundert, da die evangelischen Kirchen im Rahmen des landesherrlichen
Kirchenregiments traditionell durch staatliche ,Konsistorien* geleitet wurden.

Die reformatorische Bewegung war - auch durch die politischen Umsténde - nicht daran interessiert,
eine eigene Kirchenleitung aufzubauen. Stattdessen Ubten die Landesherren eine Gesamtaufsicht,
ein ,Summespiskopat‘ aus, das durch die Unterscheidung von ,geistichem Regiment* und
~weltlichem Regiment* theologisch legitimiert wurde.

a. Der Landesherr hatte in Personalunion - gewissermafien als zweifache Person (,duplex
persona®) - die staatliche Kirchenaufsicht (,us circa sacra®) und die Kirchliche
Kirchengewalt (ius in sacra“) inne. Seine Leitung der Kirche, sein ,Kirchenregiment®, libte er
mit Hilfe von Verwaltungsbehdrden, mit ,Konsistorien“ aus, die sich aus Juristen und Theologen
zusammensetzten. In dieser Zusammensetzung der Konsistorien, die bis heute nachwirkt, kam
die Erkenntnis zum Ausdruck, dass die Verwaltung der Kirche eine , geistliche* Dimension
hat, die das ,weltliche Regiment" nie ganz aufsaugen kann.

b. Unter Bezug auf die landesherrliche Kirchengewalt verfestigte sich die Vorstellung, dass die
Pfarrer an der Leitung der Kirche ,ohne alle auRBerliche Gewalt, allein durch das Wort* (,sine vi
sed verbo*) mitwirken, also eine orientierende Aufgabe haben. Dementsprechend hatten
synodale Gremien der ,Geistlichen“ auch nur eine beratende Funktion. Sie glichen den
vormodernen, meist ,aristokratischen* Stéandeparlamenten. Damit wurde die Unterscheidung
von geistlichem und weltlichem Regiment noch einmal innerhalb der Kirche abgebildet.
Theologisch wird hier die Erkenntnis festgehalten, dass die Kirche zwar ,nicht von dieser Welt"
aber doch ,in der Welt" existiert.

c. Problematisch wird diese Unterscheidung einer rechtlichen von einer geistlichen Leitung der
Kirche jedoch immer dann, wenn sie Bereiche entlang dieser Unterscheidung trennt. Die Formel
von der ,geistlichen und rechtlichen Leitung der Kirche" ist gerade gegen eine solche Lesart
gerichtet, denn sie will die Einheit von rechtlich verfasster Kirche und geistlicher Leitung
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betonen. Mit den Worten der Barmer Theologischen Erklarung von 1934: Die Kirche ,hat mit
ihrem Glauben wie mit ihrem Gehorsam, mit ihrer Botschaft wie mit ihrer Ordnung mitten in der
Welt der Siinde als die Kirche der begnadigten Siinder zu bezeugen, dass sie allein Jesu
Eigentum ist und in Erwartung seiner Erscheinung lebt und leben méchte* (Bermen l11).

10. Die Grundidee einer presbyterial-synodalen Kirchenverfassung - also einer Leitung der Kirche
durch gewahlte Reprasentanten der kirchlichen Gemeinden - zeigt die Verschrankung der Einflisse
deutlich. Calvins , Vier-Amter-Lehre* (vgl. die Genfer Kirchenordnung von 1541), nach der neben
den Pastoren, Lehrern, Diakonen auch die Altesten an der Leitung der Kirche teilhaben sollten, hat
die Kirchenverfassungen reformierter Kirchen nachhaltig gepragt. Allerdings wurde diese Vier-Amter-
Lehre nicht mit dem Priestertum aller Glaubigen begriindet, sondern als eine biblisch vorgegebene
Ordnung verstanden.

a. In der Leitungspraxis wurden zwei Amter bedeutsam. Pfarrer (die in der Praxis das Amt des
Lehrers mit Inne haben) und Alteste leiteten die Gemeinden durch ein ,Presbyterium*
gemeinsam, indem sie die Heiligung der Getauften forderten und durch Kirchenzucht
Uberwachten. Die synodalen Versammlungen, auf denen Fragen von allgemeiner Bedeutung
fur die Kirche verhandelt wurden, setzten sich also zunachst aus diesen Amtsinhabern
zusammen. Unbeschadet dessen wurde durch diese Leitungsstruktur ein ,presbyterial-
synodales” Leitungsprinzip installiert, das auch unserer Kirchenordnung zugrunde liegt: Die
EKHN baut sich von den Kirchengemeinden Uber die Dekanate (Kirchenkreise) zur
Gesamtkirche auf.

b. Die andere Wirkung ergab sich durch die reformierte Bundestheologie, die Uber die Puritaner
Einfluss auf die Verfassungsvorstellungen der Aufklarung gewann. Die in diesem
Zusammenhang ausformulierte Idee, dass freie und gleiche Menschen durch einen auf
Vernunft begriindeten Gesellschaftsvertrag miteinander das Staatswesen begriinden, hat
ihrerseits die kirchliche Entwicklung beeinflusst. Die Vorstellung, dass alle Getauften als freie
Christenmenschen eine Synode bilden kénnen, verband sich mit einem Verstandnis von
Theologie, die sich der kritischen Vernunft aussetzt und zur Bildung der Getauften beitragt.
Synoden sollen dementsprechend Raume des 6ffentlichen Diskurses sein, in denen um ,das
Richtige* (das entschieden werden muss) im Horizont des Evangeliums gestritten werden
soll. Im Sinne des Grundartikels, vor dem sich jede synodale Beratung zu verantworten hat,
kann es dabei auch zu einem ,neuen Bekennen“ kommen, wie etwa in der Erweiterung des
Grundartikels 1991 um das Bekenntnis zur bleibenden Erwéhlung der Juden.

c. Mit dieser Entwicklung verbunden war die Absage an die anti-modernistischen Vorstellungen
von der ,Unfehlbarkeit* des im Papst kulminierenden rémisch-katholischen Lehramtes sowie der
Jrrtumslosigkeit” der Schrift, die ein evangelischer Fundamentalismus behauptete. Gegen diese
beiden Formen eines ,theokratischen* Anspruches hat sich das evangelische Verstéandnis von
Kirchenleitung abgegrenzt und die ,Synode" als Form ,geistlicher Leitung“ verstanden,
deren Funktionieren sich an ,demokratisch-republikanischen* Mustern orientiert.

11. In der Rheinisch-Westféalischen Kirchenordnung von 1835 wurde das spéater prdgende Mischsystem
aus konsistorialer und presbyterial-synodaler Verfassung erstmals greifbar. Mit dem Ende des
landesherrlichen ,Summepiskopats® musste nach 1918 in den evangelischen Kirchen auch die
Funktion der ,Episkopé” (der Aufsicht und der Ubersicht, die mit der Perspektive des Evangeliums
gewonnen wird) neu bestimmt werden. Nach den Erfahrungen im Dritten Reich verschiebt sich in
den Kirchenordnungen nach 1945 die episkopale Aufgabenbestimmung von der Leitung durch
.Kirchenzucht" zur Leitung durch , Orientierung*.

a. Die episkopale Dimension der Leitung wird nunmehr von Pfarrerinnen und Pfarrern
wahrgenommen, die nicht nur in der kirchlichen Gemeinde, sondern auch im Kirchenkreis und
in der Gesamtkirche berufen werden, vom Evangelium her zu orientieren, zu visitieren und zu
ordinieren. Diese Episkopé vollzieht sich im Rahmen einer presbyterial-synodalen
Grundordnung (mit konsistorialen Elementen), denn die leitenden Pfarrerinnen und Pfarrer
werden von der Synode gewahlt. Allerdings kann die Synode keine inhaltlichen Vorgaben fur
die Orientierungsaufgabe machen.

b. Die leitenden Pfarrerinnen und Pfarrer und die Kollegien, in die sie eingebunden sind, werden in
den einzelnen evangelischen Kirchen unterschiedlich benannt. So gibt es Bischéfe, Prases oder
Kirchenprasidenten und die kollegial unterschiedlich zugeordneten  Prdpstinnen,
Superintendenten, Pralatinnen oder Regionalbischofe. Wie auch immer diese Funktion benannt
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wird, es handelt sich grundsatzlich nicht um ein besonderes Weiheamt, sondern um Pfarramter
mit besonderer Leitungsaufgabe, deren Ubertragung - wie bei jedem Stellenwechsel im
Pfarramt - durch eine der Pfarrer/inneneinfihrung gottesdienstlich gleich strukturierte
.Installation” erfolgt. Deshalb gehort - wie die KO inzwischen zurecht festhélt - dazu auch ein
Predigtauftrag und ein Predigtort. Die Wahrnehmung von ,Wortverkindigung und
Sakramentsverwaltung” steht hier in einem Zusammenhang mit der episkopalen Aufgabe, in die
kirchlichen Leitungszusammenhange jene Sinnhorizonte einzuspielen, die das Wort Gottes uns
erschlief3t.

c. Eine gewisse Spannung im Blick auf die episkopale Dimension ergibt sich dadurch, dass im
evangelischen Konsistorium schon immer Theologinnen und Theologen tatig waren, die als
Ordinierte in der Kirchenverwaltung faktisch eine , geistliche* Orientierungsaufgabe mit
erfiillen. (Daraus lasst sich auch die Uberlegung ableiten, eine regelmaRige ,Wortverkiindigung
und Sakramentsverwaltung” fur konsistoriale Pfarrémter vorzusehen.) Die Kirchenverwaltung
als Ganze soll ja die ,geistliche Leitung“ der Kirche unterstitzen und ermdglichen, so dass auch
hier die Arbeit auf die Grundlagen des christlichen Glaubens hin reflektiert werden soll. Die
unterschiedlichen Expertisen sollen in diesem Sinne zusammenwirken, so dass die fir
Kirchenleitung und Synode erarbeiteten Vorlagen nicht dazu fiuihren, dass , geistliche und
rechtliche Leitung” auseinanderfallen. Das bringt die neue KO ganz sachgemaf dadurch
zum Ausdruck, dass auch die Dezernentinnen und Dezernenten in der Kirchenleitung mit
beraten. Sie sind es ja auch, die vor der Synode inhaltlich die integrierte Expertise vertreten
mussen.

Zur ,geistlichen und rechtlichen Leitung” als Aufgabe der Synode

12.

13.

Die Synode als ,maRgebendes Organ der geistlichen und rechtlichen Leitung“ der EKHN zu
bestimmen, erfordert insbesondere eine Klarung des Begriffs ,geistliche Leitung“. Daflr nutze ich ein
Strukturelement der St. Galler Theorie vom ,Integrierten Management®, namlich die
Unterscheidung von einer operativen, einer strategischen und einer normativen Dimension
von Leitung. Die Kunst guter Leitung besteht aber darin, diese drei Dimensionen nicht nur zu
unterscheiden, sondern eben auch integrieren zu kénnen.

In dem Schaubild, das ich jetzt entwickeln werde, geht es zwar um die Kirchensynode. Aber es wird
zugleich deutlich, dass die , geistliche Leitung” auf allen Ebenen der evangelischen Kirche (der
Kirchengemeinde, dem Dekanat, der Gesamtkirche) bei den synodalen und den nach ihrer MaRgabe
handelnden kollegialen Organen liegt. (Schaubild 2 und 3)

a. Das normative Leitungshandeln orientiert sich am Evangelium. Biblische Texte und
theologische Uberlegungen werden ,erschlossen®, um sich in der eigenen Aus-Richtung zu
vergewissern. Es geht darum, diese ,normativen Horizonte* im Zusammenhang der
strategischen Uberlegungen zu .entdecken’, also keine ,abschlieRenden* normierenden
Aussagen zu machen, sondern Sinnhorizonte ,aufzuschlieBen®. Daflr tragen Pfarrerinnen
und Pfarrer, die das episkopale Amt innehaben, eine besondere Verantwortung. Diese wird z.B.
durch den Bericht des KP wahrgenommen, der die Sinnhorizonte des Evangeliums fir den
Leitungsprozess ,aufschlieBen* soll, damit alle Synodalen sie fir die strategischen
Uberlegungen gemeinsam beraten und fruchtbar machen kénnen.

b. Das strategische Leitungshandeln ist planendes Handeln. Dazu ist es notwendig,
vorhandene Muster der Arbeit wahr- und aufzunehmen (Was hat sich bewéahrt? Wie kann es
sich kinftig bewahren? Was muss gegebenenfalls auch verandert werden?). Es muss geklart
werden, was getan werden soll — vor allem aber auch, was gelassen werden soll. ,Geistliche
Leitung” bedeutet, Entscheidungen zu treffen tber das, was fir richtig gehalten wird. Dazu
ist es notwendig, operative Anforderungen in nachvollziehbare strategische
Entscheidungsalternativen zu tbersetzen.

c. Das operative Leitungshandeln soll umsetzen, was strategisch und unter Beachtung der
Sinnhorizonte der Kirche entschieden worden ist. Es geht darum, ,richtig* und ,rechtzeitig”
zu handeln. Dabei ist zu Uberpriufen, ob Ziele und Mittel zueinander passen.
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d. Diese drei Ebenen erganzen und bedingen einander. Es wére also falsch, strikte Trennungen
zwischen den Ebenen zu vollziehen oder sie gar gegeneinander auszuspielen. Deutlich ist aber
auch, dass das strategische Leitungshandeln hier so etwas wie die Mitte der ,geistlichen
Leitung” bildet

14. Im Lichte dieses Modells ,integrierter Leitung"” lasst sich fiir die Rolle der Synode also festhalten: Sie
ist das malRgebende strategische Leitungsorgan der EKHN. Sie muss sicherstellen, dass die
Kirche ihren Auftrag in der jeweiligen Zeit leisten kann. Dazu muss sie Uber alle Aspekte der
kirchlichen Ordnung entscheiden kdnnen. Deshalb hat sie die Befugnis der Rechtssetzung und der
Wahl aller leitenden Ordinierten und der Leitungsebene der Kirchenverwaltung. Sie setzt auch der
Kirchenleitung ihren Handlungsrahmen.

a. Die Synode muss sich dabei aber selbst durch die Auslegung der Lehre (im Sinne des
Grundartikels) leiten lassen und deshalb den Dienst der , geistlichen Orientierung” durch die
leitenden Ordinierten (KP u. Stellvertreterin mit Propstinnen und Prdpsten) annehmen. Das
bedeutet zum einen, der theologisch reflektierten ErschlieRung der Sinnhorizonte (im Sinn der
»Auslegung der Lehre") in den synodalen Verhandlungen Raum zu geben. Zum anderen
verpflichtet es alle Synodalen zur Auseinandersetzung mit den Fragen der normativen
Orientierung (im Sinn der ,Prifung der Lehre” durch alle Getauften).

b. Die Zusammensetzung der Synode folgt deshalb auch nicht zuféllig dem Strukturprinzip
evangelischer Kirchenverfassungen, wonach in der Regel ein kleinerer Teil (in der EKHN bis zu
einem Drittel der Platze) dem ,ordinierten Amt“ zukommt. Darin kann ein Erbe der friilheren
Geistlichkeits- oder Amtstragersynoden erkannt werden. Dies fhrt immer wieder zu Irritationen,
auf die gleich einzugehen ist.

Zur Struktur und Arbeit der Synode

15. Zwischen der modernen parlamentarischen Demokratie und den evangelischen Kir-
chenverfassungen besteht zwar eine Affinitat, sie mussen aber klar unterschieden werden. Die
Kirchenordnung der EKHN ist nicht von einer autonomen verfassungsgebenden Gewalt auf der
Basis des Prinzips der Volkssouveranitat erlassen worden. Der Grundartikel zu Beginn macht
deutlich, dass die EKHN sich als Kirche Jesu Christi begrindet, d.h. dass sie ihre
verfassungsgebende Gewalt - um es theologisch zuzuspitzen - in der Kraft des Heiligen Geistes
erkennt, auf welche die EKHN mit ihrer Ordnung im Sinne von Barmen Il antwortet. Deshalb
reprasentiert die Synode auch nicht das ,Kirchenvolk®, sondern die , Kirche Jesu Christi“.
Die Synode ist daher im eigentlichen Sinn kein Parlament und die Mitglieder der Kirchensynode
-haben ihre Entscheidungen als Glieder der Gemeinde Jesu Christi allein in der Bindung an Gottes
Wort und gemalR dem Grundartikel zu treffen und sind in ihrer Verantwortung fur die Kirche an
keinerlei sonstige Weisungen gebunden” (Artikel 35 Absatz 1 KO). Auch die Zuordnung der Organe
beruht nicht auf dem Prinzip der republikanischen Gewaltenteilung, sondern auf der theologisch
begriindeten Uberlegung, dass die Rechtssetzungsgewalt (,potestas jurisdictionis®) und die
Ordinationsvollmacht (,potestas ordinis*) in einer evangelischen Kirche nicht in einem Amt
zusammenfallen sollen. Obwohl die Synode eine Gesetzgebungs- und eine Wabhlfunktion sowie das
Haushalts- und Budgetrecht hat, so hat sie doch keine Kontrollfunktion gegeniiber einer ,Exekutive”.
Es geht kirchlich vielmehr um das Zusammenwirken der Leitungsorgane.

a. Synodale sollen nicht im Auftrag von Anderen handeln - auch nicht ihrer Dekanatssynoden oder
ihrer Kirchengemeinden. Sie sind allein auf Schrift, Bekenntnis und die Ordnung der Kirche
verpflichtet und sollen durch diese Bindung frei von allen anderen Bindungen werden. Hier
drickt sich das aus, was in den reformatorischen Schriften die ,Freiheit eines
Christenmenschen“ meint. Die Synodalen sind allein Christus verpflichtet, nicht aber
bestimmten Interessen, wie z.B. denen ihrer Region oder bestimmter Handlungsfelder. Als
Synodale reprasentieren sie die ganze Kirche, die sich wiederum als Zeugin Jesu Christi
versteht. Deshalb durfen z.B. die vorsynodalen Vorbereitungstreffen in Propsteigruppen nicht
den Eindruck befordern, in der synodalen Beratung mussten die Interessen einer Region
vertreten werden.

b. Fir die Ordinierten gilt im Grundsatz dasselbe. Genau genommen gilt es sogar verscharft, da
Pfarrerinnen und Pfarrer dem Missversténdnis unterliegen kénnen, dass sie in der Synode die
Interessen eines Berufs(-standes) vertreten. Ihr Ordinationsversprechen schlie3t aber genau
diese Sichtweise aus, da es nur ihren Auftrag des ,publice docere* schiitzt. Und als Synodale
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sind sie ohnehin, wie alle Synodalen, der Gesamtkirche verpflichtet. Und nur diese Aufgabe
begriindet die Entscheidung evangelischer Kirchenverfassungen, einen Teil, d.h. in der EKHN
ein Drittel der Synodalen, aus den Pfarrerinnen und Pfarrern wahlen zu lassen. Deshalb ist es
auch ein Missversténdnis des Charakters der Synode, wenn Berufsgruppen und in der Kirche
Beschaftigte auf eine personelle Vertretung ihrer Interessen (!) in der Synode dréngen.

Dennoch zeigt sich hier ein strukturelles Problem, das sich sogar verscharft. Zum einen macht
die zunehmende ,Berufsformigkeit* ihres Dienstes Pfarrerinnen und Pfarrer anfalliger fir eine
berufliche Interessenvertretung. Zum anderen gibt es unter den ehrenamtlichen Synodalen
noch eine Reihe von ,Pradikantinnen und Préadikanten®, die selbst am Verkindigungsdienst
teilhaben. Insgesamt spricht die Situation dafur zu klaren, ob es neben dem
sverkindigungsamt* und dem ,Leitungsamt®, die in Artikel 6 Absatz 4 KO vorgesehen sind,
nicht noch weitere ,Amter* (wie z.B. ein kirchenmusikalisches, gemeindepadagogisches oder
diakonisches Amt) in der EKHN geben soll, die dann auch in die Synode gewahlt werden
konnten. Diese Moglichkeit wird in Artikel 6 Absatz 4 KO offen gehalten. Problematisch wére es
allerdings, wenn die ,Amter* die ,Gemeindemitglieder” in der Synode verdrangen wiirden.

In der Praxis ergibt sich noch eine ganz andere Herausforderung. Die Arbeit in Synoden und
Synodalvorstanden bringt viele Ehrenamtliche, die beruflich oder familiar eingespannt sind, an
ihre Grenzen, weil die Komplexitat kirchlicher Organisation zugenommen hat. Die Mitarbeit in
Synoden erfordert einen hohen zeitlichen Aufwand. Das kann zu einer sozial-kulturellen
Verengung (hinsichtlich Alter, Geschlecht, Beruf, Milieu usw.) in der personellen
Zusammensetzung von Synoden fuihren. Hieraus ergibt es eine grof3e Verantwortung derer, die
ihre Expertise zur Verfigung stellen, sowie der Kirchenleitung und des KSV, die Vorlagen
erarbeiten, die operativen Anforderungen in nachvollziehbare strategische Entscheidungs-
alternativen zu Ubersetzen.

16. Das fiihrt zu einem weiteren wichtigen Aspekt der synodalen Arbeit. Es ist zu beachten, dass bei
Synoden - &hnlich wie bei Parlamenten - zwei Funktionen zu unterscheiden sind: die Sicherung der
kirchlichen und gesellschaftlichen Legitimitat (!) und die Sicherung der Expertise bei
Entscheidungen.

a.

Synodale mussen sich darauf verlassen kdnnen, dass alternative Entscheidungsvorschlage
sachgemall und nachvollziehbar aufbereitet sind. Dazu dienen die Arbeit der synodalen
Ausschisse und das Einbeziehen der Expertise, die in der Kirchenverwaltung vorgehalten oder
die zusatzlich herangezogen wird. Ohne diese Expertise wére synodale Arbeit nicht moglich.

Auch die zweite Funktion sollte nicht unterschatzt werden: Durch ihre Entscheidungen - als
gewahlte und berufene Mitglieder der Synode - legitimieren sie die Richtung der Arbeit nach
innen (im Blick auf die kirchliche Koérperschaft) und auf3en (im Blick auf die politische
Kdrperschaft). Diese Sicherung der Legitimitét ist auf eine inszenierte Kommunikation durch
die kirchliche Offentlichkeitsarbeit angewiesen, die insofern also auch eine Leitungsaufgabe
mit wahrnimmt.

Die Unterscheidung der beiden Funktionen ist fur die alltdgliche Synodenarbeit uR3erst wichtig.
Im Plenum der Synode steht die Legitimitat im Vordergrund, d.h. es geht dabei immer auch um
das Bild von Kirche, das in dieser Kommunikation inszeniert wird. (Hier liegt m.E. der eigentlich
Antrieb, die Synode nach auf3en, der Gesellschaft und dem Staat gegenuber, als ,Parlament*
zu bezeichnen.) In den Ausschissen, den vorbereitenden Arbeitsgruppen der
Kirchenverwaltung und den Vorlagen der Kirchenleitung muss die Expertise eine Chance
haben.

Der Heilige Geist und die Synode — Die Synode und der Heilige Geist

17. Die Synode soll sich im urspringlichen Sinn als gottesdienstliche Versammlung derer, die
miteinander auf dem Weg des Glaubens sind, verstehen. Deshalb legte die Geschéftsordnung der
11. Kirchensynode fest: ,Wahrend jeder Tagung wird ein Gottesdienst gefeiert; jeder Sitzungstag
wird mit einer Andacht begonnen und einem Gebet beschlossen.” (8 19 KSGeschO) Diese Praxis ist
keine fromme Dekoration, sondern bringt zum Ausdruck, dass die gesamte Beratung der Synode
im Horizont der Gott-Offenheit stattfindet. Deshalb ware es nicht sachgemaR in Gottesdienst,
Andacht und Gebet die ,geistliche Leitung® zu erkennen, die Haushaltsberatung und
Gesetzgebungsverfahren aber (lediglich) als ,rechtliche Leitung” zu verstehen. Es geht vielmehr um
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den Geist, der im gesamten synodalen Prozess herrscht, der die Einzelnen reitet und die
Atmosphére bestimmt.

a.

Dabei ware es theologisch besonders abwegig, eine bestimmte Form von ,Glaubigkeit* oder
religibsem ,Enthusiasmus” zur Bedingung synodaler Mitarbeit zu machen. Der Heilige Geist ist
kein Besitz Einzelner und keine personale Eigenschaft, sondern eine Kraft, deren Wirkung
sich erst im Ruckblick erwiesen haben wird.

Der MalR3stab fir diese Wirksamkeit des Heiligen Geistes ist denn auch nicht eine persoénliche
Gestimmtheit, sondern ob die Synode ,das als richtig Erkannte* entschieden hat. Die zentralen
Kriterien fiir das Richtige aber sind durch die Bezogenheit des Heiligen Geistes auf die
Schépfung, die Erhaltung der Schépfung und die Neuschépfung bestimmt. Demnach lasst sich
das Wirken des Heiligen Geistes im Seufzen der verletzten Kreatur vernehmen, in den
Anstrengungen, mit der Schopfung sorgsam umzugehen sowie in den vielfaltigen Imaginationen
einer geheilten und verwandelten Schépfung.

Von einer Gott-Offenheit synodaler Arbeit lasst sich also insbesondere da reden, wo sich jene
Welt-Offenheit zeigt, die davon ausgeht, dass uns der Heilige Geist entgegen weht, ,wo und
wann er will* (Confessio Augustana Art 5). Entscheidend ist dabei die Qualitdt der Ent-
scheidungen, also ob sich das als richtig Erkannte auch vor dem normativen Horizont des
Grundartikels theologisch ausweisen lasst. Daflir tragen alle Mitglieder der Synode die
Verantwortung. Sie werden ihr geistlich gerecht, indem sie ihre Entscheidungen als
irrtumsfahig und vergebungsbedirftig verstehen. Denn sie mussen - wie eine kybernetische
Grundregel besagt - eben deshalb entscheiden, weil Sachverhalte unentscheidbar sind,
sich also nicht von selbst ergeben.

Herausforderungen fur die 12. Kirchensynode der EKHN — Ein Ausblick

18. Deshalb sollen zum Schluss zwei Herausforderungen benannt werden, die sich aus den Kriterien
der Gott-Offenheit und der Welt-Offenheit ergeben. Das liegt zwar schon am Rand meines
Auftrags, aber ich gehe das Risiko ein, um deutlich zu machen, worum es dabei m.E. geht.

a.

Die erste Herausforderung ergibt sich aus einer Entwicklung, die mit den langfristigen
Prozessen der Sakularisierung, der Entzauberung und der Entkirchlichung zu tun hat. In
modernen Wohlstandsgesellschaften gibt es eine Bewegung in Richtung Konfessionslosigkeit,
durch die die beiden grof3en Kirchen hierzulande kleiner werden. Dieser Prozess darf nicht als
ein Versagen der Kirche oder als eine Folge schlechter Arbeit in den Kirchengemeinden,
Dekanaten oder kirchlichen Einrichtungen interpretiert werden. Gefordert ist vielmehr eine
geistliche Haltung, die aus der Kraft des Heiligen Geistes lebt und darauf vertraut, dass auch
eine zahlenmafig kleinere und weniger reiche Kirche fur alle Menschen Rechenschaft von
ihrer Hoffnung ablegen kann. Ob sie diese grof3e Hoffnung ausstrahlt, das wird die
Herausforderung fur die 12. Synode sein. Sie kann sich dabei an der synodalen Weg-
Gemeinschaft der ersten Christen orientieren, fir die das Leben in der ,Diaspora“
Ortsbestimmung und Auftrag war.

Die zweite Herausforderung bezieht sich auf die gesellschaftliche und politische Lage in
Deutschland und Europa zu tun. Denn auch ,die Vertretung des ihr aufgetragenen Zeugnisses
gegeniber anderen Kirchen, dem Staat und der Gesellschaft (Artikel 31 Absatz 3 Ziffer 4 KO),
gehdrt zum Auftrag der Synode. Gefordert ist ein Eintreten fir den européischen Traum von
freiheitlichen und solidarischen Lebensverhéltnissen fir alle Menschen, der sich durch
scharfe gesellschaftliche Konflikte und in Folge zweier Weltkriege herausgebildet hat. Dieser
Traum ist heute vielfaltig in Frage gestellt. Gerade deshalb braucht es das Zeugnis von jener
Hoffnung, die aus der Kraft des Heiligen Geistes erwéachst, der uns im Seufzen der verletzten
Kreatur ebenso entgegenweht, wie in den schopferischen Vorstellungen einer Welt, in der die
Not, die Gewalt, die Unfreiheit und die Unsicherheit eingehegt sind. Fur die Erkenntnis, wann
und wo das synodales Handeln erfordert, braucht es vor allem Geistes-Gegenwart. Und dies
winsche ich dieser Synode.



Dimensionen von Leitung in der Kirche
Zur Architektur evangelischer Kirchenverfassungen — am Beispiel der EKHN
(*berufen, geistlich orientierend zu wirken* /

sgeistliche Leitung ... insbesondere in
Ordination und Visitation* Art. 51 KO)

(,das mafligebende Organ der geistlichen

und rechtlichen Leitung “ Art. 31 Abs. 1 KO)
""" (,.... nach MalRgabe der Entscheidungen der Synode

SynOdaIe Dimension geistlich und rechtlich leiten.” Art. 46 KO)
kollegiale Dimension

- ~..

S
S,
N

.. episkopale Dimension

KP + Stellv.

Kirchen- _ .
synode Kirchenleitung +
(Leitung: (Leitung: KP) Propste und
Prases + KSV) o* Propstinnen
KP ,vertritt als Vorsitzender der KL die ‘$‘ opst €
EKHN im gesamten kirchlichen und
offentlichen Leben“ und ,hat das Recht,
in eigener Verantwortung zu !
wesentlichen Fragen, die Kirche,
Theologie und Gesellschaft betreffen,
tellung zu nehmen®. (Art 51 KQ
,potestas iurisdictionis* ™./ \ 7 , potestas ordinis*
Vollmachtzur e Kirchen- | .7 Vollmacht zur
Rechts(durch)setzung verwaltung Ordination

Die Reformation bricht mit einem Amts- und

Weiheverstandnis, das das Charisma der Leitung an
das Bischofs- und infolge das Priesteramt und damit
an einen ,geistlichen Stand“ bindet.. Demgegeniiber

Evangelische Kirchenverfassungen (wie die KO
der EKHN) wollen sicherstellen, dass die ,potestas
iurisdictionis” und die ,potestas ordinis" nicht in

eins fallen. Die (presbyterial-)synodale, die konsistoriale Dimension

konsistoriale und die episkopale Leitung sollen sind alle Getauften ,Geistliche“. Das allgemeine

durch die kollegiale Leitung aber trotzdem (,unterstitzt die Kirchenleitung ... Priestertum wird gesichert, indem die Aufgabe der

aufeinander bezogen bleiben. Die verschiedenen fihrt die laufenden Verwaltungsgeschéfte ...* offentlichen Orientierung (,publice docere*) eine
geordnete Berufung (,rite vocatus®) erfordert.

Organe sollen Kirche gemeinsam leiten. Art. 57 Abs. 1 KO)



Dimensionen von Leitung in der Kirche

SYNODAL EPISKOPAL KONSISTORIAL KOLLEGIAL
Gesamt- Kirchensynode KP + Stellv., KP + stellvertr. KP Kirchenleitung (KL) Kirchliches
kirche (KSV > Prases) Propstinnen und (far Kirchenleitung) (Vorsitz: KP) Verfassungs- und
Propste Leiter der KP u. Stellv., 2 KSV, Verwaltungsgericht
(Vorsitz: KP) Kirchenverwaltung alle Propstinnen und (KVVG)
Propste, LKV + drei
(,geborene* Mitglieder Dezernenten (ohne
in der KL) Stimmrecht), 2 - 4
,Gemeindemitglieder’
Propstei Propst / Propstin
Dekanat Dekanatssynode Dekan/in + Stellv. DSV-Vorsitzende/r DSV
(DSV > Vorsitzendel/r) + Dekanl/in (Vorsitz gewahlt)
(,geborenes' Mitglied (fur DSV) [gewahlte/berufene
im DSV) Regionalverwaltung Mitgl. + Dekanin]
Kirchen- gewahlte und berufene Pfarrer/in KV-Vorsitzende/r + KV
gemeinde Mitglieder des Stellvertreter/in (Vorsitz gewahlt)
Kirchenvorstands (,geborenes' Mitglied (fir KV) [gewahlte/ berufene
(Vorsitz + Stellv.) im KV) Regionalverwaltung Mitglieder + Pfrin]
geistlich-rechtliche geistlich orientieren, geistlich-rechtliche kollegiale
Leitung visitieren, ordinieren Leitung geistlich-rechtliche
(,Kanzelrecht") administrieren Leitung
,hinkende' Legislative Exekutive Judikative

Analogie




,Geistliche Leitung® durch die Kirchensynode

Modell einer Gott-Offenheit
.ntegrierten Leitung"® synodaler Beratung
normative Horizonte Andacht Grundartikel »geistliche

erschliel3en Orientierung®
(Sinn fur die Aus-Richtung) S ‘ _ _ (zulassen und

Y * Reflexion auf die gemeinsam suchen)
= Grundlagen und
N = Sinnhorizonte des
®) = christlichen Glaubens
D Vorlagen der -
Kirchenleitung )
E Entscheidungen
Stl‘ategISChe N vorbereitet und Ubel’ daS R|Cht|ge ge|StI|Che /
: > rechtliche
Entscheidungen Gottes- _ *Wahlen Leitun
treffen enet geleitet durch KSV Gesetze g
ichtig“ *Haushalt ...
(das als ,richtig“ Erkannte) Expertise der
T Kirchenverwaltung A
A * Ubersetzung operativer
G Anforderungen in nach-
U = vollziehbare strategische
= Entscheidungsalternativen
N :
operative Umsetzung = operative Machbarkeit
ermoglichen Gebot und RechtmaRigkeit

(,richtig” + ,rechtzeitig“ handeln)
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IN HESSEN UND NASSAU

BERICHT DES PRASES
der Elften Kirchensynode

Die Beschliisse der 13. Tagung der Elften Kirchensynode sind im Amtsblatt der EKHN Nr. 1/2016
veroffentlicht.

. Seit der Bekanntgabe des vorlaufigen Ergebnisses der Wahlen zur Zwélften Kirchensynode im

Amtsblatt 4/2016, S. 117 — 126:

Ausgeschiedene Synodale Nachfolge
Hans Georg Kreuseler Astrid Ellermann
56130 Bad Ems 65582 Aull
Sitzungen

Der KSV trat seit der 13. Tagung der Elften Kirchensynode zu sieben Sitzungen zusammen.

Sitzung des Altestenrates der Elften Kirchensynode zur Vorbereitung der Einladung zur konstituieren-
den Tagung

Teilnahme an den Sitzungen der Kirchenleitung

Klausurtagungen KL/KSV

Teilnahme an den Sitzungen der AG Jubildaum Grundartikelerweiterung

Teilnahme an den Sitzungen des Theologischen Beirats zur Reformationsdekade

Teilnahme an den Sitzungen des Vergabegremiums fir Mittel aus dem Titel der Reformationsdekade
Teilnahme an der Sitzung der AG Reformationsdekade der EKHN

Teilnahme an der Sitzung des Lenkungsausschusses ,Reformationsjubilaum 2017“ in Berlin
Teilnahme an der Sitzung im Rathaus Worms zu ,Luther 2017*

Teilnahme an der Sitzung zur Vorbereitung der Lutherdekade des Landes Rheinland-Pfalz im Justiz-
ministerium zu Mainz

Teilnahme an der Sitzung des Kuratoriums der Ehrenamtsakademie
Teilnahme an der Sitzung des Vorstandes der Ebernburgstiftung
Teilnahme an der Sitzung zur Vorbereitung der Wormser Religionsgesprache 2016

.Rechnungsprifungsamt der EKHN

RegelméaRige dienstliche Gesprache mit dem Leiter des Rechnungsprifungsamtes
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. Veranstaltungen, Kontakte unter Mitwirkung des Prases bzw. von Mitgliedern des KSV

Mitwirkung als Schirmherr fir das Konzert des Vereins ,Gemeinsam gegen Kélte* zugunsten der
Evangelischen Wohnungslosenhilfe Mainz in der Altmtnsterkirche

Okumenische Adventsfeier im Zentrum Okumene in Frankfurt

Fuhrung im Bibelhaus Erlebnis Museum in Frankfurt

Teilnahme am Weihnachtsgottesdienst in der Pauluskirche in Darmstadt
Neujahrsempfang der Stadt Oppenheim

Teilnahme an der Tagung der Landessynode der Evangelischen Kirche im Rheinland
Empfang der Ministerpréasidentin Malu Dreyer in der Staatskanzlei in Mainz
Teilnahme an den Tagungen des Stadtdekanats Frankfurt a. M.

Erdffnung Rheinhessenjahr im St. Peter Dom zu Worms

Verleihung der Carl-Zuckmayer-Medaille an Sven Regener im Staatstheater in Mainz

Gemeinsame Eréffnung mit Generalvikar Giebelmann und Landtagspréasident Mertes der Vernissage
im Mainzer Dom zum Gedenktag an die Opfer des Nationalsozialismus 2016

Vortrag zum Thema ,Die judische Bibel als Buch der christlichen Gemeinde" in der Luthergemeinde in
GielRen

Pressekonferenz zum Projekt DRIN in der Diakonie Hessen in Frankfurt

Teilnahme am Ausflug des Rechnungsprifungsausschusses in Darmstadt

Teilnahme an der Tagung der Landessynode der Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck
Predigt im Festgottesdienst zu ,300 Jahre Kirche" in der Kirchengemeinde Worms-Leiselheim
Besuch Staatssekretarin Iris Gleicke im Kunsthaus Heylshof in Worms

Ero6ffnung Lutherbilderausstellung in Worms

Vortrag ,Christliche Konfessionen in Rheinhessen ab 1816" im Martinushaus in Worms
Interview mit ZDF-Team und Drehbuchautor fir einen Film zum Reformationsjubilaum

Referat Uber die Zusammenarbeit mit der Kirchensynode bei der Konferenz der Vorsitzenden der De-
kanatssynodalvorstande

Predigt im Universitatsgottesdienst am ersten Ostertag in der Christuskirche Mainz

Teilnahme am Treffen der Arbeitsgemeinschaft der Leitungen der kirchlichen Rechnungsprifungsein-
richtungen in der Evangelischen Kirche in Deutschland in Frankfurt

Verabschiedung des Vorstandsvorsitzenden Dr. Wolfgang Gern und Einfiihrung von Horst Rihl als
Vorstandsvorsitzender der Diakonie Hessen und anschlieRender Empfang in Wiesbaden

Mitwirkung bei den Wormser Religionsgesprachen 2016
Fuhrung von einer Gruppe Pradikanten durch Worms
Zertifizierung Freiwiligenmanagement in der Landessportschule in Frankfurt

Teilnahme an der Podiumsdiskussion zu ,Wehret den Anfangen, Gefahr von Rechts", in der Stadthalle
Limburg

Einfuhrungsveranstaltung fir neue Kirchensynodale

Gemeinsames Treffen des KSV mit dem Prasidium der Di6zesanversammlung des Bistums Limburg
in Worms

Treffen zur Lutherdekade Mainz im Justizministerium in Mainz

Gottesdienst zum 80. Geburtstag von Bischof Kardinal Lehmann und Entpflichtung aus dem Amt und
Festakt mit Empfang in Mainz

Treffen der Prasides der Gliedkirchen der EKD in Chemnitz
Eroffnungsgottesdienst und Auftaktveranstaltung zum 8. Jugendkirchentag der EKHN in Offenbach

Gottesdienst in der Evangelischen Stadtkirche Offenbach und anschlieRender Rundgang auf dem
Jugendkirchentag
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Behandlung der Auftrage an den KSV aus der 13. Tagung der Elften Kirchensynode

Zum Evaluationsbericht zur Kirchenvorstandswahl (Drs. 40/15) wurden der Antrag des Theologischen
Ausschusses der Elften Kirchensynode zu einer kinftigen Revision der Kirchengemeindewahlordnung,
der Antrag des Dekanats Rodgau (Drs. 75/15) zur Auswertung der letzten Kirchenvorstandswahl und
die Anlage zum Bericht des Ausschusses fiir Gemeindeentwicklung und Mitgliederorientierung (Drs.
50-6/16), Rickblick Kirchenvorstandswahlen in der EKHN 2015, als Material an die KL und die Zwdlfte
Kirchensynode Uberwiesen.

Der KSV der Elften Kirchensynode wird dieses Material an die Zwdlfte Kirchensynode weiter geben.
Die Kirchenleitung hat dazu in ihrem Bericht Uber die Behandlung synodaler Antrége (Drs. 13/16, Be-
schluss Nr. 3b der 13. Tagung der Elften Kirchensynode) mitgeteilt, dass diese Anliegen bei der Uber-
arbeitung der Kirchengemeindewahlordnung fur die nachste Kirchenvorstandswahl im Jahr 2021 be-
ricksichtigt werden.

Der folgende Antrag des Theologischen Ausschusses der Elften Kirchensynode zum Kirchengesetz
zur Neuordnung der Propsteibereiche wurde an die Kirchenleitung und den kiinftigen Synodalvorstand
der Zwdlften Kirchensynode Uberwiesen:

-Wenn die Neuordnung der grof3en und insgesamt deutlich weniger Dekanate in der EKHN abge-
schlossen ist, muss noch einmal tUiber den Zusammenhang von Dekanats- und Propsteiebene auch
theologisch gesprochen werden. Angesichts sehr grol3er Dekanate stellt sich die Frage nach der Auf-
gabe des Propstamts erneut: welche Bereiche der Leitung gehdren zu welcher Ebene?*

Dieser Antrag wird gemeinsam mit weiteren Antragen und Auftragen, die die Elfte Kirchensynode an
die Zwodlfte Kirchensynode weiter gibt, an den KSV der Zwdlften Kirchensynode tbergeben. Des Wei-
teren sei hierzu auf den Bericht der KL tber die Behandlung synodaler Antrage (Drs. 13/16, Beschluss
Nr. 13 der 13. Tagung der Elften Kirchensynode) hingewiesen.

Der Antrag des Dekanats Ried zu fair gehandelten Textilien (Drs. 90/15) wurde als Material an den
Ausschuss fiir Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schépfung, an den Ausschuss fiir Diakonie
und Gesellschaftliche Verantwortung und an die KL als Material Uberwiesen. In Abstimmung mit den
beiden beteiligten Ausschiissen wurde auch die Weitergabe des vielschichtigen Themenkomplexes
»hachhaltige Beschaffung in der EKHN" als Aufgabe an die Zwolfte Kirchensynode ins Auge gefasst.
Der KSV hat seine uneingeschrénkte Unterstitzung der Zielrichtung des Antrages der KL in einer Stel-
lungnahme dazu mitgeteilt (siehe hierzu Bericht der KL tber die Behandlung synodaler Antrage (Drs.
13/16, Beschluss Nr. 29 der 13. Tagung der Elften Kirchensynode, S.4/4).

. Rechtsverordnungen

Der KSV hat nachstehender Rechtsverordnung zugestimmt:

- Rechtsverordnung zur Anderung der Regionalverwaltungsverordnung vom 28. Januar 2016
(Amtsblatt 4/2016, S. 127)

Termine der ndchsten Tagungen

ZWOLFTE Kirchensynode (2016 bis 2022)

2. Tagung der Zwolften Kirchensynode 23.11. — 26.11.2016
3. Tagung der Zwolften Kirchensynode 04.05. — 06.05.2017
4. Tagung der Zwolften Kirchensynode 29.11. - 02.12.2017
5. Tagung der Zwolften Kirchensynode 26.04. — 28.04.2018
6. Tagung der Zwolften Kirchensynode 28.11.-01.12.2018

Die Tagungen der Zwolften Kirchensynode werden voraussichtlich in Frankfurt stattfinden.
Anderungen bleiben vorbehalten.
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BERICHT UBER DIE TATIGKEIT DER KIRCHENLEITUNG IM JAHRE 2015 / 2016

Die Kirchenleitung trat von Mai 2015 bis April 2016 zu

insgesamt 13 zumeist ganztagigen Sitzungen,
einem Gesprach mit dem Finanzausschuss
und zwei Klausurtagungen mit dem Kirchensynodalvorstand

Zzusammen.

PERSONELLE VERANDERUNGEN

Durch den Eintritt in den Ruhestand von Herrn Pfarrer Dr. Wolfgang Gern fand ein Wechsel des an
den Sitzungen der Kirchenleitung mit beratender Stimme teilnehmenden Vorstandsmitglieds der Dia-
konie Hessen statt. Seit dem 1. Mai 2016 nimmt Pfarrer Horst Ruhl als neuer Vorstandsvorsitzender
der Diakonie Hessen diese Aufgabe wabhr.

THEMATISCHE SCHWERPUNKTE
1. Handlungsfeld Verkindigung

Umsetzung des neuen Lektoren- und Pradikantengesetzes

Seit Inkrafttreten des Gesetzes zur Neuregelung des Lektoren- und Pradikantendienstes am 1. Januar
2015 wurden zahlreiche Schritte zu seiner Umsetzung gegangen.

An erster Stelle stand die Information. Allen Pradikantinnen und Prédikanten, allen Lektorinnen und
Lektoren ging eine Broschire zu, in der nicht nur der Gesetzestext und der Text der Rechtsverord-
nung abgedruckt waren, sondern zugleich auch in einem einleitenden Text dariiber informiert wurde,
welche Bestimmungen geblieben sind und welche sich geandert haben. Diese Broschire wurde auch
allen Dekaninnen und Dekanen, ebenso den Ausbilderinnen und Ausbildern zugeschickt.

Zusatzliche Informationsschreiben an unterschiedliche Zielgruppen verlieRen das Zentrum Verkindi-
gung, die auf die Beantwortung spezifischer Fragen von Betroffenen zielte. Wie zum Beispiel die Fra-
ge von angehenden Pradikantinnen und Préadikanten nach Auswirkungen des Gesetzes fir diejenigen,
die bereits mit der Ausbildung begonnen haben.

In diesem Zusammenhang wurde auch die Homepage des Referates Ehrenamtliche Verkiindigung
den veranderten Verhaltnissen angepasst, um allen Interessierten die nétigen Informationen direkt
zuganglich zu machen.

Den Dekaninnen und Dekanen wurden zusatzlich Formulare zur Beantragung von Dienstauftragen
und Muster fur das Fuhren der Gespréche bereitgestellt. In zahlreichen Dekanaten sind die Gespra-
che zur Beantragung der Dienstauftrage schon gefuihrt worden, andere werden folgen.

Klarungsbedarf hat sich in diesem Zusammenhang ergeben hinsichtlich der um Kasualien erweiterten
Dienstauftrage, insbesondere fur die Personen, die in der Vergangenheit bereits Kasualien Glbernom-
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men hatten. Vereinbarungen in Blick auf die Anerkennung zuvor erworbener Qualifikationen konnten
erzielt werden, diese wurden an alle Dekanate weitergegeben.

Im Jahr 2016 findet erstmals ein Kurs zur Kasualausbildung am Theologischen Seminar in Herborn
mit 18 Teilnehmenden statt. Die Nachfrage ist grof3.

Die Arbeit an den Curricula fur die Ausbildung in den Lektoren-und Pradikantendienst schreitet voran
und wird in einer Resonanzgruppe reflektiert.

Am Sterbebett. Gestaltungshilfe fur Gebet, Verkiindigung und Seelsorge

Mit der Broschire ,Am Sterbebett. Gestaltungshilfe fiir Gebet, Verkindigung und Seelsorge” unter-
stutzt das Zentrum Verkiindigung ehrenamtlich wie hauptamtlich Seelsorgende in Altenheim, Kran-
kenhaus und Hospiz. Die Broschiire erschien 2015 in der Reihe TEXTE des Zentrums Verkiindigung
als Download (http://www.zentrum-verkuendigung.de/material/downloads.html - Kasualien), wird aber
auf Nachfrage auch gedruckt. Diese Gestaltungshilfe gibt Seelsorgenden konkrete Anregungen, mit
Menschen in ihrer letzten Lebenszeit zu beten, sie zu segnen sowie unmittelbar nach Eintritt des
Todes eine Aussegnungsfeier zu leiten. Die wenigen liturgischen Texte sind dabei exemplarisch zu
verstehen. GrolReren Raum nehmen Fragen der inneren und auch &uf3eren Haltung der Seelsorgen-
den ein: Wie bereite ich mich geistlich und mental auf den Besuch bei Sterbenden vor? Wie beende
ich ein seelsorgliches Gesprach? Wie finde ich das rechte Mal? an Schweigen und Reden, Distanz
und Nahe? Ein wichtiger Schwerpunkt ist die Selbstfiirsorge der Seelsorgenden. Dazu sind auch eini-
ge Andachten bereitgestellt, die fir Zusammenkiinfte von Mitarbeitenden in Hospiz und Sterbebeglei-
tung gedacht sind.

Ein Teil dieser Texte ist entstanden fir eine Handreichung der Diakonie Hessen ,Mit Sterbenden
leben — achtsam sein®, Frankfurt 2015.

Fortbildung fur Mitarbeitende im gemeindepadagogischen Dienst

Im Kontext des Gesetzes zum gemeindepadagogischen Dienst entstand die Notwendigkeit, die Mitar-
beitenden, insbesondere in Alten-, Kranken- und Hospizseelsorgestellen, liturgisch und homiletisch
fortzubilden. Das Zentrum Verkiindigung hat darum zusammen mit dem Zentrum Seelsorge eine Fort-
bildung zum Thema ,Kleine Liturgische Formen in Altenheim, Krankenhaus und Hospiz* entwickelt,
die im Herbst 2016 stattfinden wird. Es geht dabei um Worte und Rituale in der Begegnung mit Alten,
Kranken, Sterbenden und Toten sowie mit deren Angehdrigen. Mit kdrperorientierten, imaginativen
und psychodramatischen Methoden wird stets induktiv vorgegangen, um zu einer elementaren Spra-
che und Kérpersprache und damit implizit zu einer seelsorglichen Theologie zu kommen. Es ist ein
interessantes Pilotprojekt auf der Grenze zwischen Verkiindigung und Seelsorge.

Curriculum , Beratung und Starkung von Gottesdiensten mit Kindern*

Der Bereich Gottesdienste mit Kindern umfasst alle gottesdienstlichen Feiern mit Kindern. Dazu geho-
ren generationenverbindende Gottesdienste, Familien-, Kleinkind- und Tauferinnerungsgottesdienste,
Einschulungs- und Kasualgottesdienste, das Einbeziehen von Kindern bei Kasualien sowie der Kinder-
gottesdienst im engeren Sinne, der sich ausdifferenziert hat und nach einer Vielfalt von Konzepten
gefeiert wird.

In den Jahren 2014 und 2015 hat eine sechsteilige Weiterbildung als Pilotprojekt fur Pfarrerinnen und
Pfarrer in der EKHN stattgefunden, die als wegweisend fur die gesamte EKD aufgenommen wurde.
Pfarrerinnen und Pfarrer aus vier Propsteien der EKHN haben, an ihre pddagogisch-kommunikativen
und spirituellen Kompetenzen ankntpfend, den aktuellen Forschungsstand zu Gotteskonzepten von
Kindern kennengelernt, das Elementarisieren und Theologisieren mit Kindern eingelibt, generationen-
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verbindendes Arbeiten mit heterogenen Gruppen reflektiert und ihre theologische Verantwortung fir
den Gottesdienst gestérkt.

Eine Herausforderung fiir den Bereich Gottesdienste mit Kindern ist, wenn diese Gottesdienste aus-
schlie3lich in ehrenamtlicher oder padagogischer Hand liegen und die Theologinnen und Theologen
nicht mehr daran beteiligt sind. Dadurch stellt sich die Frage, wie einerseits die theologische Aus-
kunftsfahigkeit im Hinblick auf die religiose Entwicklung von Kindern und elementaren Glaubensthe-
men und andererseits die gottesdienstliche Ausrichtung im Kindergottesdienst sichergestellt werden
kénnen. Um dem Traditionsabbruch in Bezug auf den Gottesdienst entgegenzuwirken, muss die
EKHN — neben fundierten padagogischen Angeboten — auch profilierte gottesdienstliche Angebote fiir
Kinder bereithalten. Daflr braucht es die theologischen Kompetenzen und die pastorale Autoritat der
Pfarrerinnen und Pfarrer. Das Curriculum zur Beratung und Starkung von Gottesdiensten mit Kindern
hat zu einer Erweiterung des Blicks auf die Kinder und das generationenverbindende Arbeiten beige-
tragen. Diese Weiterbildung war bislang einzig in der EKD und wird nun von anderen Landeskirchen
aufgegriffen.

D-Kurs Popularmusik in der EKHN 2015

Im Bereich der nebenberuflichen Kirchenmusik in unseren Gemeinden wird zunehmend nach popu-
larmusikalisch qualifizierten Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusikern gefragt. Deshalb hat das Zent-
rum Verkindigung die Aushildungsangebote im Bereich Kirchliche Popularmusik (D- und C-Ausbildung)
ausgebaut.

Der D-Kurs Popularmusik bildet die erste Stufe der kirchenmusikalischen Pop-Ausbildung und fand im
Jahr 2015 mit hoher Beteiligung (etwa 40 Teilnehmende, darunter auch hauptberufliche Kirchenmusi-
kerinnen) statt. Als Facher konnten PopPiano, Gitarre oder Gospelchorleitung gewahlt werden. Ausbil-
dungsziel ist das stilgerechte Begleiten eines Gottesdienstes mit modernen Liedern auf dem Piano
oder der Gitarre bzw. das Leiten eines Pop-/Gospelchores. Neben den praktischen Hauptfachern
erhielten die Teilnehmenden Unterricht in Musiktheorie, Gehérbildung, Kirchenliedkunde, Liturgik und
Singen. Die Ausbildung erstreckte sich Gber ein Dreivierteljahr mit monatlichen Kurssamstagen und
einem Intensiv-Wochenende in der Kirchenmusikalischen Fortbildungsstatte Schlichtern (KMF).

Zum ersten Mal wurde dieser Kurs in Kooperation mit der EKKW durchgefiihrt. Die Leitung hatten
seitens der EKHN die Pop-Referenten des Zentrums Verkindigung, Bernhard Kiel3ig und Wolfgang
Diehl, seitens der EKKW Popkantor Peter Hamburger.

Die Prufungen wurden gréRtenteils in den Heimatgemeinden der Priflinge in Zusammenarbeit mit den
Dekanatskantorinnen und Dekanatskantoren abgenommen, zum Teil aber auch zentral im Zentrum
Verkiindigung und in der KMF.

Besonders versierte Absolventinnen und Absolventen kénnen sich ab Herbst 2016 im C-Kurs Popu-
larmusik, der nachsten Stufe der kirchenmusikalischen Ausbildung, weiterbilden. Dieser findet eben-
falls in Kooperation mit der EKKW statt. Als Hauptfacher sind Bandleitung oder Pop-/Gospel-
chorleitung maglich.

2. Handlungsfeld Seelsorge und Beratung

AK Medizinethik — Argumentationshilfe Sterbebegleitung

Das Jahr 2015 war im Hinblick auf die Medizinethik gepragt von der Debatte um das Verbot kommer-
zieller Sterbehilfe und der Frage, welche Rolle Arztinnen und Arzte in der Begleitung Sterbender tiber-
nehmen sollen und dirfen. In dieser gesellschaftlichen Debatte wird unsere Kirche auf allen Ebenen
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angefragt. Die Kirchenleitung verfligt mit dem Arbeitskreis Medizinethik in der EKHN Uber ein kompe-
tentes Gremium, das sie darin unterstitzt, eine eigene, ethisch verantwortete Position zu formulieren
und ihre Vertreterinnen und Vertreter sprachfahig zu machen. Die Kirchenleitung dankt ausdriicklich
allen Mitgliedern des Arbeitskreises fur die Erarbeitung einer Argumentationshilfe. Diese Argumenta-
tionshilfe in Form zweier Interviews wurde den DSV-Vorsitzenden und den Dekaninnen und Dekanen
zur Verfugung gestellt. Auch wenn die gesellschaftliche Debatte mit dem Verbot organisierter Sterbe-
hilfe zu einem vorlaufigen Ende gekommen ist, sind damit die kontrovers diskutierten medizinethi-
schen Fragestellungen nicht erschopft. Die AG Medizinethik besteht weiter und wird die Kirchenleitung
auch zukinftig unterstiitzen und beraten.

AG Palliativ- und Hospizseelsorge

In der Versorgung Schwerstkranker und Sterbender werden im Gesundheitssystem und der Pflege
sowohl stationar als auch ambulant die palliativen Unterstiitzungssysteme weiter ausgebaut. Da die
spirituelle Begleitung Sterbender konstitutiver Bestandteil palliativer Versorgung darstellt (neben der
medizinischen, pflegerischen und psycho-sozialen Versorgung), ist die Seelsorge in besonderer Wei-
se gefordert und angefragt. Die Begleitung Sterbender war und ist in der gemeindlichen und speziali-
sierten Seelsorge schon immer ein Schwerpunkt. Neu ist, dass die Seelsorge innerhalb dieses pallia-
tiv-medizinischen Zusammenhangs zu einem Teil des Behandlungskonzeptes wird. Damit sind sowohl
Chancen (Seelsorge als gleichberechtigter Partner) als auch Risiken (wer definiert Seelsorge?) ver-
bunden. Die sich daraus ergebenden Fragen nach dem eigenen Rollenverstédndnis und dem eigenen,
spezifischen Angebot sind von immer mehr Seelsorgerinnen und Seelsorgern auf Augenhdhe (als
Mitglieder eines multiprofessionellen Teams) zu beantworten. Als Plattform fur einen fachlichen Aus-
tausch hat das Zentrum Seelsorge und Beratung unter Beteiligung des Konvents der Klinikseelsorge
eine ,Arbeitsgemeinschaft Palliativ- und Hospizseelsorge" ins Leben gerufen. In der AG kénnen alle
hauptamtlichen Seelsorgerinnen und Seelsorger mitarbeiten, die Schwerstkranke und Sterbende und
ihre Angehdrigen und Zugehdrigen begleiten — unabhangig davon, ob sie schwerpunktmé&Rig in ihrer
Tatigkeit auf einer Palliativstation eingebunden sind oder lediglich am Rande ihrer Tatigkeit mit Ster-
benden und ihren Angehérigen und Zugehdrigen zu tun haben.

Telefonseelsorge — , Leitung an der Leitung” (60 Jahre Telefonseelsorge in Deutschland)

In diesem Jahr feiert die TelefonSeelsorge in Deutschland ihr 60-jahriges Bestehen. Zum Auftakt des
Jubildumsjahres im November 2015 hat Herr Kirchenprasident Dr. Jung auf Einladung die Telefon-
Seelsorge in Darmstadt besucht. Unter dem Motto ,Leitung an der Leitung“ hat er, selbstversténdlich
anonym, mit Anruferinnen und Anrufern am Telefon sprechen kénnen. Im anschlieBenden Austausch
mit hauptamtlichen und ehrenamtlichen Mitarbeitenden der TelefonSeelsorge konnten diese Eindri-
cke vertieft werden. Beeindruckend ist die rege Nachfrage dieses niederschwelligen, kirchlichen An-
gebots (das Telefon steht selten still) und das intensive ehrenamtliche Engagement, das dieses An-
gebot rund um die Uhr an allen Tagen des Jahres erst moglich macht. Dabei stellt die Themenvielfalt
der Anrufenden die Mitarbeitenden vor grof3e Herausforderungen: nicht nur die kleinen Sorgen wollen
Gehdr finden, sondern es gilt auch, in existentiellen Krisen nicht auszuweichen und auch offen zu sein
fir Fragen des Glaubens. Die EKHN finanziert zusammen mit den Bistimern Mainz und Limburg ins-
gesamt vier Telefonseelsorgestellen auf dem Kirchengebiet, davon drei in 6kumenischer (GielRen,
Mainz/Wiesbaden und Darmstadt) und eine in alleiniger Tragerschaft (Frankfurt). Zusammen mit der
katholischen Telefonseelsorgestelle in Frankfurt (Bistum Limburg) sind diese funf Stellen Teil eines
bundesweiten, einheitlichen Netzes in fast ausschlieBlich kirchlich/6kumenischer Tragerschaft. Dartber
hinaus beteiligt sich die EKHN (wie das Bistum Mainz) an der Finanzierung der Telefonseelsorgestelle
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in Mannheim, die das sldliche Kirchengebiet ,versorgt‘. In dem bundesweiten Netz arbeiten insge-
samt 8.000 Ehrenamtliche in 105 Stellen mit und haben im Jahr 2015 knapp 1,8 Millionen
Gesprache gefihrt.

Fortschreibung der Konzeptionsschrift ,, Seelsorge in der EKHN*

Im Herbst 2015 hat das Zentrum Seelsorge und Beratung eine fortschreibende Erganzung der ,Kon-
zeptionellen Uberlegungen zur Seelsorge” der Zwolften Kirchensynode der EKHN vorgestellt (Druck-
sache Nr. 39/15). Erganzt wurde die Vorlage aus dem Jahr 2014 um die Seelsorgebereiche, die nicht
in der alleinigen Verantwortung des Zentrums Seelsorge und Beratung liegen. Die vorgelegte Druck-
sache trug den Titel ,Seelsorge in der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau“. Es ist als Grund-
lagenpapier fiir eine Diskussion in Kirchengemeinden, Pfarrkonventen und Dekanatssynoden gedacht
und wird im Laufe des Jahres 2016 als gebundene Broschiire allen Kirchengemeinden und Dekanaten
zur Verflgung gestellt.

Weiterentwicklung Kirchengemeindlicher Kooperationsmaoglichkeiten

In den letzten Jahren entscheiden sich Kirchengemeinden zunehmend, eine engere Kooperation oder
auch einen Zusammenschluss mit Nachbarkirchengemeinden zu suchen. Der Ansto3 dazu kommt
manchmal von aufen (bedingt durch die bekannten demografischen, finanziellen und personellen
Herausforderungen). Sehr haufig kommt der Impuls aber auch von den beteiligten Kirchenvorstéanden
mit ihren Pfarrerinnen und Pfarrern selbst, die erkennen, dass ihre Gemeinden durch gegenseitige
Unterstitzung und gemeinsame Aufgabenwahrnehmung ihren Auftrag besser erfiillen kénnen.

Um den sich verédndernden Anforderungen und den Nachfragen aus Gemeinden und Dekanaten
Rechnung zu tragen, hat die Kirchenleitung ein Projekt zur Uberpriifung und Weiterentwicklung der
bestehenden Rahmenbedingungen fiir die Zusammenarbeit von Kirchengemeinden in der EKHN
beauftragt. Nach einer systematisierenden Bestandsaufnahme wurden in der ersten Hélfte des Jahres
2015 verschiedene Prif- und Ermdéglichungsauftrage bearbeitet, aus denen sich konkrete Vorschlage
zur Anpassung und Ergénzung der vorhandenen strukturellen und gesetzlichen Regelungen ergaben.
Fur die Frithjahrstagung der Kirchensynode 2017 ist die Einbringung einer Vorlage zur Anderung der
Kirchengemeindeordnung, zur Novellierung des Verbandsrechts sowie ggf. weiterer Gesetzesande-
rungen fur den Pfarrdienst geplant. Von besonderem Interesse sind dabei Uberlegungen zur Zusam-
menarbeit in kirchengemeindlichen Nachbarschaftsraumen sowie zu Zusammenschlissen, in denen
die Gemeinden unter einem gemeinsamen Dach identitdtswahrende Rechte und Zustandigkeiten
bewahren kénnen. Fiir die Steuerung dieses Prozesses hat die Kirchenleitung eine funktional zusam-
mengesetzte Steuerungsgruppe unter Leitung der Stellvertretenden Kirchenpréasidentin Scherf einge-
setzt. FlUr die operative Projektleitung sowie als erste Anlaufstelle fiir inhaltliche und strukturelle
Fragen kirchengemeindlicher Zusammenarbeit steht in der Kirchenverwaltung die Koordinationsstelle
Kirchengemeinden und Dekanate im Referat Seelsorge und Beratung zur Verfligung.

Zum Einstieg in die Planung konkreter kirchengemeindlicher Kooperationsprozesse wurde im Oktober
2015 zum Beginn der neuen Amtsperiode der Kirchenvorstéande die Arbeitshilfe ,Miteinander mehr
erreichen” mit einer Ubersicht der aktuellen Mdglichkeiten kirchengemeindlicher Zusammenarbeit,
einer biblisch-theologischen Einordnung sowie konkreten Praxisbeispielen verdffentlicht und an alle
Kirchengemeinden und Dekanate versandt. Zur weiteren Unterstiitzung steht ein in Zusammenarbeit
mit dem IPOS entwickeltes und aus Projektmitteln gefdrdertes Beratungsmodul zur Verfligung.
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Projektstellen im Gemeindepadagogischen Dienst

Auf Grundlage der Gemeindepadagogischen Stellenverordnung (GpStVO), giiltig vom 29.06.2006 bis
zum 1. Juni 2014, wurden 2007 und 2010 jeweils funf Projektstellen von der Kirchenleitung ausge-
schrieben und besetzt. Die letzten Projektstellen laufen im Sommer 2017 aus.

Die Ausschreibung von Projektstellen durch die Kirchenleitung ist im neuen Kirchengesetz iber den
Gemeindepadagogischen Dienst (Gemeindepadagogengesetz — GpG) vom 9. Mai 2014 in § 3 Abs. 4
ebenfalls vorgesehen.

Mit dem neuen Gemeindepadagogengesetz sowie der Rechtsverordnung zur Ausfihrung des Kir-
chengesetzes lber den Gemeindepadagogischen Dienst (Gemeindepadagogenverordnung — GpVO)
ist eine sozialraumliche Konzeption des Gemeindepadagogischen Dienstes sowie eine breitere Bertick-
sichtigung der gemeindepadagogischen Berufsfelder verbunden.

Beides, sozialrdumliche Orientierung wie breitere Beriicksichtigung der Berufsfelder, sind konzeptio-
nelle Prozesse, deren Realisierung mittel- und langfristig anzusetzen ist, da diese Prozesse auf vor-
handenen Konzeptionen und Stellenbesetzungen aufbauen missen. Konzeptionelle Veranderungen
sind i.d.R. erst durch neue Stellenausschreibungen maoglich und bedirfen der langfristigen Konzep-
tions- und Personalentwicklung in den Dekanaten.

Vor dem Hintergrund dieser langfristigen Prozesse ermdglichen Projektstellen, wenn sie thematisch
ausgeschrieben sind, bisher weniger reprasentierte Berufsfelder im Gemeindepadagogischen Dienst
in den Blick zu nehmen, und diese konzeptionell weiterzuentwickeln. Gleichzeitig besteht die Méglich-
keit, mit dem Auswahlkriterium der Nachhaltigkeit diese Projektstellen perspektivisch in den gemein-
depadagogischen Sollstellenplan der Dekanate zu Uberflhren. Dies setzt eine strategische Personal-
planung auf Grundlage einer sozialraumorientierten Konzeptionsentwicklung in den Dekanaten
voraus. Diese wiederum ist Bestandteil der im GpG geforderten gemeindepadagogischen Konzeption
in den Dekanaten/ Regionalplan. Hierzu wurde ein Orientierungsrahmen entwickelt (siehe nachfol-
gender Bericht).

Orientierungsrahmen fir die gemeindepadagogische Konzeption in den Dekanaten/ Regional-
plan

Mit dem neuen Gemeindepadagogengesetz (GpG) und der damit verbundenen Verordnung (GpVO)
haben sich im Jahr 2014 die Rahmenbedingen fur die gemeindepadagogische Konzeption im Dekanat
verandert. War in der Gemeindepadagogischen Stellenverordnung (GpStVO) aus dem Jahr 2006
noch die Rede von Einzelplénen, so liegt nun der Fokus auf Regionalplanen. Damit verbunden ist ein
Perspektivwechsel. Die bisherige Verpflichtung, dass die Tatigkeitsanteile, die sich auf die Arbeit in den
Kirchengemeinden beziehen, fir alle Gemeindepadagogenstellen im Dekanat (ohne Anrechnung von
Dekanatsjugendreferentenstellen) in der Summe mindestens 60 Prozent betragen mussen, entfallt.
Damit ist u.a. die Voraussetzung fur eine regionale Konzeption des gemeindepéadagogischen Dienstes
(GPD) mit regionalen Schwerpunktsetzungen gegeben.

Gleichzeitig verfolgt das GpG das Ziel, die Berufsfelder des Gemeindepédagogischen Dienstes (GPD)
unter Beriicksichtigung des Sozialraums und der Personalentwicklung inhaltlich breiter aufzustellen.
Ruckfragen aus den Dekanaten haben gezeigt, dass eine Prazisierung des Gemeindepaddagogenge-
setzes und der Vorordnung im Hinblick auf die Anforderungen an eine gemeindepéadagogische Konzep-
tion in Dekanaten notwendig ist. Hierzu wurde ein Orientierungsrahmen fiir die Dekanate entwickelt, der
die Anforderungen und den geforderten Inhalt der Konzeption sowie Uber die Einbindung der Kirchen-
verwaltung und Fachberatung beschreibt. Den Dekanaten geht den Orientierungsrahmen als Unter-
stiitzung fur ihre konzeptionelle Arbeit im Gemeindepadagogischen Dienst in Kiirze zu.
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3. Handlungsfeld Bildung

Kinderschutz in der EKHN

Der Schutz von Kindern und die Beriicksichtigung des Kindeswohls ist eine Kernaufgabe in den
verschiedenen Arbeitsbereichen der EKHN, in denen mit Kindern und Jugendlichen gearbeitet wird.
Speziell im Bereich der evangelischen Kindertagesstattenarbeit stellt der Kinderschutz fur sdmtliche
handelnden Personen im Kindertagesstattenbereich ein hohes Gut dar. Die Kindertagesstatten in der
EKHN haben Kinderschutzkonzepte erarbeitet und halten sich eng an die gesetzlichen Vorgaben.

Im vergangenen Jahr war eine deutliche Zunahme an Kinderschutzféllen in den Kindertagesstétten in
der EKHN festzustellen. Dies bezieht sich besonders auf grenziiberscheitende Situationen von Kindern
untereinander. Obwohl der Kinderschutz ein zentrales Thema und eine wichtige Aufgabe ist, existie-
ren dennoch Unsicherheiten im Umgang mit kindlicher Sexualitat bei pAdagogischen Fachkraften und
Eltern gleichermafen. Eine erhdhte Sensibilisierung insbesondere von Eltern, fihrte zu umfassenden
Fragestellungen an den Umgang mit dem Themenspektrum Sexualitt, Doktorspiele und Grenziuber-
schreitungen.

Ein weiteres grof3es Problem waren die Falle von grenziberschreitendem und/oder unprofessionellem
Verhalten gegeniber Kindern durch Personal. Hier ist Klarheit in den Verfahrensablaufen absolut
unerlasslich fur eine zeithahe Bearbeitung dieser Vorfélle. Im letzten Jahr konnte bei aller Pravention
und Aufmerksamkeit nicht verhindert werden, dass es schwere Ubergriffe in evangelischen Kinderta-
gesstétten gegeben hat, die dann auch in die Medienberichterstattung gelangt sind.

Ist der Ernstfall eingetreten, beziehungsweise es besteht der Verdacht, dass ein Kind grenziber-
schreitendes Verhalten in einer Kindertagesstéatte erlebt hat, bedarf es der Beratung und Begleitung
der Kindertagesstattentrager und -leitungen, insbesondere in Bezug auf die Umsetzung der Verfah-
rensablaufe und die Kommunikation mit sdmtlichen Beteiligten. Es ist von enormer Bedeutung, dass
Kinderschutzfalle ziigig, systematisch, professionell und sensibel bearbeitet werden, um Eltern, Fach-
kraften, Tragern, Jugendamtern, Sozialministerien der Lander und der Offentlichkeit zu signalisieren,
dass Kinderschutz und Fachlichkeit in der evangelischen Kirche sehr ernst genommen werden.

Ein weiterer wesentlicher Aspekt der Kinderschutzarbeit ist die Pravention. Die grundlegenden Infor-
mationen zum Kinderschutz werden in der Regel Uber das Zentrum Bildung in den jeweiligen Arbeits-
bereichen vermittelt. Weitere Angebote an vertiefenden Schulungen fiir Trager und Fachpersonal
werden immer wieder weiter entwickelt und regelméaRig angeboten. Um Pravention und Begleitung in
Fragen des Kinderschutzes zu unterstiitzen, hat die Kirchenleitung beschlossen, eine Kinderschutz-
stelle einzurichten.

Gerechte kirchliche Jugendpolitik

Der Jugendbericht der Kirchenleitung (Drucksache 42/15) wurde auf der Herbstsynode 2015 durch
den Landesjugendpfarrer eingebracht und hatte zum Thema ,Perspektivwechsel in der Kirche not-
wendig — Lebensphase Jugend im Fokus kirchlichen Handeln der EKHN". Inhaltlicher Schwerpunkt
war die Etablierung einer koharenten Jugendpolitik unter dem Titel ,gerechte kirchliche Jugendpolitik”
fur die ganze EKHN.

Die Konferenz der Arbeit mit Kindern und Jugendlichen des Fachbereichs Kinder und Jugend im Zent-
rum Bildung der EKHN im Februar 2016 hat bereits erste Perspektiven zur Weiterarbeit an diesem
Thema entwickelt. Die Arbeitsgemeinschaft Kinder und Jugend (AKJ) hat die Arbeitsgruppe ,gerechte
kirchliche Jugendpolitik” eingerichtet, welche im Auftrag der Kirchenleitung ein Konzept fur den Pro-
zess der Initiierung einer ,gerechten kirchlichen Jugendpolitik” in der gesamten EKHN entwickeln wird.
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Trans*identitat — worum geht es?

Transgender, Queer, Trans*ident, Trans*Mensch, LSBTTIQl — das Thema ist kein Randthema,
sondern eine Herausforderung fir kirchliches Handeln, dass in Grundfragen von Theologie und Kirche
hineinfuhrt.

In der EKHN ist das Thema Trans*identitdt angekommen. Im Februar 2016 fand an der Goethe-
Universitdt Frankfurt eine Konferenz des Fachbereichs Evangelische Theologie zum Thema
.Transsexualitit — eine gesellschaftliche Herausforderung im Gesprach zwischen Theologie und
Neurowissenschaft statt. Die EKHN war hierbei maRgebliche Unterstiitzerin und Foérderin und
beteiligte sich sowohl finanziell als auch inhaltlich: Kirchenprasident Dr. Jung hielt einen Impulsvortrag
Uber ,Sexuelle Vielfalt als Herausforderung fur kirchenleitendes Handeln®. "Wir missen lernen, dass
Schoépfung mehr ist als Mann und Frau.", sagte Kirchenprasident Dr. Jung, ,Menschen mit trans-
sexueller, transgender und transidenter Pragung gehéren — Gott sei Dank — zu unserer Gesellschaft und
zu unserer Kirche."

AuRerdem hat die Kirchenleitung eine Fachgruppe zum Thema Gendergerechtigkeit einberufen, die
sich u.a. mit dem Thema Trans*identitat beschaftigt und interdisziplindr zusammengesetzt ist: die
Evangelische Jugend in Hessen und Nassau e.V., der Landesjugendpfarrer, der Stabsbereich
Chancengleichheit, die Kirchenverwaltung und Akteur*innen von Selbstvertretungsorganisationen
sowie aus Wissenschaft und Forschung. Diese Fachgruppe hat zur Aufgabe, sich mit Themen und
Fragestellungen zu beschéaftigen, welche einen Handlungsbedarf fiir die EKHN notwendig machen.
Das sind rechtliche Fragen, seelsorgerliche, Fragen nach kirchlichen Amtshandlungen und
Bescheinigungen, Fragen zum Gemeindebegriff und auch zu Theologie und Kirche.

Fortbildung “ Seelsorge mit jungen Menschen”

Aufgrund einer Bedarfserhebung im Arbeitsfeld, wurde die Notwendigkeit einer Fortbildung “Seelsorge
mit jungen Menschen” erkannt und in einer Pilotveranstaltung zwischen November 2015 und Méarz
2016 umgesetzt — in Kooperation zwischen dem Fachbereich Kinder und Jugend im Zentrum Bildung
der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau (EKHN) und dem Referat Kinder- und Jugendarbeit
der Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck (EKKW).

Die gro3e Resonanz (Warteliste) einerseits, kaum vorhandene Fortbildungsformate dieser Art in den
EKD-Gliedkirchen andererseits, unterstreichen die Notwendigkeit, Hauptberufliche in der evangeli-
schen Kinder- und Jugendarbeit (starker als bisher) zu begleiten und in ihrer Arbeit zu starken. Gleich-
zeitig leistet die Fortbildung einen Beitrag zur Sicherung von Qualitatsstandards vor dem Hintergrund
des Kirchengesetzes uber den gemeindepadagogischen Dienst (Gemeindepadagogengesetz), das
deutlich zum Ausdruck bringt, dass die seelsorgliche Begleitung von jungen Menschen nicht allein
durch Pfarrerinnen und Pfarrer geschieht, sondern in erheblichem Umfang durch hauptberufliche Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter im gemeindepadagogischen Dienst erfolgt, denen in Gruppenstunden
und auf Freizeiten, in der Konfirmandenarbeit und in der Schule, oder zwischen Tir und Angel das
Vertrauen junger Menschen entgegengebracht wird und die sich mit einem konkreten Anliegen an sie
wenden. Leistungsdruck und Liebeskummer, Stress zu Hause oder in der Schule sind klassische Ge-
sprachsanlasse. Aber auch Themen wie Autoaggression und Suizidalitéat, Mobbing und Essstérungen
gehdren zu den Themen, mit denen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Kinder- und Jugendarbeit
im beruflichen Alltag konfrontiert werden. Um hier angemessen reagieren zu kénnen und gemeinsam
mit den ihnen anvertrauten Kindern und Jugendlichen individuelle Handlungsspielraume und L&-
sungsstrategien zu entwickeln, benétigen sie das entsprechende Know-how, das mit Veranstaltungen

! Schon die Wahl der politisch korrekten Begrifflichkeit zeigt, vor welcher Herausforderung wir stehen. Es gilt zu Uberprifen und
festzulegen, welchen Begriffs die EKHN sich zukinftig bedienen will.
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wie dieser, die EKD-weit ihresgleichen sucht, sichergestellt wird. Die Antwort auf die Frage, ob es uns
gelingt, junge Menschen auch seelsorglich zu begleiten, entscheidet mit tber die Zukunft der evange-
lischen Kinder- und Jugendarbeit!

Die Veranstaltung wird im Februar 2017 mit einem Aufbauseminar “Online-Seelsorge und Cyber-
Mobbing” fortgesetzt, an dem auch Neueinsteiger teilnehmen kénnen. Eine Neuauflage der Forthil-
dung “Seelsorge mit jungen Menschen” als zweiteiliges Grundlagenseminar ist in VVorbereitung.

Qualifizierungsprogramm im Rahmen des EKHN Forderprogramms , Familienzentren gestalten®
Im Auftrag des Fachbereichs Erwachsenenbildung und Familienbildung im Zentrum Bildung, entwi-
ckelte die Padagogische Akademie Elisabethenstift (pae), in enger inhaltlicher Abstimmung ein Quali-
fizierungsprogramm fiir verantwortlich Handelnde in Familienzentren. Das Qualifizierungsprogramm ist
einer von mehreren Bausteinen des Férderprogramms ,Familienzentren gestalten“ der EKHN.

Die Herausforderungen fur Konzeption und Didaktik lagen in der Heterogenitét der Zielgruppe. Enga-
gierte in evangelischen Familienzentren méchten bedarfsorientierte Angebote fir und mit Familien
und Communities in den Bereichen ,Begegnung®, ,Beteiligung“, ,Bildung”, ,Beratung”, ,Begleitung”
und ,Betreuung” weiterentwickeln und niederschwellig umsetzen. Diesbeziglich arbeiten sie als eh-
ren- und hauptamtlich Mitwirkende sowohl trager- als auch bereichs- und berufsibergreifend zusam-
men. Fir viele Beteiligte war und ist das gemeinsame Lernen und Arbeiten sehr herausfordernd, denn
auch wenn das gemeinsame Ziel ,Familienzentren gestalten verbindet, so divergieren Auftrag, Pro-
fessionen und Ressourcen der Beteiligten doch bisweilen erheblich.

Mit den Modulen ,Qualitat in evangelischen Familienzentren (weiter)entwickeln, ,Netzwerke aufbauen
und Kooperationen pflegen”, ,Steuerungs- und Koordinationsstrukturen weiterentwickeln“ und ,Freiwil-
liges Engagement in evangelischen Familienzentren" setzte die Padagogische Akademie Elisabe-
thenstift (pae) das Qualifizierungsprogramm 2015 bereits zweimal mit insgesamt 178 Teilnehmenden
um. Diese wurden inhaltlich geschult, lernten aber insbesondere auch wie zielfhrend es sein kann,
wenn verschiedenst Engagierte ihre jeweiligen Gaben und Talente fir und mit Familien und Communi-
ties einbringen und verkntpfen.

Oftmals zeichneten sich wahrend der Fortbildungen sehr spezifische, situations- und ortsabhéangige
Beratungsbedarfe ab, hier kann die Fachberatung fir Familienzentren des Zentrums Bildung, die den
gesamten Qualifizierungsprozess begleitete, 2016 konkret ankniipfen und weiterfiihrende Beratungs-
prozesse einleiten.

,Caring Community‘ — eine Herausforderung fir Kirche und Gesellschaft

Am 23. Februar 2015 fand im ,Haus am Maiberg' in Heppenheim ein Fachtag zum Thema ,Caring
Community — eine Herausforderung fir Kirche und Gesellschaft* statt. Das inhaltliche Interesse sowie
die (fach-)politische Brisanz dieses Seminars ergaben sich u.a. aus der Tatsache, dass sich der
7. Altenbericht der Bundesregierung mit diesem Thema beschéftigte. ,Sorge und Mitverantwortung in
der Kommune — Aufbau und Sicherung zukunftsfahiger Gemeinschaften“ lautet der Titel dieses aktuellen
Altenberichts. Der Fachbereich Erwachsenenbildung und Familienbildung im Zentrum Bildung, die
Katholische Erwachsenenbildung und die Initiative 50plus-aktiv an der Bergstral3e haben auf dieser
Grundlage den Fachtag gemeinsam entwickelt.

,Caring Community’ meint eine sorgende, inklusive Gemeinschaft bzw. Kommune, verstanden als
Verantwortungsgemeinschaft vor Ort bzw. im Quartier. Hierbei geht es um freiwilliges Engagement
und Solidaritdt sowie um Selbstverantwortung und Mitverantwortung, also um die Sorge fir die
Anderen (Kinder, Alte, Vulnerable, Sterbende, Trauernde u.a.). Teilhabe und Teilgabe sind dabei glei-
chermalien wichtig und gefragt, und die Personalitat des Einzelnen ist genauso bedeutend wie die
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Zukunftsfahigkeit des Ortes und der Erhalt gemeinsamer Werte wie Inklusion, Generationengerech-
tigkeit, Nachstenliebe oder Solidaritat.

Der Referent Jens-Peter Kruse konstatierte in Politik und Gesellschaft inzwischen ein ,grol3eres
Bewusstsein dafir, dass die Infrastruktur und die sozialen Netzwerke fir die Lebensqualitat von
besonderer Bedeutung sind“. Gleichzeitig wiirde zur Sicherstellung einer menschlichen Daseinsfir-
sorge gerade fir altere Mitmenschen mehr birgerschaftliches Engagement notwendig sein. Insofern
ist mit dem Konzept der ,Caring Community* auch eine Neuordnung des Verhéltnisses von Biirger und
Staat verbunden. ,Denn je mehr sich der versorgende Wohlfahrtsstaat in Richtung eines aktivie-
renden, subsididren Gemeinwesens entwickelt, desto bedeutsamer werden Selbst- und Mitverant-
wortung der Blrgerinnen und Birger”, so Jens-Peter Kruse. Das Eintreten fiir soziale Gerechtigkeit,
Sorge und Mitverantwortung ist schon immer ein zentrales Anliegen von Kirchengemeinden. Das
Zentrum Bildung versucht haupt- und ehrenamtliche Multiplikatorinnen und Multiplikatoren bei dieser
Aufgabe fachlich zu unterstitzen.

Mehr zu Caring Community unter: www.ekd.de/eafa

Digitale Praxisprojekte in der sozialen Arbeit — Eine Blended-Learning Fortbildung

Die Digitalisierung der Welt macht auch vor der sozialen Arbeit mit Menschen keinen Halt. Oftmals
wird diese neue Herausforderung jedoch von den Verantwortlichen mit Sorge zur Kenntnis genom-
men, erfordert sie doch erweiterte und fundierte Kenntnisse im Umgang mit der ,schénen neuen
Medienwelt”.

Im Rahmen einer 2015 neu konzipierten Fortbildung des Fachbereichs Erwachsenenbildung und
Familienbildung im Zentrum Bildung und dem Zentrum fir Gesellschaftliche Verantwortung, wurden
beispielhaft Mdéglichkeiten der praktischen Anwendung digital-medialer Methoden in der sozialen
Arbeit aufgezeigt und zur Diskussion gestellt. Zielgruppe fir diese Fortbildung waren Multiplika-
torinnen und Multiplikatoren aus der sozialen Arbeit mit je unterschiedlichen eigenen Zielgruppen.

Der Kurs wurde als Blended-Learning Veranstaltung tber vier Wochen durchgefiihrt, das heil3t, als
eine inhaltlich abgestimmte Mischung von Prasenztreffen und Phasen des Online-Lernens. In einem
ersten Prasenztreffen wurden mittels eines Grundsatzbeitrags von Prof. Dr. Andreas Busch (Mainz)
die Veranderungen im beruflichen Alltag der sozialen Arbeit dargestellt, die Mdglichkeiten durch den
Einsatz digitaler Medien kritisch reflektiert und eine Online-Lernphase eingefiihrt. Bis zur Abschluss-
veranstaltung bestand in der Online-Lernphase die Méglichkeit, sich mit Praxisprojekten aus der Arbeit
mit den unterschiedlichen Zielgruppen vertraut zu machen und diese in Arbeitsforen zu besprechen.
Die Online-Lernphase fand auf der Lernplattform des Ev. Bildungsportals statt und wurde tutoriell
begleitet. Es wurden Projektbeispiele aus den Bereichen der Arbeit in Kindertagesstétten, der Jugend-
arbeit, der Erwachsenen- und Seniorenarbeit vorgestellt, um Anregungen fir die Realisierung eines
eigenen Projektes in Online-Lerngruppen zu geben.

Die letzte Prasenzphase mit einem Input von Christian Helbig (Kéln) ,Das ist mir zu kompliziert ...-
Herausforderungen der Medialisierung®, der Arbeit an konkreten Projekten (mit kollegialer Beratung)
und an Laptops zum praktischen Ausprobieren (z. B. ,Actionbound”, Werkzeuge fur Onlinezusam-
menarbeit, Lernprogramm ,Netzebilden“) rundeten das Programm ab.

"Wie digitale Medien Bildung verandern. Herausforderungen, Chancen und Projektideen”

Im Anschluss an die oben genannte Fortbildung, hat der Fachbereich Erwachsenenbildung und Fami-
lienbildung im Zentrum Bildung in Kooperation mit dem Zentrum fiir Gesellschaftliche Verantwortung
ein Themenheft mit dem Titel: "Wie digitale Medien Bildung verandern. Herausforderungen, Chancen
und Projektideen” herausgegeben.
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Durch dieses Themenheft (mit 10 Artikeln zu neueren Entwicklungen und der Vorstellung von 6 Pra-
xisprojekten) sollen die Ambivalenzen der digitalen Medienkultur aufgezeigt werden. Welche Bedeu-
tung haben Medien fur den Menschen und fir das Lernen? Welche Kompetenzen und Haltungen
brauchen wir, wenn wir die Méglichkeiten der digitalen Medien fur die Bildung nutzen wollen?

In einem einfihrenden Theorieteil geht es um neue medienkulturelle Herausforderungen in der Er-
wachsenenbildung und der sozialen Arbeit. Namhafte Autorinnen und Autoren aus dem Bereich des
digitalen Lernens beschreiben die wichtigsten Entwicklungen in diesem Feld. Am Ende des Theorie-
teils wird zudem ein Blick auf die Teilnehmendenperspektive geworfen.

Im Praxisteil werden konkrete Projekte vorgestellt, die in den Bereichen der Arbeit in Kindertagestat-
ten, der Jugendarbeit, der Erwachsenenbildung und Altenarbeit bereits umgesetzt wurden. Diese Bei-
spiele sollen Anregungen fir eigene Ideen sein und eine Orientierung geben. Das Heft ist unter eine
OER-Lizenz gestellt. Es liegt in gedruckter Form vor und wird im Sommer 2016 auch als Download zur
Verfligung gestellt.

»Damals war ich noch ein Kind“ — Die wachsende Bedeutung des Themas ,Kriegskinder” in
der kirchlichen Bildungsarbeit

Vor gut siebzig Jahren endete der Zweite Weltkrieg. Menschen, die zwischen Ende der 1920er und
Ende der 1940er Jahre geboren wurden, haben die Schrecken der Kriegs- und Nachkriegszeit aus der
Perspektive des Kindes erlebt. Die Erlebnisse dieser Kriegskinder des Zweiten Weltkrieges, der
persénliche wie familidre Umgang damit sowie die Auswirkungen und Folgen dieser Erfahrungen,
beschéftigen seit einigen Jahren zunehmend auch den 6ffentlichen Diskurs. Literatur und Filme zum
Thema Kriegskinder, Fotoausstellungen, Lesungen und Erzahlcafés sowie Beratungsangebote und
angeleitete Gesprachsgruppen machen auf die gesellschaftspolitische Wichtigkeit des Problems und
auf die sozialpolitische Dynamik des Themas aufmerksam. Auch in der kirchlichen Bildungsarbeit
gewann dieses Thema in den letzten Jahren an Bedeutung.

Der Fachbereich Erwachsenenbildung und Familienbildung im Zentrum Bildung bietet deshalb im
Arbeitsbereich Bildungsarbeit mit alteren Menschen hierzu regelméafig Fachtage an. Der letzte fand
am 18. Marz 2016 in der Auferstehungsgemeinde in Oberursel statt. Fir das Hauptreferat konnte zum
wiederholten Male Prof. Hartmut Radebold, ein ausgewiesener Experte fur diese Thematik, gewonnen
werden. 50 Teilnehmende im Alter zwischen Mitte 30 und Anfang 80 beschéftigten sich u.a. mit
folgenden Themen: ,Kriegskinder heute — Themen, Methoden, Erfahrungen in der Arbeit mit Grup-
pen“, ,Kriegskinder und Psychotraumatologie®, ,Dialog der Generationen®.

Der Psychoanalytiker und Altersforscher Prof. Hartmut Radebold zeigte auf, wie die alteren Jahrgénge
als Kriegskinder durch den Zweiten Weltkrieg geprégt wurden, welche langfristigen Folgen diese
Kriegserlebnisse hinterlassen und warum sie gerade im Alter wieder verstarkt hervortreten. Die einzel-
nen Workshops gaben zum Beispiel Einblicke in die Gruppen- und Bildungsarbeit mit Kriegskindern
und in die Mdglichkeiten von spater Verarbeitung traumatisierender Erfahrungen. Darliber hinaus
hatten sich einige GroReltern und ihre bereits erwachsenen Enkelkinder bereit erklart, Gber das
Thema Kriegskinder miteinander ins Gesprach zu gehen und so den Dialog der Generationen weiter-
zuentwickeln.

Religionspadagogisches Institut der EKKW und der EKHN

Der organisatorische Aufbau des Religionspadagogischen Instituts der Evangelischen Kirche von
Kurhessen-Waldeck und der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau (RPI) ist abgeschlossen.
Am 12. September 2015 eroffneten Bischof Dr. Hein und Kirchenprasident Dr. Jung in einem
feierlichen Festakt die Zentrale in Marburg. Die insgesamt neun Arbeitsstellen in der Region sind
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ebenfalls eingerichtet. Mit Abschluss dieses Prozesses werden die Angebote des Instituts in der
Flache beider Kirchengebiete deutlich zunehmen. Als erste gemeinsame Publikation sind die ,rpi-
Impulse. Beitrdge zur Religionspadagogik aus EKKW und EKHN" entstanden. Die beiden ersten
Ausgaben mit den Schwerpunktthemen ,Pluralitatsfahigkeit. Bildungsziel fir Schule und Religions-
unterricht* und ,Angekommen? Flucht und Migration als Thema in Schule und Kirche" fanden viel
Beachtung und positive Resonanz.

Am 1. Dezember 2015 wurde Pfarrer Uwe Martini als Nachfolger von Pfarrerin Dr. Neebe, die als
Bildungsdezernentin ins Landeskirchenamt der EKKW berufen wurde, zum Direktor des RPI berufen.
Der Beirat, der die Arbeit des RPI wissenschaftlich beraten soll, trifft sich noch in der ersten Jahres-
hélfte 2016 zur konstituierenden Sitzung.

Am 1. Juni 2016 wird die zweite Religionspadagogische Konsultation in Marburg stattfinden. Das
Bildungsdezernat der EKKW, das Referat Schule und Religionsunterricht der EKHN, die Kirchlichen
Schulamtsdirektoren der EKHN und das Kollegium des RPI beraten in diesen Konsultationen die
anstehenden Aufgaben und Herausforderungen in der religionspddagogischen Arbeit in Hessen und
Rheinland-Pfalz. Vereinbart werden thematische Schwerpunktsetzungen, gemeinsame Arbeitsvor-
haben und Initiativen zur Starkung der religionspadagogischen Arbeit in beiden Kirchen.

Profilierung neuer Arbeitsstrukturen im Bereich der Kirchlichen Schulamter (KSA) und des
Gesamtkirchlichen Ausschusses fiir den ev. Religionsunterricht (GKA)

Nach der im Januar 2015 vollzogenen Fusion von RPI der EKHN und PTI der EKKW wurden nach
entsprechenden Beschliissen der Kirchenleitung und der Kirchensynode die Aufgaben der KSA und
des GKA zum Teil neu formuliert bzw. gescharft: Kiinftig sollten einzelne Wahrnehmungen der KSA im
Blick auf bildungspolitische Entwicklungen starker bzw. systematischer als bisher in den Dienstbe-
sprechungen gebiindelt und beraten werden mit dem Ziel, der Kirchenleitung strategische Handlungs-
empfehlungen zu geben. Ebenso sollte der GKA kiinftig noch profilierter als bisher seine Aufgabe der
Beratung der Kirchenleitung bei bildungspolitischen Entscheidungen wahrnehmen. Die Beratungen
der KSA und des GKA sollten dabei miteinander vernetzt werden, so dass der GKA regelmaRig tiber
die Beratungsergebnisse der KSA zu bildungspolitischen Themen informiert wird, sich zu diesen dann
entsprechend verhélt und somit als ,Resonanzgruppe” bei der Entwicklung bildungspolitischer Posi-
tionen und Strategien fungiert.

In dieser klaren Arbeitsstruktur wird seitdem schwerpunktmafig der Frage nachgegangen: ,Wie kann
der evangelische Religionsunterricht auf gesellschaftliche Herausforderungen reagieren?* Dabei kris-
tallisierten sich zwei Kern-Themen heraus: 1) Die Frage nach der Bedeutung der Konfessionalitat der
Religionslehrerinnen und Religionslehrer fir den Unterricht, 2) die Frage nach der Form des ev. Reli-
gionsunterrichts, der weiterhin als bekenntnisorientierter Religionsunterricht im Kirchengebiet der
EKHN kinftig noch mehr in konfessioneller Kooperation erteilt werden und daneben auch Raum fur
Projekte interreligidsen Lernens ermdglichen soll.

Entwicklungen in der Konfirmandenarbeit

Die Konfirmandenarbeit ist ein grundlegendes religionspadagogisches Angebot der evangelischen
Kirche und ein wichtiger Beitrag fir die Zivilgesellschaft. Diese Aussagen wurden durch die beiden
bundesweiten EKD-Studien zur Konfirmandenarbeit aus den Jahren 2009 und 2014 neu in den Fokus
geruckt. Empirisch nachgewiesen wird darin die gleichbleibend hohe Wertschatzung von Kirche und
Konfirmation bei den befragten Jugendlichen ebenso wie die Aussage, dass die Konfirmandenarbeit
prosoziales Handeln férdert und zu ehrenamtlichem Engagement anregt. Zugleich wird deutlich, dass
die Konfirmandenarbeit standig weiterentwickelt werden muss. Dies gilt besonders fir die Suche nach
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lebensrelevanten Zugangen zu Themen der christlichen Theologie und Tradition fiir die und mit den
Jugendlichen oder fir das Bemihen um die Gestaltung einer die Jugendlichen ansprechenden got-
tesdienstlichen Arbeit.

Als eine Reaktion auf die Ergebnisse der ersten Studie hatte die Kirchenleitung im Jahr 2011 die ,Ar-
beitsfeldkonferenz Konfirmandenarbeit in der EKHN" installiert. Diese bietet eine Arbeitsplattform fir
diejenigen, die Verantwortung fur die Konfirmandenarbeit tragen und an deren Weiterentwicklung
Interesse haben. Die Arbeitsfeldkonferenz arbeitet seitdem regelmaRig auf Fachtagen, Symposien
oder in Arbeitsgruppen an der Weiterentwicklung der Konfirmandenarbeit.

Diese strukturell verlassliche Zusammenarbeit der verschiedenen Akteure — genannt seien stellvertre-
tend das RPI, das Theologische Seminar in Herborn und der Fachbereich Kinder und Jugend im Zent-
rum Bildung — generiert Impulse fiir die Konfirmandenarbeit: So wurde z. B. im November 2014 die
gemeinsam erarbeitete Handreichung ,Die Konfi-Zeit gemeinsam gestalten. Leitfaden fir ein Rah-
menkonzept gemeindebezogener Konfirmandenarbeit in der EKHN" an alle Kirchengemeinden ver-
schickt. Diese Anregung zur Weiterentwicklung von Konfirmandenarbeit vor Ort wird unterstiitzt durch
das Fortbildungsangebot des RPI.

Die Geschéftsfuhrung der Arbeitsfeldkonferenz nimmt seit dem 1. Januar 2016 Pfarrer Dr. Achim
Plagentz, Studienleiter fir Konfirmandenarbeit am RPI, wahr.

Die Verbindung der Konfirmandenarbeit mit der Arbeit mit Kindern und Jugendlichen, die sich in der
Arbeitsfeldkonferenz etabliert hat, soll dartiber hinaus konzeptionell die wechselseitige Verbindung in
der konkreten Arbeit vor Ort unterstiitzen. Das Verstandnis wandelt sich — weg vom sog. ,Ubergang
von der Konfirmandenarbeit zur Jugendarbeit* hin — zu einer Konfirmandenarbeit, die profilierter Be-
standteil der (Bildungs-) Arbeit mit Kindern und Jugendlichen ist. Seit September 2015 stehen daher
im Fachbereich Kinder und Jugend im Zentrum Bildung Mittel zur Férderung konfirmandenbezogener
Jugendarbeit bereit. Geférdert werden MalRnahmen, die die Jugendarbeit und die Konfirmandenarbeit
miteinander verbinden. Wesentliche Voraussetzung zur Foérderung ist die Kooperation von Haupt- und
Ehrenamtlichen sowie die Arbeit in interdisziplindren Teams. Fur das Jahr 2016 liegen bereits 40 For-
derantrage vor.

4. Handlungsfeld Gesellschaftliche Verantwortung

TTIP — Stellungnahme der Evangelischen Kirchen in Hessen

Auf Einladung des Europaausschusses des Hessischen Landtags haben sich die Evangelische Kirche
in Hessen und Nassau und die Evangelische Kirche von Kurhessen-Waldeck im Juli 2015 mit einer
gemeinsamen Stellungnahme an einer schriftichen Anhérung beteiligt zu den Abkommen Uber eine
Transatlantische Handels- und Investitionspartnerschaft zwischen der EU und den USA (Transatlantic
Trade and Investment Partnership - TTIP) bzw. dem Comprehensive Economic Trade Agreement
(CETA) zwischen der EU und Kanada. Auch bei der mindlichen Anhérung mehrerer Ausschiisse
unter Federfilhrung des Europaausschusses zu den transatlantischen Handelsabkommen waren die
Evangelischen Kirchen in Hessen fachlich vertreten.

In ihrer durch das Zentrum Gesellschaftliche Verantwortung in Zusammenarbeit mit Fachleuten der
kurhessischen Kirche erarbeiteten Stellungnahme, legten die Evangelischen Kirchen in Hessen — in
Ubereinstimmung mit Brot fur die Welt — besonderen Wert auf die kritische Betrachtung der Auswir-
kungen fur Entwicklungs- und Schwellenldnder und sprachen sich fiir weitere Bemihungen um faire,
multilaterale Vereinbarungen zur Regulierung des Welthandels aus. Dabei miissen neben den berech-
tigten Interessen von exportorientierten Unternehmen am Abbau von unndétigen Handelshemmnissen,
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insbesondere die Auswirkungen auf Verbraucher- und Tierschutz, auf die Wahrung von Arbeitneh-
merschutzstandards (ILO-Normen) sowie auf den Schutz regionaler und globaler Gemeingiter
(Béden, Wasser, Walder, Biodiversitat, Klimastabilitdt und Vielfalt kultureller Angebote) beachtet wer-
den. Sie missen insbesondere genauso hoch bewertet und wirksam geschiitzt werden wie Investitio-
nen privater Anleger.

Die Gestaltungs- und EntscheidungsspielrAume demokratisch gewahlter Regierungen und Parlamente
dirfen nicht durch Institutionen wie Schiedsgerichte (oder einen Handelsgerichtshof), ein Amt fir vor-
parlamentarische regulatorische Vereinbarungen, restriktive, nicht erweiterbare Negativlisten etc. ein-
geschrankt und geschwacht werden. Kritisch zu betrachten ist dabei nicht nur die Umgehung und
relative Schwachung der bewahrten offentlichen Rechtssysteme in der EU, den USA und Kanada,
sondern der herausragende Schutz von privaten Investitionen im Vergleich zu anderen Schutzrechten.
Die Kirchenleitung begrifit, dass Fragen nach den Zielen und méglichen Folgen der transatlantischen
Freihandelsabkommen (CETA, TTIP) bis heute auch in vielen 6ffentlichen Veranstaltungen von Deka-
naten und Kirchengemeinden sowie in Sitzungen von Pfarrkonventen aufgegriffen wurden und wer-
den. Referentinnen des Zentrums Gesellschaftliche Verantwortung haben die kirchliche Position dar-
Uber hinaus auf Einladung von Verbanden, Parteien und anderen zivilgesellschaftlichen Institutionen
in zahlreichen Veranstaltungen vertreten. U.a. fanden auf Einladung des Bauernverbandes, des Land-
frauenverbandes, des BUND sowie des Deutschen Frauenrates mehrere Veranstaltungen statt, die
einen besonderen Fokus auf die Bedeutung der transatlantischen Handelsabkommen fir Landwirt-
schaft, Erndhrung, Verbraucher- und Tierschutz legten.

Die Evangelischen Kirchen in Hessen werden den nun fir den Vertrag mit Kanada (CETA) beginnen-
den Ratifizierungsprozess und die weitere gesellschaftliche Debatte auch um den Vertrag mit den
Vereinigten Staaten von Amerika (TTIP) durch ihre Facheinrichtungen aufmerksam verfolgen und sich
daran in geeigneter Weise beteiligen.

Umsetzung Klimaschutzkonzept

Klimaschutzmanagement in der EKHN

Zur Umsetzung des EKHN-Klimaschutzkonzepts konnten zum 1. September 2015 fiir die Arbeitsbe-
reiche ,Immobilien* und ,Nutzerverhalten bei Energie, Mobilitat und Beschaffung” jeweils ein Klima-
schutzmanager eingestellt werden. Beide Vollzeitstellen sind aufgrund der 65%igen Foérderung durch
das Bundesumweltministerium zunéchst auf drei Jahre befristet.

Der Arbeitsbereich ,Immobilien” ist der Referatsgruppe kirchliches Bauwesen zugeordnet und wird von
Peter Tampe betreut. Seine Aufgaben bestehen im Aufbau eines Klimaschutz-Controllings (CO2-
Bilanzierung) und darin, MaBhahmen zur Energieeinsparung und zum Klimaschutz in kirchlichen Ge-
bauden zu initiileren. Inzwischen finden sich die softwaregestitzte Energiedatenverwaltung sowie ein
Energieberater-Netzwerk im Aufbau. Die Neugestaltung der Okofonds-Richtlinien sowie die CO2-
Bilanz fiir 2015 sind in Vorbereitung.

Die Klimaschutzmanagerin Kathrin Saudhof ist dem Zentrum Gesellschaftliche Verantwortung zuge-
ordnet. lhr Arbeitsbereich ,Nutzerverhalten* umfasst die Einflhrung des Umweltmanagementsystems
,Gruner Hahn" in Kirchengemeinden und kirchlichen Einrichtungen sowie Malinahmen in den Berei-
chen Mobilitat und Beschaffung. Im November 2015 begann der erste Fortbildungskurs fiir kirchliche
Umweltauditor/innen mit zehn Teilnehmenden. Anfang 2016 wurden in den ersten drei Kirchenge-
meinden, dem Zentrum Gesellschaftliche Verantwortung sowie den Tagungshausern Martin-
Niemdller-Haus und Schloss Herborn neue Beschlisse zur Einfuhrung des ,Grinen Hahns" gefasst.
AuRerdem ist eine Workshop-Reihe ,Klima- und Umweltschutz praktisch” fir ehren- und hauptamtlich
Tatige in den Kirchengemeinden in VVorbereitung.
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Nachhaltigkeit in der neuen Kirchlichen Haushaltsordnung (KHO)

Auf der 13. Tagung der Elften Kirchensynode im Herbst 2015 wurde der Entwurf einer neuen Kirchli-
chen Haushaltsordnung (KHO) (Drs. 58/15) beraten und nach umfangreicher Diskussion mit Anderun-
gen beschlossen. In dieser KHO wurde neben den Grundsatzen der Wirtschaftlichkeit und Sparsam-
keit neu der Grundsatz der Nachhaltigkeit eingefiihrt (z.B. §4), der in der Anlage ,Begriffsbestimmung”
zur KHO als ,gleichzeitige und gleichberechtigte Umsetzung von umweltbezogenen, wirtschaftlichen
und sozialen Zielen und Minimierung der Inanspruchnahme bzw. Belastung allgemein verfligbarer
Guter (z. B. Wasser, Boden, Luft)* definiert wird. Der Kirchenleitung ist bewusst, dass die Aufnahme
des Begriffes der Nachhaltigkeit in die KHO ein erster Schritt ist und einer handhabbaren Konkretion
bedarf. Gegenwartig werden im Sinne der Umsetzung geeignete Kriterien zur Anwendung des Grund-
satzes der Nachhaltigkeit in der KHO ermittelt und auf ihre Praktikabilitdt hin gepruft. Dabei ist das
Zentrum Gesellschaftliche Verantwortung fachlich eingebunden.

Divestment

Im Vorfeld des UN-Klimagipfels COP 21 in Paris und nach intensiven Diskussionen auch mit den sy-
nodalen Ausschuissen fir Diakonie und Gesellschaftliche Verantwortung sowie Gerechtigkeit, Frieden
und Bewahrung der Schopfung, kiindigte der Leitende Oberkirchenrat Heinz Thomas Striegler am
20. November 2015 im Auftrag der Kirchenleitung an, dass die EKHN ihre Ricklagen nicht mehr in
Unternehmen investieren wirde, deren Geschaftsbasis vorwiegend fossile Brennstoffe seien. Alterna-
tiv sollen Anlagen in Energieunternehmen und andere Unternehmen in den Blick genommen werden,
die geringere CO2-Emissionen aufweisen bzw. eigene Konzepte flr eine Reduzierung des CO2-
FuRabdrucks entwickeln. Innerhalb der kommenden funf Jahre soll diese Divestment genannte Stra-
tegie, die auf eine deutliche Reduzierung des CO2-AusstofRes und damit eine Begrenzung des Klima-
wandels zielt, innerhalb der EKHN schrittweise umgesetzt werden. Neben den klimapolitischen Zielen
spielt dabei im Rahmen des Risikomanagements auch die Begrenzung von wertlos werdenden Inves-
titionen, sogenannten Stranded Assets, eine wichtige Rolle. Damit wird das bereits praktizierte ethi-
sche Investment der EKHN verstarkt, in dem sozial vertragliche und 6kologisch vertretbare Grundsatze
verankert sind. Die EKHN greift damit Impulse der sogenannten ,Fossil Free“-Bewegung auf und folgt
entsprechenden Beschliissen zu Divestment durch beispielsweise den Zentralausschuss des Okume-
nischen Rates der Kirchen (ORK), die United Church of Christ in den USA, die Church of England und
die schwedische lutherische Kirche.

Auftrag fur ein Gutachten ,Stérung religioser Handlungen durch Larm und Argumentationshil-
fen fur kinftige 6ffentliche Planfeststellungsverfahren®

Die 11. Tagung der Elften Kirchensynode hatte die Kirchenleitung im Herbst 2014 gebeten, in einem
mit dem Kirchensynodalvorstand abgestimmten Verfahren, sicherzustellen, dass die Fragen nach der
»Storung religidser Handlungen durch Larm“ bearbeitet und beantwortet werden und der Synode dar-
Uber berichtet wird. Dartiber hinaus wurde die Kirchenleitung gebeten, als Grundlage fiir Planungsver-
fahren Kriterien zu prifen, die die Bewertung des Rechtes auf ungestdrte Religionsausiibung im
Rahmen von Planfeststellungsverfahren ermdglichen.

Die Kirchenleitung und der Kirchensynodalvorstand haben auf ihrer Klausurtagung am 13. Februar
2015 das weitere Vorgehen zur Bearbeitung der oben genannten Antrage abgestimmt. Auf ihrer Sit-
zung vom 19. November 2015 hat die Kirchenleitung Uber die Auftragserteilung eines entsprechenden
externen Gutachtens beraten und in Abstimmung mit dem Kirchensynodalvorstand das Zentrum fir
Interdisziplinare Studien zum Religions- und Religionsverfassungsrecht an der Johannes Gutenberg-
Universitdt Mainz (ZIRR) mit der Erstellung dieses Gutachtens beauftragt. Das ZIRR vereinigt sowohl
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theologische als auch juristische Fachkompetenzen und bildet die von Kirchenleitung und Kirchensy-
nodalvorstand u.a. geforderte Interdisziplinaritat ab, mit der die Relevanz theologischer Argumente im
Sinne von abwagungserheblichen und bewertbaren Belangen in Planfeststellungsverfahren unter-
sucht werden soll. Das ZIRR beabsichtigt eine Fertigstellung des Gutachtens bis zum Frihjahr 2017.
Ein solches Gutachten stellt ein Pionierprojekt in der kirchenpolitischen Landschaft dar, mit seinen drei
anvisierten theologisch-sozialethischen, planungsrechtlichen und staatskirchenrechtlichen Kompo-
nenten.

AuRerdem wurde in diesem gemeinsamen Abstimmungsprozess das Zentrum Gesellschaftliche Ver-
antwortung damit beauftragt, in Zusammenarbeit mit dem Referat Sozialforschung und Statistik in der
Kirchenverwaltung der EKHN vorhandene Larmkartierungen zu evaluieren und zu integrieren und so
die Larmbetroffenheit durch Luft-, Schienen- und Straenverkehr auf dem Gebiet der EKHN abzubilden.

Sonntagsschutz

Die Evangelische Kirche in Hessen und Nassau setzt sich seit vielen Jahren sowohl in Hessen als
auch in Rheinland-Pfalz fiir den Sonntagsschutz ein. Auch gerade im Zuge fortschreitender Digitalisie-
rung der Gesellschaft, in der unter anderem Arbeitszeit und private Zeit, immer mehr zu diffundieren
drohen, wird dieser Einsatz immer wichtiger. In beiden Bundeslandern ist die Evangelische Kirche in
Hessen und Nassau, vertreten durch das Zentrum Gesellschaftliche Verantwortung, Mittrdger der
Landesallianzen fir den freien Sonntag. Die Kirchenleitung begri3t und unterstiitzt das vielfaltige
Engagement beider Allianzen. So hat die rheinlandpfalzische Allianz Anfang Januar 2016 einen Brief
an alle Landtagskandidatinnen und -kandidaten mit der Bitte verschickt, einer ,Sonntagsvereinbarung”
beizutreten. Diese Vereinbarung beinhaltet, im Fall der Wahl fir eine konsequente Eindammung ver-
kaufsoffener Sonn- und Feiertage und eine kritische, brancheniibergreifende Uberpriifung der Ge-
nehmigungspraxis der Sonn- und Feiertagsarbeit in verschiedenen Rechtsbereichen (Ladendffnungs-
gesetz, Feiertagsgesetz, Bedarfsgewerbeverordnung, Messe-, Ausstellungs- und Marktegesetz etc.)
einzutreten. Die hessische Allianz hat Anfang April 2016 alle 426 Kommunen und 21 Landkreise so-
wie die 3 kommunalen Spitzenverbénde in Hessen angeschrieben, um ihnen die Rechtslage nach der
jungsten Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts in Erinnerung zu rufen und zugleich anzukin-
digen, dass die Allianz fir den freien Sonntag sich vorbehélt, die Bewilligung von Sonntagséffnungen
in jedem einzelnen Fall auf ihre Vereinbarkeit mit dieser héchstrichterlichen Entscheidung zu Gberpri-
fen. Die Entscheidung des BVerwG hélt fest, dass Sonntagséffnungen im Einzelhandel nach § 14
Ladenschlussgesetz nur dann rechts- und verfassungskonform sind, wenn ein zugkréaftiger Markt im
Mittelpunkt steht und nicht die Offnung der Laden. Dariiber hinaus erklarten die Richter, dass lediglich
Geschafte im raumlichen Umfeld des Marktes an Sonntagséffnungen teilnehmen dirften. In Zusam-
menarbeit mit dem Zentrum Gesellschaftliche Verantwortung hat die Kirchenleitung am 16. April 2015
im Rahmen einer Anhdrung durch den Beauftragten der Evangelischen Kirchen in Hessen am Sitz der
Landesregierung ihren Widerspruch gegen eine Gesetzesinitiative der FDP zum Ausdruck gebracht,
die darauf abzielt, den derzeit notwendigen Anlassbezug fur die Ermdglichung von Ladenéffnungen an
Sonntagen zu streichen und zudem die Bindung der sonntaglichen Ladendffnung an das gesamte
Gemeindegebiet aufzuheben. Insbesondere Letzteres wirde etwa fir die Stadt Frankfurt bedeuten,
dass bei 46 Stadtteilen mit der Moglichkeit zu je vier verkaufsoffenen Sonntagen pro Jahr 184 Offnun-
gen an Sonntagen zuldssig wirden — durchschnittlich wirden also an jedem Sonntag irgendwo in
Frankfurt in drei Stadtteilen die Geschafte geoffnet sein. Die Kirchenleitung ist dankbar, dass sich
auch die Hessische Allianz fur den freien Sonntag sowie weitere Kdrperschaften der Landeskirche an
dieser Anhoérung beteiligt haben (z.B. Dekanat Darmstadt-Stadt und Diakonie Hessen). Eine Ent-
scheidung Uber die Gesetzesinitiative der FDP ist bisher noch nicht getroffen worden. Die FDP hat
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allerdings im Marz dieses Jahres in einem Anderungsantrag zu ihrem urspriinglichen Antrag darauf
verzichtet, den Antrag auf eine Aufhebung der Bindung der sonntéglichen Ladend6ffnung an das ge-
samte Gemeindegebiet aufrecht zu erhalten. Immer noch gestrichen werden soll nach der nun giilti-
gen Antragsfassung allerdings der Anlassbezug. Diesbeziglich vertritt die Kirchenleitung nach wie vor
die Auffassung, dass auch der geédnderte Antrag der Verfassung in Sachen Sonntagsschutz wider-
spricht, insofern nicht verfassungskonform ist und keine Zustimmung im Landtag finden sollte. In die-
ser Auffassung sieht sich die Kirchenleitung nicht zuletzt durch ein Urteil des Bundesverwaltungsge-
richtes in Leipzig vom 11. November 2015 bestarkt, das unmissverstandlich feststellt, dass Sonntags-
offnungen im Einzelhandel nach § 14 Ladenschlussgesetz nur dann rechts- und verfassungskonform
sind, wenn ein zugkréaftiger Markt im Mittelpunkt steht und nicht die Offnung der Laden. Dariiber hin-
aus erklarten die Richter, dass lediglich Geschéafte im raumlichen Umfeld des Marktes an Sonntags-
offnungen teilnehmen dirften. Die Kirchenleitung ist dankbar fir alle Initiativen in Dekanaten und
Propsteien, die auf die Diskrepanz zwischen rechtlich eindeutig geregeltem Sonntagsschutz und
nachlassiger Umsetzung dieses Schutzes aufmerksam machen. Dass dieser Einsatz notwendig ist,
zeigt etwa eine Anfrage des Evangelischen Dekanats Bergstra3e bei der hessischen Landesregie-
rung, ob VerstdRe gegen das Sonntagsfahrverbot fur LKW zugenommen haben. Hintergrund dieser
Anfrage: Am 1. Mai 2015 war der neue BuRgeldkatalog zur StralRenverkehrsordnung genau ein Jahr
in Kraft. Verstd3e gegen das Sonntagsfahrverbot fir LKW werden seitdem nicht mehr mit Strafpunk-
ten, sondern nur noch mit BuRgeld geahndet. Aus diesem Grund besteht nach Einschatzung des De-
kanats Bergstralle die Gefahr, dass das Sonntagsfahrverbot unter Inkaufnahme der Zahlung eines
BuRRgeldes missachtet wird. Das Buf3geld kann dabei durch das Unternehmen billigend in Kauf ge-
nommen und in die Kostenkalkulation des Unternehmens einbezogen werden zum Nachteil von Un-
ternehmen, die sich rechtstreu verhalten. Das Dekanat bat daher um Auskunft, ob VerstéRe gegen
das Sonntagsfahrverbot im Vergleich zu den Vorjahren zugenommen hétten. Eine sachgerechte Aus-
kunft konnte bisher von Seiten des Landes nicht gegeben werden. Gemeinsam mit dem Dekanat kriti-
siert die Kirchenleitung, dass rechtliche Anderungen in Sachen Sonntagsschutz beschlossen werden,
deren Auswirkungen aber nicht sorgfaltig gepruft werden. Der Kirchenleitung ist bewusst, dass der
Sonntagsschutz mehr als nur ein juristisches Thema ist, sondern viele Bereiche einer sich wandeln-
den Arbeitsgesellschaft betrifft. Eine anlasslich des 1. Mai 2016, dem ,Tag der Arbeit‘, vom Kirchli-
chen Dienst in der Arbeitswelt (KDA) unter Mitarbeit des Zentrums Gesellschaftliche Verantwortung
erstellte Arbeitshilfe, macht dies dankenswerterweise ebenfalls deutlich (www.kwa-ekd.de). Die Kir-
chenleitung ermutigt nachdrucklich alle Kirchengemeinden und regionale Einrichtungen, sich an der
offentlichen Debatte rund um das Thema Sonntagsschutz und den sorgsamen Umgang mit Zeit ein-
zubringen, da wo noch nicht vorhanden, regionale Sonntagsschutzallianzen zu beférdern und in Koali-
tionen mit 6rtlichen Kooperationspartnern auf die Einhaltung des Sonntagsschutzes zu achten.

Projekt Zukunftssicherung Diakonie- und Sozialstationen 2.0

Seit Marz 2015 berat das Projektteam ,Zukunftssicherung Diakonie- und Sozialstationen 2.0* im Auf-
trag der Kirchenleitung kirchliche Trager von Diakonie- und Sozialstationen und begleitet, wenn ge-
winscht, bei Betriebstibergangen in die von der Kirchenleitung eingerichteten gemeinnitzigen ,Ge-
sellschaft fiir Diakonie- und Sozialstationen mbH" (GfDS). Die GfDS wurde als 100%ige Tochter der
Gesellschaft fur diakonische Einrichtungen (GfdE) im Mai 2015 gegriindet, ins Handelsregister einge-
tragen und als Mitgliedseinrichtung der Diakonie Hessen aufgenommen.

Von den zum Zeitpunkt des Projektbeginns insgesamt 46 kirchlich verfassten Diakonie- und Sozialsta-
tionen hatten im ersten Jahr der Projektlaufzeit ,Zukunftssicherung Diakonie- und Sozialstationen 2.0"
bis Mitte Marz 2016 20 Stationen einen oder mehrere Beratungskontakte. Zum 1. Juli 2015 wurde der
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erste Betriebsiibergang wirksam. Am 1. Januar 2016 sind drei weitere Stationen der GfDS beigetre-
ten. Zwei Stationen haben eine eigenstandige regionale gGmbH gegrindet, drei Stationen beteiligen
sich an einem Kooperationsmodell mit einem gemeinsamen Geschaftsfihrer auf Dekanatsebene. Vier
Stationen haben sich fir einen Verbleib in der bisherigen Tragerschaft ausgesprochen, die Gbrigen
sind gegenwartig noch in der Entscheidungsfindung.

Die Tréager, die sich fur einen Betriebsiibergang ausgesprochen haben, begreifen die Tragergesell-
schaft als eine Entlastung der ehrenamtlichen Vorstéande und sehen in der neuen Struktur die Még-
lichkeit zur Sicherung der ambulanten Pflege und der Arbeitsplatze in ihrer Region. Neben wirtschaftli-
chen Erwagungen spielt bei dem Tragerwechsel die unternehmerische Entscheidung eine Rolle,
Strukturen zu schaffen, die fur die Wettbewerbsfahigkeit der Station férderlich sind. Die bisherigen
Grinde fir einen Betriebsiibergang sind vielfaltiger Natur, sie reichen von finanziellen Schwierigkeiten
bis hin zu der Tatsache, dass keine ehrenamtlichen Personen mehr fir die Vorstandsarbeit in den
Tragereinrichtungen gefunden werden konnten.

Die Kirchenleitung dankt allen Verantwortlichen im Bereich der ambulanten Pflegedienste fur ihr ge-
wissenhaftes Engagement. Sie ist sich sehr bewusst, dass die Frage der Zukunftssicherung der kirch-
lichen Sozial- und Diakoniestationen viele Aspekte zu beriicksichtigen hat. Doch mit Blick auf die bis-
herige Entwicklung im Projekt ,Zukunftssicherung” sieht sich die Kirchenleitung in ihren Beschliissen
bestarkt. Die Errichtung einer Tragergesellschaft und das Projekt ,Zukunftssicherung Diakonie- und
Sozialstationen 2.0" dienen der Sicherung der wertvollen Arbeit der kirchlichen Pflegedienste und der
Arbeitsplatze in diesem kirchlich-diakonischen Arbeitsbereich.

Bestattungs- und Trauerkultur — gesellschaftliche Entwicklungen und Trends

Die Bestattungs- und die damit verbundene Trauerkultur hat sich zu jeder Zeit und in allen Kulturen
immer wieder verandert und neuen gesellschaftlichen Stromungen angepasst. Dies ist auch in der
Gegenwart der Fall, wobei die Geschwindigkeit der Veranderungen in den letzten Jahren deutlich
zugenommen hat. Manche sprechen von einer Art “tektonischer Verschiebung”. Die Grinde dafur sind
vielféltig: Globalisierung, Individualitdt, wachsende Flexibilitdt und Mobilitdét der Menschen, zuneh-
mender religiéser- und weltanschaulicher Pluralismus und damit verbundene unterschiedliche Todes-
verstandnisse und Jenseitsvorstellungen, traditionelle Familienstrukturen zerfallen und die Schere
zwischen Arm und Reich wird groRer.

Wenngleich es mit Blick auf die Bestattungskultur und die Bestattungsbranche in Deutschland kaum
verbindliche und empirisch wissenschaftliche sowie reprasentative Statistiken und Umfragen gibt,
lasst sich gegenwartig in etwa Folgendes sagen: In Deutschland sterben jahrlich etwa 860.000 Men-
schen, wobei die Zahl bei steigender Tendenz schwankt. Erdbestattungen im Sarg und Graber mit
Blumen und Grabsteinen nehmen ab und werden immer haufiger abgelést durch andere Bestattungs-
formen. 2014 wurden rund 55% der Verstorbenen feuerbestattet und 45% erdbestattet. Die Liberali-
sierung im Bestattungswesen fiihrt sowohl zu gesetzlichen Neuerungen — so hat die Freie Hansestadt
Bremen die nach dem Feuerbestattungsgesetz von 1934 geltende Friedhofspflicht fir Urnenbestat-
tungen faktisch abgeschafft — als auch zu neuen Beisetzungsformen im Kontext der Feuerbestattung
(z.B. Friedwélder, Kolumbarien, Aschestreuwiesen oder ganz legal die Bestattung in der Erde von
Baumsetzlingen (s. "Tree of Life — der Baum des Lebens"). Auch der Bestattungsritus und die Trauer-
kultur (einschlie3lich Grabpflege) sind im Wandel begriffen und heterogener geworden. Neben ge-
pragten sakularen oder religiosen bzw. kirchlichen Riten, nehmen frei gestaltete — meist als privates
familidres Agreement zustande gekommene — und interreligiése Bestattungsfeiern zu. Die Gestalt der
Friedhtfe und der Graber verandern sich ebenfalls. Dies hat mit Grabfeldern flr Verstorbene anderer
Kulturen und Religionen zu tun, aber auch mit einer gréReren Bandbreite asthetischer Stile und unter-
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schiedlicher finanzieller M&glichkeiten, die zum Teil zur Pflegefreiheit der Grabflache fiihrt. Internet-
friedhdfe beeinflussen zudem die Erinnerungskultur der ,ersten Welt". Insgesamt zeichnet sich eine
immer starkere Individualisierung in der Trauerkultur ab, die einhergeht mit der Erwartung, dass Beer-
digungen individueller, personlicher und mitgestaltbarer bzw. selbstbestimmter werden.

Die Kirchenleitung ist der Auffassung, dass die wachsende Pluralisierung der Gestaltungsformen einer
Bestattung und ihr Geschwisterkind, die Individualisierung der Trauerkultur, keine rein defizitdren Ent-
wicklungen sind. Aus Sicht der Kirchenleitung ist es vielmehr in den nachsten Jahren eine wichtige
Aufgabe, die gesellschaftlichen Entwicklungen in der Bestattungs- und Trauerkultur wachsam zu be-
gleiten, die evangelische Bestattungspraxis und Trauerbegleitung als aus dem Auferstehungsglauben
des Evangeliums heraus den Menschen zugewandt, personlich und seelennah zu praktizieren und
offentlich zu vertreten. Ebenfalls ist dort die kirchliche Stimme zu erheben, wo sich gesellschaftliche
Fehlentwicklungen abzeichnen. So sieht die Kirchenleitung mit Sorge, dass anders als in frilheren
Zeiten die anonyme Beisetzung seit einigen Jahren wéchst. 2014 wurden circa 5 % aller Bestattungen
anonym vollzogen — in Stadten wie Hamburg werden inzwischen bis zu 50 % der Verstorbenen ano-
nym und ohne Trauerfeier bestattet. Auch die sogenannten Sozialbestattungen haben erheblich zuge-
nommen: bekamen in Deutschland nach Angaben des statistischen Bundesamtes 2006 noch rund
13.800 Menschen finanzielle Hilfe bei der Bestattung ihrer Angehérigen, so waren es 2013 knapp
23.500. Die Kosten stiegen in diesem Zeitraum von 41,3 Millionen auf 60,61 Millionen Euro.

Auf dem Hintergrund des bisher Beschriebenen, wurde im Auftrag der Kirchenleitung Ende 2015 unter
der Federfihrung des Zentrums Gesellschaftliche Verantwortung und mit Beteiligung von Vertreterin-
nen und Vertretern aller Handlungsfelder und kirchlichen Ebenen, ein interdisziplinares Werkstattge-
sprach unter dem Titel ,Verdnderungen in der Bestattungskultur — gesellschaftliche Trends" mit dem
ehemaligen Direktor des Museums fur Sepulkralkultur in Kassel, Prof. Dr. Rainer Sérries, veranstaltet.
Ein wesentliches Ergebnis dieses Werkstattgesprachs ist die Einsetzung einer interdisziplindren Ar-
beitsgruppe unter der Leitung von Oberkirchenrat Christian Schwindt, die in der nachsten Zeit das
Thema fachlich begleiten soll. Ziel dieser Arbeitsgruppe ist es, gesellschaftliche Entwicklungen in der
Sepulkralkultur zu beobachten, Orientierungs- und Entscheidungshilfen zu erarbeiten, auf best-
practice-Modelle aufmerksam zu machen, fachliche Empfehlungen auszusprechen und Impulse zu
setzen.

5. Handlungsfeld Okumene

Er6ffnung des gemeinsamen Zentrums Oekumene der EKHN und EKKW im Mai 2015

,Die Okumene ist ein Wesensmerkmal von Kirche. Mit dem gemeinsamen Zentrum Oekumene wer-
den die beiden evangelischen Kirchen den vielfaltigen 6kumenischen Herausforderungen besser
begegnen kdnnen.“ (Praambel der Vereinbarung tber ein gemeinsames Zentrum Oekumene fir die
Evangelische Kirche in Hessen und Nassau und die Evangelische Kirche von Kurhessen-Waldeck
vom 22. Dezember 2014.)

Am 27. Mai 2015 wurde das Zentrum Oekumene als gemeinsame Einrichtung der EKHN und EKKW
von Bischof Dr. Hein und Kirchenprasident Dr. Jung feierlich eréffnet. Aus beiden Kirchen haben zahl-
reiche Vertreterinnen und Vertreter aus den Leitungsgremien und viele Menschen, die dem Hand-
lungsfeld Okumene in beiden Kirchen eng verbunden sind, an der Eréffnung teilgenommen und damit
auch die hohen Erwartungen, die mit diesem Neubeginn verbunden sind, zum Ausdruck gebracht.
Zugleich war es ein Tag, der auch deutlich machte, dass dieser Schritt mit Veranderungen und Verlus-
ten in beiden Kirchen verbunden ist. Der Er6ffnung waren acht Jahre intensiver Kooperationsgespra-
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che, erste gemeinsame Stellenbesetzungen seit 2010 und schlielich eine Uber einjahrige Umbau-
phase im laufenden Betrieb in der Praunheimer Landstral3e 206 vorausgegangen.

Die Zusammenfuhrung der unterschiedlichen Beauftragungen in beiden Kirchen im Handlungsfeld
Okumene in einem gemeinsamen Zentrum Oekumene war konzeptionell u.a. von dem Anliegen ge-
tragen, auch bei den kinftig notwendigen Einsparungen (EKHN ca. 20 %; EKKW ca. 25 %) die Quali-
tat der Arbeit zu sichern, Fachkompetenz zu erhalten (mindestens eine 100 % Stelle je Aufgabenbe-
reich) und im Blick auf kinftige gesellschaftliche Herausforderungen zusatzliche Stellenanteile zu
errichten (u.a. in den Aufgabenfeldern Interreligidser Dialog und Gemeinden anderer Sprache und
Herkunft).

Mit der Errichtung des Zentrums Oekumene zum 1. Januar 2015 und der Er6ffnung am 27. Mai wur-
den folgende Einrichtungen und Einzelbeauftragungen zusammengefihrt: das Referat Weltmission
und Partnerschaften im Landeskirchenamt Kassel, die Okumenische Werkstatt Kassel und Langen-
selbold, dem Dezernat Okumene, Weltmission und Entwicklungsfragen in Kassel zugeordnete Einzel-
beauftragungen (Interreligiéser Dialog, Weltanschauungsfragen, Europa, Hoffnung fir Osteuropa und
Waldenser) und das Zentrum Okumene der EKHN.

Besuch des Kirchenprasidenten in der UCC Partnerkirche

Die EKHN und die New York Conference der United Church of Christ (UCC) unterhalten seit 2007
partnerschaftliche Beziehungen. Die sich hauptséachlich Gber den Osten der USA erstreckende New
York Conference der UCC hat rund 36.000 Mitglieder; in den gesamten USA gehoren ihr rund eine
Million Menschen an.

In der Zeit vom 29. August bis 7. September 2015 besuchte Kirchenprésident Dr. Jung die New York
Conference der UCC und die Kirchenleitung in Cleveland. Wahrend der Tage wurde er begleitet von
Pfarrer Gaewski, Conference Minister der New York Conference, dem Leiter des Zentrums Oekume-
ne, Pfarrer Knoche und dem zustandigen Referenten im Zentrum Oekumene, Pfarrer Pieper. Im Ge-
biet beider Kirchen liegen mit den Stadten New York und Frankfurt wichtige Finanzplatze. Was dies
fur die Kirchen bedeutet war ebenso Thema wie Fragen nachhaltiger Lebensstile, die interkulturelle
Offnung der Kirche, das Engagement fiir Fliuchtlinge und der Israel-Paléastina Konflikt. Im Sommer
2015 hatte die Synode der UCC dazu aufgerufen, Firmen die vom illegalen israelischen Siedlungsbau
in Palastina profitieren, zu boykottieren. Die Tage in der Stadt New York gaben ferner Gelegenheit zu
Gesprachen mit dem Leiter und den Mitarbeitenden des Biros des Lutherischen Weltbundes bei den
Vereinten Nationen (u.a. Vikar Lenski aus der EKHN, der zu dieser Zeit dort sein Praktikum im Rah-
men des Vikariates absolvierte) und einem Treffen mit dem Stellvertreter des standigen Vertreters
Deutschlands bei den Vereinten Nationen, Herrn Botschafter Thoms.

Durch Gesprache in Gemeinden und mit Vertreterinnen und Vertretern der Leitung der New York Con-
ference wurde die Delegation auf den zunehmenden Rassismus aufmerksam gemacht. Die Kirche
reagiert darauf mit einer Kampagne ,Black Life Matters!* (,Das Leben von Schwarzen hat Bedeu-
tung!“). Die UCC (ilt als integrative und multikulturell offene Kirche; zahlreiche Farbige gehtren zu
ihren Mitgliedern. In der Frage des Umgangs mit gleichgeschlechtlichen Beziehungen herrscht wei-
testgehend Einigkeit zwischen unseren beiden Kirchen.

Am Ende des Besuches standen die Gesprache mit der Kirchenleitung der UCC in Cleveland. Ge-
meinsam haben die Kirchenprasidenten Dr. Dorhauer und Dr. Jung die US-amerikanische Regierung
gebeten, mehr Verantwortung in der Fliichtlingskrise insbesondere fiir Hilfesuchende aus dem Nahen
und Mittleren Osten zu Gibernehmen. Im Blick auf die Partnerschaft, die auf Seiten der EKHN vor allem
durch die Dekanate Frankfurt und Wiesbaden getragen wird, wurden unter anderem der Ausbau von
Begegnungsprogrammen fir Jugendliche, die wechselseitige Offnung fiir Fortbildungen und der Aus-
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tausch Uber kirchliche Organisationsmodelle wie dem Konzept des ,Interim Pastor* verabredet. ,Inte-
rim Pastors* sind Pfarrerinnen und Pfarrer mit einer speziellen Zusatzausbildung. Sie werden in der
UCC und anderen amerikanischen Kirchen fir eine befristete Zeit von bis zu 2 Jahren in Gemeinden
und Leitungsstellen eingesetzt, um diese in einem Ubergangsprozess zu begleiten und auf die Zu-
sammenarbeit mit einem neuen Pfarrer oder einer neuen Pfarrerin vorzubereiten.

Eroffnung Klimapilgerweg durch Stellvertretende Kirchenprasidentin Scherf — ORK Pilgerweg
Gerechtigkeit und Frieden

Im Dezember 2015 fand in Paris der Weltklimagipfel statt. Dazu organisierten evangelische und katho-
lische Kirchen und Verbande einen dreimonatigen Klimapilgerweg von Kopenhagen (wo der letzte
Weltklimagipfel stattfand) bis nach Paris. Unter dem Motto ,,Geht doch” gingen Menschen den Weg
nach Paris, um dort der Forderung nach mehr Klimagerechtigkeit bei den politisch Verantwortlichen
Ausdruck zu verleihen. Die EKHN beteiligte sich mit einer Gruppe an diesem Klimapilgerweg. Vom
16.-20. Oktober 2015 pilgerten 20 Menschen vom Kloster Hochst durch den Odenwald und die Rhein-
ebene bis nach Worms. Stationen waren Orte, an denen Klimaschutz und Klimagerechtigkeit bedroht
sind oder gelingen. Klage um Unrecht und Dank fur die Vielfalt der Schépfung gehérten auf dem Weg
zusammen. Die Begegnung mit Umweltgruppen und zivilgesellschaftlichen Initiativen starkten das
Engagement ,aller Menschen guten Willens*, das der Okumenische Rat der Kirchen als ein Charakte-
ristikum des Pilgerweges der Gerechtigkeit und des Friedens im Eintreten fir eine gerechtere Welt
beschreibt. Kirche ist ein Teil der Welt und tragt in ihr Verantwortung.

Die stellvertretende Kirchenprasidentin Scherf sandte die Pilgergruppe im Kloster Héchst in einem
gottesdienstlichen Rahmen mit einem Segen auf ihren Weg und eréffnete damit zugleich fur die EKHN
den Pilgerweg der Gerechtigkeit und des Friedens. Dieses Projekt ist eine Einladung des Okumeni-
schen Rates der Kirchen, dem sich die Synode der EKHN im November 2014 angeschlossen hat.
Gemeinden und Dekanate sind eingeladen, regionale, nationale und internationale Initiativen der Ge-
rechtigkeit und des Friedens zu unterstitzen und vor Ort konkret zu gestalten. Dazu hat die Synode
einen Betrag von insgesamt 200.000 € zur Verfigung gestellt. Neben dem beschriebenen Klimapil-
gerweg-Projekt gibt es derzeit weitere kleine und grof3e Initiativen ,aller Menschen guten Willens* auf
dem Pilgerweg der Gerechtigkeit und des Friedens in der EKHN. Einige Beispiele:

o Auf der Straf3e und vor Gericht* — Zivilgesellschaftliches und kirchliches Engagement gegen den
Atomtod durch AKWs und Atomwaffen. Internationale Konsultation in Arnoldshain Marz 2016

e Okumenisches Stadtgebet fir Frieden und Verséhnung in der Katharinenkirche Frankfurt (ACK
Frankfurt)

e Friedensmahl und Nacht der 700 Friedenslichter®, eine Aktion von Kirche, Dorf, Initiativgruppen
anlasslich der 700 Jahrfeier der Evangelischen Gemeinde Ueberau

e ,Unsere FiRe auf dem Weg des Friedens": Studienreise nach Lesbos/ Griechenland zum Thema
Fluchtursachen und Friedensengagement. Internationale Begegnung und Vernetzung, Férderung
von Freiwilligenengagement vor Ort.

Teilnahme an der Einfuhrung der Kirchenleitung der Evangelischen Kirche der Bohmischen
Bruder in Prag

Im November wurden die Mitglieder der neu gewahlten Kirchenleitung der Kirche der Béhmischen
Bruder (EKBB) in der Prager Salvatorkirche in ihr Amt eingefiihrt. Fur die Kirchenleitung der EKHN
nahm die Stellvertretende Kirchenprasidentin Scherf an den Feierlichkeiten teil. Die Partnerschaft
zwischen der EKHN und EKBB hat sich seit den 1950er Jahren als Teil der christlichen Friedensbe-
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wegung in Europa entwickelt. Im Rahmen von Begegnungsreisen und Gemeindepartnerschaften wur-
den die Beziehungen gefestigt und leisteten bereits in Zeiten des Ost-West-Konfliktes einen Beitrag
zur deutschtschechischen Verstandigung und Verséhnungsarbeit.

Bei der Einfuhrung der neuen Leitung appellierte Scherf an die europaischen Kirchen, in der Flicht-
lingsfrage enger zusammenzuarbeiten. Uber die Grenzen hinweg gelte es auch als Kirchen die tiefe
Verbundenheit zu leben und sich gemeinsam den Herausforderungen zu stellen. Besonders wirdigte
Scherf die Geschichte der Reformation in Béhmen und ihren Vordenker Jan Hus, der 1415 als Ketzer
hingerichtet wurde. Der tschechische Reformator habe bereits tiber ein Jahrhundert friiher als Martin
Luther ahnliche Fragen an die damalige Glaubenspraxis gestellt. Luther habe spater Werke von Hus
gelesen und sich zu Lebzeiten selbst als ,Hussit" empfunden. Gerade im Blick auf dem Weg zum 500.
Jahrestag der Reformation ist es wichtig, die europaische Dimension des reformatorischen Aufbruchs
wahrzunehmen.

Eroffnung der Schule in Tangmarg / Kaschmir im Mai 2016

Im Sommer 2010 war es im indischen Bundesstaat Kaschmir wiederholt zu Protesten gegen die indi-
sche Zentralregierung und gegen die USA gekommen. Sie spitzten sich zu, als Gerlichte aufkamen,
dass in den USA Exemplare des Korans geschandet worden waren. Nach einem Demonstrationszug
steckte eine aufgebrachte Menge verschiedene o6ffentliche Gebdude in Brand, darunter auch eine
kirchliche Schule in der Kleinstadt Tangmarg, ca. 40 km westlich von Srinagar.

Die Schule ist Teil der Tyndale Biscoe and Mallinson Schule in Srinagar, eine renommierte Bildungs-
einrichtung einer der Partnerkirchen der EKHN, der Di6zese Amritsar. Von Seiten der Ditzese, der
Tyndale Biscoe and Mallinson Schule sowie den Uberwiegend muslimischen Eltern der Schilerinnen
und Schiller gab es von Beginn an ein groRes Interesse am Wiederaufbau der Schule. Mit Hilfe der
indischen Regierung und des Bundesstaates Jammu und Kaschmir wurden Behelfsgeb&ude errichtet
und etwa 550 Schulerinnen und Schiler aus 150 Dérfern der Umgebung von Tangmarg konnten wie-
der unterrichtet werden.

Bereits bei einem Besuch des Kirchenprasidenten in der Schule im Mai 2013 war von Seiten der
Schulleitung die Entscheidung gefallen, die Schule am gleichen Ort wieder aufzubauen. Die engagier-
te Haltung der Eltern war mit einer der Griinde fiir diese Entscheidung, die auch von der Leitung der
Diozese mitgetragen wurde. Die Kosten wurden mit ca. 310.000 Euro veranschlagt. Davon konnten
bereits im Herbst 2013 ca. 154.000 Euro durch die Schulleitung und durch Spenden der Eltern aufge-
bracht werden. In einem Projektantrag bat die Diézese die EKHN um weitere Unterstiitzung. Die Kir-
chenleitung hat daraufhin einen Betrag von 100.000 Euro aus Okumenemitteln (Budgetbereich 6.1)
zur Verfigung gestellt. Kleinere Spendenbeitrdge kamen von der Ahmadiyya Muslim Jamaat in Hes-
sen und einer Moscheegemeinde der DITIP im Dekanat Wetterau, einem der Partnerdekanate der
Di6zese Amritsar.

Anfang Mai diesen Jahres konnte nun das neue Schulgebadude fertiggestellt und eingeweiht werden.
An die Kirchenleitung erging eine Einladung zur Teilnahme an den Eréffnungsfeierlichkeiten, die durch
den Leiter des Zentrums Oekumene wahrgenommen wurde.

Spitzentreffen mit dem Hessischen Landesverband der jidischen Gemeinden

In den vergangenen Jahren hat das Zentrum Oekumene tragfahige Beziehungen zu judischen Dialog-
partnern in Hessen aufgebaut. Am Runden Tisch Christen und Juden treffen sich seit 8 Jahren Ge-
meindevorsteher und Rabbiner aus judischen Gemeinden in Hessen mit Pfarrerinnen und Pfarrern der
EKHN, um sich Uber das auszutauschen, was die beiden Religionsgemeinschaften aktuell beschéftigt.
Als 2015 das Vorstandsmitglied Mark Dainow stellvertretender Vorsitzender des Zentralrates der
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Juden in Deutschland wurde, sprach Kirchenprasident Dr. Jung zusammen mit seiner Gratulation eine
Einladung an den Paulusplatz aus, um damit einen ersten Schritt zum Aufbau vergleichbarer tragféhi-
ger Dialogbeziehungen auf Leitungsebene zu gehen. Dieses Treffen fand am 10. Mai 2016 statt. Da-
bei standen neben einem ersten Kennenlernen auch konkrete Themen im Mittelpunkt. So haben die
judischen Vertreter Interesse daran geduflert, Gber den unter Fliichtlingen verbreiteten Antijudaismus
zu sprechen. Neben dem Kirchenprésidenten nahmen von Seiten der EKHN die Stellvertretende Kir-
chenprésidentin, Oberkirchenrat Knoche und Pfarrerin Faust Kallenberg als zustandige Referentin im
Zentrum Oekumene der EKHN und der EKKW teil.

Treffen von Kirchenprasident Dr. Jung und Bischof Dr. Hein erstmals mit Vertretern der
Ahmadiyya, der Aleviten und des Zentralrates der Muslime in Hessen

In den vergangenen Jahren trafen sich Kirchenprasident Dr. Jung und Bischof Dr. Hein jahrlich mit
Vertretern der DITIB (Turkisch-islamische Union der Anstalt fiir Religion), VIKZ (Verband islamischer
Kulturzentren) und der IRH (Islamische Religionsgemeinschaft Hessen) zum ,Tag des Dialogs”. Am
18. November 2015 fanden im Zentrum Oekumene zum ersten Mal Gesprache mit Vertretern der
Ahmadiyya Muslim Jamaat (AMJ) und den Aleviten statt. Die AMJ sind in Hessen als Kdrperschaft des
offentlichen Rechts anerkannt. Die Aleviten sind nach Art. 7 Abs. 3 des Grundgesetzes anerkannte
Religionsgemeinschaft und dirfen demnach Religionsunterricht erteilen. In Hessen wird dieser von
den Aleviten seit dem Schuljahr 2009/10 angeboten. Das Treffen stand unter dem Vorzeichen eines
ersten Kennenlernens. Die Gaste hatten Gelegenheit, ihre Glaubensrichtung ausfuhrlich darzulegen
und deren Besonderheiten im Vergleich zur Hauptstromung der sunnitischen Tradition zu erlautern.
Daraus ergab sich u. a. die Diskussion tber das religionsgeschichtliche Phdnomen, wie nachfolgende
Religionen auf altere Bezug nehmen. So wurden Parallelen gezogen zwischen dem Verhéltnis des
Christentum zum Judentum einerseits, sowie der AMJ, die im 19. Jahrhundert entstanden ist, zur viel
alteren Hauptstrémung des Islam anderseits. Dartber hinaus fand ein Austausch Uber die aktuelle
Flichtlingssituation statt.

Stellungnahme der Kirchenleitung zu ,‘Lasset uns aber rechtschaffen sein in der Liebe ...*
Gemeinsames Wort der Selbstandigen Evangelisch-Lutherischen Kirche (SELK) und der Union
Evangelischer Kirchen in der EKD (UEK) — Gedenken an zwei Jahrhunderte Unionskirchen und
altlutherische Kirche 1817-2017¢

Die Kirchenleitung der EKHN hat im Dezember 2015 eine Stellungnahme verabschiedet zum Entwurf
eines gemeinsamen Wortes der Union Evangelischer Kirchen (UEK) mit der Selbstandigen Evange-
lisch-Lutherischen Kirche (SELK); gleichlautende Stellungnahme verabschiedete auch die Kirchenlei-
tung der EKKW. Die UEK hatte ihre Mitgliedskirchen um ein solches Votum gebeten.

Dieses gemeinsame Wort ist im Zusammenhang der Reformationsdekade entstanden, in der auch die
seit der Reformationszeit entstandenen innerevangelischen Differenzen thematisiert wurden und wer-
den. Im Zusammenhang der Unionen zwischen lutherischen und reformierten Kirchen seit dem Be-
ginn des 19. Jahrhunderts bildeten sich 'altkonfessionelle’ Gemeinden, die diese Unionen nicht mittra-
gen konnten. Der PreuRRische Agendenstreit und die Geschichte der 'Hessischen Renitenz' zeugen
von einer lange konfliktiven Geschichte — vor allem im 19. Jahrhundert wurden altlutherische Gemein-
den zuweilen obrigkeitlich bedrangt. Diese Geschichten pragten das lange distanzierte Verhéltnis
zwischen der bis 1919 in obrigkeitlichen Strukturen verankerten Landeskirche und den bekenntnisge-
bundenen lutherischen Gemeinden, aus denen 1972 die SELK entstand.

In den vergangenen Jahren entstanden, nicht zuletzt durch 6kumenische Kontakte und Begegnungen
etwa im Rahmen der ACK, neue Anséatze wechselseitigen Verstehens. Trotz der weiter bestehenden
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Differenzen in Hermeneutik und Rezeption der reformatorischen Bekenntnisse, was sich etwa darin
zeigt, dass die SELK der Gemeinschaft Evangelischer Kirchen in Europa (GEKE) als innerprotestanti-
schem Modell von Kirchengemeinschaft kritisch gegentiber steht, befinden sich beide Kirchengemein-
schaften — Altlutheraner und UEK — heute gemeinsam auf einem verheiBungsvollen 6kumenischen
Weg.

Stellungnahme der Kirchenleitung zur Publikation des Okumenischen Rates der Kirchen:
»Die Kirche: Auf dem Weg zu einer gemeinsamen Vision*

Die Kirchenleitungen der EKHN und der EKKW haben eine gemeinsame Arbeitsgruppe eingesetzt,
die fur beide Kirchenleitungen eine Stellungnahme zu dem Ekklesiologie-Text ,Die Kirche" der Kom-
mission fiir Glaube und Kirchenverfassung des Okumenischen Rates der Kirchen erarbeiten soll. Die
Arbeitsgruppe besteht fir die EKKW aus der Dezernentin fir Okumene Oberlandeskirchenratin
Dr. Ruth Gutter und Dekan Dr. Frank Hoffmann aus Bad Hersfeld, fir die EKHN aus Prof. Dr. Peter
Scherle (Theologisches Seminar Herborn) und Pfarrer Dr. J6rg Bickelhaupt (Zentrum Oekumene der
EKHN und der EKKW).

Die Stellungnahme der beiden Kirchen wird sich inhaltlich an die bereits vorliegende Fassung des
Rates der Gemeinschaft Evangelischer Kirchen in Europa (GEKE) vom Dezember 2015 anschlie3en
und einige der schon dort benannten kritischen Punkte weiter erlautern. Die Arbeitsgruppe wird den
Kirchenleitungen voraussichtlich im Laufe der zweiten Jahreshélfte einen Entwurf flr die Stellung-
nahme vorlegen.

Landeskirchliche Er6ffnung der 57. Aktion Brot fur die Welt mit der stellvertretenden Kirchen-
prasidentin

Gemeinsam fur die Evangelische Kirche in Hessen und Nassau und die Evangelische Kirche von
Kurhessen-Waldeck eroffnete die stellvertretende Kirchenprasidentin Scherf die 57. Aktion von Brot
fur die Welt in Dautphe. In ihrer Predigt nahm sie das Motto der 57. Aktion ,Satt ist nicht genug! Zu-
kunft braucht gesunde Erndhrung“ auf und appellierte daran, nicht die Augen davor zu verschliel3en,
dass rund zwei Milliarden Menschen — etwa jeder Dritte weltweit — von den gravierenden Folgen von
Mangelernahrung ohne genligend Nahrstoffe wie Eiweil3, Eisen, Zink, Jod und Vitamine betroffen
sind. Sie dankte besonders den Konfirmandinnen und Konfirmanden aus Dautphe, die mit einem An-
spiel auf die Zusammenhéange zwischen Konsumverhalten, Erndhrungsgewohnheiten und dem Hun-
ger in der Welt hingewiesen hatten.

Mit Blick auf die aktuelle politische Situation sprach sie sich dafiir aus, Menschen aus Syrien, Somalia
oder Eritrea, die sich existenzieller Bedrohung ausgesetzt sehen, nicht abzuweisen. Es kdénne uns
nicht egal sein, was aus ihnen wird, betonte die stellvertretende Kirchenpréasidentin. Dies wiirde auch
immer wieder in den Aktionen von Brot fur die Welt aufgegriffen.

Breite Resonanz auf Resolution zum Syrienkrieg

Die von der Kirchensynode angenommene Resolution (Drs. 95/15) FRIEDEN KANN NICHT MIT
WAFFEN GEWONNEN WERDEN wurde unmittelbar nach den Terroranschlagen in Paris im Novem-
ber 2015 verfasst. Anteilnahme und Trauer mit den Menschen in Frankreich verbinden sich in dieser
Resolution mit einer klaren gewaltfreien Option fur alle dem Anlass folgenden Entwicklungen. In fra-
gender Weise wurden die sicherheitspolitischen, rechtlichen und militarischen Herausforderungen
beschrieben, Besonnenheit und nichtmilitdrische Losungen angemahnt. Rassismus und eine generel-
le Verurteilung von Fluchtlingen sowie Gewalt im Namen irgendeiner Religion wurde klar abgelehnt.
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Weit Uber die Grenzen der EKHN hinaus wurden im kirchlichen wie zivilgesellschaftlichen Bereich
sowohl die klare friedensethische Position wie auch die zeitnahe Reaktion auf dieses Europa erschit-
ternde Ereignis wahrgenommen, zitiert und weiter verbreitet.

100. Gedenktag an den Armeniergenozid am 24. April 2015

Am 24. April 2015 gedachten Armenier weltweit des 100. Jahrestages des Genozids an armenischen
Christen in der Turkei, der von 1915-1919 mehr als eine Million armenische Christen und eine halbe
Million assyrische, chaldaische und griechisch-orthodoxe Christen das Leben gekostet hat. Kirchen-
prasident Dr. Jung und Bischof Dr. Hein nahmen diesen Gedenktag zum Anlass, um den armenischen
Kirchen in Deutschland und im Libanon zu kondolieren und sie in ihrem Streben nach einer kritischen
Aufarbeitung der damaligen Ereignisse zu unterstiitzen.

Darliber hinaus veréffentlichten sie eine gemeinsame Stellungnahme, die an die Gemeinden der
EKHN und EKKW verschickt wurde, mit der Bitte, der armenischen Christen in ihren Gottesdiensten
mit Gebeten zu gedenken und sich dem Aufruf der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen Deutsch-
land zu einem deutschlandweiten Glockenlduten anzuschlieRen.

In ihrer Stellungnahme kritisierten sie den Umgang der heutigen tirkischen Regierung mit dem arme-
nischen Genozid. Es kdnne nicht sein, dass eine offene Diskussion dieses Vélkermordes gemaf der
turkischen Verfassung verboten sei. Beide erinnerten daran, dass es in Bezug auf den Armeniergeno-
zid eine deutsche Mitverantwortung gibt, aus der sich die Verpflichtung ergibt, sich fiir eine Aufarbei-
tung einzusetzen. Sie erinnerten an den Vorschlag des Bundestages von 2005, die Ereignisse um den
Armenier-Genozid in deutsche Schulcurricula und Schulblicher aufzunehmen. In gemeinsamen Brie-
fen an Kulturminister Prof. Dr. Lorz und Bildungsministerin Reil3 griffen sie das Anliegen des Bundes-
tages auf und baten um eine Prifung, wie dem Armeniergenozid in den rheinland-pféalzischen und
hessischen Schulcurricula und Schulblichern Raum gegeben werden kann.

6. Sozialforschung und Statistik

Aktuelle Tendenzen bei Austritten und Entwicklung der Kirchenstatistik

Die Austrittsdynamik von Kirchenmitgliedern, die 2013 begonnen hatte und 2014 ihren H6hepunkt
erreichte, ist deutlich gebremst. Waren 2014 noch 18.410 Austritte zu verzeichnen, so ist die Zahl
2015 auf 14.829 zuriickgegangen. Zur Orientierung: Seit 1999 traten im Durchschnitt ca. 12.000 Mit-
glieder pro Jahr aus. Es ist zu vermuten, dass diese Austrittswelle durch die negative Prasenz der
Kirche in der Offentlichkeit bedingt war, also dem ,Tebartz-Effekt*, Enthiillungen tiber Missbrauchsfélle
und die misslungene Kommunikation zur Abgeltungssteuer. Leider wird die Evangelische Kirche bei
offentlichen Skandalisierungen von kirchenferneren Mitgliedern auch in Mithaftung genommen.
Allerdings sind die Kirchenaustritte nicht allein mit diesen Effekten zu begriinden, sie scheinen nur
einen Anlass zu bilden fur eine fragil gewordene Grundstimmung eines Teils der Mitgliedschaft.

In der EKD-Mitgliedschaftsuntersuchung finden sich daftir deutliche Hinweise. Die Mitglieder, (Ev.
West) befragt nach ihren moglichen Austrittsgriinden, benennen tberdurchschnittlich hoch und fast
gleich (0,2%-Punkte Unterschied) mit der Ersparnis von Kirchensteuer Gleichgultigkeit gegentber der
Kirche, dicht gefolgt auch ohne Kirche christlich zu sein, bzw. im Leben keine Religion zu bendtigen
und die Kirche unglaubwirdig zu finden. Diese Ergebnisse stimmen auch zusammen mit ausgewerte-
ten Rickmeldungen von ausgetretenen Mitgliedern der EKHN-Mitgliederorientierung.
Religionssoziologisch stellen diese Daten weitergehende Fragen: Kommt darin die gewachsene Indi-
vidualisierung zum Ausdruck? Oder zeigt sich darin die auch festgestellte Polarisierung der Mitglieder
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ahnlich wie in der Gesellschaft? Oder gibt es eine Differenz zwischen Kirchenverstandnis der Kirche
und der Wahrnehmung und Aufnahme durch die Mitglieder?

Es kommt dazu, dass bei genauerer Betrachtung der konkreten Austrittszahlen nach Kirchengemein-
den, Geschlecht und Familienstand weitere Irritationen entstehen. Zwar sind in Stadtraumen und dem
angrenzenden Umland die meisten Austritte zu verzeichnen, aber die Zonen einer gréReren Austritts-
bereitschaft verbreitern sich auch in kleinstadtisch und eher landlich gepréagten Regionen. Es gibt dia-
konisch hochengagierte Gemeinden die ebenso verlieren wie dem Gemeindeaufbau verpflichteten
Gemeinden. Die Altersgruppe Mitte zwanzig bis Anfang drei3ig verzeichnet erwartungsgemaf sehr
hohe Austritte bei der Einmiindung in die Berufe; Gleichzeitig gibt es hohe Austrittszahlen bei Frauen
und Méanner um die funfzig (also die Geburtsjahrgdnge um Anfang der 1960er Jahre), wobei die Frauen
den hoheren Anteil haben. Auch diese Zahl ist nicht allein sozial-statistisch zu erklaren. Diese wenigen
Daten machen deutlich, dass es notwendig ist, die Austrittssituationen kleinrdumiger, regionaler und
gemeindenaher zu untersuchen, um genauer zu erfahren, wo vielfaltige Griinde und starke Motive flr
Austritte liegen.

Am Ende gibt es immerhin einen vielleicht Gberraschenden Blick aus der Umfrage der Kirchenmit-
gliedschaftsuntersuchung: Seit 1991 steigt der Anteil der Mitglieder, fur die ein Kirchenaustritt nicht in
Frage kommt von 55,6 (West) auf 72,6 % (West). Diejenigen, die den Austritt zumindest erwogen
haben, sich aber unsicher sind, haben hingegen abgenommen. Dafir ist die Gruppe, die fest ent-
schlossen ist auszutreten und ganz bestimmt austreten will konstant bei rund 6 %.

7. Fundraising und Mitgliederorientierung

Erhebung von eingeworbenen Fundraising-Mitteln in Kirchengemeinden und Dekanaten der
EKHN

Fur einen gesamtkirchlichen Uberblick hat das Referat Fundraising und Mitgliederorientierung in der
Kirchenverwaltung im Marz 2015 die Dekanate in der EKHN erstmalig gebeten, einen Erfassungsbo-
gen an ihre Kirchengemeinden weiterzugeben. Ziel war es zu ermitteln, wie viele Gemeinden im Zeit-
raum 2010 — 2014 ein Fundraising-Projekt initiiert und durchgeftihrt haben.

Das Referat beabsichtigt damit zum einen zu dokumentieren, dass die Kirchengemeinden fir notwen-
dige oder gewiinschte MalRnahmen auch Mittel mithilfe von Fundraising einholen. Zum anderen sollen
mit einer solchen Ubersicht Kirchengemeinden ermutigt werden, bei ihren Planungen auch Fundrai-
sing in Betracht zu ziehen.

Ein weiterer Effekt kann darin bestehen, dass interessierte Kirchengemeinden mit den Ansprechpart-
nern und Ansprechpartnerinnen erfolgreicher Fundraising-Projekte Kontakt aufnehmen kénnen.

In dem Erfassungsbogen wurde u.a. abgefragt: Projekt; Projektstart, -ende; Gesamtkosten des Pro-
jekts; durch Fundraising erhaltene Mittel.

Auf die Anfrage antworteten 94 Kirchengemeinden. Die Gesamtsumme der von diesen Gemeinden
erhaltenen Mittel durch Fundraising betragt 6.644.026,19 €.

Eine Tabelle mit den Riickmeldungen sowie eine Ubersichtskarte mit der regionalen Verteilung der
teilnehmenden Kirchengemeinden sind beim Referat Fundraising und Mitgliederorientierung erhaltlich.
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8. Personalservice, Personalforderung und Personalrecht

Pfarrdienstordnung und Aufgaben fir den Pfarrdienst

Bisher wurden in der EKHN Pfarrdienstordnungen bei Teildiensten (Teildienstordnung), wie auch bei
Diensten in benachbarten Kirchengemeinden (pfarramtliche Verbindung) und fir die Aufteilung von
mehreren Pfarrerinnen und Pfarrern innerhalb einer Kirchengemeinde (gemeinsame Pfarrdienstord-
nung) erstellt. § 5 der KGO legt fest, dass die Wahrnehmung der pfarramtlichen Dienste mit einer
Pfarrdienstordnung in einer oder mehreren Kirchengemeinden grundsétzlich zu regeln ist und zwar
unabhangig vom Umfang und von der Anzahl der Pfarrstellen in einer Kirchengemeinde.

Die Pfarrdienstordnung regelt dabei den pfarramtlichen Dienst in der Kirchengemeinde und im Deka-
nat. Sie beschreibt, welche pfarramtlichen Aufgaben von einer Pfarrerin oder einem Pfarrer in der
jeweils konkreten bzw. in einer anderen Kirchengemeinde wahrgenommen werden. Konstante Grolien
werden dabei die Gottesdienste, die Kasualien, die Seelsorge und der Unterricht sein. Die Kirchenlei-
tung beschreibt in einer Verwaltungsverordnung das Verfahren der Aufstellung von Pfarrdienstord-
nungen.

Dafur wurden sowohl ein Muster fir den Dienst von Pfarrerinnen und Pfarrern in einer Kirchenge-
meinde, wie auch eine gemeinsame Muster-Pfarrdienstordnung fur den Dienst in mehreren Kirchen-
gemeinden entwickelt.

Da es nicht méglich ist, in allen Kirchengemeinden gleichzeitig Pfarrdienstordnungen zu erstellen, wird
vorgesehen, dies vorrangig bei Pfarrstellenwechsel und in der Zusammenarbeit mehrerer Pfarrerinnen
und Pfarrer vorzunehmen; in jedem Falle innerhalb einer Amtszeit des Kirchenvorstandes.

Aufgaben in der Kirchengemeinde, im Dekanat und in der Gesamtkirche kénnen nach Bedarf detail-
liert in einer Aufgabenbeschreibung fir den gemeindlichen Pfarrdienst zwischen der Dekanin bzw.
dem Dekan und der Pfarrerin bzw. dem Pfarrer geregelt werden.

Mit der Pfarrdienstordnung und der Aufgabenbeschreibung soll der Dienst verlasslich strukturiert, die
Aufgaben beschrieben und auch begrenzt werden. Zugleich sind auch Zeiten fur die eigene theologi-
sche Arbeit oder Gibergemeindliche Verpflichtungen (z.B. Vertretungsdienste, Dekanatskonferenz/Pfarr-
konvent) und weitere Aufgaben im Dekanat oder in der Gesamtkirche einzuplanen.

Ziel ist, aus der Fille dessen, was getan werden kénnte, um dem Auftrag jeweils vor Ort gerecht zu
werden, das auszuwéhlen, was tatséchlich getan und was gelassen wird. Es gehdrt zu den Aufgaben
des Dienstherrn, den Pfarrdienst fur die damit Beauftragten leistbar zu machen und nach menschli-
chem Mal} zu ordnen. Wer eine Pfarrstelle innehat oder einen Verwaltungsauftrag tbertragen be-
kommt, soll in der Lage sein, den Dienst nach dem Leitprinzip der Salutogenese gut, gerne und wohl-
behalten zu tun.

Umsetzung des Einstellungsverfahrens

Aufnahmeseminar in den Praktischen Vorbereitungsdienst (Vikariat)

Die Intention des Kirchengesetzes zur Neuordnung des Einstellungsverfahrens in den Pfarrdienst ist
.eine grundsatzlich werbende und férdernde Haltung gegentber Studierenden“ (Drucksache 09/15).
Dabei sollen gleichzeitig ,neben der fachlichen Eignung fur den Pfarrberuf auch Kriterien der personli-
chen Eignung geférdert und in den Einstellungsverfahren bertcksichtigt werden* (ebd). Im Zentrum
der Neuregelung stehen deshalb der Aufbau und die Etablierung der Kirchlichen Studienbegleitung als
ausgefihrtes Personalférderungskonzept. Die Kirchliche Studienbegleitung hat die Aufgabe der ,Be-
wusstmachung und Férderung von perséonlichen Kriterien fir den Pfarrberuf in Ergédnzung zur wissen-
schaftlichen Theologie an den Universitaten* (Anlage 3 zur Drucksache 09/15). Sie dient in diesem
Sinne der Eignungsberatung.
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Bis zum vollstéandigen Aufbau der Studienbegleitung missen nach § 3 der Rechtsverordnung zur Auf-
nahme in den praktischen Vorbereitungsdienst fur Vikarinnen und Vikare alle Studierenden am Auf-
nahmeseminar teilnehmen. Dies bedeutet, dass bis etwa 2018 pro Jahr schatzungsweise 30 Studie-
rende am Aufnahmeseminar teilnehmen werden. Das spater als ,zweiter Weg"“ gedachte Aufnahme-
seminar wird fiir etwa drei Jahre der Regelfall.

Das Aufnahmeseminar wurde durch das Institut fir Personalberatung, Organisationsentwicklung und
Supervision (IPOS) nach Auftrag durch das Referat Personalférderung und Hochschulwesen neu
entwickelt. Das Aufnahmeseminar besteht aus zwei Teilen: drei Ubungen mit Nachgesprach und
Auswertung und dem Gesprach mit der Aufnahmekommission. Pro Jahr finden zwei Aufnahmesemi-
nare statt. Das Aufnahmeseminar dauert inklusive Ubungen und Gespréach drei Tage. Pro Gruppe
kénnen acht Studierende teilnehmen. Es ist mdglich, zwei Durchgange parallel durchzufiihren, so
dass an einem Termin bis zu 16 Kandidatinnen und Kandidaten teilnehmen kénnen.

Das Aufnahmeseminar dient der Eignungsfeststellung bezogen auf die Erméglichung der zweiten
Ausbildungsphase, des Praktischen Vorbereitungsdienstes (Vikariat). Dabei missen weitere Entwick-
lungs- und Fordermdglichkeiten der Kandidatinnen und Kandidaten im Vikariat angenommen werden.
Deshalb soll das Aufnahmeseminar nur dazu verhelfen, Personen festzustellen, deren persoénliche
Eignung fur die zweite Ausbildungsphase anhand der Kriterien Sprach-, Argumentations- und Dialog-
fahigkeit, der Teamfahigkeit und der Féhigkeit zur Reflexion der eigenen Person zum Zeitpunkt der
Durchflihrung des Verfahrens nicht gegeben ist.

Fur die Struktur des Verfahrens bedeutet dies, dass es kein Ranking unter den Teilnehmenden gibt,
sondern ein besonderes Augenmerk auf die ,Grenzfalle* zur Nicht-Eignung gelegt wird. Um eine star-
kere dialogische Struktur des Verfahrens zu gewahrleisten, sollen nach jeder Ubung Gesprachsmaog-
lichkeiten erdffnet werden, in denen die Selbstwahrnehmung des Kandidaten bzw. der Kandidatin und
die Fremdwahrnehmung durch die Beobachtenden aufeinander bezogen werden. Gleichzeitig kdnnen
die Kandidatinnen und Kandidaten ihr Verhalten erlautern oder aus den Ruckmeldungen fir die fol-
genden Ubungen Konsequenzen ziehen.

Fur die Ubungen des Aufnahmeseminars sind Beobachterinnen und Beobachter durch die Kirchenlei-
tung berufen worden. Sie sollen in einem Kurzgutachten die Beobachtungen aus den Ubungen fest-
halten, in dem entweder ,keine Bedenken an der persénlichen Eignung*, ,Zweifel an der persénlichen
Eignung” oder die ,Nichteignung” festgestellt wird. Die Gutachten dienen der Aufnahmekommission
zur Vorbereitung auf das Gesprach mit den Kandidatinnen und Kandidaten und sollen die Zielsetzung
des Aufnahmeverfahrens, eine Eignungsfeststellung im beschriebenen Sinne durchzufuhren, unter-
stiitzen. Den Beschluss Uber die Empfehlung zur Aufnahme ins Vikariat trifft die Aufnahmekommis-
sion. Im Gesprach Uberprift daher die Aufnahmekommission, ob fir die Erméglichung eines Ausbil-
dungsverhaltnisses die Mindestvoraussetzungen der personlichen Eignung gegeben sind.

Ubernahmeverfahren in den Probedienst

Das Ubernahmeverfahren in den Probedienst fiir Vikarinnen oder Vikare, bei denen am Ende des
praktischen Vorbereitungsdienstes durch einen der Ausbildungspartner Zweifel angemeldet wurden,
wird in diesem Jahr durch das Institut fur Personalberatung, Organisationsentwicklung und Supervi-
sion (IPOS) nach Auftrag durch das Referat Personalférderung und Hochschulwesen entwickelt. Das
neue Verfahren kommt fir den Vikariats-Kurs 2016-2 (Beginn zum 1. September 2016) zur Anwen-
dung und wird daher gegebenenfalls erstmals im Frihjahr 2018 durchgefiihrt werden.
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Sonder-Ubernahmeverfahren in den Pfarrdienst

Die EKHN wird in den kommenden Jahren aufgrund der demografischen Veranderungen darauf an-
gewiesen sein, Pfarrerinnen und Pfarrer anderer Kirchen in ihren Dienst zu Gibernehmen. Es werden
Pfarrerinnen und Pfarrer sein, die gerade das Vikariat in einer anderen Kirche und damit die Anerken-
nung als Pfarramtskandidatin bzw. Pfarramtskandidat fir den Probedienst vorweisen kénnen oder
aber schon mehrere Jahre in einer anderen Kirche arbeiten.

Die dafiir vorgesehenen Einstellungsplatze bemessen sich an den nicht genutzten Einstellungsplatzen
fur den Probedienst aus dem jeweiligen Jahr; fur das Jahr 2016 werden einmalig die nicht genutzten
Einstellungsplétze aus dem Jahr 2015 (11 Platze) hinzugerechnet.

In diesem Sonder-Ubernahmeverfahren ist auch im Blick, wie Erfahrungen und Einstellungen der Be-
werbenden reflektiert und mit den Erwartungen der EKHN verbunden werden kénnen.

Fur eine erfolgreiche Tatigkeit im Pfarramt ist neben der fachlichen Kompetenz, nachgewiesen durch
anerkannte wissenschaftlich- und praktisch-theologischen Abschliisse, auch die personale Kompetenz
ausschlaggebend. Das Sonder-Ubernahmeverfahren hat das Ziel, Einschatzungen zu diesen Fahig-
keiten zu erheben und zu dokumentieren. Anders als im Aufnahmeverfahren missen hier alle von der
Synode fir den Pfarrdienst festgelegten Kriterien einbezogen werden. Diese sind:

- Sprach-, Argumentations- und Dialogfahigkeit,

- Teamfahigkeit,

- Fahigkeit zur Reflexion der eigenen Person,

- Fahigkeit zur Leitungstatigkeit,

- Konfliktfahigkeit und

- Fahigkeit zur glaubwurdigen Vertretung des eigenen christlichen Glaubens.

Dieses Vorgehen ist sinnvoll, da alle Bewerbende unbekannt sind und die vorangegangenen Lern- und
Entwicklungszeiten — vergleichbar des Vikariates bzw. des Probedienstes — bereits abgeschlossen sind.
Zudem bestehen weder vor noch nach dem Sonder-Ubernahmeverfahren Moglichkeiten differenzierter
Wahrnehmungen.

Das Sonder-Ubernameverfahren setzt sich aus zwei Abschnitten zusammen:

Zuerst nehmen die Teilnehmenden an unterschiedlichen, teils mehrgliedrigen Gruppen- und Einzel-
Ubungen anhand der genannten Kriterien teil. Die Beobachtenden geben gemaf der Kriteriologie ein
Feedback, das um ein wissenschaftlich entwickeltes Testverfahren, das Bochumer Inventar zur be-
rufsbezogenen Selbstbeschreibung (BIP), ergdnzt und den Teilnehmenden am vierten Tag des Ver-
fahrens mindlich und anschlieend schriftlich Ubermittelt wird.

Ca. zwei Wochen spater schlieRt sich ein dialogisches Interview mit einer Sonder-Ubernahme-
kommission an, die sich aus Mitgliedern der Kirchenleitung zusammensetzt. Die Kommission nimmt
Elemente des strukturierten, kriterienorientierten Interviews auf. Am Ende des Gespraches gibt die
Kommission der Kirchenleitung eine Empfehlung zur Ubernahme oder Nicht-Ubernahme in den Dienst
der EKHN.

Werbung fur den Pfarrberuf und den gemeindepadagogischen Dienst

Die Projektstelle Werbung fiir den Pfarrberuf und den gemeindepadagogischen Dienst hat ihre Arbeit
in zwei Richtungen hin ausgepragt: Nach innen unterstitzt sie durch die Bereitstellung von Informa-
tions- und Kommunikationsmaterial (Internetauftritt, Flyer) mdgliche Multiplikatorinnen und Multiplika-
toren (Pfarrerinnen und Pfarrer, Religionslehrerinnen und -lehrer, Mitarbeitende im gemeindepéadago-
gischen Dienst) und halt damit gleichzeitig das Thema, fir den Pfarrberuf und den gemeindepadago-
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gischen Dienst zu werben im Bewusstsein der innerkirchlichen Offentlichkeit und bei den Angehérigen
der entsprechenden Berufsgruppen prasent. Nach aufRen hin werden mdgliche Interessierte fir das
Theologiestudium oder das Studium der sozialen Arbeit mit gemeindepéadagogischer Zusatzqualifika-
tion durch entsprechende Formate (Kirchentag, Berufsmessen, Schilertage, 0.4.) direkt angespro-
chen und mit entsprechenden Informationen versorgt. Ebenfalls werden Theologiestudierende, die
noch auf keiner Landesliste eingetragen sind, mit Informationsmaterial tber die EKHN versorgt, um
sie fur den Pfarrberuf in der EKHN zu interessieren.

Die Anzahl der Theologiestudierenden, die auf der Liste der EKHN eingeschriebenen sind, ist in den
letzten drei Jahren mit 270 bis 280 Personen stabil geblieben.

In der externen Werbung konnte durch die Zusammenarbeit mit den Studierendenkonventen an den
Fakultaten die EKHN als eine begleitende, fordernde und offen zugewandte Kirche gesetzt werden.
Da jedoch die Anzahl der wechselbereiten Studierenden klein ist, dient dieses Element vor allem der
Studierendenbindung an die EKHN.

Dauerhaft wichtig bleibt fir die Nachwuchsgewinnung vor allem die Zielgruppe der Oberstufenschiile-
rinnen und -schiler. Eine erfolgreiche Werbung fir den Pfarrberuf zeigt hier allerdings erst in etwa
acht bis zehn Jahren. Um diese Gruppe wieder starker zu erreichen, wurden Pfarrerinnen und Pfarrer
sowie Mitarbeitende im gemeindepadagogischen Dienst als Multiplikatoren angesprochen und durch
Werbematerialien unterstitzt. In diesem Jahr wird in Kooperation mit dem Religionspadagogischen
Institut in Marburg Unterrichtsmaterial zu den kirchlichen Berufen entwickelt, das im November als
RPI-Impulsheft flachendeckend in der EKHN und der EKKW alle Religionslehrkréafte erreichen wird.

Im Kontext der Evangelischen Kirche in Deutschland wird durch die Zusammenarbeit im Netzwerk
Nachwuchsgewinnung und die derzeit im Rahmen der Ausbildungsreferentenkonferenz 1 initiierte
EKD-Kommunikationsstrategie zur Nachwuchsgewinnung der Austausch und die Vernetzung gefor-
dert. Da mehrere Gliedkirchen jedoch mit dem Auf- bzw. Ausbau der finanziellen Férderung von Theo-
logiestudierenden begonnen haben, steigt der Konkurrenzdruck zwischen den Kirchen.

Die bereits vorhandenen Fordermdglichkeiten (Blchergeld, Sozialdarlehen, Sozialstipendien, Férder-
mdglichkeiten durch die Hessische Lutherstiftung) werden darum gegenwartig erneut weitlaufig bekannt
gemacht.

Ein erster Erfolg zeigt sich derzeit bei den Studierenden Sozialer Arbeit mit gemeindepadagogisch-
diakonischer Qualifikation an der Evangelischen Hochschule in Darmstadt. Es konnten Begegnungs-
strukturen (ein jahrlicher Begegnungstag und Ansprechpartner/-innen in den Studienjahrgéngen) auf-
gebaut werden. Dadurch und durch die erhéhte Prasenz an der EHD konnte die Nachfrage nach Prak-
tikumsstellen in der EKHN gesteigert werden. Ob diese neuen Bindungselemente auch nach Abschluss
des Studiums tragen, wird sich in zwei bis drei Jahren zeigen. Da zeitgleich ein erhdhter Bedarf an
Sozialpadagoginnen und -padagogen in der Integrationsarbeit zu erwarten ist, wird sich die Konkur-
renz mit anderen Arbeitgebern wahrscheinlich verstarken.

Das digitale Berufsportal www.machdochwasduglaubst.de konnte um die Berufsfelder Kirchenmusik
und Erzieherinnen und Erzieher erweitert werden. Diese und das entwickelte Printmaterial werden
stark nachgefragt, so dass es gelungen ist, Multiplikatorinnen und Multiplikatoren fiir die Nachwuchs-
gewinnung zu 6ffnen und daran zu beteiligen. Die interne Kommunikation des Projektes ist damit im-
plementiert.

In den zwei Jahren seit Projektbeginn hat sich gezeigt, dass Personalgewinnung eine langfristige und
dauerhafte Aufgabe ist, die nicht mit Ablauf des Projektes zum 31. Oktober 2017 abgeschlossen ist.
Deshalb regt die Projektleitung eine Projektverlangerung an.
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Aufbau der Kirchlichen Studienbegleitung

Kernstick des ,Kirchengesetzes zur Neuordnung des Einstellungsverfahrens”, das im November 2015
von der Synode beschlossen wurde, ist der Aufbau einer Kirchlichen Studienbegleitung. Die Kirchliche
Studienbegleitung ist ein Personalférderungskonzept fur Studierende der Theologie mit dem Berufs-
ziel Pfarramt. Ihr Ziel ist es, bei den Theologiestudierenden einen Selbstklarungsprozess hinsichtlich
der Anforderungen des Pfarrberufes und der eigenen pastoralen Rolle anzustoRen und zu begleiten.
Dabei sollen Fahigkeiten und Fertigkeiten, die fir den Pfarrberuf notwendig sind, in Ergdnzung zur
wissenschaftlichen Theologie, bewusstgemacht und gefordert werden. Erklarte Absicht des Program-
mes ist es aber auch, Studierenden, bei denen sich in Gesprachen und Seminaren herausstellt, dass
sie fur den Pfarrberuf nicht geeignet sind, friihzeitig alternative Studien- und Berufswege zu empfehlen
und aufzuzeigen.

Die Kirchliche Studienbegleitung tragt damit Verédnderungen Rechnung, die sich sowohl im Bereich
der Personalplanung/Personalgewinnung, als auch der Ausbildung an den Theologischen Fakultaten
ergeben haben: in den ndchsten Jahren kann es nicht mehr darum gehen, aus einer Vielzahl von
Kandidatinnen und Kandidaten auszuwahlen, sondern diejenigen, die sich fir die EKHN entscheiden
zu férdern und sie mit attraktiven und qualitativ hochwertigen Angeboten an die Kirche als Dienstge-
berin zu binden. Des Weiteren verringern sich durch die Modularisierung der theologischen Studien-
gange und das ,Abwandern“ vieler Prufungsleistungen, die friher vor kirchlichen Prifungsémtern
abgelegt werden mussten die Beriihrungspunkte der EKHN mit ihren Studierenden. Auch hier kann
die Kirchliche Studienbegleitung einen wichtigen Beitrag fur die Kontaktpflege und Identifikation mit
der EKHN leisten.

Die Verabschiedung des Kirchengesetzes zur Neuordnung des Einstellungsverfahrens im November
letzten Jahres wurde von der Studierendenschaft der EKHN sehr begrif3t. Erste Studierende, die im
Februar ihre theologische Zwischenprifung abgelegt haben, haben sich bereits fir das Programm
angemeldet. Ziele und Inhalte des neuen Programmes wurde durch Veréffentlichungen in Presse und
Internet und durch Merkblétter und Besuche in den Ortskonventen an den Theologischen Fakultaten
kommuniziert.

Im Amtsblatt 12/2015 wurden zwei gesamtkirchliche Pfarrstellen fur Kirchliche Studienbegleitung aus-
geschrieben. Diese Stellen konnten mittlerweile mit Pfarrerin Dr. Simone Mantei und Pfarrer Jirgen
Lehwalder besetzt werden. Raumlich wird die ,Geschéftsstelle fur Kirchliche Studienbegleitung” im
Komplex der Evangelischen Studierendengemeinde und des Evangelischen Wohnheims in Mainz
untergebracht sein, zundchst noch in einem Provisorium in den Raumen der ESG und spétestens ab
Ende des Jahres 2016, bzw. Anfang des Jahres 2017 in eigenen Raumlichkeiten.

Fur das zweite Halbjahr 2016 ist vor allem der weitere, institutionelle Aufbau der Geschéaftsstelle und
die Weiterentwicklung und Umsetzung des Rahmenkonzeptes fir Kirchliche Studienbegleitung
(Drucksache 09/2015) geplant, das heif3t unter anderem erste Reflexionsgesprache nach dem Ge-
meindepraktikum, ein erstes Entwicklungsseminar im Herbst und die Organisation und Begleitung des
Gemeindepraktikums und die Wiederaufnahme der Lehrveranstaltungen an den Theologischen Fakul-
taten der Universitaten Mainz und Frankfurt.
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9. Vermdgensverwaltung und Finanzcontrolling

Beteiligungen

Die EKHN ist zum 31.12.2015 mit 26,33 Mio. € bei 14 Gesellschaften direkt am Eigenkapital beteiligt.
Es handelt sich vorwiegend um gemeinnutzige Einrichtungen aus dem Pflege- und Gesundheitswesen
(23,85 Mio. €), dem sozialen Bereich (0,65 Mio. €) und dem Bildungs- und Kultursektor (1,3 Mio. €).
Die deutliche Erhéhung gegenlber des letzten Berichts resultiert aus einer Abstimmung mit dem
Rechnungsprifungsamt: Danach wird ab sofort die Einlage der EKHN bei der Agaplesion gAG (in
Hoéhe von 6,05 Mio. €) und nicht mehr das gezeichnete Kapital der EKHN abgebildet.

Die meisten Einrichtungen konnten positive Jahresergebnisse 2014 sowie gute Auslastungsquoten
vorweisen. Im Pflege- und Gesundheitsmarkt bleiben der Kosten- und Konkurrenzdruck und die Ge-
winnung von Fachpersonal die gro3ten Risiken.

Unter den sog. Zuweisungsempfangern erhielten in 2015 rund 20 Einrichtungen jeweils mehr als
100.000 € und insgesamt 31,5 Mio. € EKHN-Zuweisungen (ohne Umlagen an Missionswerke und
Entwicklungsdienste, Fliichtlingshilfe sowie ohne Kirchengemeinden, Dekanate und deren Einrichtun-
gen). Der Anstieg gegenliber 2014 lasst sich auf die Anschubfinanzierung fir den Umbau Roémer 9
der Ev. Akademie sowie Erhéhungen fir die Arbeitslosenmalinahmen zuriickfihren. Erwahnt sie mit
Blick auf 2016 die zunachst kostenneutrale Ausgliederung des Instituts fir Personalentwicklung und
Supervision (IPOS) aus dem gesamtkirchlichen Haushalt und der entsprechenden Zuweisung an den
neuen Mandanten in Hhe von ca. 610 T€.

Die Darlehensforderungen auf3erhalb von Kirchengemeinden, Diakoniestationen und Dekanaten betra-
gen zum 31.12.2015 8,3 Mio. €. Im Betrachtungszeitraum gab es keine neuen Darlehensvergaben.
SchlieRRlich hat die EKHN zum 31.12.2015 einen Birgschaftsbestand in H6éhe von 13,5 Mio. £.
Fur etwaige Ausfélle stehen unverandert mehr Gelder als gesetzlich gefordert (10 %) in der Blrg-
schaftssicherungsricklage der EKHN zur Verfiigung (3,8 Mio. €).

Bleibt noch der alljahrliche Hinweis auf die mittelbare finanzielle Beteiligung der EKHN an den Ent-
wicklungen der Ev. Zusatzversorgungskasse (EZVK) und der Ev. Ruhegehaltskasse (ERK): Der An-
stieg der Versorgungsverpflichtungen aufgrund der Lebensstatistik trifft auf ein historisch niedriges
Zinsumfeld, in dem eine zur lickenlosen Abdeckung erforderliche Rendite derzeit nicht aus risikoar-
men Vermdégensanlageklassen zu erzielen ist. Um Einschnitte bei den Versorgungsleistungen zu ver-
meiden, sind seit 2014 Beitragserhéhungen bei der ERK und damit Belastungen des laufenden Haus-
halts der EKHN eingeplant.

Sachstand Einfihrung Doppik

Das Doppik-Projekt der EKHN hat sich zum 1. September 2015 angesichts der Anfangsprobleme bei
der Umstellung auf die Doppik grundlegend neu aufgestellt. Zu den wesentlichen Elementen der Neu-
ausrichtung zahlen eine neue Projektorganisation, die Anpassung der Gesamtprojektplanung einschl.
Zeitplanung, die Staffelung des Umstiegs in der Flache in zwei Stufen, die Verstarkung der Projek-
tressourcen, der Aufbau einer Support- und Anwenderbetreuung sowie externe Unterstiitzung im Pro-
jektmanagement.

Mit der Neuausrichtung des Projekts wird gewdahrleistet, dass den besonderen Herausforderungen der
Umstellung auf die kirchliche Doppik zuklinftig besser begegnet werden kann, die Pilotregionen Star-
kenburg West und Wiesbaden-Rheingau-Taunus zeitnah in den Regelbetrieb gefuhrt und eine erfolg-
reiche und reibungslose Einfilhrung des neuen Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesens in der
EKHN im weiteren Verlauf sichergestellt werden kann.
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Die Herstellung der vollstandigen Arbeitsfahigkeit der Pilot-Regionalverwaltungen hat héchste Priori-
tat. In den vergangenen Monaten sind erhebliche Fortschritte zur Erreichung dieses Ziels gemacht
worden:

¢ In beiden Pilotregionalverwaltungen sind die Geschaftspartner und Dauervorgéange vollstandig
angelegt und verifiziert, die kameralen Jahresrechnungen 2014 erstellt sowie die doppischen
Haushaltsplane fir das Jahr 2015 und 2016 vollstandig aufgestellt.

e Die Schnittstelle fir das Einlesen der Personalabrechnung ist entwickelt und technologisch
umgesetzt. Die Angestellten-Personallaufe des Jahres 2015 wurden im Anschluss an die Pri-
fung in der Testdatenbank in die Produktivdatenbank eingespielt.

e Die fehlenden Buchungen von Einnahmen stehen im Zusammenhang mit dem fehlenden Ab-
schluss von Kontoausziigen durch die Pilotregionalverwaltungen. Im erweiterten Projektteam
verstandigte man sich auf ein Verfahren zum zeitnahen Abschluss der Kontoausziige.

e Fir die Migration und Abbildung der Ricklagen in der Doppik wird gegenwartig ein Fachkon-
zept mit Unterstitzung von PWC erstellt. Die Finalisierung des Konzepts ist fur April 2016
vorgesehen.

e Zur Herstellung der Kassensicherheit wurden erste technologische Mal3hahmen initiiert und
umgesetzt (Doublettenprifung in der Software, Funktionstrennung, geénderte Berechtigun-
gen) und Prifverfahren entwickelt; diese wurden mit dem Rechnungsprifungsamt abge-
stimmt, bevor Umsetzungsanforderungen an den Softwareanbieter adressiert wurden.

Daneben wird an den Voraussetzungen fir einen reibungslosen und geordneten Umstieg weiterer
Regionalverwaltungen gearbeitet. Die vom Projektteam selbst auferlegten Kriterien hierfur sind trotz
der zahlreichen Fortschritte zum gegenwartigen Zeitpunkt noch nicht alle erfullt. Aus diesem Grund
hat die Kirchenleitung den Beschluss der Projektsteuerungsgruppe bestéatigt, die 1. Stufe der weiteren
Doppik-Einfuhrung in der Flache um ein Jahr auf den 01.01.2018 zu verschieben.

Uber den aktuellen Projektstand einschl. Zeitplanung informiert der im Intranet der EKHN veroffent-
lichte Projektstatusbericht.

10. Querschnittsbereiche

10.1. Offentlichkeitsarbeit

Kommunikationsprojekte

Hessentag Hofgeismar 2015 in Kooperation mit der EKKW

Das Konzept der Themenkirchen auf Hessentagen wurde im Mai 2015 auch in Hofgeismar umgesetzt.
Dort wurde die Altstadter Kirche mit Hilfe groR3formatiger, mehrschichtiger Scherenschnitte fir zehn
Tage in eine MarchenKirche verwandelt. Die Evangelische Kirche von Kurhessen-Waldeck (EKKW)
war hier federfuhrend, die Evangelische Kirche in Hessen und Nassau (EKHN) unterstitzte. Rund
52.000 Menschen besuchten die Veranstaltungen. Mehr als 100 haupt- und ehrenamtliche Mitarbei-
tende begleiteten das zehntdgige Programm, rund 300 Mitwirkende prasentierten die mehr als 35
Veranstaltungen. Unter vielen Besucherinnen und Besuchern des Hessentags war die Resonanz auf
die Themenkirche 2015 positiv. Dies zeigt sich unter anderem an den Eintrdgen im Gastebuch. Men-
schen fiihlten sich an ihre Kindheit erinnert, lobten die Asthetik der Kirche. Milieuspezifisch bezogen
auf das Hessentags-Publikum war das Projekt MarchenKirche ein Erfolg. Die grundséatzliche Chance
und Herausforderung dieses Engagements ist es, auch unkonventionelle Wege zu denjenigen zu fin-
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den, die sich der Kirche nur lose oder gar nicht mehr verbunden fiihlen. Dabei sind die Generationen
unter 65 besonders in den Blick zu nehmen.

LichtKirche auf dem Biirgerfest zum Tag der Deutschen Einheit in Frankfurt

Die EKHN und die EKKW waren gemeinsam auf Birgerfest zum 25. Tag der Deutschen Einheit in
Frankfurt mit der LichtKirche im Metzlerpark vertreten. Sie boten ein breit gefachertes Programm,
zu dem neben Gottesdiensten auch Konzerte, Lesungen und Talks gehérten. Das Bihnenprogramm
war tageszeitlich angepasst und bot fir ganz unterschiedliche Erwartungen etwas. Auf der Grinflache
stand eine grof3e professionell ausgestattete Biihne. Am Westeingang zu dem Geléande war ein Infor-
mationspavillon aufgestellt, am Osteingang stand die LichtKirche. Die sorgféltige Gestaltung des
Gelandes fiel positiv auf, denn ansonsten dominierten auf dem Fest bei den staatlichen Institutionen
Einheitszelte und bei den privaten Anbietern eher zweckmafige Aufbauten. Die Frankfurter Neue
Presse schrieb am 5. Oktober 2015: ,Zwischen den Museen am Sudufer hatte die Kirche ein eigenes,
leuchtendes Gotteshaus aufgebaut. So schén wie dort, hatte man sich den Budenzauber auch an-
dernorts gewitinscht, die Verteilung wirkte wahllos, die Reihen Dutzender Toilettenhduschen wenig
dezent gestellt.”

Der vermeintlich hervorragende Standort, der wahrend des Museumsuferfestes zu den zentralsten
Anlaufstellen z&hlt, erwies sich jedoch unerwartet als problematisch. Der Veranstalter (die Agentur
Roth und Lorenz im Auftrag der Staatskanzlei) hatte den Schwerpunkt der Aktivitdten auf das Gelande
direkt am Main fokussiert. Deshalb verlief der Strom der Besucherinnen und Besucher am Main ent-
lang und nicht — wie beim Museumsuferfest — auch oben auf der StraRe, an der der Metzlerpark liegt.
Am Samstag wurde deshalb die geplante Apfelaktion an den Main verlegt, wo sie grof3en Erfolg hatte.
Dort wurden als Erinnerung an das zeitgleiche christliche Erntedankfest 9.125 Apfel verteilt - fir jeden
Tag der Einheit einen.

Es gab noch einen zweiten kirchlichen Standort auf dem Biirgerfest, an dem sich die evangelische
Kirche in Gestalt des Dekanats Frankfurt beteiligte — dieser war auf dem Rdmerberg und damit im Her-
zen der Stadt. Dort wurde, anknlipfend an lokale Traditionen, unter der Schirmherrschaft der katholi-
schen Kirche und zusammen mit der Evangelischen Allianz ein 6kumenisches Programm geboten.

Auszeichnung der Architektenkammer fur die LichtKirche

Die LichtKirche erhielt am 28. Mai 2015 in Frankfurt am Main den ,Deutschen Lichtdesign-Preis" in der
Sparte ,Event und Messen“. Die Jury aus Architektur-Hochschullehrern, Journalisten und Experten
aus dem Bereich Lichtdesign lobte vor allem den Mut der evangelischen Kirche, in dem anspruchsvol-
len Bereich Event und Messen mit einem eigenen Angebot aufzutreten. Zu den Mitbewerbern gehor-
ten die Bauhaus-Universitat Weimar mit ihrem ,Papp-Palast* zur Leipziger Buchmesse 2012 und der
Telefonanbieter Vodafone mit seinem Stand ,Space Frame" zur Elektronikmesse CeBIT 2014. Die
LichtKirche hat bereits die vom Land Hessen und der Architekten- und Stadtplanerkammer ausgelobte
LAuszeichnung vorbildlicher Bauten in Hessen 2011“ sowie 2013 die vom Bund Deutscher Architekten
vergebene ,Joseph-Maria-Olbrich-Plakette fiir ausgezeichnete Architektur in Hessen* erhalten.

Forderpreis Gemeindebrief im November 2015 vergeben

Als bester Gemeindebrief in der EKHN wurde im November 2015 die ,Tollkirche* pramiert. Dessen
Redaktion aus der Evangelischen Kirchengemeinde Treis/Lumda (Dekanat Kirchberg) gewann die mit
1.500 Euro dotierte Auszeichnung. 81 Redaktionen hatten sich um den Fdrderpreis Gemeindebrief
beworben. Bei der Verleihung in der St. Jakobskirche in Frankfurt-Bockenheim wurden insgesamt 19
Gemeinden in verschiedenen Sparten ausgezeichnet. Dazu zahlten das Blatt ,Wir Bessunger“ aus der
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Petrusgemeinde Darmstadt und ,Ebbes”, die gemeinsame Zeitung der Gemeinden Bechtolsheim,
Biebelnheim, Ensheim und Spiesheim, die Gemeindebriefe aus Oberstedten, Oestrich-Winkel, Wies-
baden und der Paulusgemeinde in Darmstadt sowie die ,Evangelische Stimme" der Gemeinde Trian-
gelis aus Eltville, Erbach und Kiedrich. Den Sonderpreis fur die beste Weiterentwicklung erhielt der
~Treffpunkt aus Diedenbergen. Der Forderpreis Gemeindebrief der EKHN ist mit 5.500 Euro der
hochstdotierte Preis seiner Art. Er wird alle zwei bis drei Jahre verliehen - 2015 zum neunten Mal.
Unterstitzt wird die Auszeichnung von der Bruderhilfe Pax Familienfirsorge, der Evangelischen Bank,
dem Gemeinschaftswerk der Evangelischen Publizistik (gep) und der Evangelischen Sonntagszeitung.

Planungsstand Kommunikationsprojekte Reformationsjubildum (Wittenberg etc.)

Die Grolveranstaltungen der EKHN zum Reformationsjubildum werden in enger Zusammenarbeit mit
dem Projektbiro zum Reformationsjubilaum geplant und sténdig koordiniert. Seit Herbst 2015 sind
alle Stellen, die damit befasst sind, besetzt und raumlich gut untergebracht. Gemeinsam wurde zu-
nachst ein Gesamt-Motto mit wiedererkennbarer Optik (Claim) fir die Veranstaltungen im Rahmen
des 500. Jubilaums entwickelt. Es lautet: ,Gott neu entdecken, Reformation seit 1517“. Die zentrale
Webseite mit der zum Claim passenden Domain www.gott-neu-entdecken.de biindelt alle zentralen
und dezentralen Veranstaltungen. Zudem bietet sie fir Gemeinden viele Service-Angebote sowie
Download-Optionen, die Gemeindebriefvorlagen ebenso umfassen wie Veranstaltungs-ldeen und
Unterrichtsmaterialien. Federfilhrend plant das Biro fir Kommunikationsprojekte im Stabsbereich
Offentlichkeitsarbeit der Kirchenverwaltung die Prasenz der EKHN auf der ,Weltausstellung der Re-
formation“ in Wittenberg (voraussichtlich Mai bis August 2017) mit Hilfe der LichtKirche. Es bereitet
zudem zusammen mit der Kirchengemeinde ldstein, der Stadt Idstein und dem Dekanat Rheingau-
Taunus das Jubilaum ,200 Jahre Nassauische Union“ in Idstein (11. — 13. August 2017) vor. Im No-
vember 2015 wurde ldstein als Reformationsstadt Europas ausgezeichnet. Eine besondere Heraus-
forderung ist die Kommunikation dieses historischen Jubildaums in seinem damaligen Kontext fir die
Gegenwart. Dies geschieht unter dem Motto ,Unterschiede tberwinden...gemeinsam feiern“. Begon-
nen haben auch die Vorbereitungen zum Tag der Deutschen Einheit, der 2017 in Mainz stattfindet.
Sein Thema wird — wenige Wochen vor dem 500. Jahrestag der Reformation — Bezlige dazu haben.

Medienkommunikationskonzept

Impulspostaktionen

KV-Wabhlen (April 2015)

Auf Anregung des Stabsbereichs Offentlichkeitsarbeit hatte die Kirchenleitung entschieden, die Im-
pulspost im Frihjahr 2015 thematisch und organisatorisch mit der Kirchenvorstandswahl zu verknip-
fen und damit Synergien zu schaffen. Der Impulsbrief wurde zusammen mit den Wahlunterlagen ver-
sandt. Er bot mit der ,Landkarte des Glaubens" geistliche Anregungen und auf der Riickseite Informa-
tionen Uber die EKHN. Diese wurden in einer speziellen Version fur Jugendliche (bis 18 Jahre) extra
aufbereitet. Bei manchen hat die doppelte Botschaft (Wahl und geistlicher Impuls) Irritationen ausge-
I6st. Die Begleitmaterialien der Impulspost warben fir die Teilnahme an der Kirchenvorstandswahl.
Dazu gehorten die Impulspost-typischen Fassadenbanner und Fahnen (ca. 1.200 im Kirchengebiet),
die in der Offentlichkeit auf ernebliche Aufmerksamkeit stoRen und im 6ffentlichen Raum sehr wirksam
zur Wahl einluden. Die Begleitmaterialien zu dieser Impulspost erreichten die bisher héchsten Bestell-
zahlen. Es gab ein eigens dazu entwickeltes Brettspiel mit dem Titel ,Was glaubst Du“. Es wurde
erfolgreich verkauft.
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BulRe (November 2015)

Die Impulspost-Aktion im Herbst 2015 griff das Thema Bul3e auf und diente dazu, die Gemeinden und
Dekanate bei der Gestaltung des Buf3- und Bettags zu unterstiitzen. Das Motto lautete: ,Bul’e —
Hausputz fur die Seele”. Bei den Gemeinden stie3 das Materialangebot auf ein hohes Interesse. Um
der wachsenden Bedeutung der elektronischen sozialen Medien bei der Verbreitung von Themen
Rechnung zu tragen, wurde erstmals fur die Impulspost ein kleiner Film gedreht. In Kooperation mit
einer Stral3enreinigungsfirma entstand dabei ein Kehrmaschinenballett, vermutlich das erste weltweit.
Das Video mit dem Titel ,Himmlische Kehrscharen” bereitete das anspruchsvolle Thema Bul3e im Stile
eines Retro-Stummfilms auf und wurde rund 27.000 mal auf Youtube angeklickt. Auf Facebook wurde
es u.a. von Margot KaRmann und dem Kirchentag empfohlen.

Familie (April 2016)

Mit ,Familie und Beziehungen“ beschéftigt sich die Impulspost der EKHN im Frihjahr 2016. Das
passt gut zur Jahreszeit, in der viele Familienfeste, Konfirmationen oder Hochzeiten gefeiert werden
und in der am 15. Mai 2016 (Pfingsten) der ,Internationale Tag der Familie* begangen wird.
(www.ekhn.de/nichtallein). Die Impulspost nimmt sich damit eines gesellschaftsrelevanten Themas an,
das gleichzeitig eine grof3e geistliche Tiefe hat. Sie kommuniziert, was der EKHN wichtig ist: Familie
hat viele Formen, wesentlich sind verlassliche und verbindliche Partnerschaften und verantwortliche
Beziehungen. Jeder Mensch ist Kind einer Familie und gehort zu einer Familie. Als 6ffentlichkeitswirk-
samer Aktionsvorschlag wurde das Format ,Familien- und Gemeindefest: Tisch-an-Tisch* entwickelt.
Dafur kann man eine Grundausstattung bestellen, die optisch und thematisch zur Impulspostaktion
passt und fir einen Brunch im Gemeindehaus oder auf einem 6ffentlichen Platz geeignet ist. Ein klei-
ner Animationsfilm sowie ein extra fur die Aktion komponiertes Lied samt Videoclip des Pfarrers und
Liedermachers Clemens Bittlinger ringen um die Aufmerksamkeit in den elektronischen Medien.

Weiterentwicklung www.ekhn.de und unsereEKHN.de

Im Sommer 2015 wurden ekhn.de und die FacettNet-Seite des Dekanats Offenbach in einer qualitati-
ven sowie quantitativen Marktforschung, begleitet durch die Agentur Aserto, evaluiert. In zwei Fokus-
gruppen und einer Online-Umfrage wurden Feedbacks zu Nutzerfreundlichkeit, Layout und Relevanz
der Inhalte gesammelt. Insgesamt zeigte die Evaluation ein durchweg positives Ergebnis, was auch
die Steigerung der Zugriffszahlen um rund 25 % pro Jahr stitzt. Verbesserungspotential sahen die
Nutzerinnen und Nutzer bei der Navigationsstruktur, insbesondere von ekhn.de zu unsereEKHN und
zuriick. Aber auch die Auffindbarkeit von Inhalten wie z.B. dem Pause-Button sowie die Ausgabe von
Suchergebnissen sind noch optimierbar.

Gleichzeitig wurde im Herbst 2015 zusammen mit einer Experten-Agentur analysiert, was flr eine
Verbesserung der Barrierefreiheit der Webseite getan werden kann. In einem Folgeworkshop mit
Aserto wurde ein MalRnahmenpaket definiert, das beide Themenbereiche umfasst. Es soll in der zwei-
ten Jahreshélfte 2016 umgesetzt werden. Es beinhaltet die Neugestaltung der Startseite und der Zu-
gange zu beiden Seiten-Bereichen.

In diesem Zusammenhang soll auch die Autoren-Kennzeichnung der Artikel verbessert werden. Kinf-
tig soll auf den ersten Blick erkennbar sein, ob es sich bei dem jeweiligen Beitrag um eine offizielle
EKHN-Position handelt oder um einen Beitrag aus der Multimedia-Redaktion, die publizistisch frei
arbeitet. Nutzerinnen und Nutzer sollen leichter erkennen kdnnen, dass ekhn.de nicht nur eine Institu-
tionenseite ist, die offizielle Nachrichten der EKHN bietet, sondern auch eine Plattform, auf der sich
die Vielfalt der Aktivitaten und Meinungen in der EKHN entfaltet.
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Fluchtlingswebseite der EKHN, EKKW und der Diakonie Hessen

Die Ankunft einer grof3en Zahl von Flichtlingen hielt im Berichtzeitraum viele in Atem. Rasch wurde
klar, dass hier eine groRe Herausforderung fiir die ganze Gesellschaft entstanden ist, die auch die
Krafte und Mdoglichkeiten der EKHN erfordert. Um fur einen schnellen Informationsfluss zu sorgen,
setzte das Medienhaus in Zusammenarbeit mit der Diakonie Hessen und der EKKW eine Portal-
Website (www.menschen-wie-wir.de) auf. Sie stellt Informationen zum Thema bereit und soll Uberre-
gional der Vernetzung dienen. Zu finden sind dort Best-Practice-Beispiele aus den Regionen als An-
regung fur andere, praktische Tipps fur Helferinnen und Helfer, offizielle Stellungnahmen und vieles
mehr. Die Seite ist technisch im FacettNet der EKHN aufgebaut und deshalb mit vielen anderen Sei-
ten vernetzt. Die Diakonie Hessen und die EKKW wurden tber sogenannte Smart-Zugange ebenfalls
eingebunden.

Status FacettNet, insbesondere Gemeindewebbaukasten

Das FacettNet, die interne elektronische Vernetzung in der EKHN, schreitet voran. Zehn Dekanate
und rund 20 Einrichtungen haben ihre Website bereits im FacettNet aufgesetzt. Acht weitere Deka-
natsseiten sind im Aufbau. Vor allem fusionierende Dekanate setzen im Zuge des Zusammenwach-
sens auf eine neue gemeinsame Seite im FacettNet.

Kirchengemeinden kénnen inzwischen ebenfalls eine Website im FacettNet betreiben. Dafir wurde
Anfang 2015 ein Webbaukasten programmiert. Anfang Juli 2015 konnte das Medienhaus gemeinsam
mit den Offentlichkeitsbeauftragten der Dekanate und einigen Pilotgemeinden eine erste Testphase
starten, aus der sich aufgrund von Wiinschen der Gemeinden noch Korrektur- und Erweiterungsbe-
darf ergab. Danach starteten die ersten Pilotgemeinden mit dem Neuaufbau ihrer Webseiten, unter-
stiitzt vom Medienhaus. Dafur benétigten sie einige Zeit, so dass erst im November 2015 mit der Auf-
erstehungsgemeinde Praunheim die erste Gemeinde live ging: www.auferstehung-frankfurt.de. Stand
Ende Januar 2016 sind 53 Gemeinden dabei, ihre technisch bereits realisierte neue Seite zu befiillen.
Weitere 65 Gemeinden stehen auf der Warteliste. Diese werden, anders als die Pilotgemeinden, nicht
persénlich betreut, sondern richten ihre Webseite mit Hilfe eines Handbuchs und telefonischem Sup-
port ein. Im Januar 2016 wurde noch das Online-Handbuch mit den neuen technischen Features ak-
tualisiert. Realistisches Ziel ist, pro Monat ca. 10 — 12 Gemeinde-Websites neu anzulegen. Das Pro-
jekt wird aus P2025-Mitteln gefordert und ist auf finf Jahre angelegt.

Entwicklung von Social Media, Social Media Tagung mit Schwerpunkt Youtube als Ergebnis
einer synodalen Anfrage 2015

2013 hatte die EKHN im Rahmen des Medienkommunikationskonzepts begonnen, soziale Medien
(Facebook, google+, Youtube und Twitter) zu nutzen sowie Interessierte in Gemeinden und Dekana-
ten darin zu schulen. Dafir wurden auch Guidelines erstellt. Ein kleiner Kongress fuhrte die ersten
Interessierten in Butzbach zusammen. Inzwischen ist die Entwicklung vorangeschritten, eine neue
Standortbestimmung ist féllig. AngestoRen durch eine synodale Anfrage veranstalten der Stabsbe-
reich Offentlichkeitsarbeit, das Medienhaus, das Zentrum Bildung, das Zentrum Gesellschaftliche Ver-
antwortung und die Kirchengemeinde Egelsbach gemeinsam eine Social Media-Tagung, die am
28. April 2016 in Dreieich stattgefunden hat und in der u.a. folgende Fragen beantwortet wurden: Wie
erreichen Glaubensaussagen und kirchliche Angebote die Menschen heute? Wie kénnen die sozialen
Medien zur Kommunikation mit Gemeindemitgliedern genutzt werden? Ist das Reformationsjubilaum
ein guter Zeitpunkt einzusteigen? Welche Chancen und Risiken haben sich herausgestellt? Professio-
nelle Medienmacher, Wissenschaftlerinnen und kirchlich Engagierte gaben praktische Impulse fir
Gemeinden und Einrichtungen, die Soziale Medien aktiv nutzen wollen. Finanziert wurde die Veran-
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staltung von mehreren Sponsoren sowie den beteiligten Einrichtungen und Zentren und dem Projekt-
biro Reformation. Rund 180 Personen nahmen an der der Veranstaltung teil.

Mit Gber 2.300 Facebook-Fans und knapp 2.000 Twitter-Followern auf zwei Kanédlen sowie einer
hohen Youtube-Reichweite ist die EKHN auf dem Parkett der Sozialen Medien ein eher kleiner Mit-
spieler, im bundesweiten Vergleich mit anderen Landeskirchen kann sie sich indes sehr gut sehen
lassen. Dariuiber hinaus betreibt Die EKHN einen Instagram-Kanal mit rund 250 Fans — die meist
wochentlichen Postings werden auerdem auf rund 350 Gemeinde- und Dekanatsseiten verdffent-
licht. Millionen Aufrufe erhalten zum Beispiel Videos bekannter Youtuber wie Le Floid — durchaus auch
bei Themen, zu denen sich auch die Kirche zu Wort meldet. Der Bereich der Social-Media-Plattformen
im Netz entwickelt sich sehr schnell und gehért inzwischen bei vielen Menschen zum selbstverstandli-
chen Teil des Alltags. Selbst einige staatlichen Organe veréffentlichen manche Nachrichten inzwi-
schen nur noch Uber Social-Media-Kanéale. Grofl3e Unternehmen verfolgen das dortige Geschehen
rund um die Uhr, um kritische Postings maoglichst schnell aufgreifen zu kénnen. Dieser qualitativen
und quantitativen Entwicklung wird die Medienarbeit der EKHN mit ihrer derzeitigen Ausstattung auf
Dauer nicht folgen kénnen.

Experiment , Sublan-Gottesdienst* — Pilot fiir eine geistliche Social-Media-Nutzung

am 10. April 2016

Gottesdienst nicht nur aktiv mitfeiern, sondern auch aktiv mitgestalten, mit Hilfe einer App und von
Uberall aus — das sind die Anliegen der sublan-Gottesdienste. Ein solcher interaktiver sublan-Gottes-
dienst wurde am 10. April 2016 ab 14:00 Uhr im Fernsehstudio von ERF-Medien in Wetzlar gefeiert
und per Livestream ins Netz Ubertragen. Vorbereitet wurde der Internet Gottesdienst vom sublan-
Team unter der Leitung von Pfarrer Rasmus Bertram und Christopher Dieckkamp. Teilnehmen konnte
man Uber die Webseite www.sublan.tv, die sowohl am heimischen Rechner als auch mobil nutzbar ist.
Auf dem Bildschirm kann der Gottesdienst ahnlich wie im Fernsehen verfolgt und mitgefeiert werden.
Auf einem Teil des Bildschirms befinden sich zudem Aktionsflachen, die eine Beteiligung ermdglichen.
Auf einem freien Textfeld kénnen Fragen, Ideen und Erlebnisse eingetragen werden. Diese werden
dann teils automatisch zugespielt. Teils werden sie von einem Redaktionsteam thematisch sortiert und
gebiindelt und den beiden Predigern an passender Stelle auf ihren Bildschirmen vorgelegt. Diese
gehen auf die Fragen ein, ziehen auch eingegangene Beitrage als Antworten heran oder lesen andere
Wortmeldungen als Bereicherung zum Thema vor. Die Teilnehmenden kénnen zurlickmelden, ob sie
die Antwort zufriedengestellt hat oder nicht. Auch die Gebete kdnnen uber ein Textfeld von dberall in
den Gottesdienst eingebracht werden. Der Verlauf des Gottesdienstes steht also nicht im Vorhinein
fest. Zusatzlich werden auch Funktionen wie z.B. "Kerze anziinden", "Gebetsanliegen senden", "Seel-
sorgekontakt" etc. angeboten. Der Name ,sublan” ist eine Zusammensetzung aus LAN (Verbindung)
und Subkultur. Das Projekt entstand in der jugend-kultur-kirche sankt peter in Frankfurt. Es wird der-
zeit weiterentwickelt vom Team sublan.tv, mit einer finanziellen Unterstiitzung des Vereins Andere
Zeiten e.V. (Hamburg) fur zwei Jahre und in enger Kooperation mit dem Medienhaus der EKHN sowie
dem Gemeinschafswerk der Evangelischen Publizistik (gep) der EKD. Es kann von anderen Landes-
kirchen Ubernommen werden. Derzeit werden erste Gesprache mit weiteren potentiellen Koopera-
tionspartnern gefthrt.
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Externe Kommunikation und offizielle Veranstaltungen

Pressearbeit

Wie in der offentlichen Berichterstattung, dominierte im Jahr 2015 die Fluchtlingsfrage auch die Pres-
searbeit der EKHN. Ein groRer Teil der 146 Pressemitteilungen nahm dazu Stellung. Viele Medienan-
fragen waren dartber hinaus teils durch die Funktion des Kirchenpréasidenten als Vorsitzender der
Kammer fur Migration und Integration der EKD, teils durch das hohe Engagement der Gemeinden und
der Gesamtkirche in Migrationsfragen begriindet. Eine Herausforderung war und ist es dabei immer
wieder, das Informationsbedurfnis — vor allem regionaler — Medien nach dem Einzelschicksal Fluch-
tender gegenliber dem Schutz der Personen und dem Machbaren vor Ort abzuwéagen. Daneben stand
die Entwicklung tragféahiger und verstandlicher Positionen zum Thema Flucht und Migration im Mittel-
punkt. Wertvolle Hilfe leistete in der Fliichtlingsfrage hier die Diakonie Hessen mit den fiir Migrations-
fragen zustandigen Referenten sowie die regionalen Offentlichkeitsbeauftragten in den Dekanaten.

Entwicklung der Pressearbeit durch Social Media: Emotionalisierung und Beschleunigung
sowie Vermehrung der Kandle (allen voran: Twitter)

Eine neue Dimension erreichte die Krisenkommunikation im vergangenen Jahr. Die seit rund zehn
Jahren verbreiteten Sozialen Medien wie Facebook oder auch WhatsApp sind inzwischen fester Be-
standteil der Kommunikationskultur. Entsprechend féllt ihnen auch bei Krisen, etwa Vorwirfen sexua-
lisierter Gewalt in kirchlichen Einrichtungen, eine entscheidende Rolle zu. Kommentare in den Netz-
werken tragen dabei zu einer immensen Beschleunigung, Emotionalisierung und Dramatisierung von
Vorgangen bei. Die Folgen sind mitunter medial und manchmal auch menschlich nicht mehr einzufan-
gen. So kénnen auch Krisen, bei denen sich die engsten Beteiligten Uber eine bestimmte sensible
Vorgehensweise abstimmten, innerhalb von Stunden durch Dritte plétzlich eskalieren und neue Maf3-
nahmen erforderlich machen. Es darf heute damit gerechnet werden, dass absolut jede auch im An-
satz krisenhafte Situation vor Ort — vom Verdacht sexueller Ubergriffe iber finanzielle UnregelmaRig-
keiten bis zu Personalquerelen — durch die Sozialen Medien ihren Weg in die Offentlichkeit findet.
Hinzu kommt, dass zunehmend auch die traditionellen Redaktionen auf die Ressource Soziale Netz-
werke zuriickgreifen und es als Rechercheinstrument einsetzen. Umso mehr wichtiger als friiher sind
heute in Krisensituationen das ziigige Handeln Leitender, die enge interne Koordination, hohe Flexibilitat
und die zeitliche Erreichbarkeit aller Beteiligter sowie eine gro3tmdgliche Transparenz nach aufl3en.

Offizielle Veranstaltungen / Protokoll

Neben der Neuausrichtung der zentralen Reformationsfeier, die nun jahrlich abwechselnd in den bei-
den Landeshauptstadten Wiesbaden und Mainz stattfindet, stand auch die Einflhrung des Propstes
fur SUd-Nassau, Oliver Albrecht, in Wiesbaden auf der Agenda. Die gréf3te Herausforderung war
allerdings die Trauerfeier fur den friheren Kirchenprasidenten Prof. Dr. Peter Steinacker. Die Proto-
kollabteilung des Stabsbereiches Offentlichkeitsarbeit, das Biiro des Kirchenprasidenten und die Zent-
ralen Dienste in der Kirchenverwaltung organisierten innerhalb kirzester Zeit in der Katharinenkirche
in Frankfurt eine wirdevolle Trauerfeier.

Neu ist, dass sich die Kompetenz der Protokollabteilung offenbar herumgesprochen hat und zuneh-
mend bei der Beratung von Veranstaltungen etwa der Synode oder der Diakonie Hessen angefragt
wird.
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Festgottesdienst zum Tag der Deutschen Einheit in Frankfurt

Der von der ARD Ubertragene Festgottesdienst zum 25. Tag der Deutschen Einheit fand im Frankfurter
Dom und damit formell in der Hauptverantwortung der katholischen Kirche statt. Dennoch konnten
durch die Predigt von Kirchenprasident Dr. Volker Jung drei personliche Zeugnisse und musikalische
Beitrage gewichtige evangelische Akzente gesetzt werden. Das Ziel war, einen festlich-fréhlichen
Gottesdienst zu feiern, in dem auch Menschen aus der Breite der Bevolkerung aktiv mitwirken. Zudem
sollte die religiése Pluralitat, die dem EKHN-Gebiet und insbesondere der Stadt Frankfurt eigen ist,
zum Ausdruck kommen. Dies alles gelang. Der Gottesdienst hinterliel3 — soweit bekannt — bei allen
einen hervorragenden Eindruck.

Erstmals Teilnahme am Mainzer Firmenlauf

Zehn Jahre lang startete ein gro3es Team (durchschnittlich ca. 130 Personen) der EKHN und der
Diakonie beim J.P. Morgan-Corporate-Challenge Lauf in Frankfurt. Sie machten sich durch ein EKHN-
Trikot und grofRe Luftballons weithin als EKHN-Team erkennbar. 2014 zog sich die EKHN im Umfeld
der Bankenkrise von diesem Lauf zurlick, da sie sich nicht mehr im Einklang mit dem Veranstalter,
einer international agierenden Bank, sah. Stattdessen werden nun 6ffentliche Laufveranstaltungen an
verschiedenen Orten besucht. 2014 startete ein Team der EKHN und des Diakonischen Werks beim
Sternlauf zum Hessentag in Bensheim. Am 10. September 2015 beteiligte sich die EKHN am Mainzer
Firmenlauf. Dort meldeten sich 200 Lauferinnen und L&ufer fir das EKHN-Team an. Die Diakonie hat
sich inzwischen daraus zurtickgezogen. Im Jahr 2016 soll ein EKHN-Team beim Merck-Lauf in Darm-
stadt starten.

Interne Kommunikation

Relaunch Intranet

Das Intranet soll Ubersichtlicher, nutzungsfreundlicher und aktueller werden. Daflr wurde es in Zusam-
menarbeit mit dem IT-Bereich der Kirchenverwaltung neu konzipiert. Die technische Umsetzung ist
inzwischen abgeschlossen und es sind dort bereits viele Inhalte eingestellt. Das neue Intranet lehnt
sich optisch an die Website EKHN.de an und ist Teil des FacettNet. Derzeit werden auf Wunsch von
Referaten der Kirchenverwaltung, die das Intranet inhaltlich fiillen, jedoch noch Anderungen vorge-
nommen. Der offizielle Neustart des Intranet ist fur dieses Jahr vorgesehen. Ziel ist, dass sich das
Intranet wieder als wertvolles Werkzeug fir Mitarbeitende etabliert. Die Pflege der Inhalte erfolgt nun
durch die zustéandigen Referate selbst. Das Medienhaus ist wie bisher fur die technische Betreuung
zustandig.

Mitwirkung an der EKHN-Ideenmesse in Giel3en

Die Interne Kommunikation der EKHN war von Beginn an in die Planungen und in die Umsetzung der
EKHN-Ideenmesse am 10. Oktober 2015 in Giel3en eingebunden. Sie war insbesondere flr Werbung
und Offentlichkeitsarbeit verantwortlich. Darunter fiel unter anderem auch wieder die Gestaltung und
inhaltliche Beflillung einer vierseitigen Sonderbeilage der Evangelischen Sonntagszeitung, die wah-
rend des Tages zudem als Programm fir die Besuchenden genutzt wurde. Herauszuheben ist die
gute Zusammenarbeit mit der Ehrenamtsakademie bei der Vorbereitung und Durchfiihrung.

EKHN-Mitteilungen in neuer Form

Seit dem Februar 2016 erscheinen die EKHN-Mitteilungen in neuem Gewand und Format. Statt wie
friher auf Papier und dann spater als PDF zum Download erhalten alle Gemeinden und Dekanate
sowie weitere Interessierte eine Fille von Informationen in der Form eines modernen Newsletters. Die
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Adressaten missen also nicht mehr selbst aktiv werden und Informationen auf der Website abrufen.
Sie bekommen die Mitteilungen einmal im Monat direkt als E-Mail zugeschickt. Die Reaktionen auf die
Umstellung fallen bislang positiv aus. Seit dem Start konnten tber 100 neue Newsletter-Kunden hin-
zugewonnen werden (Stand Mai 2016). Interessierte konnen die EKHN-Miteilungen auf ekhn.de kosten-
los abonnieren.

Koordination Regionale Offentlichkeitsarbeit

Beratung der Dekanate und Bilanzierung der Arbeit der Fach- und Profilstellen

In der regionalen Offentlichkeitsarbeit der Dekanate arbeiten derzeit insgesamt 34 Personen auf 25,75
Stellen (2 Stellen im Evangelischen Regionalverband Frankfurt eingerechnet). Darunter sind lediglich
zwei Pfarrpersonen. Nicht besetzt sind derzeit zwei jeweils 0,25 Stellen Offentlichkeitsarbeit, die sich
durch Veranderungen bei Dekanatskooperationen ergeben haben und die zukiinftige Dekanats-
Fusionen noch nicht abbilden.

Die Bilanzierungen ergeben eine erfreulich positive Bewertung der Arbeit in den Dekanaten. Das Auf-
gabenfeld der regionalen Offentlichkeitsarbeit ist vielfaltig und differenziert sich je nach regionalen
Erwartungen und Gegebenheiten. Zentral bleibt fur alle Stellen die Pressearbeit als erster Schwer-
punkt. Die Abdruckraten sind sehr hoch. Veroffentlicht werden Presseartikel und Informationen sowohl
Uber regelmafige Veranstaltungen als auch Uber besondere Aktivitdten und Ereignisse im Dekanat.
Dabei greift die Offentlichkeitsarbeit auch Themen aus diakonischen Einrichtungen oder Familienzen-
tren, von lokalen Initiativen und aus der Arbeit anderer Fach- und Profilstellen auf. Die Zusammenar-
beit mit den anderen Fachbereichen ist in der Regel eng und gut. In einigen Regionen hat das Thema
.Fluchtlinge* in den vergangenen Monaten auch die regionale Kommunikation der Kirche stark be-
stimmt.

Daneben sind die Betreuung der Websites und Newsletter der Dekanate sowie neuer digitaler Medien
wichtige Arbeitsfelder. Einige Dekanate verfligen liber Social-Media Angebote, allerdings sind Reich-
weite und Resonanz zum Beispiel auf Facebook-Postings nicht sehr grof3. Hinzu kommen besondere
kommunikative Projekte (wie das Bihnenprogramm am Adventssonntag im Main-Taunus-Zentrum),
spezielle Publikationen (z.B. Dekanatszeitschriften) und zahlreiche andere Aktivitdten, sowie verstarkt
die interne Kommunikation und die Mitarbeit bei der Begleitung Ehrenamtlicher aus Gemeinden und
Dekanaten. Alle Offentlichkeitsstellen in den Regionen begleiteten kommunikativ auch die Kirchenvor-
standswahlen.

Die ,Konferenz Regionale Offentlichkeitsarbeit (KROB)" als vierteljahrlich verpflichtende Fachkonfe-
renz beschaftigte sich unter anderem intensiv mit Fragen des Medienrechts und der Zukunft der Tages-
zeitungen und der Printpresse in digitalen Zeiten.

Rundfunkarbeit beim Hessischen Rundfunk

Gemeinsame Senderbeauftragte beim HR mit der EKKW

Im Jahr 2015 hat sich die neue Zusammenarbeit zwischen der EKHN und der EKKW im Bereich der
Hoérfunkverkiindigung im Hessischen Rundfunk bewéhrt. Dort ist nun Heidrun Dérken die gemeinsame
Senderbeauftrage beider Kirchen. Sie betreut zudem die Autorinnen und Autoren der EKHN, wéhrend
die der EKKW von deren Rundfunkbeauftragten Claudia Rudolff mit halber Stelle betreut werden.
RegelméaRige Fortbildungen sowie ein zweites Feedback auf jedes Manuskript durch einen zusétzli-
chen Korrespondenten oder eine Korrespondentin sind nun gemeinsame Standards. Sie erhdhen die
Qualitat der Sendungen, die im HR im Ganzen einen guten Ruf genie3en. In den Horfunkwellen des HR
gestalten fur die EKHN derzeit 20 Personen 130 Sendungen pro Jahr. Von ihnen sind 10 im Gemeinde-
pfarrdienst, 5 im Ruhestand, 3 in gesamtkirchlichen Einrichtungen, 2 Dekane und 1 Schulpfarrer.
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Evangelische Sonntagszeitung (ESZ): Recht stabile Reichweite und einjahriger Glaubenskurs,
Dr. Jung und Bischof Hein als Schirmherrn

Nachdem 2014 eine groRe Marktforschungsstudie der IFAK der Evangelischen Sonntags-Zeitung
(ESZ) eine hohe Kundenzufriedenheit und hohe Verbundenheit ihrer Leserinnen und Leser beschei-
nigt hatte, wurden 2015 weitere Erkenntnisse aus der Marktforschung umgesetzt. Neben Feinjustie-
rungen im Layout baute die Redaktion die von den Leserinnen und Lesern besonders hoch geschétz-
ten Glaubensthemen weiter aus. Daraus resultiert auch ein einjahriger Glaubenskurs, der am 3. April
2016 startet. ,Glauben neu entdecken” sucht und gibt in 50 Einheiten Antworten auf die Frage, wie der
Glaube zum Leben hilft.

Kirchenprasident Dr. Volker Jung und Bischof Dr. Martin Hein haben die Schirmherrschaft ibernom-
men und schreiben auch selbst Beitrage. Jede Glaubenskurs-Einheit bietet neben einem Artikel zum
Thema einen Kasten mit Basisinformation, konkrete Anregungen zum Mitmachen, Gespréachsimpulse,
Buch- und Filmtipps. Sie ist didaktisch aufbereitet und damit gut einsetzbar in Bibel- und Hauskreisen,
Gemeindegruppen, Religionsunterricht und Konfirmandenarbeit sowie fur Predigt und Gottesdienst.
Dank der hohen Verbundenheit der Abonnentinnen und Abonnenten sowie vieler Gruppen-Abonne-
ments neuer Kirchenvorstdnde konnte die Auflage der ESZ fast stabil gehalten werden. Seit August
2015 sorgt der neue Web-Auftritt der ESZ auch fir eine steigende Zahl von Online-Leserinnen und
Lesern. Ebenfalls ist die ESZ auf Facebook aktiv und verzeichnet Ende 2015 bereits tiber 500 Fans.

Evangelischen Pressedienst (epd): Rekord bei Veréffentlichungen und Abdrucken, Sorgen fir
die Zukunft in Nordhessen

2015 war fur den epd Landesdienst Mitte-West das bisher erfolgreichste Jahr in seiner Geschichte.
Sowohl die Zahl der Artikel (Output) als auch die Zahl der Abdrucke in Zeitungen und die Verwertung
in Online-Medien und Rundfunkbeitrdgen stiegen auf Rekord-Niveau. Der epd geniel3t eine hohe
Wertschatzung in den sékularen Medien und wird immer haufiger auch von Online Medien eingesetzt.
Bislang verflugt er tber ein flachendeckendes, EKD-weites Korrespondentennetz. Allerdings hat die
EKKW auf ihrer Synode im November 2015 ein Konsolidierungsprogramm beschlossen, in dessen
Rahmen auch die epd-Korrespondenten-Stelle in Kassel spatestens bis 2026 einzusparen ist. Derzeit
bemihen sich die Zentral-Redaktion des epd und das Medienhaus in Verhandlungen mit der EKKW
um eine Lésung, die fur die EKKW Kosten senkt und dennoch die flachendeckende Berichterstattung
aus Hessen durch den epd weiterhin gewahrleistet.

10.2. Reformationsdekade

Zum Stand der Reformationsdekade in der EKHN

Bis zum Fruhjahr 2016 wurden die in den Jahren 2014/15 gefassten Beschliisse der Kirchensynode
und der Kirchenleitung zur Gestaltung des Reformationsjubilaums schrittweise umgesetzt. So hat
das von der Kirchensynode der EKHN ins Leben gerufene ,Projektbiro Reformationsdekade” seit
1. Oktober 2015 seinen Sitz in der ElisabethenstraBe 51 in Darmstadt. Das Projektbiiro versteht sich
als Dienstleister fir Kirchengemeinden, Dekanate und die Gesamtkirche der EKHN. Es arbeitet der
Kirchenleitung zu und fuihrt die Geschéfte des 2015 einberufenen Theologischen Beirats und des im
gleichen Jahr eingesetzten Vergabegremiums. Es ist Teil des Stabsbereichs Offentlichkeitsarbeit und
arbeitet daher mit dem dort ebenfalls angesiedelten Biiro fur Kommunikationsprojekte eng zusammen.
Die wichtigsten Aufgaben des Projektbiiros sind die Planung und organisatorische Durchfiihrung ge-
samtkirchlicher Vorhaben (Weltausstellung Wittenberg, Stationenweg-Feiern in Herborn und Worms,
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Lutherweg-Projekt, Nassauer Union, Ebernburger Tischreden, Marburger Bildungs-Symposion), ferner
die Information und Kontaktpflege innerhalb der Landeskirche und Uber sie hinaus im Rahmen der
EKD sowie die Beratung, Begleitung und Férderung von im Rahmen der Reformationsdekade entwi-
ckelten Projekten in der EKHN. Die Internet-Prasenz der EKHN wird im Rahmen des Facett-Net-
Projekts durch die nach dem Claim der EKHN benannte Seite www.gott-neu-entdecken.de repréasen-
tiert, die seit 31. Oktober 2015 online ist und stetig weiterentwickelt wird. Sie bietet wichtige Informa-
tionen zu den theologischen Grundlagen der Reformationsdekade-Feiern, zu bevorstehenden Veran-
staltungen, zu zentralen und regionalen Projekten, zu Materialien und Arbeitshilfen, zu Referentinnen
und Referenten sowie zu den Férderungsmaoglichkeiten fiir Kirchengemeinden, Dekanate und selbst-
stéandige Einrichtungen im Raum der EKHN.

Der Beauftragte und sein Stellvertreter haben seit Beginn des Jahres 2015 rund 30 Dekanate besucht
(in der Regel Pfarrkonvente, gelegentlich auch Dekanatssynoden). Sie halten Kontakt zur EKD und zu
anderen Landeskirchen, zur Deutschen Lutherweg-Gesellschaft und zum Lutherweg-Verein Hessen,
Uber die jeweiligen Beauftragten (Herrn Dulige und Herrn Dr. Posern) der evangelischen Kirchen am
Sitz der Landesregierungen in Hessen und Rheinland-Pfalz, zu den theologischen Fakultaten, etwa
zur Philipps-Universitat Marburg im Zusammenhang mit der Vorbereitung des fiir 2017 geplanten gro-
Ren Bildungs-Symposions. Auf Einladung war der Beauftragte auch Gast in mehreren synodalen Aus-
schissen, bei der Konferenz der Dekaninnen und Dekane sowie bei der Tagung der neu gewahlten
Prasides der Dekanatssynoden.

Im Hessischen Pfarrblatt (1/2016) erschien ein umfangreicher Artikel des Beauftragten Uber den Pla-
nungsstand in der Reformationsdekade, als Beilage zur Evangelischen Sonntagszeitung wurde im
Mérz 2016 ausfihrlich Uber Vorhaben und Aktivitaten auf allen Ebenen informiert.

Zusammen mit dem Vergabegremium wurden bis Ende Marz dieses Jahres 36 neue Projektantrage
aus Kirchengemeinden, Dekanaten und selbststandigen Einrichtungen der EKHN positiv entschieden;
zahlreiche weitere Antrage sind in der Bearbeitung. Einige davon, wie etwa die Idee, Luthers Leben in
Form einer Playmobil-Ausstellung nachzuerzahlen, sind ebenso originell wie kostenginstig und auf
andere Veranstalter unschwer Ubertragbar. Mit dem Theologischen Beirat wurde im Frihjahr 2016 ein
Impulstext erarbeitet, der der Synode der EKHN zu ihrer konstituierenden Sitzung vorgelegt wird und
der geeignet sein soll, Kirchenvorstianden, Gemeindemitgliedern und der interessierten Offentlichkeit
in einfachen Worten zu erklaren, worin der theologische Sinn und existenzielle Gehalt der reformatori-
schen Einsichten besteht und zu welchem Handeln sie in der Gegenwart anleiten kénnen und sollen.
Der Impulstext geht dabei von dem durch die Kirchenleitung im Herbst 2015 beschlossenen Claim
»Gott neu entdecken — Reformation seit 1517 fir den Endspurt der Dekade in der EKHN aus. Dieser
Claim bildet auch den Rahmen fir die zwei Ausgaben der ,Impulspost”, die 2017 erscheinen werden.
Gemeinsam mit dem Team der Impulspost erarbeitet das Projektbiiro derzeit Angebote und Bausteine
zur Gestaltung des 31. Oktober 2017 in den Kirchengemeinden und Dekanaten.

2. Wormser Religionsgesprache

Vom 15. bis 17. April 2016 fanden auf Einladung der Stadt Worms, des Evangelischen Dekanates
Worms-Wonnegau und der EKHN die 2. Wormser Religionsgesprache statt. Das diesjahrige Thema
der bundesweiten Reformationsdekade ,Reformation und die Eine Welt" aufgreifend, standen die
Wormser Religionsgesprache unter dem Motto ,’Hier stehe ich und kann nicht anders’ — mein Ge-
wissen und unsere/eure Welt“. Die Veranstaltungen wurden eréffnet mit einem Gastvortrag ,Gewis-
sensfreiheit im Pluralismus” des rheinland-pfalzischen Ministers der Justiz und fur Verbraucher-
schutz sowie Regierungsbeauftragtem des Landes Rheinland-Pfalz fir das Reformationsjubilaum,
Prof. Dr. Gerhard Robbers. In verschiedenen Workshops, musikalischen Beitragen, einer Kurzfilm-
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reihe, einem Gottesdienst und einem international besetzten Podium wurden die ékumenische Weite
und die kulturell verschiedenen Zugange zu einem Verstandnis von Gewissensfreiheit zur Diskussion
gestellt. Dazu waren tber die 6kumenischen Beziehungen der EKHN Vertreterinnen und Vertreter aus
Italien, Tschechien, dem Libanon und Israel als Referentinnen und Referenten eingeladen. Nach An-
gaben der Veranstalter haben etwa 1.300 Besucherinnen und Besucher an den zahlreichen Veran-
staltungen teilgenommen. Finanziell geférdert wurden die Veranstaltungen der 2. Wormser Religions-
gesprache durch die Beauftragte der Bundesregierung fir Kultur und Medien und aus Mitteln des
EKHN-Fonds fur die Reformationsdekade.

10.3. Kirchenvorstandswahl 2015

Werbematerial fir Gewinnung jingerer Menschen fir die Kirchenvorstandswabhl

In Kooperation mit der Evangelischen Jugend in Hessen und Nassau e.V. (EJHN e.V.) und dem
Stabsbereich Offentlichkeitsarbeit der EKHN hat sich der Fachbereich Kinder und Jugend im Zentrum
Bildung dazu entschieden, gezielt junge Christinnen und Christen anzusprechen und sie zur Wahl
Jhrer* Jugenddelegierten in den Kirchenvorstand zu mobilisieren. Dazu wurde Postkartenmaterial
erarbeitet, welches ein wichtiger Baustein der Kampagne zur Gewinnung von jingeren Menschen fir
die Kirchenvorstandswahl war. Die Motive wurden bewusst im aktuellen Stile junger Menschen aus-
gewahlt und machten durch den Zusatz ,Sag doch was du willst* deutlich, dass es uns in der Evan-
gelischen Arbeit mit, von und fir Kinder(n) und Jugendliche(n) wichtig ist, junge Menschen in ihrer
Unabhéangigkeit und ihrem Urteil wahrzunehmen und wertzuschéatzen.

Junge Menschen haben entgegen gangiger Klischees, ein hohes Bedurfnis sich mitzuteilen und ihre
Standpunkte zu vertreten. Die Wahl des Kirchenvorstandes ist in diesem Anspruch ein zentraler Bau-
stein, der nicht unterschatzt werden sollte. Die personalisierte Botschaft einer Freundin oder eines
Freundes wird wesentlich glaubwirdiger als unpersonliche Wahlaufrufe oder austauschbare Slogans.
Ziel unserer Kampagne war es, dass junge Evangelische aktiv in ihrem sozialen Umfeld fur die Kir-
chenvorstandswahlen werden und verdeutlichen, dass es sich dabei um eine zentrale Mdglichkeit
handelt, Einfluss in die kirchlichen Strukturen vor Ort zu nehmen.

Das gewahlte Medium Postkarte wurde individuell und zielgereichtet eingesetzt, um erstens Jugendli-
che auf den Wahltermin aufmerksam zu machen (,save the date!"), sie zweitens mit der eigens entwi-
ckelten Homepage (www.meinewahl.de/jugend) vertraut zu machen und drittens dafiir zu werben,
dass engagierte junge Christinnen und Christen, Freundinnen und Freunde fir die Kirchenvorstands-
wahl werben und ihrerseits zum Wahlgang mobilisieren.

Das Leben junger Menschen findet sehr stark auch im Internet statt. Gerade hier verknlpfte die Kam-
pagne Online mit Offline: Wer sich besonders digital stark fur die Wahlen machen wollte, konnte dies
mit der eigens entwickelten Homepage tun. Der Link konnte einfach und schnell tGber E-Mail, Uber
Soziale Medien wie Facebook und Twitter an Freundinnen und Freunde gesandt werden.
Mitarbeitende in der Kinder- und Jugendarbeit wurden gebeten, mdglichst viele Postkarten an Jugend-
liche, die sie kennen, zu senden. AufRerdem wurden sie gebeten, Jugendlichen Postkarten zu geben,
um diese ganz individuell zu gestalten mit einer personlichen Botschaft und sie an Freundinnen und
Freunde weiterzusenden.

Neben der Mdglichkeit, mit Jugendlichen in den Dialog zu kommen, gab es auch die Méglichkeit, von
der Homepage Plakate der Kampagne kostenfrei herunterzuladen und damit Gemeinderdume und
Jugendbiiros sowie Gemeindehauser und Kirchen auszustatten.
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Fachtage fir Jugenddelegierte

Bereits im Sommer 2015 wandten sich der Fachbereich Kinder und Jugend zusammen mit der EJHN
e.V. an alle Benennungsausschiisse der Kirchengemeinden, um Jugendliche als Jugenddelegierte fir
den Kirchenvorstand zu gewinnen. 2015 wurden dann vom Fachbereich Kinder und Jugend, der
EJHN e.V. in Zusammenarbeit mit der Ehrenamtsakademie der EKHN darauf aufbauend drei Fach-
tage fir frisch gewahlte Jugenddelegierte veranstaltet. Unter dem Motto: ,Hurra, ich bin gewéhlt — und
nun?‘ wurden Jugenddelegierte an drei Orten in Mainz am 30. Mai 2015, in Frankfurt/Main am
27. Juni 2015 und in Herborn am 26. September 2015 informiert und qualifiziert zu allen Fragen, die
sie zum Thema ,Kirchenvorstand” hatten. Die drei Organisationen gestalteten gemeinsam einen Fach-
tag fur Jugenddelegierte, die ab dem Jahr 2015 in den Kirchenvorstand gegangen sind. Die Tage
begannen mit einem grof3en Frihstlick und mit einem Einstieg ins Tagesprogramm. Die Andacht wur-
de zum Thema ,Ein Leib, viele Glieder* gestaltet. Dann durften die Teilnehmerinnen und Teilnehmer
sich auf das anstehende Planspiel vorbereiten. Sie spielten die konstituierende Kirchenvorstandssit-
zung durch. Sie wurden in finf Kleingruppen von erfahrenen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter angelei-
tet. Die Gruppen (Finanzleute, Ehrenamtliche, Diakonis, Altere und Jugenddelegierte) konnten vor
dem eigentlichen Planspiel Absprachen miteinander treffen und Koalitionen bilden. Im Planspiel zeigte
sich dann das Verhandlungsgeschick vor allem bei der Besetzung der Ausschisse und in der Priori-
sierung von Projekten fur das kommende Jahr. So wurde beispielsweise dariiber diskutiert, ob die
Orgel saniert werden musse, oder ob nicht auch ein Gitarrenspiel ausreiche. Die Jugendlichen erhiel-
ten an dem Tag die Chance zu erleben, wie es sich in unterschiedlichen Rollen anfiihlt und wie sich
das auf die Kirchenvorstandsarbeit auswirken kann. Im Anschluss daran reflektierten sie ihre ,erste
Kirchenvorstandssitzung®. Sie sagten, dass sie gelernt hatten, sich durchzusetzen, den Ablauf einer
Sitzung besser zu verstehen und Strategien zu entwickeln, wie man seine Interessen auch wirklich
vermitteln kann. Schon bei diesem Planspiel haben sie gelernt, dass man Kompromisse eingehen
muss und, dass es wichtig ist, Grundlagen der Kirchenvorstandsarbeit zu kennen, z.B. die Kirchen-
gemeindeordnung.

Auf ihre Zukunft als Jugenddelegierte im Kirchenvorstand blickten sie zuversichtlich, locker, aber mit
gemischten Gefiihlen und guten Vorsadtzen. Im Anschluss daran bot die EJHN e.V. an, eine
WhatsApp-Gruppe zu bilden, sodass die Jugenddelegierten untereinander und mit der EJHN e.V. im
Austausch sein kénnen. Die Teilnehmenden wurden unterstiitzt durch gute Tagungsunterlagen, in
denen alle Organisationen und Ansprechpersonen benannt sind mit Adressen. Au3erdem wurden sie
auf Weiterbildungsmaéglichkeiten hingewiesen.

Am 12. Marz 2016 veranstaltete der Fachbereich Kinder und Jugend im Zentrum Bildung in Zusam-
menarbeit mit der EJHN e.V. einen weiteren Fachtag unter dem Motto: ,Hurra, ich bin gewahlt — und
die Jugend?“. Der Fachtag wendete sich an alle neu gewahlten Kirchenvorsteherinnen und Kirchen-
vorsteher, die sich dariiber informieren wollten, wie die Arbeit fur, mit und von Kinder(n) und Jugendli-
che(n) in der EKHN aufgebaut ist und wie sie Unterstiitzung durch den Fachbereich Kinder und Ju-
gend und die EJHN e.V. erhalten kénnen.

Angebote der Ehrenamtsakademie, des Zentrum Verkiindigung und des Referats Rechtsfragen

Kirchliche Dienste fiir neugewéhlte Kirchenvorstande

Zielpunkt war es, dass die neugewéhlten Kirchenvorstande ihre Arbeit ab dem 1. September 2015 gut

aufnehmen konnten.

e Dazu fanden schon vor diesem Stichtag Fortbildungen fir die Jugenddelegierten als vollig neuem
Thema und zu Fragen wie ,Den Ubergang gestalten” oder ,Rollenfindung® im Kirchenvorstand in
Kooperation mit dem Zentrum Bildung, der EJHN und dem Stabsbereich Chancengleichheit statt.
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e Zum Stichtag wurden die neuen Materialien, vor allem der Glaubenskurs ,Sehnsucht nach mehr*
und das Heft ,,Aussichtsreich unterwegs"” Uber die Gemeinden an alle Kirchenvorsteherinnen und
Kirchenvorsteher” verschickt. Ganz wichtig war, dass zu diesem Zeitpunkt auch die Kommentie-
rungen zur Kirchengemeinde- und zur Dekanatssynodalordnung vorgelegt werden konnten, so
dass sich ein abgeschlossenes Instrumentarium ergab.

Neben diesen ersten Fortbildungen und dem Versenden von Materialien sollten und sollen drei Bau-
steine das Hineinfinden in die Arbeit und den Austausch untereinander starken:

e EKHN Ideenmesse am 10. Oktober 2015 in Giel3en

Am 10. Oktober 2015 fand in Giel3en die grofl3 angelegte EKHN Ideenmesse fir Kirchenvorstan-
de und Mitarbeitende statt, die von der Kirchenleitung und dem Netzwerk ,Lust auf Gemeinde"
gemeinsam verantwortet und organisatorisch im Wesentlichen zum ersten Mal Uber die Ehren-
amtsakademie abgewickelt wurde. Rund 2400 Anwesende konnten miteinander Gottesdienst
feiern und sich an insgesamt rund 140 Sténden und in Foren zu Themen wie ,Mein Glaube*,
~.Gemeindeentwicklung” und ,Familie starken“ informieren und austauschen. Den Abschluss bil-
dete ein Vortrag von Dr. Margot KaBmann zum Thema ,Lust auf Gemeinde — wie die reformato-
rische Tradition uns ermutigt®. Die fast 700 Rickmeldekarten von Teilnehmenden, sonstige Rick-
meldungen und die Zusammenschau des Netzwerkes ,Lust auf Gemeinde“ ergab ein durchweg
erfreuliches Fazit. Vor allem die auf der Ideenmesse ausgestellten Projekte von rund 60 Kirchen-
gemeinden, die vielen Stande der Zentren und Fachstellen der Kirchenverwaltung sowie die
Diskussionen in den Foren vermittelten das Bild einen bunten und vielfaltigen, aber keineswegs
beliebig aufgestellten EKHN.

e  Fortbildungen vor Ort

Im Ubergangszeitraum von den ,alten* zu den ,neuen” Kirchenvorstéanden fanden in vielen Deka-
naten erste Zusammenkunfte statt, die vor allem auch die Gemeinschaft untereinander starken
sollten. Es lie3 sich beobachten, dass gerade Formen der Gemeinschaft in einer Region bzw. in
Nachbarschaftsrdumen besonders gut besucht wurden und insgesamt mehrere tausend der ins-
gesamt 10.000 Kirchenvorsteherinnen und Kirchenvorsteher erreicht werden konnten. ,Danach*
gab es vor allem Uber die regionalen Ehrenamtsakademien Fortbildungen zu Themen wie ,Struk-
tur der EKHN kennenlernen®, ,Erste Entscheidungen im KV* treffen usw. Ein ganz besonderer
Schwerpunkt bildete die Zusammenarbeit zwischen Zentrum Verkindigung und Ehrenamtsaka-
demie in Bezug auf den Glaubenskurs ,Sehnsucht nach mehr“. In insgesamt neun Veranstaltun-
gen wurden und werden innerhalb eines halben Jahres quer tber das Kirchengebiet verteilt zent-
rale Veranstaltungen durch Dr. Klaus Douglass und Dr. Steffen Bauer angeboten, in denen nicht
nur Uber den Glaubenskurs geredet wird, sondern Teile daraus lebendig miteinander gelebt und
erarbeitet werden. Zusammen mit einer Veranstaltung wéahrend der ldeenmesse kénnen auf
diese Weise mehrere hundert Kirchenvorsteherinnen und Kirchenvorsteher mit diesem Glau-
benskurs vertraut gemacht werden. Es hat sich dabei gezeigt, dass das Zusammenspiel zwi-
schen einem Versenden von Materialien und dem Anbieten einer vertiefenden Aneignung in
Regionen vor Ort die gewlnschte Wirksamkeit und Nachhaltigkeit starkt.

e Informations- und Kommunikationsplattformen im Internet
In der Arbeitsgruppe zu den Kirchenvorstandswahlen unter Leitung von OKR Petra Zander gab
es von Anfang an den Konsens, den Papieraussto3 an die Gemeinden und Dekanate gegen-
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Uber den Wahlen 2009 deutlich zu verringern. Dieser Linie ist die Arbeitsgruppe treu geblieben.
Auf der anderen Seite war klar, dass man dann aber die Begleit- und Informationsmaglichkei-
ten fir Kirchenvorstande im Internet deutlich erhéhen misse. Ab 1. September 2015 gibt es
deswegen eine vollig neue Uberarbeitung einer Homepage fiir Kirchenvorstande unter
www.kirchenvorstand.ekhn.de. Kernstiick dieser Seite ist ein Stichwortverzeichnis. Die Ehren-
amtsakademie hat mit rund 500 Begriffen und den entsprechenden Informationen und Links die
Grundstruktur der Seite erarbeitet und an das Medienhaus libergeben. Peter Bernecker ist dort
fur das Umsetzen und die Pflege der Seiten zustandig. Hierbei handelt es sich nicht um ein ab-
geschlossenes Projekt, sondern um ein standiges Erneuern und Weiterentwickeln von Informati-
onen, Materialien und allen Arten an Unterstiitzung. Die Zugriffzahlen der ersten 5 Monaten sind
sehr erfreulich: Von September 15 bis Januar 16 konnten schon tber 31.000 Besucherinnen und
Besucher gezahlt werden. Damit ist diese Seite eine der meist frequentierten ekhn.de Seiten und
man kann davon ausgehen, dass durchschnittlich Gber 150 Personen sie taglich aufrufen und
sich dort auf die Suche machen.

Aber nicht nur auf kirchenvorstand.ekhn.de werden neue Wege in der Begleitung der Kirchenvorstan-
de eingeschlagen. Das Kuratorium der Ehrenamtsakademie hat im Jahr 2015 durchweg griines Licht
fur das neue Internet Projekt gegeben. So wurde im Januar ein eigener Youtube Kanal ,Ehren-
amtsakademie EKHN" eingerichtet, der schon jetzt taglich durchschnittlich 30 mal aufgerufen und als
Informationsquelle genutzt wird. Dort werden auch bald Videos zum Thema ,Doppik" zu finden sein,
die einmal als Mitschnitt eines sogenannten Webinars inhaltlich in die Funktionsweise der Doppik
einfihren und andererseits per Video die Bedienung des Scanners zeigen und anleiten. Diese Pro-
jekte werden in Zusammenarbeit mit dem Zentrum Bildung und dem Medienhaus und natirlich den
jeweiligen Fachstellen der EKHN realisiert.

Auch auf Facebook gibt es unter ,Kirchenvorstand EKHN" weiterhin die Mdglichkeit, dass Kirchenvor-
steherinnen und Kirchenvorsteher direkt in einen Austausch miteinander kommen und Erfahrungen
einander mitteilen. Genauso aber kdnnen lber Facebook Fragen gestellt werden. 200 Personen nut-
zen diese Moglichkeiten bereits als Gruppenmitglied.

All diese Aktivitaten sollen und werden ganz gewiss die regionalen und vor Ort Fortbildungen nicht
ersetzen: Sie sind aber ein zunehmend wichtiger werdendes Instrument, um Wissen und einen Aus-
tausch in der Breite der kirchlichen Strukturen zu verankern, die Nachhaltigkeit und Wirksamkeit von
angebotenen Informationen zu erhéhen und um Personen einzubeziehen, die z.B. selbst nicht bei
Fortbildungen anwesend sein kénnen.

10.4. Arbeit mit Flichtlingen im Raum der EKHN

Fluchtlingsunterkiinfte in kirchlichen Immobilien

2015 war das Jahr, in dem so viele Flichtlinge nach Deutschland kamen wie noch nie in der Ge-
schichte der Bundesrepublik Deutschland seit 1953.

Die bereits in 2014 begonnenen Bemiihungen, geeignete kirchliche Immobilien als Zufluchtsort und
Wohnungen fur Flichtlinge zur Verfligung zu stellen, wurden deutlich intensiviert. Wahrend in 2014 in
mindestens 12 Fallen kirchliche Immobilien zur Unterbringung von Fliichtlingen genutzt werden konn-
ten, hat sich in 2015 die Anzahl der von kirchlichen Koérperschaften bereitgestellten Unterkiinfte auf
mehr als 40 erhoht.
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Auf gesamtkirchlicher Ebene wurde neben den bereits in 2014 eingerichteten Gemeinschaftsunter-
kunften in Kronberg-Schénberg (ehemaliges RPZ) und Ulrichstein (ehemaliges Jugendfreizeitenheim)
ein Teil des Laubach-Kollegs zur Aufnahme von minderjahrigen, unbegleiteten Fliichtlingen genutzt.
Ebenfalls wurde das Angebot unterbreitet, Flichtlinge in die Jugendburg Hohensolms sowie die
Jugendbildungsstatte Hochst/Odw. aufzunehmen. Von diesem Angebot wurde jedoch von den jewei-
ligen Kreisen nicht Gebrauch gemacht.

Die Ubrigen Félle entfallen auf Kirchengemeinden und Dekanate, in denen fir kirchliche Zwecke nicht
mehr bendtigter oder durch Umnutzung geschaffener Wohnraum zur Verfigung gestellt wird. In min-
destens vier Fallen wurde Wohnraum angekauft oder angemietet, um diesen an Fliichtlinge weiter
vergeben zu kénnen.

Fluchtlingsarbeit an den Schulen in Tragerschaft der EKHN

Ein erfolgreicher Schulbesuch ist in besonderer Weise fur Flichtlingskinder und junge erwachsene
Flichtlinge notwendig, um sich in die deutsche Gesellschaft integrieren und Lebensziele erreichen zu
kénnen. Eine Schliisselkompetenz ist dabei die Beherrschung der deutschen Sprache.

Die Schulen in Tragerschaft der EKHN haben daher gegentber der staatlichen Schulaufsicht ihre —
als Privatschulen freiwillige — Bereitschaft zur Aufnahme und Beschulung von Flichtlingen erklart. In
den beiden Grundschulen in Weiten-Gesal und in Freienseen hat es bislang noch keine Zuweisungen
gegeben. Im Evangelischen Gymnasium Bad Marienberg und im Laubach-Kolleg besuchen seit dem
1. Februar 2016 Fluchtlinge die Schule.

Im Evangelischen Gymnasium Bad Marienberg beginnt der Schulbesuch der Fliichtlinge in moglichst
altershomogenen Lerngruppen ,Deutsch als Zweitsprache®. Je nach Lernstand nehmen die Schiler-
innen und Schiler zunachst phasenweise, spater komplett am Regelunterricht teil. Dies erfolgt im
Schulzentrum Bad Marienberg schulartiibergreifend in Kooperation mit der dortigen Realschule plus.
Insgesamt kénnen bis zu 36 Schiilerinnen und Schiiler in der Sekundarstufe | aufgenommen werden.
Es besteht ebenfalls die Mdglichkeit zur Aufnahme in die Oberstufe. Im Aufbau befinden sich zusétz-
lich ein sog. Elternintegrationskurs, der sich vornehmlich an die Eltern dieser Schilerinnen und Schi-
ler richtet sowie ein Jugendintegrationskurs. In diesem Kurs werden Geschwisterkinder und weitere
Personen, die nicht mehr der Schulpflicht unterliegen, auf den Besuch weiterfiihrender Schulen oder
Hochschulen oder auf eine Ausbildung vorbereitet.

Im Laubach-Kolleg wurde am 1. Februar 2016 das Projekt ,Integration durch Bildungs- und Wohnan-
gebot" gestartet. Dieses Projekt verbindet die spezifischen Moglichkeiten des Laubach-Kollegs mitei-
nander: Im Wohnheim werden unbegleitete jugendliche und junge erwachsene Flichtlinge unterge-
bracht und betreut, die zugleich am Laubach-Kolleg zur Schule gehen. Sie besuchen nach einem
halbjahrigen Vorlaufkurs ,Deutsch als Zweitsprache* den neu angegliederten Schulzweig ,Realschule
fur Erwachsene”. Hier kénnen Schilerinnen und Schiler ab dem 17. Lebensjahr aufgenommen wer-
den. Durch die Zusammenarbeit im Schulverbund in Laubach wird eine Aufnahme auch jingerer
Schilerinnen und Schiler méglich. Wesentlicher Projektbaustein ist zudem die Teilnahme an den
unterrichtserganzenden Angeboten des Laubach-Kollegs sowie die Integration in das Leben auf dem
Campus. Es stehen 25 Platze zur Verfligung.
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Aktivitaten des Fachbereiches Kinder und Jugend im Zentrum Bildung, der Evangelischen Ju-
gend in Hessen und Nassau e.V., des Landesverbandes der Evangelischen Jugend in Hessen,
der Dekanate

Zwei Mitarbeitende aus der Kirchenverwaltung und eine Mitarbeitende aus dem Zentrum Bildung/
Fachbereich Kinder und Jugend wurden freigestellt vom Dienst mit 50 % zur Unterstiitzung der Fliicht-
lingshilfe im Auftrag der Kirchenverwaltung der EKHN.

Besonders wurde das Engagement der Ehrenamtlichen des Offenen Treffs in der Waldkolonie in
Darmstadt unterstiitzt. Hierzu gehérten die Klarung von Fragen zum Einsatz von Ehrenamtlichen,
Entwicklung von Stellenprofilen sowie Gewinnung von Ehrenamtlichen. Des Weiteren gab es eine
Qualifizierung von Ehrenamtlichen, die in Kooperation von der Evangelischen Hochschule Darmstadt,
dem Evangelischen Dekanat Darmstadt-Stadt, dem Freiwilligenzentrum Darmstadt und dem Zentrum
Bildung angeboten wurde. Das Qualifizierungsprogramm war so erfolgreich, dass es evaluiert und
wahrscheinlich neu aufgelegt werden wird.

In Kooperation mit dem Stabsbereich Chancengleichheit sind 20 Flichtlingsfrauen zum internationa-
len Frauentag in die Kirchenverwaltung eingeladen worden.

Der Fachbereich Kinder und Jugend hat in seiner Herbstkonferenz vom 7. bis 8. Oktober 2015 im
Kloster Hochst im Odenwald das Thema Flichtlingsarbeit in der Kinder- und Jugendarbeit themati-
siert. Die Mitarbeitenden im Gemeindepadagogischen Dienst in der Kinder- und Jugendarbeit haben
in ihren Propsteibereichen zusammengetragen, in welchen Bezligen sie in der Fliichtlingsarbeit mit
Kindern und Jugendlichen beschéftigt sind.

Eine Weiterarbeit am Thema und eine Qualifizierung fir Hauptberufliche ab 2017 sind in der Planung.
2017 wird es eine Fachberatungstagung zur Fluchtlingsarbeit in der Arbeit mit Kindern und Jugendli-
chen geben, zur Situation in den Herkunftslandern der Fliichtlinge, zur politischen Geschichte, zu so-
zialen Verhaltnissen, zu Kulturen und Fluchtursachen, zu Gesundheit und Trauma, zu Kommunikati-
on, Spracherwerb und Bildung sowie zu rechtlichen Aspekten (Asylverfahrensrecht, Asylleistungs-
recht). Wesentlich wird auch die politische Bildung fur Kinder und Jugendliche im Kontext Flucht sein
sowie die Perspektive der Bibel auf Fliichtlinge.

AuRerdem werden einzelne Fachtage fur Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Gemeindepédagogi-
schen Dienst in der Kinder- und Jugendarbeit angeboten, zu Traumafolgestérungen bei Kindern und
Jugendlichen sowie zur vorurteilsbewussten Bildung und Erziehung.

Die Fachbereiche des Zentrums Bildung bilden gemeinsam eine Fachgruppe zur Fliichtlingsarbeit und
Bildung. Dort werden Angebote, Termine und Materialien ausgetauscht und eine gemeinsame Posi-
tionierung festgelegt.

Der Landesverband der Evangelischen Jugend in Hessen und Nassau (EJHN) hat auf seiner Home-
page den Button ,Fluchtlingspolitik“ eingerichtet. Auf dieser Seite werden Jugendlichen und Jugend-
verbanden Infos gegeben, die sie fur ihre Arbeit mit Flichtlingen benédtigen, um eine gute Integration
in unsere Gesellschaft mitzugestalten. Dort gibt es neben allgemeinen Informationen, Informationen
zum Kirchenasyl. AuRBerdem gute Beispiele der Evangelischen Jugend und Hinweise zu Férdermdg-
lichkeiten. Es wurde vereinbart, dass diese Seite von allen Akteurinnen und Akteuren in der Arbeit mit
Kindern und Jugendlichen gemeinsam genutzt wird.

Fluchtlinge im landlichen Raum

Die meisten Asylsuchenden winschen sich eine Aufnahme in den Metropolen, da sich dort bereits
sprachlich und kulturell vertraute Communities herausgebildet haben. Bei einer zuséatzlichen sehr ho-
hen raumlichen Konzentration von Flichtlingen im Rhein-Main-Gebiet besteht jedoch ein erhdhtes
Risiko fur die Herausbildung von sich manifestierenden Parallelgesellschaften.
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Demgegeniber bieten bestimmte Formen landlicher Raume und Kleinstadte fir kleinere Communities
von Asylbewerbern durchaus gute Integrationschancen, sofern eine infrastrukturelle Grundversorgung
(insbesondere Mohbilitat), ausreichende Sozialbetreuung und Arbeitsmdglichkeiten sichergestellt sind,
denn die landlichen Raume haben spezifische Integrationspotentiale. Dazu zahlt die Uberschaubarkeit
einer Dorfgemeinschaft sowie das erhéhte birgerschaftliche Engagement und Gemeinschaftsgefinhl.
Ausreichender Wohnraum auch fir gréRere Familien, Garten und Mdglichkeiten zur Selbsttatigkeit der
Fliichtlinge sind vorhanden. Einige landliche Unternehmen sind aus Grinden ihrer Sozialverantwor-
tung durchaus bereit, Flichtlingen zumindest Praktikamdglichkeiten anzubieten.

Die praktische Hilfsbereitschaft gegenliber Asylsuchenden ist in den landlichen Raumen oft hoch.
Gerade Kirchengemeinden sind hier auf vielfaltige Weise hoch engagiert. So bildet etwa das Evange-
lische Dekanat Alsfeld seit 2014 mit groRem Erfolg und sehr hoher Nachfrage ehrenamtliche Flucht-
lingsbegleiter aus. In zahlreichen landlichen EKHN-Dekanaten haben sich 2015 sehr schnell profes-
sionelle und ehrenamtliche Unterstitzungsstrukturen fiir Flichtlinge sowie Formate zur politischen
Bildung entwickelt. Die Kirchenleitung ist fir dieses vielfltige Engagement in den Dekanaten und
Kirchengemeinden sehr dankbar.

Im Auftrag der Kirchenleitung, hat das Zentrum Gesellschaftliche Verantwortung (ZGV) bei der Bund-
Lander-Arbeitsgemeinschaft ,Landentwicklung“ als Gast an einem Positionspier fir den Bundesrat
zum Thema ,Nachhaltige Integration von Migranten in landlichen Rdumen* mitgearbeitet und die An-
liegen der EKHN einbringen kénnen. Dabei ging es u. a. darum, vorhandene Strategien und o6ffentli-
che Fordermoglichkeiten der landlichen Regionalentwicklung zu einem Instrument der Migrantenin-
tegration fortzuentwickeln.

Das ZGV hat im Sommer 2015 auRerdem bei der fachkundigen Bestandsaufnahme von 22 Ddérfern im
Rahmen der EKHN-Themenvisitation sowie als Mitglied der Jury des Landes Hessen beim Landes-
wettbewerb ,Unser Dorf hat Zukunft* einen besonderen Schwerpunkt auf die Analyse der Flicht-
lingsintegration gelegt.

Zur Verbesserung der regionalen Kommunikation im Bereich Flichtlingsarbeit erprobte das ZGV 2015
zusammen mit dem Hessischen Stadte- und Gemeindebund uberdies ein neues Format, bei der die
Birgermeisterversammlung im Landkreis Darmstadt-Dieburg sich mit Dekanen, EKHN-Gemeinde-
pfarrern und dem Diakonischen Werk austauschte. Es wurde eine gemeinsame Stellungnahme ge-
genuber der Hessischen Landesregierung verfasst. Darin wird u. a. gefordert, dass kommunale und
kirchliche Kindertagesstatten, welche aufgrund der zusatzlichen Aufnahme von Fluchtlingskindern die
gesetzlichen Betreuungsschliissel nicht einhalten kénnen, durch die Landesregierung fiir einen Uber-
gangszeitraum eine rechtliche Absicherung erhalten.

Unterstitzung der Flichtlingshilfe in Darmstadt

Vom 1. Oktober 2015 bis zum 30. Marz 2016 wurden zwei Mitarbeiter der Kirchenverwaltung sowie
eine Mitarbeiterin des Zentrums Bildung zur Unterstiitzung der Fluchtlingshilfe in Darmstadt mit jeweils
einer halben Stelle freigestellt.

Schwerpunkt ihres Engagements war die personelle Unterstiitzung von kirchlich-diakonischen Einrich-
tungen vor Ort. Hierzu zahlte vor allem die organisatorische, planerische und inhaltliche Hilfestellung
fir eine ehrenamtliche Initiative. Diese Initiative setzt sich mit einem Offenen Treff fir die Begegnung
von Flichtlingen und Bewohnern/Bewohnerinnen in einem Stadtteil ein, in dem sich eine Erstaufnah-
meeinrichtung befindet. Gleichzeitig wird versucht Uber niederschwellige Angebote die deutsche
Sprache zu vermitteln und mit freizeitpddagogischen Angeboten, insbesondere fur Kinder, einen Bei-
trag zur Strukturierung des Alltags zu leisten.
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Dariliber hinaus haben sich die Mitarbeitenden in die Konzeption und Durchfiihrung einer Forthildungs-
reihe fir Ehrenamtliche und in die Vernetzung von Akteuren im Bereich der Fluchtlingshilfe einge-
bracht.

Nach Beendigung der Unterstiitzung werden die Aufgaben durch neu zu errichtende Stellen (EKHN-
Flichtlingsfonds, u.s.w.) bei den kirchlich-diakonischen Einrichtungen vor Ort ilbernommen bzw. wei-
tergefuhrt.

11. Aus dem Helmut-Hild-Haus (Archiv- und Bibliothekswesen)

Kirchenbuchportal

Die EKHN beteiligt sich am Kirchenbuchportal der EKD, das unter "archion.de" seine Dienste fur Fa-
milienforschung und Wissenschaft Gber das Internet anbietet. Zur Verfigung gestellt werden unter
Beachtung hdchster technischer Sicherheitsstandards Scans von historischen Kirchenbiichern aus
Kirchengemeinden der beteiligten Gliedkirchen der EKD.

Auch die Kirchengemeinden der EKHN kdnnen sich Uber das Zentralarchiv daran beteiligen. Bereits
Uber 130 Kirchengemeinden haben sich zur Teilnahme entschlossen. Die Vorteile fur die Kirchenge-
meinden sind u.a. Schonung der alten Kirchenbiicher (Vermeidung von zusétzlichen Restaurierungs-
kosten) oder Zeitersparnis (Beratung und Betreuung der Forschenden entfallen und werden von Fach-
leuten wahrgenommen). Fur die Kirchengemeinden entstehen dabei keine Unkosten. Im Zentralarchiv
der EKHN in Darmstadt steht befristet eine versierte Fachkraft bereit, um die Kirchengemeinden, die
sich beteiligen wollen, zu beraten und die technischen und juristischen Voraussetzungen zu schaffen.
Voraussetzung ist ein Beschluss des Kirchenvorstandes.

Lutherbilderausstellung

Fur den Verband der Archive der EKD haben die Zentralarchive der Evangelischen Kirche Pfalz in
Speyer und der EKHN in Darmstadt eine Wanderausstellung (15 leicht zu handhabende Roll-ups,
Begleitkatalog im Buchhandel erhdltlich) als Beitrag zur Reformationsdekade erstellt. Gezeigt werden
anhand typischer oder kaum bekannter Kunstwerke die Wandlungen in Bild und Vorstellung von
Martin Luther in sechs Jahrhunderten; angeregt wird die Auseinandersetzung mit der Frage, welche
Bedeutung Martin Luther flr uns heute noch hat oder haben kann.

Die Ausstellung wandert in mehreren Exemplaren EKD-weit. Der Start der Wanderausstellung erfolgte
am 8. Marz 2016 an historischer Statte in der Magnuskirche in Worms mit groR3er Resonanz.
Kirchengemeinden der EKHN kénnen die Ausstellung Gber das Zentralarchiv der EKHN in Darmstadt
ohne Unkostenbeteiligung leihen (nur Ubernahme von Transport- und Versicherungskosten).
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DIE KIRCHENLEITUNG HAT IM JAHR 2015 FOLGENDE GESETZESVORLAGEN EINGEBRACHT:

e  Entwurf eines Kirchengesetzes zur Neuordnung des Einstellungsverfahrens in den Pfarrdienst
(Drucksache Nr. 09/15)

e  Entwurf eines Kirchengesetzes zur Anderung des Kirchengesetzes (iber die Dienstbezeich-
nungen (Drucksache Nr. 10/15)

e  Entwurf eines Kirchengesetzes zur Zustimmung zum Zuordnungsgesetz der EKD
(Drucksache Nr. 11/15)

e  Entwurf eines Kirchengesetzes zur Erganzung der Kirchlichen Haushaltsordnung
(Drucksache Nr. 12/15)

e  Entwurf eines Kirchengesetzes zur Anderung der Kirchenordnung und Entwurf eines
Kirchengesetzes zur Neuordnung der Propsteibereiche
(Drucksache Nr. 13/15)

o  Entwurf eines Kirchengesetzes zur Einfiihrung einer Rechtsverordnung zur geschlechter-
gerechten Besetzung von Gremien
(Drucksache Nr. 14/15)

e  Entwurf eines Kirchengesetzes zur Schaffung einer Ubergangsregelung zum Kirchengesetz
zur Neuordnung der Dekanatsgebiete in der EKHN
(Drucksache Nr. 15/15)

o  Entwurf eines Kirchengesetzes zur Neufassung des Arbeitsrechtsregelungsgesetzes Diakonie
(Drucksache Nr. 16/15)

o  Entwurf eines Kirchengesetzes Uber die Feststellung des Haushaltsplans der EKHN
fir das Haushaltsjahr 2016 (einschl. Budget- und Stellenplanentwurf 2016)
(Drucksache Nr. 53/15)

e  Entwurf eines Kirchengesetzes zur Verlangerung der Erprobung des kaufménnischen
Rechnungswesens (Drucksache Nr. 54/15)

o  Entwurf eines Kirchengesetzes zur Aufhebung der Amtsbezeichnungen ,Pfarrvikarin“ und
~Pfarrvikar* und zur Umbenennung der Pfarrvikarstellen
(Drucksache Nr. 55/15)

e  Entwurf eines Kirchengesetzes zur Anderung des Pfarrstellengesetzes und der Pfarrstellen
verordnung (Drucksache Nr. 56/15)

e  Entwurf eines Kirchengesetzes zur Anderung des Kirchengesetzes betreffend die Ordnung
des Gesamitkirchlichen Ausschusses fur den evangelischen Religionsunterricht
(Drucksache Nr. 57/15)
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VEROFFENTLICHUNGEN VON KIRCHENGESETZEN UND BESCHLUSSEN IM AMTSBLATT IM
JAHR 2015:

o Kirchengesetz zur Einfilhrung einer Studienzeit vom 24. April 2015 (ABI. 2015 S. 196)

e  Kirchengesetz zur Anderung des Kirchengesetzes (iber die Dienstbezeichnungen
vom 25. April 2015 (ABI. 2015 S. 197)

e Kirchengesetz zur Einflihrung einer Rechtsverordnung zur geschlechtergerechten Besetzung
von Gremien vom 25. April 2015 (ABI. 2015 S. 197)

e Kirchengesetz zur Zustimmung zum Zuordnungsgesetz der EKD (ZuOG-ZG) vom 25. April 2015
(ABI. 2015 S. 198)

e  Kirchengesetz zur Verlangerung der Erprobung des kaufméannischen Rechnungswesens
vom 25. November 2015 (ABI. 2015 S. 370)

e Kirchengesetz zur Aufhebung der Amtsbezeichnungen ,Pfarrvikarin® und ,Pfarrvikar”
und zur Umbenennung der Pfarrvikarstellen vom 25. November 2015 (ABI. 2015 S. 370)

e  Kirchengesetz zur Anderung des Pfarrstellengesetzes und der Pfarrstellenverordnung
vom 25. November 2015 (ABI. 2015 S. 376)

¢ Kirchengesetz zur Neuordnung des Einstellungsverfahrens in den Pfarrdienst
vom 26. November 2015 (ABI. 2015 S. 377)

e  Kirchengesetz zur Anderung der Kirchenordnung vom 26. November 2015 (ABI. 2015 S. 386)

e  Kirchengesetz zur Anderung des Kirchengesetzes betreffend die Ordnung des Gesamtkirchlichen
Ausschusses fiir den evangelischen Religionsunterricht vom 26. November 2015 (ABI. 2015 S. 386)

e Kirchengesetz zur Einfihrung des kaufménnischen Rechnungswesens vom 26. November 2015
(ABI. 2015 S. 389)

e Kirchengesetz Uiber die Feststellung des Haushaltsplans der Evangelischen Kirche in Hessen und
Nassau fur das Haushaltsjahr 2016 vom 27. November 2015 (ABI. 2015 S. 418)

o  Kirchengesetz zur Neuordnung der Propsteibereiche vom 27. November 2015 (ABI. 2015 S. 430)

e  Kirchengesetz zur Neufassung des Arbeitsrechtsregelungsgesetzes Diakonie vom 28. November
2015 (ABI. 2015 S. 431)

53



Drucksache Nr. 10/16

DIE KIRCHENLEITUNG HAT IM JAHR 2015 FOLGENDE VERORDNUNGEN BESCHLOSSEN:

e Verwaltungsverordnung zur Aufhebung der Verwaltungsverordnung zu § 3 der Rechtsverord-
nung zu 8§ 27a DSO vom 19. Februar 2015 (ABI. 2015 S. 63)

e Richtlinien zur Korruptionspravention in der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau
(KorrPravRL) vom 19. Februar 2015 (ABI. 2015 S. 63)

e Rechtsverordnung zur Aufhebung der Ausfiihrungsbestimmungen zum Gleichstellungsgesetz
vom 19. Februar 2015 (ABI. 2015 S. 161)

e Verwaltungsverordnung zur Anderung der Handlungsfelderverordnung vom 19. Marz 2015
(ABI. 2015 S. 110)

e Verwaltungsverordnung uber die Aufgaben der Kirchlichen Schulémter der Evangelischen
Kirche in Hessen und Nassau (Schulamtsverordnung — SchulAVO) vom 16. April 2015
(ABI. 2015 S. 161)

e Verwaltungsverordnung tber die Bereitstellung von Telekommunikationsmitteln (TKVO)
vom 16. April 2015 (ABI. 2015 S. 164)

e Verwaltungsverordnung zur Anderung der Pfarrdienstwohnungsverordnung vom 21. Mai 2015
(ABI. 2015 S. 226)

e Rechtsverordnung zur Anderung der Datenschutzverordnung vom 11. Juni 2015
(ABI. 2015 S. 225)

e Rechtsverordnung zum finanziellen Ausgleich von Personalkostenmehraufwand aufgrund
der Bonuszahlung 2015 vom 11. Juni 2015 (ABI. 2015 S. 323)

e Rechtsverordnung zur Anderung der Regionalverwaltungsverordnung vom 7. Juli 2015
(ABI. 2015 S. 323)

e Ausfiihrungsverordnung zum Kirchengesetz Uiber Mitarbeitervertretungen in der Evangeli-
schen Kirche in Hessen und Nassau (MAVVO) vom 7. Juli 2015 (ABI. 2015 S. 324)

e Rechtsverordnung zur Anderung der Wahlordnung zum Mitarbeitervertretungsgesetz der
EKHN vom 7. Juli 2015 (ABI. 2015 S. 325)

e Verwaltungsverordnung zur Anderung der Verwaltungsverordnung zu § 6 des Mitarbeiterver-
tretungsgesetzes der EKHN vom 7. Juli 2015 (ABI. 2015 S. 325)

e Verwaltungsverordnung zu den 88 18 und 23 des Mitarbeitervertretungsgesetzes der EKHN
vom 7. Juli 2015 (ABI. 2015 S. 325)

e Verwaltungsverordnung zur Anderung der Richtlinien fiir die Anerkennung ehrenamtlicher
Tatigkeit in der Kirche und besonderer Verdienste fur die Kirche vom 24. September 2015
(ABI. 2015 S. 326)

e Rechtsverordnung zur Anderung der Rechtsverordnung uiber die Amtsbezeichnungen im
Verwaltungs- und Schuldienst der EKHN vom 8. Oktober 2015 (ABI. 2015 S. 345)

e Rechtsverordnung tiber die Bewilligung von Mitteln aus dem Harte- und dem Uberbriickungs-
fonds (Harte- und Uberbriickungsfondsverordnung — HUFVO) vom 8. Oktober 2015
(ABI. 2015 S. 432)

e Rechtsverordnung zur Anderung der Rechtsverordnung zur Ubertragung von Aufgaben
auf die Kirchenverwaltung vom 19. November 2015 (ABI. 2015 S. 435)
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Rechtsverordnung zur Anderung der Ausfiihrungsverordnung zum Kirchengesetz tiber Mitar-
beitervertretungen in der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau vom 19. November
2015 (ABI. 2015 S. 436)

Verwaltungsverordnung zur Anderung der Ordnung der Konferenz der Vorsitzenden der
Dekanatssynodalvorstande in der EKHN vom 8. Dezember 2015 (ABI. 2016 S. 8)

Verwaltungsverordnung zur Anderung der Ordnung der Dienstkonferenz fiir die Dekaninnen
und Dekane der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau vom 8. Dezember 2015
(ABI. 2016 S. 8)

Verwaltungsverordnung fur die Polizeiseelsorge in der Evangelischen Kirche in Hessen und
Nassau (PSVO) vom 8. Dezember 2015 (ABI. 2016 S. 8)

Verwaltungsverordnung zur Forderung der Arbeit der ambulanten diakonischen Pflegedienste
in der EKHN vom 8. Dezember 2015 (ABI. 2016 S. 10)

Verwaltungsverordnung lber einen Zuschuss zum Krankenkassenbeitrag vom 8. Dezember
2015 (ABI. 2016 S. 12)
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Kontakte und Gespréache der Kirchenleitung insbesondere
des Kirchenpréasidenten und der Stellvertretenden Kirchenprasidentin und
des Leiters der Kirchenverwaltung (in Auswahl)

1. Bereich der EKD, kirchlicher Zusammenschliisse innerhalb der EKD oder einzelner
Gliedkirchen

Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD)

Rat der EKD

Begegnungstag der Leitenden Geistlichen der Gliedkirchen der EKD mit Mitgliedern
des Rates der EKD

Bundesweites Treffen von Leitenden Geistlichen und Leitungspersonlichkeiten aus der
Diakonie

Kirchenkonferenz der EKD

Leitende Geistliche der EKD

Leitende Juristinnen und Juristen in der EKD

EKD- Finanzbeirat

Haushaltsausschuss der EKD

Kammer fir Migration und Integration

Okumenischer Arbeitskreis fur Migration

Leitungskreis ,Reformationsjubilaum 2017 e.V."

Kuratorium zur Vorbereitung des Reformationsjubilaums

Vollversammlung ,Kirche und Sport“ der EKD

EKD-Studienkurs Kirche und Sport Sils Maria

Vorstand, Prasidium und Vollkonferenz der Union Evangelischer Kirchen in der
Evangelischen Kirche in Deutschland (UEK)

Okumenisches Treffen der Leitenden Geistlichen in Rheinland-Pfalz und im Saarland
Okumenisches Treffen der Leitenden Geistlichen in Hessen

Marburger Konferenz

Verbindungsstelle fir das Amt des Beauftragten der Evangelischen Kirchen in Hessen
Verbindungsausschuss fir das Amt des Beauftragten der Evangelischen Kirchen in
Rheinland-Pfalz

Begegnung der Kirchenleitungen der EKHN und der EKM

Begegnung der Kirchenleitungen der EKHN und der EKKW

2. Bereich der Okumene

Reisen nach Israel

Besuch der UCC

Einflhrung der neuen Kirchenleitung der Evangelischen Kirche der Bohmischen Bruder,
Prag

International Conference on Peace and Reunification on the Korean Peninsula

Treffen mit Vertretern der Partnerkirche aus Amritsar

Treffen Diakoniedelegation der PROK Sidkorea

Treffen mit einer Delegation aus der lutherischen Kirche Polens

Deutscher Waldensertag
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Treffen Geistlicher Gemeinschaften und Evangelischer Kommunitaten im Gebiet der

EKHN
Treffen EKHN-Synode und Didzesanversammlung Limburg

Okumenischer Gottesdienst anlasslich der Feierlichkeiten zum Tag der Deutschen Einheit
Okumenischer Gottesdienst zum Gedenken an das Ende des Zweiten Weltkrieges vor 70

Jahren in Mainz
Okumenischer Gottesdienst zur Eréffnung des 11. Deutschen Seniorentags

Okumenischer Gottesdienst und Empfang zum bundesweiten Auftakt der Interkulturellen

Woche

Okumenischer Gottesdienst zur bundesweiten Eréffnung der Woche fiir das Leben

Kontakte mit Vertreterinnen und Vertretern aus Werken und Verbanden

Gesprach mit den Hessischen Handwerkskammern
Gesprach mit dem DGB Hessen-Thiringen und den katholischen Bistiimern
Gesprach mit Vertretern der Bundeswehr

Kontakte mit Gesellschaften, Vereinen und Stiftungen

Kontakte mit Vertreterinnen und Vertretern aus den Bereichen Politik und Wirtschaft

Kuratorium des Konfessionskundlichen Instituts
Kuratorium der Ev. Wittenbergstiftung

Kuratorium der Forschungsstatte der Evangelischen Studiengemeinschaft e.V.

Kuratorium EKHN-Stiftung

Kuratorium Kinder- und Jugendstiftung (EJHN)

Aufsichtsrat Diakonie Hessen

Aufsichtsrat der Evangelischen Zusatzversorgungskasse

Aufsichtsrat der Evangelischen Bank

Beirat der Hospiz-Stiftung Bergstralle

Prasidium der Evangelischen Ruhegehaltskasse

Jahrestagung der Hessischen Stiftung Friedens- und Konfliktforschung
(Podiumsdiskussion)

Gesprach der Leitungen der Evangelischen Kirchen mit dem Ministerrat Rheinland-Pfalz

Parlamentarischer Abend in Wiesbaden
Parlamentarischer Abend in Berlin

Sommerlicher Empfang des Beauftragten der Evangelischen Kirchen in Hessen am Sitz

der Landesregierung

Neujahrsempfang Ministerprésidentin Dreyer

Gesprache mit verschiedenen Fraktionen

Gesprachskreis Kirche-Wirtschaft Rhein-Main
Expertenkommission zur Neuausrichtung der Fliichtlingspolitik
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Kontakte mit Vertreterinnen und Vertretern aus den Bereichen Kultur, Medien und Wis-
senschaft
Kontakte mit den Fachbereichen Ev. Theologie in Mainz, Frankfurt und Giel3en
Kontaktausschuss der Evangelischen Kirchen und der Evangelisch-theologischen Fakul-
taten in Hessen und Rheinland-Pfalz
Kuratorium Evangelische Hochschule Darmstadt
Aufsichtsrat Medienhaus
GEP-Aufsichtsrat
Verwaltungsrat der EIKON GmbH
Strategiegesprach zwischen o6ffentlich-rechtlichem Rundfunk, Evangelischer Kirche
Deutschland und Deutscher Bischofskonferenz
Spitzengespréch der Kirchen mit den Verlegerverbénden
Gesprache mit verschiedenen Medienvertretern

Weitere Kontakte
Mittagsbankett Staatsbesuch Konigin Elizabeth 1, Ministerprasident Bouffier, Oberbur-
germeister Feldmann, Bundesprasident Gauck
Tag des Dialogs
Telefonseelsorge ,Kirchenleitung an der Leitung”
Besuch ,Willkommenscenter fir Flichtlinge” in GieRen
Kundgebung ,Worms steht auf fir Menschlichkeit*
35. Deutscher Evangelischer Kirchentag in Stuttgart
Jahrestagung der Evangelischen Arbeitsgemeinschaft Familie
Verleihung LSU-Ehrenpreis
Ubergabe der Kompassnadel an den nachsten Preistrager
Eroffnung der Ausstellung ,Luthers Meisterwerke" im Bibelhaus Erlebnis Museum
Gottesdienst und Feier zum Reformationstag
Festgottesdienst anlasslich des Internationalen Musik- und Folklorefestivals Schlitz
Festgottesdienst zum 25-jahrigen Jubilaum des Arbeitskreises ,Leben nach Tschernobyl*
Barbaragottesdienst des Hochster Klosterfonds
Festgottesdienst zur Eréffnung der 57. Aktion Brot fur die Welt
Festgottesdienst zur Eréffnung des Familienzentrums in Hanau-Steinheim
Universitatsgottesdienst Mainz
Ideenmesse ,Lust auf Gemeinde*
Er6ffnung RP1 und Zentrum Okumene
Preisverleihung ,Forderpreis Gemeindebrief*
Frauenmahl des Dekanats Darmstadt-Land
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IN HESSEN UND NASSAU

,Die Erde ist des HERRN und was darinnen ist,
der Erdkreis und die darauf wohnen.*

(Psalm 24,1)

Zum Themenjahr
,Reformation und die Eine Welt"

Bericht zur Lage in Kirche und Gesellschaft
fur die 1. Tagung der Zwdlften Kirchensynode
der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau

(gemaf Art. 47 Abs. 1 Nr. 16 KO)

Frankfurt/Main, Juni 2016

von

Kirchenprasident Dr. Volker Jung
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Bericht zur Lage in Kirche und Gesellschatft fur die 1. Tagung der Zwolften
Kirchensynode der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau.

,Die Erde ist des HERRN und was darinnen ist,
der Erdkreis und die darauf wohnen.*

(Psalm 24,1)

Zum Themenjahr
., Reformation und die Eine Welt"

1. Gelebte Verbundenheit

1.1 Organisatorische Verbindungen
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3. Lokale Herausforderungen
3.1 Fluchtlingsarbeit

3.2 Global und lokal glauben und leben
3.3 Reformation feiern

Kirchenprasident Dr. Volker Jung
Frankfurt am Main, Juni 2016



Sehr geehrter Herr Prases, hohe Synode,

bei den Berichten zur Lage habe ich mich in den vergangenen Jahren inhaltlich an
den Themenjahren der Reformationsdekade orientiert. Das will ich auch in diesem
Jahr so halten. Als die Themen fiir diese Jahre festgelegt wurden, konnte niemand
ahnen, wie aktuell gerade das Thema fir 2016 sein wirde. Es lautet: ,Reformation
und die Eine Welt".

Dazu gibt es zwei grundlegende Zugénge. Der eine Zugang beschreibt, dass die
Reformation weltweite Bedeutung hat. ,Die Reformation ist eine Weltbirgerin gewor-
den.” So hat es der Generalsekretar des Lutherischen Weltbundes, Pfarrer Martin
Junge, gesagt. Mit diesem Zugang lasst sich beschreiben, dass die zentrale refor-
matorische Einsicht von der Gnade Gottes nicht nur Wittenberg, nicht nur Deutsch-
land, sondern zunachst Europa und dartber hinaus weltweit christliche Gemeinden
und Kirchen auf unterschiedliche Weise gepragt hat. Zurzeit sind es etwa 400 Millio-
nen Menschen, die Wurzeln ihrer Glaubensgemeinschaften in der Reformation
sehen. Weltburgerin ist die Reformation aber nicht nur dadurch, dass sich Menschen
in ihrem Glauben unmittelbar mit der Reformation verbunden wissen. Es lasst sich
auch beschreiben, dass zentrale Anliegen der Reformation die Entwicklung politi-
scher Werte und Strukturen mitgepragt haben und auch pragend fir andere Konfes-
sionen und Religionen wurden. So hat die mit dem allgemeinen Priestertum aller
Glaubenden verbundene Forderung, alle Menschen zu befahigen, die Bibel lesen zu
kénnen, um selbst urteilen zu kénnen, zweifellos einen enormen Bildungsschub her-
vorgerufen. Sie hat zudem die religiose Buchkultur verandert.

Das Thema hat einen zweiten Zugang, der sich — ganz im reformatorischen Sinn —
an der universalen Dimension der biblischen Botschaft orientiert. Insbesondere
diesen Zugang habe ich fur diesen Bericht gewéahlt. Das kommt auch in der Wahl des
biblischen Leitwortes zum Ausdruck: ,Die Erde ist des HERRN und was darinnen ist,
der Erdkreis und die darauf wohnen.” (Psalm 24,1) Hier wird gesagt, dass Gott, an
den wir glauben, Gott dieser einen Welt ist. Diese eine Welt ist Geschenk aus Gottes
Hand. Und sie ist und bleibt in Gottes Hand — in all ihrer Schénheit und mit all ihren
Schrecken, als belebte und unbelebte Natur, mit all ihren Geschopfen, mit allen
Menschen — mit ihren Begabungen und Féahigkeiten und in all ihrer Erlésungsbeduirf-
tigkeit. Der Psalm ist bewusst gegen menschlichen Herrschaftsanspruch gesetzt.
Nicht Menschen sind Herrscher Uber diese eine Welt, sondern Gott. Den Menschen
ist diese Welt anvertraut als ein ,Lebenshaus* (Erich Zenger).! Was das bedeutet,
hat Papst Franziskus in seiner jungsten Enzyklika ,Laudato si™* beschrieben. Sie
tragt den Untertitel ,Uber die Sorge fiir das gemeinsame Haus"“. Die Enzyklika setzt
bei den 6kologischen Fragen an und vertieft diese als Fragen des Zusammenlebens
in einem umfassenden Sinn. Sehr eindriicklich hat diese globale Perspektive bereits
Martin Luther King in seiner Rede zur Verleihung des Nobelpreises 1964 beschrie-
ben. Er hat gesagt: ,Dies ist das gewaltige neue Problem der Menschheit. Wir haben
ein stattliches Haus geerbt, ein gro3es "Welthaus’, in dem wir zusammen leben
mussen — Schwarze und WeilRe, Menschen aus dem Osten und dem Westen,
Heiden und Juden, Katholiken und Protestanten, Moslems und Hindus, eine Familie,
die in ihren Ideen, ihrer Kultur und ihren Interessen tibermaf3ig verschieden ist und

! Erich Zenger, Psalmen. Auslegungen, Bd. 3, Freiburg u.a. 2003, S. 95.
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die — weil wir nie mehr ohne einander leben kdnnen — irgendwie lernen muss, in
dieser groRen Welt miteinander zu leben.“?

Mit Recht kann jetzt nachgefragt werden: Aber diese globale Dimension hatten doch
die Reformatoren noch nicht im Blick? War es nicht viel mehr so, dass im Grunde
genommen in der Reformationszeit sehr klein gedacht wurde? Auf das jeweilige
Gemeinwesen hin? Selbst die Nationalstaaten gab es noch nicht. Und wie stark
waren die Abgrenzungen etwa gegeniber den Juden und den Muslimen — bis hin zu
fir uns heute unertraglichen AuBerungen. Verbietet es sich nicht von daher, einfach
den Bogen von der Reformation zu der globalen Verantwortung fur die eine Welt zu
schlagen? Es ist zweifellos wichtig, sich diesen Abstand auch bewusst zu machen. In
der Tat wurde in der Reformationszeit die befreiende Botschaft des Evangeliums
nicht mit der globalen Verantwortung, wie sie uns heute bewusst ist, in Verbindung
gebracht. Was allerdings gesehen wurde und auch gedanklich neu erschlossen
wurde, war dies: Der Zuspruch der Gnade Gottes — unabh&ngig von menschlicher
Leistung — befreit und starkt Menschen von innen heraus, fihrt aber nicht einfach in
die Pflege der Innerlichkeit. Martin Luther hat in seiner Schrift ,Von der Freiheit eines
Christenmenschen” genau dies beschrieben. Die aus dem Evangelium gewonnene
Freiheit befreit dazu, in dieser Welt und fur diese Welt Verantwortung zu Uberneh-
men. Diese Freiheit dient gerade nicht dazu, alles mit dem Ziel zu tun, das eigene
Leben und die eigene lIdentitat abzusichern. Sie 0ffnet daflr, das eigene Leben
immer im Zusammenhang mit dem Wohl der anderen Menschen zu sehen. Wenn wir
dieser Spur folgen und fragen, was das fur uns heute bedeutet, dann kdnnen wir dies
nur in globaler Perspektive, namlich in der Perspektive der einen Welt tun.

Diese Perspektive der einen Welt hat noch eine weitere Begriindung, und zwar im
Kirchenverstandnis. Es ging den Reformatoren nicht darum, eine neue Kirche zu
grianden. Ziel war es, die eine, heilige, katholische und apostolische Kirche zu refor-
mieren. Katholisch im urspriinglichen Wortsinn heif3t ,universal”. Der Anspruch, dass
die Kirche Jesu Christi — jenseits konfessioneller Spaltungen — weltweit eine Kirche
ist, wurde nie aufgegeben. Deshalb kann eine einzelne Kirche in ihrer organisatori-
schen Gestalt und natirlich auch in ihren einzelnen Gemeinden sich nur als Tell
dieser einen, weltweiten Kirche Jesu Christi sehen. Der Grundartikel unserer Kirche
beginnt daher mit den Worten: ,Die Evangelische Kirche in Hessen und Nassau steht
in der Einheit der einen allgemeinen und apostolischen Kirche Jesu Christi, die tGber-
all dort ist, wo das Wort Gottes lauter verkindigt und die Sakramente recht verwaltet
werden.” Und es heil3t deshalb weiter in Artikel zwei — gewissermal3en als Konkretion
dieser Grundbestimmung: ,Sie férdert die Gemeinschaft der evangelischen Christen-
heit in Deutschland und wirkt an der Einheit der Christenheit in aller Welt mit.”

Wie wir dies als EKHN tun, mdchte ich im diesjahrigen Bericht in den Blick nehmen.
Der Bericht hat drei Abschnitte:
1. Gelebte Verbundenheit

2. Globale Verantwortung
3. Lokale Herausforderungen

2 Zitiert nach: Reformation und die Eine Welt. Das Magazin zum Themenjahr, Hg. Kirchenamt der
EKD, Hannover 2015, S. 90.
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1. Gelebte Verbundenheit
1.1 Organisatorische Verbindungen

Die Evangelische Kirche in Hessen und Nassau ist eng verbunden mit der weltweiten
Christenheit. Unsere 6kumenische Verbundenheit bildet sich zunachst ab in der Ver-
bindung mit den anderen Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in Deutschland.
Zugleich gehort die EKHN als unierte Kirche auch zur Union Evangelischer Kirchen.

Wir sind Mitglied in der Gemeinschaft Evangelischer Kirchen in Europa (GEKE).
Diese hat ihre Geschaftsstelle in Wien und ist angesichts ihrer Bedeutung organisa-
torisch sehr schmal aufgestellt. Zurzeit unterstiitzen wir die Arbeit der GEKE unter
anderem dadurch, dass dort ein Pfarrer der EKHN, Dr. Mario Fischer, tatig ist. Zur
GEKE gehoren fast alle lutherischen, reformierten, unierten und methodistischen
Kirchen Europas — insgesamt sind es 105 Kirchen.

Erwadhnenswert ist mit dem europaischen Blick auRerdem, dass die EKHN Uber die
EKD zur Konferenz Europaischer Kirchen (KEK) gehort, zu der neben evangelischen
Kirchen auch die orthodoxen, anglikanischen und altkatholischen Kirchen Europas
gehoren. Die romisch-katholische Kirche gehort nicht zur KEK, arbeitet aber tiber den
Rat der Européaischen (katholischen) Bischofskonferenzen mit der KEK zusammen.
In der KEK ist fur uns die Arbeit der Churches” Commission for Migrants besonders
bedeutsam, zu der wir einen engen Kontakt in Flichtlings- und Migrationsfragen
pflegen — nicht zuletzt deshalb, weil Doris Peschke seit vielen Jahren die Generalsek-
retarin dieser Kommission ist. Sie ist die ehemalige Beauftragte fir den kirchlichen
Entwicklungsdienst der EKHN.?

Fur die 0kumenische Zusammenarbeit in Deutschland und Europa stellt die Charta
Oecumenica seit ihrer Unterzeichnung vor nunmehr 15 Jahren einen Grundlagentext
dar. Sie ist zugleich eine 6kumenische Agenda fir die Zusammenarbeit der Kirchen
in und fur Europa — was sich angesichts der neueren politischer Entwicklungen als
notwendiger denn je erweist.

Selbstverstandlich gehort die EKHN Uber die EKD zur Gemeinschaft der Kirchen, die
im Okumenischen Rat der Kirchen (ORK) weltweit verbunden sind. Wir sind zudem
Mitglied in zwei Missionswerken — der Evangelischen Mission in Solidaritat (EMS) mit
Sitz in Stuttgart und der Vereinten Evangelischen Mission (VEM) in Wuppertal. Beide
haben sich auch auf Initiative der EKHN in den letzten Jahren grundlegend verandert
und zu internationalen Gemeinschaften entwickelt. Damit wurde die Unterscheidung
in Mitgliedskirchen und Partnerkirchen zugunsten einer Gleichberechtigung aller Mit-
glieder iberwunden. Unsere 6kumenischen Direktpartnerschaften in Afrika und Asien
sind in diese Missionswerke eingebunden, und sie sind unsere Agenturen flir die
Internationalen Freiwilligendienste.*

1.2 Okumenische Partnerschaften

Eine besondere Weise, die weltweite Verbundenheit zu pflegen, sind die direkten
Okumenischen Partnerschaften. In Europa haben wir Partnerschaftsbeziehungen zur
Evangelischen Kirche der Bohmischen Briider in Tschechien, zum Polnischen Oku-
menischen Rat, zur Evangelisch-Augsburgischen Kirche sowie zur Evangelisch-
Reformierten Kirche in Polen und zur Waldenser-Kirche in Italien. In Afrika haben wir

% Erwahnenswert ist in diesem Zusammenhang auch die Initiative der KEK, die sich mit den globalen
Fragen der Umweltethik beschéftigt: das European Christian Environmental Network.
* Zum gesamten Abschnitt s. auch: Okumene im 21. Jahrhundert. Bedingungen — theologische
Grundlegungen — Perspektiven, Hg. Kirchenamt der EKD, EKD Texte 124, Hannover 2015.

3



Partnerschaftsbeziehungen zur Presbyterian Church in Ghana, zur Moravian Church
in Sudafrika und zur Nordwest-Di6zese und zur Karagwe-Diozese der Evangelical
Lutheran Church sowie zur Moravian Church in Tansania. Die Asien-Partnerschaften
der EKHN sind vielfaltig. In Indien bestehen Beziehungen zu den Di6zesen Amritsar,
Krishna-Godavari und East-Kerala, in Indonesien zur Christlich-Evangelischen Kirche
in der Minahasa (GMIM) und zur Protestantisch-Christlichen Simalungun Batak
Kirche (GKPS) auf Sumatra, in Sudkorea zur Presbyterianischen Kirche in der
Republik Korea (PROK). Die juingste unserer Partnerschaftsbeziehungen ist die Be-
ziehung zur New York Conference der United Church of Christ in den Vereinigten
Staaten von Amerika.

Das Spektrum ist grof3. Zu unseren Partnerkirchen gehoéren Kirchen, die ihre Wurzeln
in reformatorischen Bewegungen vor Luther haben: die Waldenser und die Kirche
der Béhmischen Bruder. Sie machen Ubrigens zu Recht darauf aufmerksam, dass es
besser ist im Blick auf ihre Urspringe von ,Frihreformation” und nicht von ,Vorrefor-
mation” zu sprechen. Andere unserer Partnerkirchen entstammen der Missionsge-
schichte. Die United Church of Christ (UCC) wiederum hat eine ganz eigene
Geschichte aus dem Bestreben heraus, innerprotestantische, konfessionelle Diffe-
renzen zu tberwinden.

Wir legen grol3en Wert darauf, dass die Partnerschaftsbeziehungen verlasslich und
kontinuierlich gepflegt werden. Deshalb gibt es Vereinbarungen. Die Partnerschaften
werden kirchenleitend, auf Propstei- und Dekanatsebene und auch durch das Enga-
gement vieler Gemeinden mit Leben erfillt. Die gegenseitigen Besuche sind das
zentrale Element der Partnerschaften. Es geht bei diesen Besuchen darum, das
kirchliche Leben im jeweiligen gesellschaftlichen und kulturellen Zusammenhang
wahrzunehmen. Das erweitert den eigenen Horizont und erméglicht auch gemein-
same geistliche Erfahrungen. Dabei stehen in den letzten Jahren immer deutlicher
Gesprache um inhaltliche theologische Fragen und gemeinsame, globale Herausfor-
derungen im Zentrum der Begegnungen.

Ein paar aktuelle Beispiele will ich in Schlaglichtern nennen.

Im vergangenen Jahr war Bischof Jerzy Samiec von der Evangelisch-Augsburgi-
schen Kirche in Polen mit einer Delegation bei uns zu Gast. Ein Thema war von
besonderem Interesse: die Ordination von Frauen. Hier wurden bewusst unsere
Erfahrungen und unsere Beratung angefragt. Vor wenigen Monaten hat die Synode
Uber die Einfihrung der Frauenordination abgestimmt. Es gab eine Mehrheit dafur,
aber leider — wie Bischof Samiec dann selbst in einem Brief schrieb — nicht die erfor-
derliche Zweidrittelmehrheit.

Bei einem Besuch der UCC im vergangenen Herbst haben wir intensive Gespréche
Uber unser Engagement in der Flichtlingsfrage gefihrt — unter anderem mit dem
neuen Kirchenprasidenten der UCC, Dr. John Dorhauer. Unsere Partner begleiten
unser Engagement nicht nur mit gro3em Interesse und mit ihren Gebeten, sondern
auch mit politischen Forderungen an die eigene Regierung. Sie winschen sich
deutlich mehr Engagement im eigenen Land und sehen Abschottungstendenzen und
fremdenfeindliche Stimmungen mit groRen Sorgen. Ein weiteres Thema in unseren
Gesprachen war die Frage, wie wir uns als EKHN zur Siedlungspolitik Israels ver-
halten. Die UCC hat in einer Resolution dazu aufgefordert, nicht in Firmen zu inves-
tieren, die aus der Besetzung pal&stinensischer Gebiete Profit schlagen und auch
Uber einen Boykott von Waren nachzudenken, die in den vélkerrechtlich illegal
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errichteten Siedlungen hergestellt werden. Dabei hat die UCC, wie auch in den
Gesprachen betont wurde, keinesfalls das Existenzrecht Israels bestritten. Wir haben
unsererseits dargestellt, dass das uneingeschrankte Ja zum Staat Israel auch fur uns
die Grundlage unserer Position darstellt. Au3erdem halten wir nach wie vor eine
Zweistaatenldsung fur erstrebenswert und sehen deshalb auch die derzeitige Sied-
lungspolitik Israels kritisch, weil sie eine Zweistaatenldsung immer unwahrscheinli-
cher werden lasst. Wir sind allerdings aufgrund unserer besonderen deutschen
Geschichte kritisch gegeniiber Boykottaufrufen. Auch schéatzen wir die Gefahr anti-
semitischer Funktionalisierung in Deutschland als besonders grol3 ein. Unser Weg ist
es, praktische Hilfe vor Ort — auch in den Palastinensergebieten — zu leisten und
Projekte zu untersttitzen, die auf Dialog und Vers6hnung setzen.

Im Kontakt mit unseren Partnern sehen wir sehr deutlich, wie wichtig es ist, das reli-
gibse Miteinander gut zu gestalten. Eine unserer Partnerdiézesen in Indien ist die
Diozese Amritsar im Norden Indiens, zu der auch die Region Kaschmir gehdort. Dort
kommt es — in der Regel durch radikalisierte Sikhs, Hindus oder Muslime — immer
wieder zu Konflikten. Gerichte tber eine Koranverbrennung in den USA hatten im
Sommer 2010 dazu gefihrt, dass eine aufgebrachte Menge — wohl Gberwiegend
Muslime — mehrere Offentliche Gebaude in Brand steckten. Darunter war auch eine
Schule, die von der Dibzese Amritsar betrieben wird — eine Schule, in der Ubrigens
Uberwiegend muslimische Schulerinnen und Schuler unterrichtet werden. Wir sind
sehr froh, dass es gelungen ist, diese Schule wieder aufzubauen. Als EKHN haben
wir dazu Unterstiitzung geleistet.> Wir freuen uns aber auch sehr, dass auf unsere
Anfrage hin auch Unterstlitzung von Muslimen in Deutschland kam. Die Ahmadiyya-
Gemeinde Hessen und eine Moscheegemeinde der DITIP (Turkisch-islamische
Union der Anstalt flr Religion) in der Wetterau haben Betrage gespendet. Wichtig
erscheint mir besonders — und darauf weisen unsere Partner auch immer hin —, dass
interreligiose Sensibilitat eine Grundvoraussetzung ist fur einen guten und friedlichen
Umgang miteinander. Gerlchte, bewusste Provokationen, pauschale Verdachtigun-
gen sind gefahrlich.

Ich nutze diesen Punkt, um auf ein Thema einzugehen, dass in den letzten Wochen
und Monaten sehr oft — auch als Vorwurf gegen die Kirchen — debattiert wurde.
Immer wieder wird gesagt, wir wirden die Verfolgung von Christinnen und Christen
weltweit nicht beachten. Es wird auch gesagt, wir wiirden ignorieren, dass es eine
geradezu systematische Drangsalierung von Christinnen und Christen in Flichtlings-
einrichtungen in Deutschland durch Muslime gebe. Zum einen mdochte ich sagen: Wir
ignorieren nicht, wenn Christinnen und Christen um ihres Glaubens willen bedroht
und verfolgt werden. Wo wir von konkreten Situationen erfahren, auf die wir Einfluss
nehmen koénnen, setzen wir uns entsprechend ein — auch mit Bitten an Regierungen,
hier tatig zu werden. Das Gleiche gilt fur die Situation in Fluchtlingsunterkiinften. Hier
sollen Menschen sicher sein. Natirlich gibt es Auseinandersetzungen und Konflikte
in Flichtlingsunterkinften. Uns liegen allerdings — und das gilt auch fir die zustandi-
gen staatlichen Stellen, bei denen wir nachgefragt haben — keine gesicherten
Erkenntnisse vor, dass wir flachendeckend von einer besonderen Bedrohung von
Christen ausgehen mussen. Noch einmal: Kein Fall, von wie auch immer gearteter
Bedrohung, darf ignoriert werden. Zugleich diurfen aber konkrete Einzelfalle auch
nicht politisch instrumentalisiert werden. Es ist immer mitzudenken, dass emotionali-
sierte Debatten, die Gruppen auf generalisierende Weise gegeneinander stellen,
Menschen in Gefahr bringen kénnen.

® Naheres hierzu im schriftlichen Bericht der Kirchenleitung.
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In der Tat sind es gerade die sehr konkreten Kontakte, die Besuche, die Gesprache,
die Erfahrungen in unseren Partnerschaftsbegegnungen, die hier einiges zurechtri-
cken kdnnen. So haben Pfarrerinnen und Pfarrer, die im Rahmen eines Pastoralkol-
legs mit Propstin Annegret Puttkammer im vergangenen Herbst in Tansania waren,
auch Uber interessante Diskussionen zum Fluchtlingsthema mit Menschen in unse-
ren Partnerkirchen berichtet. Mindestens als erstaunlich, manchmal aber auch als
verletzend, nimmt man dort Diskussionsbeitrdage in Europa wahr, die davon reden,
ein ganzer Kontinent stiinde bereit, um nach Europa zu kommen.

Diese Schlaglichter verdeutlichen, wie wir an den gleichen Fragen aus unterschiedli-
chen Perspektiven arbeiten. Viele dieser Begegnungen werden von denen, die sie
erleben, auch personlich als ausgesprochen bereichernd beschrieben. Die Debatten
konfrontieren alle Beteiligten damit, dass sie eigene Positionen befragen und
manchmal auch infrage stellen missen. Es ware unredlich zu verschweigen, dass
die unterschiedliche Beurteilung der Homosexualitdt nach wie vor ein schwieriges
Thema ist. Das gilt insbesondere fur unsere Partnerkirchen in Afrika und Asien, aber
auch in Polen und Tschechien. Aber gerade das unterstreicht auch, wie wichtig das
theologische Gesprach in den Begegnungen ist. Wir sind jetzt in einer Phase der
Partnerschaften, in der uns das deutlich vor Augen steht.

An dieser Stelle méchte ich auch tber einen Kontakt berichten, der nicht in unseren
direkten 6kumenischen Partnerschaftsbeziehungen begrindet ist, sondern der sich
aus einer aktuellen Situation heraus ergeben hat. Den Moderator des Reformierten
Bundes in Deutschland, Pfarrer Martin Engels, hatte eine Besuchsanfrage der refor-
mierten evangelischen Kirche Griechenlands erreicht. Zu dieser Kirche gehdren dort
landesweit etwa 5.000 bis 6.000 Mitglieder. Er lud mich ein mitzukommen. Daraufhin
haben wir gemeinsam mit dem Prases der rheinischen Kirche, Manfred Rekowski,
unserem Flichtlingsbeauftragten Andreas Lipsch und Doris Peschke das Flucht-
lingslager in ldomeni besucht. Wir haben gesehen, mit welch gro3em Einsatz sich
die Griechisch - Evangelische Kirche mit ihren Ehrenamtlichen zu diesem Zeitpunkt
in der Fluchtlingshilfe, insbesondere in Idomeni engagierte. Gemeinsam mit anderen
Hilfsorganisationen sorgten sie unter anderem fur eine regelmalige Essensausgabe
fur die mehr als 10.000 Menschen in dem ansonsten unorganisierten Lager in
Idomeni. Die Situation war sehr bedrtckend. Allen ist klar, dass Griechenland tber-
fordert ist. Auch die Rd&umung des Lagers und der Transfer in andere Lager garan-
tiert noch nicht, dass die Fluchtlinge Asylantrage stellen kdnnen. Was nach wie vor
notig ist, ist eine konzertierte europaische Aktion, die Registrierung, Verteilung und
menschenwirdige Aufnahme sicherstellt. Die derzeitige Situation der Flichtlinge in
Griechenland ist Europas nicht wirdig. Was die ehrenamtlichen Helferinnen und
Helfer leisten, ist bewundernswert. Wir unterstiitzen sie gemeinsam mit der rheini-
schen und anderen Kirchen — auch in Kooperation mit der Diakonie-Katastrophen-
hilfe. Unsere Gesprachspartner haben gesagt: ,Wir sind selbst in einer schwierigen
Situation. Wir haben eine Finanzkrise und eine Flichtlingskrise. Aber wir wollen
helfen — wir sind doch Christen.”

1.3 Auslandspfarrstellen

In diesem Bericht versuche ich, einen Uberblick (iber die Verbindungen der EKHN in
der weltweiten Christenheit zu geben. Zu diesen Verbindungen gehért auch, dass
Pfarrerinnen und Pfarrer der EKHN sich auf sogenannte Auslandspfarrstellen der
EKD bewerben konnen. Auch fir Vikarinnen und Vikare sind Spezialvikariate im
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Ausland moglich. Die Auslandspfarrstellen sind Stellen in den jeweiligen deutsch-
sprachigen Auslandsgemeinden. Zurzeit sind Pfarrerinnen und Pfarrer aus der EKHN
in Athiopien, Chile, China, Israel, Singapur, Irland, Italien, den Niederlanden, der
Schweiz, Schweden und im Osten von Jerusalem téatig. Ein Dienstauftrag far
Pfarrerinnen und Pfarrer auf einer Auslandspfarrstelle wird in der Regel fir sechs
Jahre erteilt und kann dann noch einmal um drei Jahre verlangert werden.

1.4 Migrationsgemeinden

Wenn wir uns die weltweiten Verbindungen der EKHN vor Augen fiihren, dann geht
es nicht nur darum, den Blick von Deutschland aus in die Welt zu richten. Es gehort
auch dazu, dass wir in diesem Zusammenhang sehen, dass Menschen aus aller Welt
nach Deutschland kommen. Deutschland ist ein Einwanderungsland. Und das schon
seit vielen Jahren. Dies bedeutet auch: Die Reformation kehrt zuriick und bringt
Neues mit. Denn viele der Menschen, die nach Deutschland gekommen sind und
nach Deutschland kommen, sind Christinnen und Christen. Etliche davon gehéren
Kirchen an, die von der Reformation gepragt sind, die sich dann aber auch in ihrem
jeweiligen gesellschaftlichen und kulturellen Kontext eigenstandig entwickelt haben.
Der Hessische Integrationskompass aus dem Jahr 2013 weist aus, dass 50 Prozent
der Menschen mit Migrationshintergrund in Hessen Christinnen und Christen sind —
29 Prozent Katholiken, 21 Prozent Protestanten.® Das mag sich durch die Zuwande-
rung in den letzten beiden Jahren etwas verandert haben. Uber die Religionszugeho-
rigkeit der Fliichtlinge aus dieser Zeit liegen uns keine Zahlen vor.

Grundsatzlich stellt sich die Frage: Wie offen sind wir in unseren Gemeinden und in
anderen Bereichen unserer Kirche fur die Menschen, die zu uns kommen? Es wird
Menschen geben, die den Weg in die Ortsgemeinden suchen. Hier und da wird es
aber vielleicht auch das Bedurfnis geben, Gemeinden in der eigenen Tradition zu
bilden. Wir sind dabei, uns fur diese Gemeinden zu 6ffnen. In der EKHN gibt es
bereits zwei solcher Migrationsgemeinden, die im Fachjargon ,Gemeinden anderer
Sprache und Herkunft* heiRen. Das sind die Koreanische Gemeinde Rhein-Main und
die Indonesische Kristusgemeinde. Sie sind eigenstidndige Gemeinden der EKHN.
Bei der Bildung solcher Gemeinden sind immer auch theologische und rechtliche
Fragen zu klaren. Wir kénnen hier mittlerweile an gute Erfahrungen anknipfen,
brauchen aber gentgend Offenheit, um den gegenwartigen und zukinftigen Her-
ausforderungen gerecht zu werden. Es ist hilfreich, sich bewusst zu machen, dass
Organisationsformen einerseits dazu dienen, ein solidarisches Gesamtgeflige zu
gestalten, andererseits aber auch offen genug sein sollen, um individuelle Gestaltung
zu ermoglichen. Dass in unserer Kirche dafur Platz ist, hat Gbrigens eine lange Tradi-
tion. Denken Sie etwa an die franzosisch-reformierten Gemeinden, die ihrer Herkunft
nach natdrlich Migrationsgemeinden sind. Von solchen Gemeinden sind immer wert-
volle Impulse fur unsere Kirche ausgegangen. Zugleich begegnen sich hier unter-
schiedliche gemeindliche Sozialgestalten — und wir werden der Tatsache ansichtig,
dass unser parochiales System zwar eine wichtige und verbreitete, aber in weltweiter
Perspektive weder die einzige noch die dominierende Form christlicher Gemeinde ist.
Das kann anregend fiir die eigene Praxis sein.’

® 20% Muslime, 16 % konfessionslos, 4 % andere Religion, 3 % sonstige Religionsgemeinschaft, 7 %
keine Angabe. Quelle: Hessisches Ministerium der Justiz, fir Integration und Europa (Hg.), ,Wie hast
du’s mit der Religion?". Eine reprasentative Umfrage zu Religionszugehdrigkeit und Religiositat in
Hessen 2013, S. 26/27.
" Zu diesem Abschnitt s. auch: Gemeinsam evangelisch! Erfahrungen, theologische Orientierungen,
Hg. Kirchenamt der EKD, EKD Text 119, Hannover 2014.
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Zum Okumenischen Uberblick gehort selbstverstandlich auch der Blick auf den
derzeitigen Stand der Beziehungen zur rémisch-katholischen Kirche. Nach einem
erweiterten Okumene-Verstandnis gehort auch die Betrachtung der Beziehungen
zum Judentum und zum Islam hinzu. Ich habe im Bericht vor drei Jahren dazu eine
grundsatzliche Einordnung versucht. Deshalb hier lediglich Bemerkungen zu aktuel-
len Entwicklungen.

1.5 Okumene mit der romisch-katholischen Kirche

Fur viele unserer Gemeinden sind gute 6kumenische Beziehungen zur rémisch-
katholischen Kirche auf3erordentlich wichtig. Wir kdnnen sehr dankbar sein, dass
vielerorts ein gutes 6kumenisches Miteinander gelebt wird. Auf der Ebene der Bezie-
hungen zwischen der EKD und der Deutschen Bischofskonferenz sind die Weichen
dafur gestellt, dass das Gedenken an die Reformation 2017 nicht nur 6kumenisch
vertraglich gestaltet wird, sondern dass es auch Okumenische Impulse entfalten
kann. Am Samstag vor dem Sonntag Reminiscere wird es einen dkumenischen
Gottesdienst geben, in dem vergangenes Unrecht in der langen Geschichte konfes-
sioneller Auseinandersetzungen vor Gott gebracht und gemeinsam um Vergebung
und Versdhnung gebeten wird. Der dafiir zusammen erarbeitete Gottesdienst kann
Ubernommen und regional angepasst 6kumenisch gefeiert werden. Darliber hinaus
ist vorgeschlagen, zum Reformationsjubilaum Okumenische Gottesdienste als
gemeinsames ,Christusfest” zu feiern. An einigen Orten wird es auch 6kumenische
Gottesdienste am Reformationstag selbst geben.®

Als EKHN sehen wir gespannt den Besetzungen der derzeit vakanten Bischofsstihle
in Limburg und Mainz entgegen. Die Verabschiedung von Karl Kardinal Lehmann am
Pfingstmontag in Mainz war eine gute Gelegenheit, ihm fur sein Wirken als Bischof
von Mainz und als langjahriger Vorsitzender der Deutschen Bischofskonferenz zu
danken. Wie kein anderer hat er die Okumene in Deutschland im vergangenen
halben Jahrhundert gepragt. Er hat immer wieder darauf hingewiesen, dass Oku-
mene viel Geduld braucht, dass aber auch eine ganze Menge erreicht wurde. Das ist
sicher richtig und es ist nicht zuletzt auch seinem Engagement zu verdanken.
Kardinal Lehmann hat in den letzten Wochen seiner Amtszeit deutlich gemacht, wie
sehr er den Kurs schatzt, den Papst Franziskus eingeschlagen hat. In der Tat zeigt
das nachsynodale Rundschreiben ,Amoris Laetitia — Uber die Liebe in der Familie*
einen Papst, der die seelsorgerliche Orientierung an den Fragen und No6ten der
Menschen Uber einen wirklichkeitsentleerten Dogmatismus stellt. Wer Kardinal
Lehmann kennt, weil3, dass dies auch immer das war, was er vertreten hat. Aus
protestantischer Sicht durfen wir sehr gespannt sein, wie nun die FreirAume, die der
Papst getffnet hat, gestaltet werden. Es bleibt abzuwarten, wie der innerkatholische
Diskurs verlauft und ob und wie eine dogmatische Neuorientierung etwa in der Frage
der wiederverheirateten Geschiedenen oder auch der Beurteilung von Homosexua-
litat aus der seelsorgerlichen Orientierung heraus angestof3en werden kann.

Ich wiinsche mir sehr, dass die Bischofsstuhle in Limburg und Mainz mit Bischofen
besetzt werden, denen die Okumene ein Herzensanliegen ist. Am 22. September
2017 wird — aus Anlass des Reformationsjahres 2017 — im Dom St. Bartholomaus zu
Frankfurt eine 6kumenische Vesper stattfinden, mit der EKHN, den Bistimern Mainz
und Limburg sowie der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen Hessen-Rhein-
hessen als Beteiligten. Im Blick auf den Kirchentag 2021 in Frankfurt haben wir die

® Seit einigen Jahren ist es tiblich, zum Schopfungstag einen okumenischen Gottesdienst zu feiern —

wo mdoglich auch gemeinsam mit orthodoxen Christinnen und Christen. Dieser Schépfungstag wird

gemeinsam mit der ACK Deutschland und dem Bistum Mainz am 2. September in Bingen stattfinden.
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Hoffnung noch nicht aufgegeben, dass es ein okumenischer Kirchentag wird. Es
ware ein Signal fur eine starke Okumene und einen lebendigen christlichen Glauben,
der weit in die Gesellschaft hinein strahlen kdnnte.

1.6 Beziehungen zum Judentum

Es ist sehr schon, dass die letzte EKD-Synode eine deutlich distanzierende Erkla-
rung zu Luthers AuRerungen Uber die Juden abgegeben hat. Die Anregung hierzu
kam unter anderem aus der EKHN. Die in unserer Synode verabschiedete Erklarung
floss in die Beratungen mit ein. Vor der EKD-Synode hat der Vorsitzende des Zent-
ralrates der Juden, Josef Schuster, einerseits die Distanzierung von Luthers Antise-
mitismus begrif3t, andererseits aber auch ,eine ebenso deutliche Distanzierung von
der Judenmission“ vermisst. Diese Frage soll auf EKD-Ebene weiter behandelt
werden. Fur die EKHN kann gesagt werden, dass es hierzu auch keine explizite Er-
klarung gibt. Die Anderung des Grundartikels wurde aber und wird von uns so
verstanden, dass sie eine Absage an die Judenmission einschliel3t. Es ist aber sicher
gut, dies noch einmal mitzubedenken, wenn wir in diesem Jahr das 25-jahrige
Jubilaum der Grundartikel-Anderung begehen.

Dankbar bin ich, dass vor wenigen Wochen erstmals ein offizielles Gesprach mit
Vertretern des Landesverbandes der judischen Gemeinden in Hessen stattgefunden
hat. Hier wurde verabredet, sich nach Moglichkeit jahrlich zu treffen. Inhaltlich wurde
zum einen Uber die Sorgen in den judischen Gemeinden geredet, dass mit manchen
Flichtlingen auch neuer Antisemitismus nach Deutschland kommen kdnnte. Wir
haben unsererseits betont, dass wir jeder Form von Antisemitismus strikt entgegen-
treten werden. Zum anderen wurde uUber eine bemerkenswerte Erklarung orthodoxer
Rabbiner aus dem vergangenen Jahr diskutiert, in der diese eine in dieser Form
bisher einmalige Willensbekundung zur partnerschaftlichen Zusammenarbeit von
Juden und Christen formulierten.® Einig waren wir uns in der Einschatzung, dass
man nun zunadchst einmal gespannt sein darf, wie die Erklarung, die ein Votum einer
bestimmten Gruppe ist, weiter rezipiert wird.

Wir werden klaren, ob und — wenn ja — wie ahnliche Kontakte mit dem Landesver-
band der judischen Gemeinden in Rheinland-Pfalz méglich sind.

1.7 Kontakte zu muslimischen Verbanden

Eine Erweiterung der Gesprachskontakte zu muslimischen Verbanden gab es im
vergangenen Jahr. Gemeinsam mit dem Bischof der Evangelischen Kirche von
Kurhessen-Waldeck, Martin Hein, fand ein Gesprach mit Vertretern der Ahmadiyya-
Gemeinde und den Aleviten statt. Auf der Arbeitsebene gibt es gute Kontakte zu den
Vertretern der DITIB (Turkisch-islamische Union der Anstalt fir Religion), zur VIKZ
(Verband islamischer Kulturzentren) und zur IRH (Islamische Religionsgemeinschaft
Hessen). Wie der Dialog mit diesen drei Organisationen kuinftig auch auf der
Leitungsebene weitergefiihrt werden kann, wird gegenwartig konzeptionell gepriift.*

°"To Do the Will of Our Father in Heaven: Toward a Partnership between Jews and Christians”,
http://cjcuc.com/site/2015/12/03/orthodox-rabbinic-statement-on-christianity (zuletzt abgerufen
31.05.16).
19 Neun Religionsgemeinschaften — darunter auch muslimische Verbande — haben im letzten Jahr
eine gemeinsame Erklarung zu Naturschutz und Biodiversitat unterzeichnet — ein hoffnungsvolles
Aufeinander zugehen.
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2. Globale Verantwortung

Insbesondere die Fluchtlingskrise hat uns noch einmal vor Augen gefuhrt, dass viele
Fragen, die uns zurzeit beschéaftigen und in Zukunft beschéftigen werden, globale
Fragen sind. Immer wieder wurde gesagt, dass es das Wichtigste sei, Fluchtursa-
chen in den Herkunftslandern zu bekampfen. Das ist zweifellos richtig. Zumal viele
Menschen, die sich auf die Flucht begeben, nichts lieber taten, als in ihrer Heimat zu
bleiben. Die Ursachen der Flucht sind vielfaltig, und auch die Fluchtbewegungen sind
vielfaltig. Von den 60 Millionen Fluchtlingen, die weltweit unterwegs sind, sind 40
Millionen Binnenflichtlinge, das heil3t Fliichtlinge, die vor Krisensituationen im eige-
nen Land an andere Orte im eigenen Land fliehen. Und auch die 20 Millionen, die
ihre Herkunftslander verlassen, fliehen nicht alle nach Europa, wie manchmal in
populistischen Argumentationen behauptet wird.

Was heil3t aber ,Fluchtursachen in den Herkunftslandern bekampfen“? Wir sind kon-
frontiert mit Kriegs- und Krisensituationen, in die von auf3en kaum einzugreifen ist.
Die Vergangenheit hat auch gezeigt, dass militarische Eingriffe keine wirklichen Frie-
denslésungen waren, sondern vielfach die Situationen mittel- und langfristig noch
verscharft haben (zum Beispiel im Irak, in Afghanistan und in Libyen). In einigen
Fallen haben sie auch zur Destabilisierung von Regionen und zu einem Machtva-
kuum gefihrt, die das Erstarken radikaler bzw. terroristischer Gruppen ermdglicht
haben. Zu den Fluchtursachen gehdren nicht funktionierende Staatswesen ebenso
wie Hunger und Armut. Es ist davon auszugehen, dass der Klimawandel diese Situa-
tionen verscharfen wird. Naturlich kann einiges getan werden, um Fluchtursachen zu
bekampfen. Es kdnnen funktionierende Nachbarstaaten in Krisenregionen stabilisiert
werden und vor allen Dingen auch bei der Aufnahme und Versorgung von Schutzsu-
chenden unterstitzt werden. Das alles ist wichtig, es ist aber keine Alternative dazu,
auch in Europa Fluchtlinge aufzunehmen. Im vergangenen Jahr sind rund eine
Million Schutzsuchende nach Deutschland gekommen. Das sind weniger Fluchtlinge
als zum Beispiel in dem kleinen Land Libanon zurzeit leben. Ich bin nach wie vor
Uberzeugt: Europa kann und muss zukinftig mehr Verantwortung bei der
Flichtlingsaufnahme Gbernehmen. Die Erstaufnahmelander etwa am Mittelmeer
mussen dadurch entlastet und stabilisiert werden.

Im Grunde genommen ist es nicht verwunderlich, dass auf diese hochkomplexen
Fragen vielfach mit dem Ruf nach Abschottung und Schutz reagiert wird. Ich sehe die
Tendenzen zu neuen Nationalismen in diesem Zusammenhang. Und ich halte dies
fur geféhrlich, zumal damit die wirklichen Probleme nicht gel6st werden. Wer meint,
auf nationalstaatliche Regression setzen zu kénnen, verweigert sich meines Erach-
tens auch zwei grundlegenden christlich-ethischen Gedanken. Zum einen: Die Ver-
bindung mit Christinnen und Christen in aller Welt als Glieder am Leib Christi fuhrt
dazu zu fragen, wie es anderen Christinnen und Christen weltweit geht. Es gibt
darliber hinaus auch gute theologische Griinde, diese Frage nicht allein auf Christin-
nen und Christen zu beschranken, sondern auf die Verbindung der Menschheits-
familie zu beziehen. Zum anderen: Die Verbindung zu anderen Menschen weltweit
fuhrt auch dazu zu fragen, ob es Ursachen fir die Krisensituationen gibt, an denen
wir eine Mitverantwortung tragen. Dies ist meines Erachtens etwa bei den Folgen des
Klimawandels und unseren Konsumgewohnheiten offensichtlich.

Ein kleines, aber anschauliches Beispiel: Der Uberdurchschnittiche Konsum von
Hahnchenbrust in der Bundesrepublik und Europa fiihrte unter anderem in Ghana
dazu, dass die hochsubventionierten EU-Exporte der verbleibenden Hahnchenteile
den dortigen lokalen Hahnchenmarkt zerstérten. Darauf hat uns unsere Partnerkirche
in Tansania aufmerksam gemacht, und dies hat der Evangelische Entwicklungsdienst
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in einem Dokumentarfilm mit dem griffigen Titel ,Keine Chicken schicken* eindriick-
lich deutlich gemacht.

In den Debatten um die Fluchtlingskrise ist zurzeit immer wieder der Vorwurf an die
Kirchen zu hdren, sie vertraten eine reine Gesinnungsethik. Das heif3t: Sie wirden in
der Flichtlingspolitik die unbegrenzte Aufnahme von Flichtlingen verlangen, ohne
dabei die Folgen fur die jeweilige Aufnahmegesellschaft zu bedenken. N6tig sei eine
Verantwortungsethik, die Begrenzungen einfuhrt, um eine Gesellschaft nicht zu
Uberfordern. An der Argumentation ist richtig, dass humanitare Flichtlingsaufnahme
und Zuwanderung grundsatzlich verantwortlich gestaltet werden muss. Und es ist
auch richtig, dass alles getan werden muss, um Uberforderung bei der Integration
von Fluchtlingen zu vermeiden. Problematisch ist allerdings, wenn der Verantwor-
tungsrahmen auf den jeweiligen Nationalstaat begrenzt wird. In diesem Sinn missen
wir heute das aufnehmen, was Martin Luther schon sehr friih — n&mlich in seiner
ersten Psalmenvorlesung in den Jahren 1513/1515 — so gesagt hat: ,Die ganze Welt
ist vor Gott, so wie der Mensch, eine Einheit“.** Verantwortungsethische Argumenta-
tion hat heute unabweisbar globale Zusammenhange mit in den Blick zu nehmen.

Ich mdchte in diesem Abschnitt an einigen Punkten beschreiben, wie wir in der
EKHN an den Fragen der globalen Verantwortung arbeiten:*?

2.1 Konkrete Hilfe

Die EKHN beteiligt sich mit zwei grof3en Kollekten an der Arbeit von Brot fir die Welt:
an Erntedank und am Heiligen Abend. Dazu wird den Gemeinden Material zur
Verfiigung gestellt, das das Thema der jeweiligen Aktion inhaltlich aufgreift. Das
Thema der aktuellen 57. Aktion lautet: ,Satt ist nicht genug®. Damit macht Brot fur die
Welt deutlich, dass auch Mangelerndhrung Menschen weltweit bedroht und zeigt auf,
was sich dagegen tun lasst. Im vergangenen Jahr sind dazu alleine aus Hessen und
Nassau uber 1,7 Millionen Euro an Spenden zusammengekommen.

In Zusammenarbeit mit der Diakonie Katastrophenhilfe greifen wir gezielt Spenden-
aufrufe auf und stellen Informationsmaterial zur Verfigung. Zusatzlich stehen im
Haushalt der EKHN Mittel fur Soforthilfe zur Verfligung, die in konkreten Fallen an die
Diakonie Katastrophenhilfe tUberwiesen werden. Das ist zuletzt geschehen fur die
Erdbebenopfer in Nepal, wo wir gemeinsam mit der kurhessischen Kirche sofort
50.000 Euro spendeten. Dazu gehort zudem die Unterstlitzung von Flichtlingen in
den Grenzregionen zu Syrien. Immer wieder sind es aber auch ,kleinere* und
regional begrenzte Katastrophen, die nicht in den Medien und auch nicht von der
Diakonie Katastrophenhilfe aufgegriffen werden, wo wir unsere Partnerkirchen vor
Ort finanziell unterstitzen. Das war zum Beispiel im Jahr 2014 bei grof3en
Uberschwemmungen in der Region Srinagar im Kaschmirtal so.

2.2 Entwicklungshilfe — Entwicklungszusammenarbeit — globale
Nachhaltigkeitsziele

Neben der konkreten Hilfe in Katastrophen- und Notsituationen steht das Engage-
ment in der Entwicklungshilfe bzw. der Entwicklungszusammenarbeit. Auch hier
spielt das Evangelische Werk fir Diakonie und Entwicklung, in dem seit 2012 Brot fur

* Martin Luther, Erste Vorlesungen tber die Psalmen (1513/1515), Luther Deutsch. Band 1, Hg. Kurt
Aland, Stuttgart/Goéttingen 1969, S. 47.
'2'3. hierzu auch: Kirche sein in einer globalisierten Welt. Zur Weggemeinschaft in Mission und
Entwicklung, Hg. Kirchenamt der EKD, EKD Text 125, Hannover 2015.
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die Welt und die Diakonie zusammengefasst sind, eine entscheidende Rolle. Grund-
satzlich ist hier allerdings zu beachten: Das Verstandnis von ,Entwicklung’ hat sich
gewandelt. Zunachst Entwicklungshilfe, dann Entwicklungszusammenarbeit. Stets
aber ging es um ,entwickelte’ und ,unterentwickelte’ Lander. Heute sehen wir: Das
Entwicklungsmodell einer allein quantitativ wachstumsorientierten und ressourcenin-
tensiven Industrialisierung funktioniert nicht mehr. Der Ressourcenverbrauch, die
CO2-Emissionen und manches mehr kénnen kein Modell fir andere Lander sein. Wir
brauchen ein neues Leitbild fir eine menschenrechtsbasierte und nachhaltige Ent-
wicklung weltweit. *3

Mit der Agenda 2030 haben sich die Vereinten Nationen im September in New York
auf eine Art Weltzukunftsvertrag geeinigt. Die globalen Nachhaltigkeitsziele
(Sustainable Development Goals) verkntpfen nun im Gegensatz zu den Milleniums-
zielen alle drei Dimensionen nachhaltiger Entwicklung miteinander: die Okonomie,
das Soziale und die Okologie. Sie stellen damit hohe Anforderung nicht nur an die
Entwicklungs- und Schwellenlander, sondern auch an die Industriestaaten. Auch
Deutschland wird in diesem Sinn zu einem Entwicklungsland! Die Dringlichkeit dieser
Perspektive wird im Aktionsplan so beschrieben: ,Wir kbnnen die erste Generation
sein, der es gelingt, Armut zu beseitigen, und gleichzeitig vielleicht die letzte Genera-
tion, die noch die Chance hat, unseren Planeten zu retten.” Diesen grof3en Welt- und
Menschheitsfragen sehen wir uns als Kirche in Zusammenarbeit mit Werken und
Entwicklungsorganisationen auf nationaler und internationaler Ebene verpflichtet. Wir
sind Uberzeugt: Nur wenn dem engen Zusammenhang von Bekampfung des Klima-
wandels und Bekdmpfung von Armut und sozialer Ausgrenzung Rechnung getragen
wird, kann ein Umbau zu einer lebensdienlichen und damit nachhaltigen Wirtschaft
gelingen.

2.3 Klimawandel

Der Klimawandel stellt die Menschheitsfamilie als ganze vor grol3e Herausforderun-
gen. An der Umsetzung der Klimaschutzziele der Weltklimakonferenz und der Nach-
haltigen Entwicklungsziele arbeiten auch wir mit — konkret vor Ort durch die Umset-
zung von Klimaschutzkonzepten und in vielfaltigen Netzwerken: innerkirchlichen wie
der entwicklungspolitischen Klimaplattform der Kirchen und dem 0Okumenischen
Prozess ,Umkehr zum Leben - den Wandel gestalten”, Netzwerken mit Nicht-Regie-
rungsorganisationen, wie der ,Klima-Allianz Deutschland*, die sich mit ihren weit tber
100 Mitgliedern fur eine konsequente Klimapolitik in Deutschland einsetzt, und nicht
zuletzt landespolitischen Arbeitsgruppen in Hessen und Rheinland-Pfalz, die
Nachhaltigkeitskonzepte und Klimaschutzplane erarbeiten und umsetzen. Es ist
geplant und notwendig, dass wir uns in einer der nachsten Synodaltagungen
intensiver mit den Fragen des Klimaschutzes beschaftigen.

Im Zusammenhang des Handelns in globaler Verantwortung ist auch unser
Beschluss zum sogenannten Divestment zu sehen. Darunter wird der schrittweise
Ruckzug aus Investitionen in fossile Energieunternehmen verstanden. Das ist ein
neuer, wichtiger Baustein im Rahmen des Engagements fur Klimaschutz, mit dem die
EKHN eine Vorreiterrolle in der EKD Ubernommen hat. Sie befindet sich damit
gleichzeitig in guter Gesellschaft mit der UCC in den USA, der Church of Sweden
und der Church of England, aber auch mit gro3en Stiftungen wie der Rockefeller

3 3. hierzu EKD Text 122 "... damit sie das Leben und volle Geniige haben sollen". Ein Beitrag zur
Debatte Uiber neue Leitbilder fur eine zukunftsfahige Entwicklung. Eine Studie der Kammer der EKD
fur nachhaltige Entwicklung, Hg. Kirchenamt der EKD, Hannover 2015.
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Brothers Foundation, mehreren Universitaten und Colleges in den USA und in
Deutschland. Die Umsetzung im Sinne eines gestuften Ausstiegskonzepts wird von
einem Dialogansatz begleitet. Mit dem weitgehenden Ausstieg aus fossilen Energie-
tragern ist daher gleichzeitig das Engagement in Anlagen verbunden, die insgesamt
zu einer nachhaltigen Reduzierung des Kohlendioxids beitragen. Der Divestmentbe-
schluss ergéanzt daher sinnvoll die Richtlinien ethischer Geldanlage, denen sich die
EKHN schon lange verpflichtet weil3.

2.4 Kernenergie

In den vergangenen Jahren hat sich die EKHN wiederholt gegen die zivile und milita-
rische Nutzung der Atomenergie ausgesprochen. Die Dreifachkatastrophe in Japan
im Jahr 2011 hat auf tragische Weise deutlich gemacht, wie dringlich ein Ausstieg
aus der Atomenergie ist. In diesem Jahr hatte das Zentrum Oekumene erneut zu
einer internationalen Konferenz Uber die Gefahren der Atomkraft und tber klima-
freundliche Energieerzeugung eingeladen. Leitgedanke dieser Konferenz war die
bewusste Zusammenarbeit mit zivilgesellschaftlichen Gruppen tber den kirchlichen
Rahmen hinaus. Das Thema wurde konsequent international und interdisziplinar
bearbeitet. Auf Grund der vielfaltigen 6kumenischen Beziehungen der EKHN war es
maoglich, eine internationale Perspektive in die Diskussion einzubringen — auch mit
Vertreterinnen und Vertretern anderer Konfessionen und Religionen. Im Zusammen-
hang dieser Arbeit steht die erstmalige Verleihung des Preises ,Courage beim Atom-
ausstieg®. Dieser von den Elektrizitatswerken Schoénau gestiftete Preis wurde Ende
April unter Beteiligung des Zentrums Oekumene gemeinsam mit der Stadt Frankfurt
im Kaisersaal des Roémers an den ehemaligen japanischen Premierminister Naoto
Kan verliehen.

2.5 Friedensarbeit

Das friedenspolitische Engagement hat eine lange Tradition in der EKHN. In der
gegenwartigen Situation fragen viele Menschen danach, ob Religionen wirklich eine
friedensstiftende Kraft haben oder ob sie nicht eher Konflikte bis hin zur Gewalt for-
dern. Die von uns verantwortete kirchliche Bildungsarbeit versucht aufzuzeigen, dass
Religionen Gewalt- und Friedenspotentiale haben. Zugleich wird die eigene Verant-
wortung fir friedensethisches Handeln betont. Die Friedensbildungsarbeit unserer
Kirche fokussiert die friedensstiftenden Elemente der Religionen und die Kraft
gewaltfreier biblischer Traditionen im Christentum. So ist die EKHN zum Beispiel Teil
der ,Projektgruppe Zivile Konfliktbearbeitung Rhein-Main®. Diese interdisziplinare
Gruppe ladt regelmaldig zu Bildungsveranstaltungen ein, bei denen erfolgreiche
Akteure und Modelle ziviler Konfliktlésungen vorgestellt und miteinander ins
Gesprach gebracht werden. Mit der Ausstellung ,Frieden geht anders” bietet das
Zentrum Oekumene Schulen und Gemeinden eine lllustration gelungener ziviler
Konfliktldsungen an.

2.6 Rustungsexporte und Sicherheitspolitik

In engem Zusammenhang mit der Friedensarbeit steht die kritische Begleitung der
deutschen Rustungsexporte. Auf Bundesebene geschieht dies in enger Zusammen-
arbeit mit der katholischen Kirche in der ,Gemeinsamen Konferenz fiur Kirche und
Entwicklung” (GKKE), die beispielsweise im Dezember bei der Vorlage des GKKE-
Rustungsexportberichtes einen Stopp aller Waffenlieferungen und Ristungsexporte
nach Saudi-Arabien gefordert hat.
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In der EKHN konkretisiert sich diese kritische Sicht auf die Ristungsexportpolitik in
der Mitarbeit im Aktionsbindnis ,Aktion Aufschrei — Stoppt den Waffenhandel®. Ein
Schwerpunkt in den lokalen Aktionsgruppen ist zurzeit der Protest gegen den Export
von Kleinwaffen, mit denen das Téten von Menschen durch die Waffenhersteller im
wahrsten Sinne des Wortes gezielt ,kinderleicht* gemacht worden ist. Zur ethischen
Urteilsbildung am Beispiel des Kleinwaffenexportes wird es im kommenden Jahr in
Kooperation mit dem Bundnis ,Aufschrei® mehrere Veranstaltungen im Zentrum
Oekumene geben.

Mit Sorge verfolgen wir auch in Deutschland Entwicklungen hin zu einer starker mili-
tarisch gestiutzten Auf3en- und Sicherheitspolitik. Auch in der Flichtlingsthematik ist
oft von Schutz und Sicherung der Grenzen die Rede. Zugleich wird gefordert, Flucht-
ursachen zu bekampfen. Viele unserer Fachleute sind Uberzeugt, dass Fluchtursa-
chen nur dann wirkungsvoll bekampft werden kdnnen, wenn weltweit nicht primér auf
gegenseitige Absicherung gesetzt wird, sondern auf eine ,Friedenslogik* (Hanne-
Margret Birckenbach).**

Friedenslogisches Denken und Handeln, das in den biblischen Hoffnungsbildern be-
grindet ist, versuchen wir in der kirchlichen Friedensarbeit zu fordern und zu férdern.
Es ist daher auch nur konsequent, dass im Leitfaden flir ethisch nachhaltige Geld-
anlagen der EKD und in den Kriterien fur ethisch nachhaltige Geldanlagen der EKHN
Ristungsguiter zu den Ausschlusskriterien fir kirchliche Investments gehoren.™

3. Lokale Herausforderungen

Mit dem Jahresthema der Reformationsdekade habe ich in diesem Jahr die globale
Perspektive gewahlt. In einer Art Bestandsaufnahme, die allerdings bestimmt nicht
vollstandig ist, habe ich beschrieben, in welche institutionellen und thematischen
Verbindungen wir als EKHN weltweit eingebunden sind. Ich habe versucht zu zeigen,
dass die globale Perspektive eine Grundperspektive unseres Glaubens und unseres
Selbstverstandnisses als Kirche ist. Nun besteht die grol3e Aufgabe unserer Zeit —
wohl mehr als in den Generationen vor uns — darin, das Globale und das Lokale in
ihrer unaufléslichen Verbindung zu sehen und zu gestalten.

Ich schliel3e diesen Bericht deshalb mit drei lokalen Herausforderungen:
3.1 Fluchtlingsarbeit

Einer aktuellen Erhebung zufolge engagieren sich annahernd 60 Prozent unserer
Kirchengemeinden in der Flichtlingsarbeit. Das freiwilige Engagement in diesem
Bereich ist wirklich beeindruckend. Mit den von der Synode in den vergangenen
Jahren zusatzlich zur Verfigung gestellten Mitteln flr die Flichtlingsarbeit in der
EKHN von Uber 20 Millionen Euro fordern wir zurzeit 175 Projekte in Gemeinden,
Dekanaten und regionalen Diakonischen Werken, die sich fur die Aufnahme und
Integration von Fluchtlingen engagieren. Hinzu kommen 60 Personen auf 36 Vollzeit-
stellen, die sich in Kirche und Diakonie in der professionellen Verfahrens- und Flicht-

3. hierzu Hanne-Margret Birckenbach, Friedenslogik statt Sicherheitslogik. Gegenentwiirfe aus der
Zivilgesellschaft, in: Wissenschaft und Frieden 2 (2012): 42 - 47. Zugénglich Uber http://wissenschaft-
und-frieden.de/seite.php?artikellD=1787 (abgerufen am 28.05.2016).
'* Konkret heif3t das, dass nicht in Unternehmen investiert wird, die mit einem Umsatzanteil von mehr
als zehn Prozent an der Entwicklung oder Herstellung von Ristungsgitern (im Sinne der Anlage zum
Kriegswaffenkontrollgesetzes) beteiligt sind, und Unternehmen, die geachtete Waffen (z. B.
Antipersonenminen, Streubomben, biologische und chemische Waffen) entwickeln oder herstellen,
unabhéngig vom Umsatzanteil ausgeschlossen sind.
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lingsberatung sowie der Koordination der ehrenamtlichen Flichtlingsarbeit engagie-
ren. Begleitet wird all das durch zahlreiche Fort- und WeiterbildungsmalRnhahmen
sowie eine umfangreiche Informationsarbeit, die im Blick auf das Thema Flucht und
Migration fur differenzierte Wahrnehmungen und Argumentationen wirbt.

Die grof3ten Herausforderungen fur die nachste Zukunft sehe ich darin, zum einen
das ehrenamtliche Engagement weiter so zu unterstitzen, dass es mit langem Atem
die vor uns allen liegende Integrationsarbeit weiter voranbringen kann. Zum anderen
muss es uns darum gehen, die Themen Flucht und Migration mit anderen sozialen
Themen in engere Verbindung zu bringen und nicht zuletzt mit den Eine-Welt-Per-
spektiven.

Was wir angesichts der zunehmenden Vielfalt in unserer Gesellschaft dariiber hinaus
brauchen, sind Verstandigungsprozesse Uber die Grundlagen und Grundrechte, die
uns Uber alle Unterschiede hinweg verbinden und leiten sollen. Solche Verstandi-
gungsprozesse brauchen wir meines Erachtens ganz konkret und vor Ort: zum
Beispiel in Form von offenen Foren, in denen sich Bewohnerinnen und Bewohner
unterschiedlicher Pragungen und sozialer Zugehoérigkeiten miteinander dartber
austauschen, wie ihr Zusammenleben im Gemeinwesen aussehen und gestaltet
werden soll. Hier kdnnten Kirchengemeinden mit ihren Raumen und zahlreichen
Kontakten zentrale Akteure der Integration einer vielfaltiger werdenden Gesellschaft
sein oder werden. Fir die Diskussion und die Verstandigung in den Kirchengemein-
den hat die Kirchenleitung der EKHN vor wenigen Tagen ein Thesenpapier veroffent-
licht. Es hat den Titel: ,Noch Raum in der Herberge? Zur theologischen Vergewisse-
rung und ethischen Orientierung angesichts von Flucht und Migration.”

Besondere Aufmerksamkeit in den Gemeinden vor Ort verdienen auch die Men-
schen, die den Weg in unsere Gemeinden suchen, weil sie Christinnen und Christen
sind oder weil sie sich fir den christlichen Glauben interessieren. Alle evangelischen
Landeskirchen in Deutschland verzeichnen zurzeit vermehrt Taufanfragen — vor-
nehmlich von Menschen aus dem Iran, aber zunehmend auch aus Afghanistan, dem
Irak und Syrien. Gefragt sind Offenheit der Gemeinde, sensible seelsorgerliche
Begleitung und besondere Taufkatechese, die kulturelle und religiose Pragungen
ernstnimmt. Um den Herausforderungen zu begegnen, wurde gemeinsam mit der
Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck eine Arbeitsgruppe ,Flichtlinge und
Taufe” eingerichtet, zu der auch iranische Christinnen und Christen gehéren. Das
Zentrum Oekumene informiert und berat Gemeinden gerne und ist seinerseits an den
Erfahrungen in den Gemeinden interessiert.

3.2 Global und lokal glauben und leben

Wer Gemeinden aufruft, sich globalen Themen zuzuwenden, steht schnell im
Verdacht, den christlichen Glauben in Ethik aufzulésen oder gar zu politisieren und
zu Sozialaktionismus anzuleiten. Demgegenuber mochte ich noch einmal stark
machen: Die globalen Fragen sind unsere Lebensfragen und unsere Lebensfragen
sind globale Fragen. Das wiirden wir vermutlich auch erkennen, wenn wir uns mit der
zurzeit wieder besonders schwierigen Situation der Landwirtschaft in Deutschland
beschaftigen. Ich schlage vor, dass wir dies bald einmal hier in der Synode tun. Sich diesen
Fragen zu stellen, in diesen Fragen zu bestehen und gemeinsam danach zu suchen,
was uns hier von Gott aufgegeben ist, steht im Zentrum unseres Glaubens. Der
Glauben an Gottes Liebe zu dieser Welt und seiner Menschheit bringt uns auf den
Weg, das gemeinsame Lebenshaus zu bewahren und nach Frieden, Gerechtigkeit
und einem guten Leben fur alle Menschen zu suchen. ,lhr seid das Salz der Erde, ihr

15



seid das Licht der Welt, so hat es Jesus denen gesagt, die auf sein Wort horten.
Meines Erachtens ist es an der Zeit, dass wir neu danach fragen: Was heildt es, so
Gemeinde in dieser einen Welt zu sein?

Ich sehe es als besondere lokale Herausforderung, dass wir in unseren Gemeinden
neu, die ,Eine-Welt-Frage”“ stellen. Was heifl3t es flr unser Leben als Gemeinden in
der Welt, wenn wir Sonntag fir Sonntag im Gottesdienst bekennen ,Ich glaube an
die heilige christliche Kirche, Gemeinschaft der Heiligen“? Es gibt dazu Méglichkei-
ten, dies auch — je nach Profil der Gemeinde — konkret werden zu lassen: Gemein-
wesenarbeit, Mitmachen in den 6kumenischen Partnerschaften, in denen sich Ubri-
gens durch die Verbindung via Internet ganz neue Kontaktmdglichkeiten erdffnet
haben, interkulturelle und interreligiose Nachbarschaft, diakonische Einrichtungen
und Projekte, Fairtrade, ortliche Nachhaltigkeitskonzepte und vieles mehr. Besonders
zu nennen ist hier der ,Pilgerweg der Gerechtigkeit und des Friedens®, zu dem der
Okumenische Rat der Kirchen 2013 eingeladen hat. Ein groRer Dank geht an dieser
Stelle an die vielen Frauengruppen, die seit vielen Jahren 6kumenisch, solidarisch
und mit groBem Engagement den Weltgebetstag gestalten und so die globale
Perspektive fest in unseren Gemeinden verankern.

3.3 Reformation feiern

Wir feiern im Jahr 2017 das 500. Jahr der Reformation. Wir haben fur die EKHN das
Motto ,Gott neu entdecken — Reformation seit 1517 gewdahlt. Damit sagen wir: Die
Reformation geht weiter. Und es geht immer darum, dass wir als Menschen offen
sind fur Gott, damit wir in unserer Zeit und fir unsere Zeit neu erkennen, was Gott
dieser Welt schenkt. Und damit wir so auch erkennen, was von uns gefordert ist,
wenn wir das, was wir sind und was wir haben, nicht uns selbst verdanken. Wir
wollen 2017 nicht konfessionell verengt und nicht national feiern. Wir wollen es feiern
mit weitem Horizont — 6kumenisch und international. Wir wollen es feiern mit Blick
auf lokale Herausforderungen und weltweite Probleme. Wir wollen es feiern in der
Hoffnung auf Gott, der uns in unseren Hausern und in jedem Gottesdienst trostet, der
aber zugleich den Erdkreis und alles was darinnen ist, bewahrt und behutet. Das soll
die Perspektive fur unsere EKHN und unsere Gemeinden sein, wenn wir Reforma-
tionsjubilaum feiern — in Veranstaltungen und in Gottesdiensten, mit leisen und mit
lauten Ténen, mit dem, was wir sagen, und mit dem, was wir tun. Und ich hoffe, dass
viele dabei Gott neu entdecken.

Und so schliel3e ich in diesem Jahr mit einer uns sehr vertrauten Liedstrophe — in
globaler und lokaler Perspektive:

.verleih uns Frieden gnadiglich, Herr Gott, zu unsern Zeiten, es ist ja doch kein
andrer nicht, der fiir uns kénnte streiten, denn du, unser Gott, alleine.“*®

Ich danke Ihnen fir lhre Aufmerksamkeit.

*EG 421.
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SYNODE DER EVANGELISCHEN KIRCHE Drucksache Nr. 10-2/16
IN HESSEN UND NASSAU

Bericht uber die finanzielle Lage der EKHN
far die Fruhjahrssynode 2016

In der Ruckschau auf das Jahr 2015 kann die EKHN auf eine stabile Finanzlage
blicken. Dies ist zuruckzufihren auf steigende Kirchensteuereinnahmen als auch
auf eine zufriedenstellende Entwicklung der Kapitalanlagen.

I. Haushaltsabschluss 2015

1. Ertrage

Uber einen Jahresabschluss bzw. Jahresergebnis 2015 kann dieses Mal im Friih-
jahr 2016 noch nicht berichtet werden, da im Zuge der Umstellungsarbeiten von
der Kameralistik auf das doppische Rechnungswesen angesichts der Komplexitat
der Aufgabe noch keine vollstdndige Erfassung der Anfangs- und Endbestédnde
far das Jahr 2015 vorliegt. Insofern kdnnen auch an dieser Stelle nicht, wie sonst
ublich, Vorschlage fur die Verwendung eines etwaigen Jahrestberschusses entwi-
ckelt werden.

Werfen wir einen Blick auf die grof3te Position bei den Ertragen, die Kirchensteu-
ereinnahmen, so darf ein positiver Jahresabschluss vermutet werden.

Grafik 1 Kirchensteuereinnahmen 2001 — 2019 in Euro

Denn die Kirchensteuereinnahmen lagen korrespondierend zur allgemeinen guten
Wirtschaftslage etwa 30 Mio. Euro Uber dem Planansatz von 465 Mio. Euro. Im
Verhéltnis zum Vorjahr 2014 (489,8 Mio. Euro) bedeutet dies einen Anstieg von
1 Prozent oder knapp 5 Mio. Euro.

In der Analyse des Kirchensteueraufkommens differenzieren wir zwischen der
Kircheneinkommensteuer und der Kirchenlohnsteuer.

Grafik 2 Differenziertes Kirchensteueraufkommen bei den Finanzamtern vor
laufenden Clearingzahlungen und nach Verwaltungskosten

Wahrend der Kircheneinkommensteueranteil gegentiber dem Vorjahr leicht zu-
rickging, stieg der vom Volumen her mehr als dreifach so grole Kirchenlohn-
steueranteil um rund 2 Prozent.

Wie schon in 2014 liegt das Ergebnis des Jahres 2015 bereinigt um die jeweilige
Inflationsrate, um damit unter Kaufkraftgesichtspunkten die ,reale Einnahmesi-
tuation“ abzubilden, etwas oberhalb des langfristigen Trends.
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Grafik 3 Entwicklung der Kirchensteuer nominal und bereinigt um die
Inflationsraten seit 1991

Auch im Jahr 2015 wurden die durch den Mitgliederriickgang ausgelosten Effekte
durch Wirtschafts- und Steuerwachstum uUberkompensiert. Seit vielen Jahren
weisen die Finanzdezernenten der Gliedkirchen darauf hin, dass sich die Entwick-
lung der Mitgliederzahlen auch auf die Einnahmesituation langfristig auswirken
wird. Die tatsachliche Entwicklung in den vergangenen Jahren hat eindrucksvoll
aufgezeigt, dass die Kirchensteuerentwicklung aufgrund der Koppelung zur staat-
lichen Lohn- und Einkommensteuer in hohem MalRe davon abhéangig ist, wie sich
die Wirtschafts- und Arbeitsméarkte entwickeln. Geht es unseren Mitgliedern fi-
nanziell gut, stehen auch die Kirchensteuereinnahmen unter positivem Vorzei-
chen. Es ist zu erwarten, dass die Kompensationseffekte der letzten Jahre sich
dann abschwachen, wenn die geburtenstarken Jahrgange in den Ruhestand tre-
ten. Spatestens in den zwanziger Jahren durfte diese Entwicklung dann auch in
der langfristigen Steuereinnahmegrafik sichtbar werden. Nicht zu vergessen ist
aber auch immer wieder die vergleichsweise starke Abh&ngigkeit der EKHN von
einigen ,,grol3en“ Steuerzahlenden, die gerade bei der Kircheneinkommensteuer
immer wieder zu kraftigen Ausschlagen fuhrt.

2. Aufwendungen

Da aufgrund der Umstellungsarbeiten im Rechnungswesen eine genaue und dif-
ferenzierte Darstellung des Aufwands in 2015 noch nicht mdglich ist, zeigen wir
an dieser Stelle eine Grafik, in der der Versuch unternommen wurde, samtliche
Aufwandspositionen (einschlie3lich Personalaufwand) den verschiedenen Hand-
lungsfeldern und sonstigen grofReren Aufwandsbereichen zuzuordnen.

Grafik 4 Von 100 € Kirchensteuer verwendet die EKHN fur...

3. Vermogensanlage

Unter dem Diktat einer expansiven Geldpolitik unterlagen die Kapitalméarkte im
Jahr 2015 insbesondere im Aktien- und Rentenbereich hohen Schwankungen.
Insgesamt ist die Vermogensanlage der EKHN noch positiv verlaufen. In Abhan-
gigkeit vom Grad der Absicherung und risikobegrenzender Ma3nahmen konnten
in den unterschiedlichen Dachsondervermégen in 2015 Renditen zwischen
0,8 Prozent (Treuhandvermdgen) und 3,8 Prozent (Rucklagenvermdgen) erzielt
werden. Auch die Entwicklung der Kirchbaurtcklage war zufriedenstellend
(2,5 Prozent). Auch die Versorgungstiftung hat in 2015 positive Renditekennzah-
len (2,75 Prozent) aufzuweisen.

Renditen im Dachsondervermégen 2015 / 5 Jahre

RLV THV KBR Vers.S.
2015 3,83 0,80 2,51 2,75
2011-2015 / 5 Jahre 4,57 2,63 2,91 4,45
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In einem Betrachtungszeitraum von 5 Jahren ist festzuhalten, dass die durch-
schnittlichen Renditen ricklaufig sind. Dies gilt insbesondere auch gegeniber
langeren Betrachtungszeitraumen, in denen noch durchschnittliche Renditen von
4 bis 6 Prozent zu verzeichnen waren. Aktuell miussen wir von deutlich niedrige-
ren Renditeerwartungen in den Dachsondervermégen ausgehen, da das Eingehen
von deutlich héheren Risiken zur Renditesteigerung nicht die angemessene Ant-
wort auf das extreme Niedrigzinsumfeld ware und auch dem kirchengemélfen,
ausgewogenen und ethisch-nachhaltigen Anlageverhalten widerspréche.

Grafik 5 Ethisch-nachhaltiges Anlagedreieck

Das deutlich schwachere Anlageergebnis im Treuhandvermégen in 2015 liegt an
dem auBergewdhnlich hohen Aufwand fiur die Absicherung der den Kirchenge-
meinden und kirchlichen Stiftungen gehérenden Gelder. Angesichts ungewohnlich
starker Schwankungen an den Kapitalmarkten innerhalb eines Jahres ergaben
sich entsprechend auch aufllergewohnlich hohe Sicherungskosten in den ver-
schiedenen Marktphasen. Langfristig betrachtet ist die Entwicklung im Treuhand-
vermogen stabil und noch zufriedenstellend. Die stillen Reserven lagen Ende des
Jahres 2015 bei rund 11 Prozent. Das Prinzip des Treuhandvermdgens als Kapi-
talsammelstelle fur kirchengemeindliche, dekanatliche und Stiftungsgelder inner-
halb des Bereichs der verfassten Kirchen hat sich nach wie vor sehr bewahrt. In
dem weiteren Wachstum des Treuhandvermédgens ist abzulesen, dass diese zent-
rale Dienstleistung weiterhin von den Kirchlichen Korperschaften und Stiftungen
starken Zuspruch erhalt.

I11. Haushaltsvollzug 2016 / Ausblick

Im laufenden Jahr 2016 konnten in den ersten vier Monaten Kirchensteuerein-
nahmen von 149 Mio. Euro in den Haushalt Uberfihrt werden. Gegenliber dem
Vorjahr mit 156 Mio. Euro bedeutet dies ein Minus von 4,5 Prozent. Es ist zum
einen auf deutliche Reduktionen bei der Kircheneinkommensteuer (rund 30 Pro-
zent) aber auch auf leicht negative Entwicklungen bei der Kirchenlohnsteuer
(rund minus 0,3 Prozent) zuruckzufuhren. Da die Planannahmen 2016 in etwa
dem Ergebnis des Jahres 2015 entsprechen, ist derzeit auch eine entsprechend
groRe Abweichung von den Planannahmen vorhanden. Diese Quartalszahlen
kénnen mit den Daten des Landes Hessen im Bereich der Beschéaftigung und
Steuerentwicklung nicht richtig in Einklang gebracht werden, sodass auch Erkla-
rungs- oder Hochrechnungsannahmen derzeit verfriuht erscheinen. Die wirt-
schaftliche Entwicklung der Exportnation Deutschland ist nach wie vor positiv und
sollte auch im Kirchengebiet weiterhin fur positive Impulse sorgen. Die erwartete
leichte Reduktion des weltweiten Wirtschaftswachstums wird auch das Wachstum
in Deutschland mit beeinflussen. Leichte Abschwéchungstendenzen werden aber
auf einem sehr hohen Beschéaftigungsniveau erwartet. Angesichts der nach wie
vor vorhandenen Staatsschuldenkrise in den sitdlichen Landern Europas wird die
EZB noch geraume Zeit an der expansiven Geldpolitik festhalten. Dies soll einen
Abbau von Staatsschulden oder zumindest die Verringerung des Anstiegs ermaog-
lichen. Kritiker der EZB-Politik argumentieren demgegeniber, dass mit den ext-
rem niedrigen Kapitalkosten faktisch keine Investitionsimpulse ausgelost werden
und vielmehr Fehlanreize dafir geschaffen werden, hohe Staatsverschuldungs-
quoten beizubehalten.
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Grafik 6 Entwicklung Staatsschulden

Uberdies wird billigend in Kauf genommen, dass Sparer kaum noch mit ihrem
Ersparten Ertrage erzielen kénnen und insbesondere alle Altersversorgungssys-
teme in Abhangigkeit vom Kapitaldeckungsgrad von niedrigeren Zinserwartungen
ausgehen miuissen und damit neue Licken entstehen, die entweder langfristig
durch zusatzliche Beitrdge geschlossen werden miussen oder sich aber auf das
Leistungsniveau reduzierend auswirken und damit Entwicklungen in Richtung Al-
tersarmut verstarkt werden.

111. Aktuelle Themen mit Finanzbezug

1. Projekt Doppik

Die Kirchenleitung hat auf Empfehlung der Projektsteuerungsgruppe Doppik be-
schlossen, die fir das Jahr 2017 vorgesehene 1. Stufe des Roll-Outs auf das Jahr
2018 zu verschieben. Trotz zahlreicher Fortschritte seit Herbst 2015 waren Ende
Méarz 2016 einige der selbst definierten weiteren Erfolgskriterien noch nicht bzw.
nicht vollstandig erfiullt. Um eine ,reibungslose® Einfihrung der Doppik — wie es
die Synode in 2015 gefordert hat — in den weiteren Kassengemeinschaften zu
gewaéhrleisten, wurde vorsorglich die zeitliche Streckung beschlossen.

2. Umsetzung des neuen Zuweisungssystems ab 01.01.2016

Die Kirchensynode hat im Herbst 2014 die Einfuhrung einer neuen Grundzuwei-
sung fur die Kirchengemeinden beschlossen. Diese Veranderung ist zum
01.01.2016 in Kraft getreten, und sie beseitigt weitgehend die mit Gemeindezu-
sammenschlissen bisher verbundenen finanziellen Fehlanreize. Bis Ende letzten
Jahres wurden flur die Gemeindeglieder gestaffelt nach der Gemeindegrofie Pau-
schalzuweisungen fir die Grundaufgaben einer Kirchengemeinde gezahlt. Dieser
Staffeltarif wurde — bei Beibehaltung der Gesamtzuweisungssumme — in einen
einheitlichen Pro-Kopf-Tarif umgewandelt. Um die finanziellen Auswirkungen ge-
rade fur kleinere Gemeinden zu begrenzen, wurde dafur gesorgt, dass keine Ge-
meinde unter ein Niveau von 8000 Euro bei der Grundzuweisung fallen kann.
Diese setzt sich aus einem Betrag fur den Gottesdienstort (5000 Euro) und ei-
nem Mindestbetrag fur die Gemeindegliederzahl (3000 Euro) zusammen. Zusatz-
liche Mittel — unabhangig von der Gemeindegliederzahl, aber abhangig von der
Haufigkeit der Gottesdienste — erhalten Kirchengemeinden fir anerkannte zu-
satzliche Predigtstatten im Sinne von AuRenorten. Kirchengemeinden, die durch
die Reform des Grundzuweisungstarifs mehr als 10 Prozent ihrer bisherigen
Grundzuweisung verlieren, haben unter bestimmten Voraussetzungen Anspruch
auf eine Aufstockung ihrer Zuweisungen. Die Umstellung auf das neue System
erfolgt in drei Schritten: im Jahr 2016 wurden die Veranderungen im Umfang von
einem Drittel umgesetzt, im nachsten Jahr werden 66 Prozent umgesetzt sein.
Erst im Jahr 2018 werden die gesamten finanziellen Auswirkungen realisiert.
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Kirchensteuereinnahmen 2001 bis 2019 in € (inklusive Clearingzahlungen)
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Differenziertes Kirchensteueraufkommen bei den Finanzamtern
vor Clearingzahlungen und nach Verwaltungskosten
2000 bis 2015 in Tausend €
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Entwicklung der Kirchensteuer nominal und
bereinigt um die Inflationsraten seit 1991 in Tausend €
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Staatsverschuldung in USA, Deutschland, Frankreich, Italien,
Spanien, Griechenland in % des BIP von 2000 bis 2017p
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Das Geo-Informationssystem der EKHN
Als Werkzeug zur Erkundung kirchlicher Landschaften im regionalen Sozialraum
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Kirchliche Landschaften im regionalen Sozialraum

In Regionen und Dekanaten der EKHN stellen sich
Herausforderungen durch den gesellschaftlichen
und demografischen Wandel fir die Gestaltung
einer Kirche von Morgen.

Es ist dabei eine lange Tradition der EKHN seit der

Zeit von Kirchenprasident Helmut Hild die soziale

und kulturelle Lage der Kirche und ihrer Mitglieder
besonders in den Blick zu nehmen.

Das Referat fiir Sozialforschung und Statistik bietet
daflr umfangreiche Perspektiven an, die
statistischen und geografischen Landschaft der
EKHN wahrzunehmen.

Als ein Hilfsmittel steht dazu ein vielseitiges Geo-
Informationssystem (GIS) allen Gemeinden und
Einrichtungen kostenlos zur Verfigung.

Der Blick in den Sozialraum ist eng verbunden mit
den kirchlichen Handlungsfeldern und somit mit
der Frage nach unserem kiinftigen
Kirchenverstandnis.

OKR Dr. Franz Grubauer

Referat fir Sozialforschung und Statistik Geo-Informationen zur Erkundung kirchlicher Landschaften

Sozialraumanalysen fiir
Zukunftsplanung in Gemeinden und Dekanaten

Unterstltzung von Entwicklungs- und
Planungsprozessen, z. B.

>

>

Angebot an kleinrdaumigen Daten fir
Kirchengemeinden(Daten zum Sozialraum, zur
Kultur-, Lebens- und Arbeitswelt)

Einbeziehen von staatlichen Datenbestdanden fiir
okonomische, dkologische, soziale und politische
Analysen zur Unterstltzung kirchlicher
Handlungsfelder

Vergleichende Analysen fir Personalentwicklung
und Ressourceneinsatz, zum Beispiel bei der
Pfarrstellenbemessung

Detaillierte Darstellung von kulturellen und
sozialen Milieus (Sinusmilieus)

Unterstlitzung des Gebaudemanagements und
der Liegenschaftsverwaltung

Einige Beispiele folgen, mit verschiedener Optik von
der Nahaufnahme bis zum Panorama auf die
Kirchenlandschaft zu schauen >>>>>>>



Referat fur Sozialforschung und Statistik Geo-Informationen zur Erkundung kirchlicher Landschaften

Z.B. Frage an das EKHN-GEO-SYSTEM aus aktuellem
Anlass:
...Wieviel Mitglieder hat die Gemeinde Alzey und

macht die Gemeinde etwas zum Rheinland-Pfalz-Tag?
(Ja, sie macht einiges, z.B. einen 6kumenischen Festgottesdienst
der unter dem Motto steht: “Farbe bekennen”

Weitere Blickperspektiven:

* Ein kleinrdumiger Blick in die StralBen einer
Gemeinde in Verbindung z. B. mit den
Meldewesendaten und den Sinus-Milieus kann
Hinweise geben, welchen moglichen Bedarf es fir
Kitas, Jugendarbeit, Stadtteilladen oder die
Versorgung von Alteren gibt oder geben wird.

* Ein weiterer Blick auf unterschiedliche
Diakonieeinrichtungen in Gemeinden konnte auf die
Versorgung mit entsprechenden Einrichtungen in
einer Region weisen.

* Ein Blick auf Dekanate in Landkreisen offenbart das
bildungspolitische und 6konomische Potential und
die Wanderungsbewegungen einer Region

OKR Dr. Franz Grubauer



Referat fur Sozialforschung und Statistik Geo-Informationen zur Erkundung kirchlicher Landschaften

Z.B. Frage an das EKHN-GEO-SYSTEM:
...In welchen Gemeinden und Regionen leben die
meisten Evangelischen im Verhaltnis zur

Gesamtbevolkerung ?
(Verknipfung von Zensusdaten und dem Geo-System als
thematische Karte)

Das GEO-System wurde vor sechs Jahren vom Referat fiir
Sozialforschung und Statistik aufgebaut und zur Nutzung
im Intranet der EKHN zur Verfigung gestellt. Es wird
standig weiterentwickelt.

Besonderes die Entwicklungen in den Regionen und die
Pfarrstellenbemessung im Ausblick auf die kommende
Pensionierungswelle haben deutlich gemacht, dass
kiinftige Gestaltung kirchlichen Lebens Analyse- und
Planungsinstrumente benoétigt.

Das GEO-System ist offen fiir weitere Anforderungen und
grafisch gestaltbare Datenanalysen.

Das GEO-System der EKHN ist EKD-weit am weitesten
entwickelt, was Vielfalt und Qualitat und
Entwicklungsmoglichkeiten betrifft.

OKR Dr. Franz Grubauer



Referat fur Sozialforschung und Statistik Geo-Informationen zur Erkundung kirchlicher Landschaften

Z.B. Frage an das EKHN-GEO-SYSTEM:
In welchen Dekanaten und Regionen war die

Wahlbeteiligung zur KV-Wahl am grof3ten?
(Diese Karte konnte auch in Verbindung mit anderen
Auswertungen zu Rate gezogen werden in Bezug auf das
Engagementverhalten in Regionen und Gemeinden)

Nutzen des EKHN-GEO-SYSTEMS

*  Optische und raumliche Darstellung des GIS
lasst Zusammenhange schneller erkennen

e Bildliche Darstellung von Trends
(beispielsweise zu demografischen
Entwicklungen)

* Alle Beteiligten arbeiten mit den gleichen
Maldstaben und Indikatoren

e Karten kénnen unmittelbar gedruckt oder in
Powerpoint eingebunden werden

e Daten werden ,frei Haus geliefert” und
mussen nicht einzeln ,, angefordert” werden

OKR Dr. Franz Grubauer



Referat fir Sozialforschung und Statistik Geo-Informationen zur Erkundung kirchlicher Landschaften

Z.B. Frage an das EKHN-GEO-SYSTEM:
...Wieviel Pfarrerinnen und Pfarrer werden bis

Ende 2020 im Dekanat pensioniert ?
(Stand 2013, aktuelle Daten der Pfarrerstatistik werden
zurzeit erhoben und verknipft)

* Ein Blick auf Dekanate kann die
Altersverteilung von jetzt eingesetzten
Pfarrerinnen und Pfarrer in Gemeinden und
den Zeitpunkt ihrer Pensionierung oder auch
die raumliche Verteilung von regionalen
Stellen zeigen.

* Ein Dekanat oder eine Region ist ein sozialer
Raum, ein Kulturraum, ein politischer und
okonomischer Raum, ein 6kologischer Raum.
In diesen Raumen gestaltet sich Kirche in ihren
Handlungsfeldern.

* Die Handelnden in diesen kirchlichen Raumen
pragen diese Raume in besonderer Weise.

* Die Geo-Karten lassen plastisch werden, was
sich verandern wird und wo neu gedacht und
gestaltet werden muss.

OKR Dr. Franz Grubauer
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Wer kann das EKHN-GEO-SYSTEM nutzen?

Jede Gemeinde, jedes Dekanat, jede
Einrichtung der EKHN und alle Personen, die
eine Zugangsberechtigung zum Intranet
haben.

Was kostet die Nutzung?

Die Nutzung ist kostenlos fiir die genannten
Gruppen und Personen

Wer pflegt die Daten?

Alle Daten, Karten und Informationen werden
vom Referat Sozialforschung und Statistik
aktualisiert und gepflegt

Was ist ausgeschlossen?

Die kommerzielle Nutzung des umfangreichen
Systems und der Daten

OKR Dr. Franz Grubauer



Referat fur Sozialforschung und Statistik Geo-Informationen zur Erkundung kirchlicher Landschaften

Sozialraumanalysen fiir alle

Grundsdtze des Referates:

e  Wir teilen alles mit allen, wir bauen kein
Herrschaftswissen auf

*  Wir unterstitzen die Kompetenz der
Beteiligten

e Gleiche Datenbasis fir alle Einrichtungen
und in allen Regionen

e Gute technische Verflgbarkeit Gber
Server

* Standige Aktualisierung der Daten

* Einfachheit in der Bedienung/Nutzung

..Wir nennen das ganz einfach
Open-Window-Konzept

OKR Dr. Franz Grubauer



Referat fir Sozialforschung und Statistik Geo-Informationen zur Erkundung kirchlicher Landschaften

Das Geo-Portal des Referates flr Sozialforschung und Statistik
erreichen Sie unter:

http://geoinfo.ekhn.de/ekhnl/

Mit dieser Adresse kdnnen alle Mitarbeitende mit Zugang zum EKHN-Intranet
selbstandig das GEO-System fur Analysen, Beratungen, Planungen und

Expertisen nutzen.
Und mit der weiteren Adresse unten erhalten Sie eine Anleitung,

die Sie mit Bildern durch die Anwendung fthrt

http://192.168.5.6/download/pdf/verwaltung/
geoinformationssystem anleitung 2014.pdf

OKR Dr. Franz Grubauer



SYNODE DER EVANGELISCHEN KIRCHE Drucksache Nr. 12/16

IN HESSEN UND NASSAU

BERICHT DER KIRCHENLEITUNG

Uber die Ausfiihrung von Synodenbeschliissen

der 13. Tagung der Elften Kirchensynode:

Beschluss Nr. 5: -

Beschluss Uber den EntschlieBungsantrag zur Analyse
der Erfahrungen mit den doppischen Haushalten der Kir-
chengemeinden in den Pilotregionen aus dem Erpro-
bungsjahr und zur Prifung der Notwendigkeit einer Ver-
besserung der Finanzausstattung der Kirchengemeinden
vor dem Hintergrund der Analyse.



Drucksache Nr.12/16

Bericht der Kirchenleitung tUber die Ausfihrung von Synodalbeschlissen Datum:
05.02.2016

hier: Beschluss Nr. 5 der 13. Tagung der Elften Kirchensynode Az.: 4916-2016
(HY)

Beschluss der Kirchensynode:
Folgender EntschlieBungsantrag wird beschlossen:

Die Kirchenleitung wird gebeten, die Erfahrungen mit den doppischen Haushalten der Kirchenge-
meinden in den Pilotregionen aus dem Erprobungsjahr zu analysieren und die Notwendigkeit einer
Verbesserung der Finanzausstattung der Kirchengemeinden vor diesem Hintergrund zu prifen.

Bericht der Kirchenleitung Uber die Ausfihrung des Beschlusses:

Seit Einfihrung der Doppik fir Kirchengemeinden und Dekanate in zwei Kassengemeinschaften
am 01.01.2015 ist noch kein fur eine repréasentative Beurteilung erforderlicher Zeitraum zuriickge-
legt worden. Grundséatzlich fuhrt die Doppik nicht zu finanziellen Mehrbelastungen der Kirchen-
gemeinden. Vielmehr wird die Notwendigkeit finanzieller Vorsorge insbesondere fur den Gebau-
deunterhalt ,nur* transparenter und damit auch die Analyse der finanziellen Mdglichkeiten der
Gemeinden hierzu wichtiger.

Bei der Bildung von Substanzerhaltungsriicklagen (SERL), die der Hintergrund der wiederholt ge-
auBerten Befurchtungen ist, die Kirchengemeinden wirden durch die Doppik in defizitare Haus-
halte getrieben, ist relativierend zu bertcksichtigen:

Bei der Berechnung der Zufuihrungsbetradge werden Sonderposten gegengerechnet. Das bedeu-
tet, Kirchengemeinden werden ausschlie3lich mit dem auch bisher in der Regel zu erbringenden
Eigenanteil bei BaumalRnahmen belastet, nicht aber mit dem gesamtkirchlichen Zuschussanteil.

Die SERL-Bildung ist in der Haushaltsordnung als Sollregelung ausgestaltet. Damit ist die Bildung
zwar grundsétzlich verpflichtend, aber Ausnahmen sind rechtlich zuléssig. Es wird damit vermie-
den, dass Kirchengemeinden, die hierzu nicht oder nur unter nicht mehr zu vertretenden Ein-
schrankungen in der Lage sind, durch diese Verpflichtung bei der Erfullung des kirchlichen Auf-
trags blockiert werden. Dies kénnte z. B. dann der Fall sein, wenn fir unabweisbare Aufwendun-
gen oder unverzichtbare andere zweckgebundene Ricklagen Finanzmittel bereits gebunden sind
und daher nicht fur die Ansammlung in der SERL im eigentlich erforderlichen Umfang zur Verfi-
gung stehen. Die neue kirchliche Haushaltsordnung schreibt auch vor, dass Ricklagen nur in der
Hohe gebildet werden kdnnen, wie entsprechende Finanzanlagen und liquide Mittel verfugbar
sind. Unrealistischen Rucklagengréf3enordnungen wird damit vorgebeugt.

Die SERL-Bildung kann auch nicht zur Zahlungsunfahigkeit oder Uberschuldung einer Kirchen-
gemeinde fuhren, denn es findet kein Entzug an Finanzmitteln statt. Vielmehr werden lediglich
Finanzmittel fur Bauunterhaltung vorgemerkt. Sollten Rechtsverpflichtungen zu finanzieren sein,
haben diese im Zweifel Vorrang vor der Riicklagenzufiihrung. Uberschuldung beschreibt einen
bilanziellen Zustand, in dem die Verbindlichkeiten die Gesamththe der Vermogensgegenstande
(Aktivseite der Bilanz) Ubersteigen. Das Reinvermdgen (,Eigenkapital“ auf der Passivseite) ist
dann rechnerisch negativ. Ein solcher Fall ist héchstens dann (theoretisch) denkbar, falls eine Kir-
chengemeinde sehr hohe Verbindlichkeiten aus Baudarlehen besitzt, Uber keine nennenswerten
Rucklagen mehr verfiigt und gleichzeitig die Gebaudebuchwerte nur noch &uRlerst gering bilan-
ziert werden. Im Regelfall ist von einer solchen Konstellation nicht auszugehen. Falls sie dennoch
eintreten sollte, wére sie nicht Folge der neuen Regelungen zur Bildung der SERL, sondern Folge
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Drucksache Nr.12/16

Bericht der Kirchenleitung tUber die Ausfihrung von Synodalbeschlissen Datum:
05.02.2016

hier: Beschluss Nr. 5 der 13. Tagung der Elften Kirchensynode Az.: 4916-2016
(HY)

des Ressourcenverbrauchs. Denn wegen des Grundsatzes der Finanzmitteldeckung der Ruckla-
gen wirden einer SERL erst gar keine weiteren Mittel zugefiihrt werden kdnnen, wenn nicht mehr
ausreichend Finanzanlagen oder Liquiditat hierfir vorhanden ist.

Die Kirchenleitung wird selbstverstandlich die weitere Entwicklung der kirchengemeindlichen
Finanzen und insbesondere die mit der Doppik verbundenen neuen Erkenntnisse zur Finanzlage
und zu den fur Bauunterhaltung zur Verfigung stehenden Haushaltsmitteln im Auge behalten.

Mit Zustimmung der Kirchensynode hat die Kirchenleitung in den letzten Jahren mit den Haus-
haltsvorlagen und Haushaltsabschliissen vorsorglich eine gesamtkirchliche Ricklage angesam-
melt (,kirchengemeindliche Substanzerhaltungsriicklage” mit einem geplanten Stand von rd. 25
Mio. Euro Ende 2016), um zu einem spateren Zeitpunkt in die Lage versetzt zu werden, ggf. fest-
gestellten strukturellen Aufstockungsbedarf bei der Bauunterhaltung mindestens mittelfristig abfe-
dern zu kdnnen. Gegenwartig ist allerdings noch kein Erkenntnisstand erreicht, der die Verwen-
dung der Mittel nahelegt.

Weitere mit der Doppik verbundene wesentliche Implikationen fir die Finanzausstattung bzw. fur
die subjektive Wahrnehmung der Finanzlage der Kirchengemeinden sieht die Kirchenleitung nicht.
Die Kirchensynode hat im Herbst 2014 die Grundzuweisung fur die Kirchengemeinden grundle-
gend Uberarbeitet. Diese Neuregelung wird seit 01.01.2016 in drei Stufen umgesetzt. Die Kirchen-
leitung sieht daher zurzeit keine Veranlassung, die allgemeine Finanzausstattung der Kirchenge-
meinden aus grundsatzlicher Perspektive erneut zu untersuchen.

Federfihrung: OKR Hinte




SYNODE DER EVANGELISCHEN KIRCHE Drucksache Nr. 13/16
IN HESSEN UND NASSAU

BERICHT DER KIRCHENLEITUNG

Uber die Behandlung synodaler Antrage der 13. Tagung der Elften Kirchensynode,

die an die Kirchenleitung Uberwiesen wurden:

Beschluss Nr. 3b: - Antrag des Synodalen Breidenstein
- Antrag des Synodalen Lenz
- Antrag der Synodalen Dr. Pfeiffer
- Antrag des Synodalen Ehrmann
- Antrag des Synodalen Diehl
- Antrag der Synodalen Belzer
- Antrag des Theologischen Ausschusses
- Antrag des Dekanats Rodgau (Drs. 75/15)
- Antrag des Synodalen Wahl
- Antrag der Jugenddelegierten
- Antrag des Synodalen Schneider

Beschluss Nr. 5: - Antrag des Dekanats Wetterau (Drs. 80/15)
- Antrag des Dekanats Darmstadt-Stadt (Drs. 94/15)
- Antrag des Synodalen Dr. Volz
- Antrag des Synodalen Reichard
- Antrag des Synodalen Ruffert
- Antrag der AG Dekanate Biedenkopf-Gladenbach (Drs. 87/15)
- Antrag des Dekanats Rodgau (Drs. 76/15)
- Antrag des Dekanats Wetterau (Drs. 79/15)
- Antrag des Dekanats Dreieich
- Antrag des Dekanats Alsfeld (Drs. 89/15)
- Antrag des Dekanats Oppenheim (Drs. 93/15)
- Antrag des Dekanats Offenbach (Drs. 92/15)

Beschluss Nr. 10: - Antrag des Synodalen Zobel
- Antrag des Dekanats Wiesbaden (Dr. 78/15)
- Antrag des Dekanats Idstein (Drs. 81/15)
- Antrag des Dekanats Idstein (Drs. 82/15)
- Antrag des Dekanats Bad Schwalbach (Drs. 84/15)

Beschluss Nr. 11: - Antrag des Synodalen Dr. Volz
Beschluss Nr. 13: - Antrag des Theologischen Ausschusses
Beschluss Nr. 20: - Antrag des Theologischen Ausschusses

- Antrag des Dekanats Idstein (Drs. 83/15)
- Antrag des Dekanats Bad Schwalbach (Drs. 85/15)

Beschluss Nr. 29: - Antrag des Dekanats Ried (Drs. 90/15)



Drucksache Nr.: 13/16

Bericht der Kirchenleitung tUber die Behandlung synodaler Antrage, Datum:
: ) A . " : 14.04.2016
die als Material an die Kirchenleitung Uberwiesen wurden
Az.
hier: Beschluss Nr. 3b der 13. Tagung der Elften Kirchensynode 3400-8
(Sch/Heb)

Antrége (zu Drucksachen Nr. 38/15 und 39/15) der Synodalen:
Lothar Breidenstein

Bei der Neukonzeption der Notfallseelsorge sind die Dienstverhéltnisse von Pfarrerinnen und
Pfarrern berlhrt.

Daher wird der Pfarrerausschuss in die Beratung einbezogen.
Andreas Lenz

Die in der Notfallseelsorge tatigen Pfarrer/innen werden wahrend ihres Dienstes fur die Not-
fallseelsorge von ihren sonstigen Dienstpflichten befreit und von den Kollegen/innen ihres Deka-
nats vertreten.

Dr. Birgit Pfeiffer

Die Kirchenleitung moége prifen, diejenigen Pfarrerinnen und Pfarrer, die sich nicht im Bereich der
freiwilligen Notfallseelsorge und auch nicht in anderen tbergemeindlichen Aufgaben und Diensten
einbringen, stattdessen starker als bisher in Vertretungsdienste fur die freiwilligen Notfallseelsor-
genden heranzuziehen. Damit kdnnten mehr Personen fir die NFS gewonnen werden, wenn ihre
Vertretung im normalen Dienst gewahrleistet ist.

Volker Ehrmann

Pfarrer und Pfarrerinnen, die sich in der Notfallseelsorge engagieren, kdnnen/sollen von den
Pflichtstunden im Religionsunterricht befreit werden.

Uberweisungsbeschluss der Kirchensynode:
Folgende Berichte werden entgegengenommen: ...
b. der Kirchenleitung ...

- Neukonzeption der Notfallseelsorge in der EKHN (Drs. 38/15) und Konzeption Seelsorge in
der EKHN (Drs. 39/15)

Nachfolgendes Verfahren wird beschlossen:

e Die synodalen Antrédge sowie die eingebrachten Redebeitrage werden als Material an
die Kirchenleitung tberwiesen.

e Der Theologische Ausschuss wird zur weiteren Beratung und Bearbeitung der Kon-
zeption der Notfallseelsorge (Drs. 39/15, S. 31-36) um eine Stellungnahme gebeten.

1/2




Drucksache Nr.: 13/16

Bericht der Kirchenleitung tUber die Behandlung synodaler Antrage, Datum:
: ) A . " : 14.04.2016
die als Material an die Kirchenleitung Uberwiesen wurden
Az.
hier: Beschluss Nr. 3b der 13. Tagung der Elften Kirchensynode 3400-8
(Sch/Heb)

Bericht der Kirchenleitung Uber die Behandlung des Antrags:

Die Kirchenleitung hat das Zentrum Seelsorge und Beratung beauftragt, Vorschlage zur Stabilisie-
rung und zur konzeptionellen Weiterentwicklung der Notfallseelsorge vorzulegen. Hierzu werden —
orientiert an der Aufteilung des Kirchengebiets in Leitstellen — von Mérz bis Mai 2016 insgesamt
sechs regionale Anhoérungen in den Propsteien Rheinhessen, Rhein-Main, Oberhessen, Starken-
burg, Siid-Nassau und Nord-Nassau durchgefiihrt. Eingeladen sind haupt- und ehrenamtlich Mit-
arbeitende in der Notfallseelsorge, die DSVs der jeweiligen Dekanate sowie allgemein an der
Notfallseelsorge interessierte Personen. Die Anhérungen haben zum Ziel, ein breites Meinungs-
bild zum gegenwartigen Entwicklungsstand der Notfallseelsorge in der EKHN zu erheben und
geeignete MalRnahmen zu ihrer Stabilisierung und Weiterentwicklung zu eruieren. Die gebiindel-
ten Ergebnisse dieser Anhérungen werden einer Arbeitsgruppe bestehend aus Vertreterinnen und
Vertretern des Arbeitsfelds, der Kirchenleitung, der Kirchensynode, der Kirchenverwaltung, des
Pfarrerausschusses und des Zentrums Seelsorge und Beratung vorgelegt. Die von der Arbeits-
gruppe erstellten Vorschlage sollen nach Beratung und Beschlussfassung durch die Kirchenlei-
tung im Herbst 2016 der 2. Tagung der Zwolften Kirchensynode vorgelegt werden.

Durch die Zusammensetzung dieser Arbeitsgruppe wird dem Anliegen des Synodalen Breiden-
stein entsprochen.

Die Antrage der Synodalen Dr. Pfeiffer, Lenz und Ehrmann werden der Arbeitsgruppe zugeleitet
und bei der Erarbeitung der Vorschlage zur Weiterentwicklung der Notfallseelsorge in der EKHN
bertcksichtigt.

Federfihrung: OKR Schuster
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Drucksache Nr.: 13/16

Bericht der Kirchenleitung Uber die Behandlung synodaler Antrage, 8?3?2016
die als Material an die Kirchenleitung Uberwiesen wurden T
Az.
hier: Beschluss Nr. 3b der 13. Tagung der Elften Kirchensynode 3400-8
(Sch/Heb)

Antrag des Synodalen Martin Diehl (zu Drucksachen Nr. 38/15 und 39/15):

Die Kirchenleitung und das Zentrum Seelsorge mdgen sich dafir einsetzten, dass es in Stadt und
Kreis Offenbach und vielen anderen Regionen nicht 2 konkurrierende Notfallseelsorgesysteme
gibt.

Uberweisungsbeschluss der Kirchensynode:
Folgende Berichte werden entgegengenommen: ...
b. der Kirchenleitung ...

- Neukonzeption der Notfallseelsorge in der EKHN (Drs. 38/15) und Konzeption Seelsorge in
der EKHN (Drs. 39/15)

Nachfolgendes Verfahren wird beschlossen:

e Die synodalen Antrage sowie die eingebrachten Redebeitrage werden als Material an
die Kirchenleitung tberwiesen.

e Der Theologische Ausschuss wird zur weiteren Beratung und Bearbeitung der Kon-
zeption der Notfallseelsorge (Drs. 39/15, S. 31-36) um eine Stellungnahme gebeten.

Bericht der Kirchenleitung tUber die Behandlung des Antrags:

In der Stadt und im Landkreis Offenbach existieren getrennte Notfallseelsorgen der evangelischen
und der katholischen Kirche. Die Dekanate beider Kirchen in dieser Region haben ihre Zusam-
menarbeit im Bereich der Notfallseelsorge vertraglich geregelt.

Neben dem kirchlichen Angebot arbeitet in dem genannten Bereich ein KIT-System des Deut-
schen Roten Kreuzes, das jedoch nur noch tiber wenige Einsatzkrafte verfugt.

Das Zentrum Seelsorge und Beratung wurde beauftragt, vor Ort Gespréache mit dem Ziel des
Aufbaus einer Kooperation zu fihren, um ein konkurrierendes Auftreten von Kirche und Rotem
Kreuz auszuschlief3en.

Federfuhrung: OKR Schuster

1/1




Drucksache Nr.: 13/16

Bericht der Kirchenleitung tUber die Behandlung synodaler Antrage, 8?3?2016
die als Material an die Kirchenleitung Uberwiesen wurden T
Az.
hier: Beschluss Nr. 3b der 13. Tagung der Elften Kirchensynode 3400-8
(Sch/Heb)

Antrag der Synodalen Martina Belzer (zu Drucksache Nr. 38/15 und 39/15):
Problemanzeige der Hauptamtlichen in der Notfallseelsorge

- hohes Auftreten von Burn out

- Vakanzen, weil niemand (der das System kennt) den Job machen will

—> daraus ergibt sich ein Hinweis auf syst. Problem.

Dafur mussen Losungen gefunden werden.

Uberweisungsbeschluss der Kirchensynode:
Folgende Berichte werden entgegengenommen: ...
b. der Kirchenleitung ...

- Neukonzeption der Notfallseelsorge in der EKHN (Drs. 38/15) und Konzeption Seelsorge in
der EKHN (Drs. 39/15)

Nachfolgendes Verfahren wird beschlossen:

e Die synodalen Antrédge sowie die eingebrachten Redebeitrage werden als Material an
die Kirchenleitung tberwiesen.

e Der Theologische Ausschuss wird zur weiteren Beratung und Bearbeitung der Kon-
zeption der Notfallseelsorge (Drs. 39/15, S. 31-36) um eine Stellungnahme gebeten.

Bericht der Kirchenleitung tUber die Behandlung des Antrags:

Die Kirchenleitung hat bereits am 15. Oktober 2015 beschlossen, dass Ruhestandlerinnen und
Ruhesténdler, die sich in der Leitung der Notfallseelsorge engagieren (in Systemen, deren haupt-
amtliche Leitungsstelle vakant ist) im Umfang eines geringfiigigen Beschéaftigungsverhaltnisses
angestellt werden kénnen. Voraussetzung ist, dass diese Ruhesténdlerinnen und Ruhestandler
entweder ein Notfallseelsorge-System in ihrer aktiven Dienstzeit geleitet haben oder tUber fundier-
te Erfahrungen in der Notfallseelsorge verfiigen. Durch diese Regelung sollen Vertretungen in
Vakanz-Zeiten in der Leitung eines Systems ermdglicht und erleichtert werden.

Die von der Synodalen Belzer formulierte grundsétzliche Problemanzeige wurde bei den regiona-
len Anhdrungen zur Notfallseelsorge vielfach bestatigt. Sie wird bei der weiteren Erarbeitung der
Vorschlage zur Entwicklung der Notfallseelsorge in der EKHN bearbeitet und beriicksichtigt.

Federfihrung: OKR Schuster

1/1




Drucksache Nr.: 13/16

Bericht der Kirchenleitung tUber die Behandlung synodaler Antrage, Datum: 08.02.2016

die als Material an die Kirchenleitung Uberwiesen wurden

Az.: 1311-2015
hier: Beschluss Nr. 3b der 13. Tagung der Elften Kirchensynode

Antrag des Theologischen Ausschusses (zu Drucksache Nr. 40/15):

Die Kirchenleitung wird gebeten, bei einer kiinftigen Revision der Kirchengemeindewahlordnung
folgenden Vorschlag, den der Theologische Ausschuss der 11. Kirchensynode unterbreitet, zu
bedenken und zu prifen:

Dieser Vorschlag fligt den in der giiltigen KGWO genannten drei vorhandenen Wabhlverfahren ein
viertes hinzu: neben die Einheitswahl sowie die echte und die unechte Bezirkswahl trate die ,mo-
difizierte Einheitswahl".

Die Kirchenvorstande hatten beim Priifen dessen, was fir die Gemeinde am sinnvollsten ist, noch
etwas mehr Auswahl. Die neue Variante ist der Versuch, die Vorteile der drei bekannten Verfah-
ren zu bericksichtigen und ihre Nachteile zu vermeiden.

Das hier skizzierte Verfahren ist vor allem konstruiert fir Gemeinden, die aus der Fusion mehrerer
ehemals selbststandiger Kirchengemeinden hervorgegangen sind.

Fir eine Kirchengemeinde hingegen, die siedlungsmafig homogen ist und die keine Bezirke
kennt, ist es uninteressant. Fir eine aus mehreren Dorfern oder Stadtteilen neu gebildete Ge-
meinde oder fur eine durch Fusion vergroBerte Gemeinde kann es interessant sein. Selbstver-
standlich wirde keine Kirchengengemeinde zu diesem Verfahren gezwungen.

Uberweisungsbeschluss der Kirchensynode:

Folgende Berichte werden entgegen genommen:

der Kirchenleitung: ...
- Evaluationsbericht zur Kirchenvorstandswahl 2015 (Drs. 40/15)

Die folgenden Materialien werden an die Kirchenleitung und die Zwolfte Kirchensynode
Uberwiesen: ...

e Der Antrag des Theologischen Ausschusses zur Drs. 40/15 zu einer kiinftigen Revisi-
on der Kirchengemeindewahlordnung, ...

Bericht der Kirchenleitung tUber die Behandlung des Antrags:

Den Antrag des Theologischen Ausschusses wird die Kirchenleitung bei der Uberarbeitung der
Kirchengemeindewahlordnung (KGWO) firr die nachste Kirchenvorstandswahl im Jahr 2021 be-
ricksichtigen. Es ist geplant, alle Evaluationsergebnisse der letzten Kirchenvorstandswahl zu
sichten und in einer Arbeitsgruppe Anderungsvorschlage zu erarbeiten, die dann der Kirchensy-
node vorgelegt werden.

Federfihrung: Oberkirchenrétin Zander
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Drucksache Nr.: 13/16

Bericht der Kirchenleitung tUber die Behandlung synodaler Antrage, Datum: 08.02.2016

die als Material an die Kirchenleitung Uberwiesen wurden

Az.: 1311-2015
hier: Beschluss Nr. 3b der 13. Tagung der Elften Kirchensynode

Antrag des Dekanats Rodgau (Drucksache Nr. 75/15):

Die Landessynode mdge beschlielen: Die Synode bittet die Kirchenleitung, die Erfahrungen aus
der letzten Kirchenvorstandswahl in geeigneter Form auszuwerten und — unter Beriicksichtigung
der Erkenntnisse aus den anderen Landeskirchen — Empfehlungen fiir die nachste Wahl zu formu-
lieren.

Uberweisungsbeschluss der Kirchensynode:

Folgende Berichte werden entgegen genommen:

der Kirchenleitung: ...
- Evaluationsbericht zur Kirchenvorstandswahl 2015 (Drs. 40/15)

Die folgenden Materialien werden an die Kirchenleitung und die Zwélfte Kirchensynode tber-
wiesen:

e Der Antrag des Dekantes Rodgau (Drs. 75/15) zur Auswertung der letzten Kirchenvor-
standswabhl.

Bericht der Kirchenleitung tUber die Behandlung des Antrags:

Den Antrag des Dekanats Rodgau wird die Kirchenleitung bei der Uberarbeitung der Kirchenge-
meindewahlordnung (KGWO) fur die nachste Kirchenvorstandswahl im Jahr 2021 beriicksichti-
gen. Es ist geplant, alle Evaluationsergebnisse der letzten Kirchenvorstandswahl zu sichten und in
einer Arbeitsgruppe Anderungsvorschlage zu erarbeiten, die dann der Kirchensynode vorgelegt
werden.

Federfihrung: Oberkirchenratin Zander

1/1




Drucksache Nr.: 13/16

Bericht der Kirchenleitung tUber die Behandlung synodaler Antrage, ggtg?:]_@
die als Material an die Kirchenleitung Uberwiesen wurden T
Az.
hier: Beschluss Nr. 3 b der 13. Tagung der Elften Kirchensynode 1259B 1

Antrag des Synodalen Hans-J6rg Wahl, Usingen, Dekanat Hochtaunus
(Drucksache Nr. 42/15):

Die Kirchenleitung wird gebeten von lhren Mitarbeitenden in den Fachstellen und den Jugendver-
treterinnen und -vertretern einen Leitfaden fir Kirchenvorstande erstellen zu lassen, der die Per-
spektive Jugendlicher als Aufgabe fiir die kirchliche Arbeit in den Blick nimmt, um ihn synodal
beraten zu kénnen.

Uberweisungsbeschluss der Kirchensynode:

.Perspektivwechsel in der Kirche notwendig — Lebensphase Jugend im Fokus kirchlichen Han-
delns der EKHN

Bericht 2015 zur Lebenssituation der Jugend und zur Evangelischen Arbeit mit, von und fir Kin-
der(n) und Jugendliche(n) (Drs. 42/15).

Nachstehende Antrage werden als Material an die Kirchenleitung Giberwiesen:

e Die Kirchenleitung wird gebeten, von den Mitarbeitenden in den Fachstellen und den Ju-
gendvertreterinnen und Jugendvertretern einen Leitfaden fur Kirchenvorstande erstellen
zu lassen, der die Perspektive Jugendlicher als Aufgabe fur die kirchliche Arbeit in den
Blick nimmt, um ihn synodal beraten zu kénnen.

Bericht der Kirchenleitung tUber die Behandlung des Antrags:

Die Kirchenleitung hat die Arbeitsgemeinschaft Kinder und Jugend der EKHN (AKJ) bzw. deren
Unter-Arbeitsgruppe ,gerechte kirchliche Jugendpolitik um die Erstellung eines Leitfadens fur
Kirchenvorstande gebeten. Dieser Leitfaden hat insbesondere die Lebensphase Jugend und eine
gerechte kirchliche Jugendpolitik fiir die EKHN zum Thema.

Der Entwurf des Leitfadens soll in die Frihjahrssynode 2017 eingebracht und synodal beraten
werden.

Federfuhrung: Landesjugendpfarrer Gernot Bach-Leucht, Zentrum Bildung
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Drucksache Nr.: 13/16

Bericht der Kirchenleitung tUber die Behandlung synodaler Antrage, 8?3?2016
die als Material an die Kirchenleitung Uberwiesen wurden T
Az.
hier: Beschluss Nr. 3 b der 13. Tagung der Elften Kirchensynode 1259B 1

Antrag der Jugenddelegierten der Synode (Drucksache Nr.42/15):

Die Kirchenleitung wird beauftragt, einen partizipativen Prozess zur Entwicklung einer ,gerechten
kirchlichen Jugendpolitik” fir die gesamte EKHN zu initiieren. Als erste Schritte sind die Entwick-
lung eines Haushaltschecks und eines Jugendchecks in den Blick zu nehmen.

Uber den Fortgang des Prozesses wird jahrlich im Rahmen des Berichtes der Kirchenleitung be-
richtet.

Uberweisungsbeschluss der Kirchensynode:

Perspektivwechsel in der Kirche notwendig — Lebensphase Jugend im Fokus kirchlichen Handelns
der EKHN

Bericht 2015 zur Lebenssituation der Jugend und zur Evangelischen Arbeit mit, von und fir Kin-
der(n) und Jugendliche(n) (Drs. 42/15)

Nachstehende Antrage werden als Material an die Kirchenleitung Giberwiesen:

e Die Kirchenleitung wird beauftragt, einen partizipativen Prozess zur Entwicklung einer ,ge-
rechten kirchlichen Jugendpolitik” fir die gesamte EKHN zu initiieren. Als erste Schritte
sind die Entwicklung eines Haushaltschecks und eines Jugendchecks in den blick zu
nehmen. Uber den Fortgang des Prozesses wird im Rahmen des Berichts der Kirchenlei-
tung berichtet.

Bericht der Kirchenleitung Uber die Behandlung des Antrags:

Der Fachbereich Kinder und Jugend im Zentrum Bildung, die Arbeitsgemeinschaft Kinder und
Jugend der EKHN (AKJ) bzw. deren Unter-Arbeitsgruppe ,gerechte kirchliche Jugendpolitik ent-
wickeln derzeit eine Konzeption fiir den Prozess der Initiierung einer gerechten kirchlichen Ju-
gendpolitik fur die gesamte EKHN. Die vorzulegende Konzeption soll den Prozess als einen parti-
zipativen ermdglichen. Jugend- und Haushaltscheck sollen darin enthalten sein. In einem ersten
Schritt zu einer gerechten kirchlichen Jugendpolitik startete am 12.02.2016 die zweitdgige Konfe-
renz der Kinder- und Jugendarbeit des Fachbereiches Kinder und Jugend im Zentrum Bildung in
der Evangelischen Akademie in Arnoldshain mit fiinfzig Teilnehmenden aus vielen Bereichen der
Kinder- und Jugendarbeit der gesamten EKHN.

Im nachsten Schritt erhalt die neue AG “gerechte kirchliche Jugendpolitik“ den Auftrag, neben der
Konzeption, dem Haushaltscheck und dem Jugendcheck, ein Ranking der zu leistenden Aufgaben
zu erstellen.

Im Rahmen des Berichtes der Kirchenleitung fur die Friihjahrsynode 2017 wird die Kirchensynode
Uber den Stand der Umsetzung unterrichtet.

Federfihrung: Landesjugendpfarrer Gernot Bach-Leucht, Zentrum Bildung
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Drucksache Nr.: 13/16

Bericht der Kirchenleitung tUber die Behandlung synodaler Antrage, Datum:
: ) A . " : 15.03.2016
die als Material an die Kirchenleitung Gberwiesen wurden
Az.
hier: Beschluss Nr. 3 b der 13. Tagung der Elften Kirchensynode 1259B 1

Antrag des Synodalen Thilo Schneider, Treis, Kirchberg (Drucksache Nr. 42/15):

Die KL wird gebeten, ein Konzept zu erarbeiten, wie der Anteil der unter 40 jahrigen bzw. unter
30 jahrigen in der Kirchensynode angehoben werden kann.

Uberweisungsbeschluss der Kirchensynode:

.Perspektivwechsel in der Kirche notwendig — Lebensphase Jugend im Fokus kirchlichen Han-
delns der EKHN

Bericht 2015 zur Lebenssituation der Jugend und zur Evangelischen Arbeit mit, von und fir Kin-
der(n) und Jugendliche(n) (Drs. 42/15)

Nachstehende Antrage werden als Material an die Kirchenleitung Giberwiesen:

e Die Kirchenleitung wird gebeten, ein Konzept zu erarbeiten, wie der Anteil der unter 40-
jahrigen bzw. 30-jahrigen, in der Kirchensynode angehoben werden kann.

Bericht der Kirchenleitung Uber die Behandlung des Antrags:

Die Kirchenleitung weist auf die Problematik hin, dass die Steuerung der Altersstruktur von Kir-
chensynodalen nicht auf der Seite der Kirchenleitung, sondern auf der Seite der Dekanate liegt.
Insofern ware eine Quotierung an dieser Stelle kontraproduktiv und wirde die mittlere Ebene
schwéchen.

Darum empfiehlt die Kirchenleitung, zunachst werbend jiingere Kirchensynodale zu gewinnen, wie
es beispielweise bei Fachtag- und Fortbildungsformaten geschieht, die in der Vergangenheit vom
Fachbereich Kinder und Jugend im Zentrum Bildung, der Evangelischen Jugend in Hessen und
Nassau e.V. (EJHN) und der Ehrenamtsakademie gemeinsam angeboten wurden und auch zu-
kinftig angeboten werden.

Federfihrung: Landesjugendpfarrer Gernot Bach-Leucht, Zentrum Bildung
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Drucksache Nr.: 13/16

Bericht der Kirchenleitung tUber die Behandlung synodaler Antrage, Datum:
: ) A . " : 25.02.2016
die als Material an die Kirchenleitung Uberwiesen wurden
Az.
hier: Beschluss Nr. 5 der 13. Tagung der Elften Kirchensynode 3681-14

Antrag des Dekanats Wetterau (Drucksache Nr. 80/15):

Die Synode des Dekanats Wetterau bittet die Kirchensynode, bei ihren kommenden Haushaltsbe-
ratungen folgendes zu beschliel3en:

Aus den Mehreinnahmen des vergangenen Jahres in Hohe von ca. 30 Mio. Euro sollen fur das
HHJahr 2016 zusatzlich 15 Mio. Euro fir die Flichtlingsarbeit im Bereich der EKHN bereitgestellt
werden und zwar je 5 Mio. Euro fir folgende Bereiche:

e Schnelle HilfemaRnhahmen beim Herrichten von geeignetem Wohnraum in kirchlichen Ge-
b&uden in den Gemeinden.

e Finanzierung von KiTa-Platzen von Fluchtlingen in kirchlichen KiTas

e Ausweitung von Stellen in den Dekanaten zur Begleitung und Koordination von ehrenamt-
licher Arbeit fir Fluchtlinge.

Uberweisungsbeschluss der Kirchensynode:

Nachfolgende Antrage werden als Material fur die Bewirtschaftung der zusatzlichen 5.000.000
Euro fir die Fluchtlingsarbeit an die Kirchenleitung gegeben:

e Der Antrag des Dekanates Wetterau (Drs. 80/15) zur Finanzierung der Flichtlingsarbeit
im Bereich der EKHN.

Bericht der Kirchenleitung tUber die Behandlung des Antrags:

Mit dem Beschluss Nr. 5 der 13. Tagung der Elften Kirchensynode zum Kirchengesetz Uber die
Feststellung des Haushaltsplanes der EKHN fiir das Haushaltsjahr 2016 (Dr. 53/15) wurde fur die
mittelfristige Arbeit mit Flichtlingen insgesamt ein Betrag von 20,9 Mio. Euro zur Verfigung ge-
stellt. Mit diesem Beschluss wurde das Anliegen des Antrags aufgenommen.

Federfihrung: OKR Knoche
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Drucksache Nr.: 13/16

Bericht der Kirchenleitung tUber die Behandlung synodaler Antrage, Datum:
: ) A . " : 29.03.2016
die als Material an die Kirchenleitung Uberwiesen wurden
Az.
hier: Beschluss Nr. 5 der 13. Tagung der Elften Kirchensynode 3681-14

Antrag der Dekanatssynode des Evangelischen Dekanats Darmstadt-Stadt
(Drucksache Nr. 94/15):

Die Kirchensynode mdége beschlieRen, aus dem Haushaltsiberschuss 2014 einen Betrag von
10 Mio. € einzusetzen zur zeitlich befristeten Erhéhung (2016-2020) der Zuweisungen an die De-
kanate fir den Gemeindepadagogischen Dienst.

Uberweisungsbeschluss der Kirchensynode:

Nachfolgende Antrage werden als Material fur die Bewirtschaftung der zusatzlichen 5.000.000
Euro fir die Fluchtlingsarbeit an die Kirchenleitung gegeben: ...

e Der Antrag des Dekanates Darmstadt-Stadt (Drs. 94/15) in Bezug auf die inhaltlichen Zu-
sammenhange zur Flichtlingsarbeit.

Bericht der Kirchenleitung tUber die Behandlung des Antrags:

In den Ausfiihrungen zum Beschluss der Dekanatssynode werden unter anderem als inhaltliche
Begrindung zusatzlich notwendige Angebote im Rahmen des gemeindepadagogischen Dienstes
fur Kinder und Jugendliche aus geflichteten und/oder vertriebenen Familien oder fur Kinder und
Jugendliche, die unbegleitet nach Deutschland gekommen sind, benannt. Ebenso eine zusatzliche
Unterstiitzung der Ehrenamtlichen, die mit diesen Zielgruppen arbeiten.

Die Kirchenleitung verweist in diesem Zusammenhang die Dekanate an das Vergabegremium fur
die Fluchtlingsmittel. Dort kbnnen im Rahmen der Vergabekriterien und Projektbezogen entspre-
chende Mittel beantragt werden. Eine pauschale Zuweisung aus den Mitteln des Fliichtlingsfonds
an die Dekanate fur den Gemeindepadagogischen Dienst ist nicht vorgesehen.

Federfihrung: OKR Knoche
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Drucksache Nr.: 13/16

Bericht der Kirchenleitung tUber die Behandlung synodaler Antrage, Datum:
: ) A . " : 29.03.2016
die als Material an die Kirchenleitung Uberwiesen wurden
Az.
hier: Beschluss Nr. 5 der 13. Tagung der Elften Kirchensynode 3681-14

Antrag des Synodalen Gunter Volz, Stadtdekanat Frankfurt am Main
(zu Drucksachen Nr. 53/15 und 65/15):

Der Fonds ,Arbeit und Qualifizierung” im Handlungsfeld Gesellschaftliche Verantwortung (s. Teil-
budget B051; Pkt. 2.3 Haushaltsbuch S. 237) wird fur arbeitsmarktintegrative Malinahmen fur
Flichtlinge aus den zuséatzlichen Mitteln fir Fliichtlingsarbeit p.a. auf 1.000.000 Euro aufgestockt.

Uberweisungsbeschluss der Kirchensynode:

Nachfolgende Antrage werden als Material fur die Bewirtschaftung der zusétzlichen 5.000.000
Euro fir die Fluchtlingsarbeit an die Kirchenleitung gegeben: ...

e Der Antrag zur Aufstockung des ,Arbeit und Qualifizierung* im Handlungsfeld Gesell-
schaftliche Verantwortung (s. Teilbudget B051; Pkt. 2.3 Haushaltsbuch S. 237) wird flr
arbeitsmarktintegrative Malinahmen fir Flichtlinge aus den zuséatzlichen Mitteln fir
Fluchtlingsarbeit p.a. auf 1.000.000 Euro aufgestockt.

Bericht der Kirchenleitung tUber die Behandlung des Antrags:

Fur die Vergabe der von der Synode im November 2015 bewilligten Mittel fir Fluchtlingsarbeit hat
die Kirchenleitung im Dezember 2015 ein Vergabegremium eingesetzt und OKRin Christine No-
schka, OKR Detlev Knoche, Pfr. Andreas Lipsch und Hildegund Niebch in das Gremium entsandt.
Vom Kirchensynodalvorstand wurden in das Gremium entsandt: Gisela Kégler (Ausschuss fir
Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schépfung), Rechtsanwalt Thomas Busch (Synodaler
und Fachmann in Asylfragen), Dekan Ulrich Reichard (Finanzausschuss), Pfr. Wolfgang Prawitz
(Kirchensynodalvorstand). Ein weiteres Mitglied vertritt die Gesamtmitarbeitervertretung. Das
Gremium entscheidet Uber Antrdge bis zu einem Férdervolumen von 100.000 Euro. Antrége die
dies Fordervolumen Ubersteigen oder zusatzliche Personalstellen betreffen, sind der Kirchenlei-
tung zur abschlie3enden Entscheidung vorzulegen.

Mit Datum vom 27.01.2016 hat die Vergabekommission ,Arbeit und Qualifizierung” ein ausfihrli-
ches Konzept fur arbeitsmarktintegrative Mal3nahmen fiir Flichtlinge in den Jahren 2016 — 2025
vorgelegt und damit den Antrag des Synodalen Volz unterstiitzt. Dieses Konzept geht von einem
Finanzbedarf von insgesamt 1.826.000 Euro Uber den angegebenen Zeitraum von 10 Jahren aus.

In seiner Sitzung am 22.03.2016 hat das Vergabegremium fiur die Fliichtlingsmittel diesen Antrag
eingehend beraten. In der Debatte um den Antrag und um die Hohe der beantragten Fordermittel
wurden Fragen formuliert, die eine weitere Beratung des Gremiums mit den Antragstellern not-
wendig macht. Fir die ndchste Sitzung des Vergabegremiums (geplant fir den 12.07.2016) ist
dieses Gesprach mit Vertretern und Vertreterinnen des Vergabegremiums ,Arbeit und Qualifizie-
rung“ geplant.

Federfihrung: OKR Knoche
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Drucksache Nr.: 13/16

Bericht der Kirchenleitung tUber die Behandlung synodaler Antrage, Datum:
: ) A . " : 29.03.2016
die als Material an die Kirchenleitung Uberwiesen wurden
Az.
hier: Beschluss Nr. 5 der 13. Tagung der Elften Kirchensynode 3681-14

Antrag des Synodalen Ulrich Reichard, Dekanat Weilburg (zu Drucksache Nr. 65/15):

1. Eine weitere 0,5 Stelle Unabhangige Flichtlingsberatung (ggf. befristet zunachst auf 3 Jahre)
im Raum des Evangelischen Dekanates Weilburg.

2. Eine weitere 0,5 Stelle Flichtlingsseelsorge (ggf. befristet zunéchst auf 3 Jahre) im Raum des
Evangelischen Dekanates Weilburg.

Uberweisungsbeschluss der Kirchensynode:

Nachfolgende Antrage werden als Material fur die Bewirtschaftung der zusatzlichen 5.000.000
Euro fir die Fluchtlingsarbeit an die Kirchenleitung gegeben: ...

e Der Antrag fur (1) eine weitere 0,5 Stelle Unabhéngige Flichtlingsberatung (ggf. befristet
zunéchst auf 3 Jahre) im Raum des Evangelischen Dekanates Weilburg und (2) eine wei-
tere 0,5 Stelle Flichtlingsseelsorge (ggf. befristet zundchst auf 3 Jahre) im Raum des
Evangelischen Dekanates Weilburg.

Bericht der Kirchenleitung tUber die Behandlung des Antrags:

Fur die Vergabe der von der Synode im November 2015 bewilligten Mittel fur Flichtlingsarbeit hat
die Kirchenleitung im Dezember 2015 ein Vergabegremium eingesetzt und OKRin Christine No-
schka, OKR Detlev Knoche, Pfr. Andreas Lipsch und Hildegund Niebch in das Gremium entsandt.
Vom Kirchensynodalvorstand wurden in das Gremium entsandt: Gisela Kégler (Ausschuss fir
Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schépfung), Rechtsanwalt Thomas Busch (Synodaler
und Fachmann in Asylfragen), Dekan Ulrich Reichard (Finanzausschuss), Pfr. Wolfgang Prawitz
(Kirchensynodalvorstand). Ein weiteres Mitglied vertritt die Gesamtmitarbeitervertretung. Das
Gremium entscheidet Uber Antrdge bis zu einem Férdervolumen von 100.000 Euro. Antrage die
dies Fordervolumen Ubersteigen oder zusatzliche Personalstellen betreffen, sind der Kirchenlei-
tung zur abschlie3enden Entscheidung vorzulegen.

Der Antrag wurde dem Vergabegremium zur weiteren Bearbeitung vorgelegt. Eine fachliche Bera-
tung des Dekanates Weilburg hat stattgefunden und dem Antragsteller wurde nahegelegt, einen
Antrag auf Forderung bei der ARD Deutsche Fernsehlotterie — Deutsches Hilfswerk zu stellen. Die
dazu notwendigen Eigenmittel werden nach Bewilligung aus Mitteln des EKHN-Fluchtlingsfonds
zur Verflgung gestellt. Das Dekanat Weilburg ist dieser Empfehlung gefolgt und hat einen ent-
sprechenden Antrag gestellt. Dieser war zur Zeit der Abfassung dieses Berichtes noch nicht ab-
schlieRend entschieden.

Federfihrung: OKR Knoche
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Drucksache Nr.: 13/16

Bericht der Kirchenleitung tUber die Behandlung synodaler Antrage, Datum:
: ) A . " : 29.03.2016
die als Material an die Kirchenleitung Uberwiesen wurden
Az.
hier: Beschluss Nr. 5 der 13. Tagung der Elften Kirchensynode 3681-14

Antrag des Synodalen Detlef Ruffert, Dekanat Gladenbach (zu Drucksache Nr. 65/15):

Die Mittel fur niedrigschwellige Projekte in Gemeinden und Dekanaten werden auf 1 Mio. € her-
aufgesetzt im Rahmen des Gesamtkonzeptes.

Uberweisungsbeschluss der Kirchensynode:

Nachfolgende Antrage werden als Material fur die Bewirtschaftung der zusétzlichen 5.000.000
Euro fiur die Fluchtlingsarbeit an die Kirchenleitung gegeben: ...

e Der Antrag zur Heraufsetzung der Mittel fur niedrigschwellige Projekte in Gemeinden und
Dekanaten auf 1 Million Euro im Rahmen des Gesamtkonzeptes (fur die mittelfristige Ar-
beit mit Flichtlingen im Rahmen der EKHN 2016-2025).

Bericht der Kirchenleitung tUber die Behandlung des Antrags:

Fur die Vergabe der von der Synode im November 2015 bewilligten Mittel fir Fluchtlingsarbeit hat
die Kirchenleitung im Dezember 2015 ein Vergabegremium eingesetzt und OKRin Christine No-
schka, OKR Detlev Knoche, Pfr. Andreas Lipsch und Hildegund Niebch in das Gremium entsandt.
Vom Kirchensynodalvorstand wurden in das Gremium entsandt: Gisela Kégler (Ausschuss fir
Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schépfung), Rechtsanwalt Thomas Busch (Synodaler
und Fachmann in Asylfragen), Dekan Ulrich Reichard (Finanzausschuss), Pfr. Wolfgang Prawitz
(Kirchensynodalvorstand). Ein weiteres Mitglied vertritt die Gesamtmitarbeitervertretung. Das
Gremium entscheidet Uber Antrdge bis zu einem Férdervolumen von 100.000 Euro. Antrége die
dies Fordervolumen Ubersteigen oder zusatzliche Personalstellen betreffen, sind der Kirchenlei-
tung zur abschlieRenden Entscheidung vorzulegen.

In seiner Sitzung am 22.03.2016 hat das Vergabegremium fir die Flichtlingsmittel diesen Antrag
eingehend beraten und der Kirchenleitung einstimmig eine entsprechende Erhéhung der Mittel fur
niedrigschwellige Projekte in Gemeinden und Dekanaten um 400.000 Tausend Euro auf 1 Million
Euro empfohlen. Die Kirchenleitung ist dieser Empfehlung gefolgt und hat eine entsprechende
Erhdhung der Mittel auf 1 Million Euro beschlossen.

Federfihrung: OKR Knoche
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Drucksache Nr.: 13/16

Bericht der Kirchenleitung tUber die Behandlung synodaler Antrage, Datum:
: ) A . - . 11.03.2016
die als Material an die Kirchenleitung Uberwiesen wurden
Az.
hier: Beschluss Nr. 5 der 13. Tagung der Elften Kirchensynode 3521-21 (Hr/Lc)

Antrag der Arbeitsgemeinschaft der Dekanate Biedenkopf und Gladenbach
(Drucksache Nr. 87/15)

Die Kirchensynode mége im Rahmen der Haushaltsberatungen fir 2016 fort folgende ausrei-
chende finanzielle Mittel fur eine zentrale Geschaftsfuhrung in Verbund- oder Dekanatstrager-
schaftsmodellen von Kindertageseinrichtungen bereitstellen.

Uberweisungsbeschluss der Kirchensynode:
Nachstehende Antrage werden als Material an die Kirchenleitung geben:

e Der Antrag der Arbeitsgemeinschaft der Dekanate Biedenkopf und Gladenbach (Drs.
87/15), zur Finanzierung der Dekanatstragerschaft von Kindertagesstatten.

Bericht der Kirchenleitung tUber die Behandlung des Antrags:

Fur die Geschéftsfuhrung von gemeindeubergreifenden Trégerschaften ist gemald der Verwal-
tungsverordnung fur den Betrieb von Kindertagesstatten im Bereich der Evangelischen Kirche in
Hessen und Nassau (Kindertagesstéattenverordnung — KiTaVO) eine finanzielle Ausstattung von
0,8 Stunden wochentlich pro Kindertagesstattengruppe vorgesehen. Gemall 8§ 25 Abs.1 S. 2
KiTaVvO, soll der Stellenanteil fir eine Geschéftsfilhrung den Umfang einer vollen Stelle nicht
Uberschreiten. Weitere Stellenanteile sind in der Regel fir die Sachbearbeitung einzusetzen. Die
Finanzierung dieser Geschéftsfuhrungsstellen wird geméaR dem Beschluss der Kirchenleitung vom
08.10.2015, zu 85% von der EKHN aus Kirchensteuermitteln finanziert. Die Beteiligung der Kom-
munen liegt bei 15%, da die Kommunen ebenfalls von der Professionalisierung der Tragerstruktu-
ren profitieren. Die erforderlichen finanziellen Mittel von insgesamt 2,4 Millionen Euro werden
schrittweise in den Haushalt eingestellt, bis 2021 diese Summe erreicht ist. Die fur die Tra-
gerstrukturen vorgesehenen Mittel werden im Kindertagesstattenbudget kompensiert.

Federfihrung: Fachbereichsleitung Kindertagesstatten, Sabine Herrenbrtck
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Drucksache Nr.: 13/16

Bericht der Kirchenleitung tUber die Behandlung synodaler Antrage, Datum:
: ) A . " : 25.02.2016
die als Material an die Kirchenleitung Uberwiesen wurden
Az.
hier: Beschluss Nr. 5 der 13. Tagung der Elften Kirchensynode 3470-10.1
(WilvVw)

Antrag des Dekanats Rodgau (Drucksache Nr. 76/15):

Die Dekanatssynode des Evangelischen Dekanats Rodgau stellt folgenden Antrag: Die EKHN-
Synode moge die derzeitige Projektfinanzierung in H6he von 15.000 Euro pro Jahr und Einrich-
tung fur die Familienzentren in der EKHN nach Auslauf der Férderung mit einer Pauschalfinanzie-
rung in gleicher Hohe weiter fihren.

Antrag des Dekanats Wetterau (Drucksache Nr. 79/15):

Die Kirchensynode moge beschlieBen, dass die bisher durch gesamtkirchliche Mittel geférderten
Familienzentren auf Antrag auch nach Ablauf der jetzigen Forderperiode weiterhin finanziell unter-
stutzt werden, um eine nachhaltige Verstetigung der begonnenen Arbeit zu ermdglichen.

Antrag des Dekanats Dreieich:

Die Kirchensynode moge beschlieBen, dass die bisher durch gesamtkirchliche Mittel geférderten
Familienzentren auf Antrag auch nach Ablauf der jetzigen Foérderperiode weiterhin finanziell unter-
stiitzt werden, um eine nachhaltige Verstetigung der begonnenen Arbeit zu ermdglichen.

Uberweisungsbeschluss der Kirchensynode:
Nachstehende Antrage werden als Material an die Kirchenleitung gegeben:

e Die Antrdge der Dekanate Rodgau (Drs. 76/15) und Wetterau (Drs. 79/15) zur Verlange-
rung der Zuschusse fur Familienzentren.

Uberweisungsbeschluss des Kirchensynodalvorstandes vom 16.12.2015 zum Antrag des
Dekanats Dreieich:

Im Sinne der Beschlusslage der Elften Kirchensynode bei ihrer 13. Tagung, hat der KSV ent-
schieden, den verspétet eingegangenen Antrag des Dekanats Dreieich, welcher dem Antrag des
Dekanats Wetterau nahezu inhaltsgleich ist, ebenfalls als Material an die Kirchenleitung zu geben.

Bericht der Kirchenleitung tUber die Behandlung der Antrage:

Die Kirchenleitung hat in ihrer Sitzung am 23.08.2012 beschlossen, dem Programm ,Familienzen-
tren gestalten: Anschubfinanzierung zur Férderung von Familienzentren als gemeindliche Netz-
werke" zuzustimmen. Die Anschubfinanzierung wurde gewéhrt, um Netzwerkstrukturen aufbauen
zu kdnnen und die dafir eventuell notwenige Koordinierungsarbeit zu férdern.

In der Ausschreibung der Fach- und Férdergrundsatze vom 05.07.2013 wurde unter Top 3 die
Finanzierungsfrage wie folgt festgelegt:
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Drucksache Nr.: 13/16

Bericht der Kirchenleitung tUber die Behandlung synodaler Antrage, Datum:
: ) A . " : 25.02.2016
die als Material an die Kirchenleitung Uberwiesen wurden
Az.
hier: Beschluss Nr. 5 der 13. Tagung der Elften Kirchensynode 3470-10.1
(WilvVw)

,ES ist ein Foérderzeitraum von 3 Jahren vorgesehen. Nach Ablauf der Férderung missen die
Trager und / oder Dekanate die Weiterférderung der Familienzentren durch 6ffentliche und / oder
private Mittel und Einnahmen sicherstellen, um die begonnene Arbeit fortzusetzen.”

Da die Fach- und Fordergrundsatze die Bedingungsgrundlage fiir die Beantragung darstellten, ist

eine Verstetigung der Anschubfinanzierung nicht vorgesehen.

Federfihrung:

Heike Wilsdorf, Leiterin des Fachbereichs Erwachsenenbildung und

Familienbildung im Zentrum Bildung
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Drucksache Nr.: 13/16

Bericht der Kirchenleitung tUber die Behandlung synodaler Antrage, Datum:
: ) A . g : 15.03.2016
die als Material an die Kirchenleitung Uberwiesen wurden
Az.
hier: Beschluss Nr. 5. der 13. Tagung der Elften Kirchensynode 2310
(Kir/Knd/ScMc)

Antrag des Dekanats Alsfeld (Drucksache Nr. 89/15):

Die Kirchensynode der EKHN wird aufgefordert, Personalkostenerhéhungen, die die Kirchenge-
meinden und die Dekanate nicht beeinflussen kdnnen, insbesondere Stundenerhéhungen z. B.
bei den Chorleitern, durch héhere Zuweisungen voll auszugleichen.

Antrag des Dekanats Oppenheim (Drucksache Nr. 93/15):

Die Dekanatssynode beantragt die ausdriickliche Finanzausstattung der Gemeinden pro Kir-
chenmusikdienstauftrag mindestens mit dem Betrag, der die Anpassung der Verglitung an die
neue Arbeitszeitregelung aufféngt.

Uberweisungsbeschluss der Kirchensynode:
Nachstehende Antrage werden als Material an die Kirchenleitung gegeben: ...

Die Kirchenleitung wird gebeten, den Finanzausschuss hinsichtlich der Finanzierung bei der zu-
gesagten Verfolgung der Themen nachfolgender Antréage zu beteiligen:

- Des Antrages des Dekanates Alsfeld (Drs. 89/15) zum finanziellen Ausgleich fur nicht beein-
flussbare Personalkostenerhéhungen der Kirchengemeinden.

- Des Antrages des Dekanates Oppenheim (Drs. 93/15) zur Finanzausstattung der Gemeinden
pro Kirchenmusikdienstauftrag.

Bericht der Kirchenleitung tUber die Behandlung des Antrags:

Am 17.12.2014 hatte die Arbeitsrechtliche Kommission die Anpassung der Arbeitszeitwerte fir
den nebenberuflichen kirchenmusikalischen Dienst beschlossen. Diese Anpassung ist nach lang-
jahriger Beratung aller Beteiligten eine Reaktion auf den Stellenwert des Arbeitsfeldes Kirchenmu-
sik, der in der EKHN zu 90 % von nebenberuflichen Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusikern
wahrgenommen wird. Die Anpassung druckt die Wertschétzung fur diese Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter aus, die sich neben ihrem Hauptberuf regelmafig und verlasslich engagieren und fur
ihre Tatigkeit durch Unterricht, Ubung und Prifungen qualifizieren. Diese Qualitatssicherung liegt
im Interesse der EKHN, die die kirchenmusikalische Arbeit zum Verkiundungsdienst zahlt. Erfreuli-
cherweise ist durch verénderte Aus- und Fortbildungsangebote an vielen Stellen eine Qualitats-
steigerung zu beobachten. Die Kirchenmusik wird in vielen Gemeinden sehr hoch geschétzt.
Mancherorts haben sich die musikalischen Gruppen vielféltig ausdifferenziert.

In der Erh6hung der Arbeitszeitwerte wird die Mdglichkeit einer qualitativen Steuerung und kon-
zeptionellen Entwicklung gesehen. Dabei ist der kirchenmusikalische Dienst auf Dekanatsebene
in seiner Aufgabenwahrnehmung einer systematischen Betrachtung durch den Ausschuss fir
Kirchenmusik zu unterziehen, die zu konzeptionellen Anpassungen und Verédnderungen fihren
kann. In manchen Fallen kann zu Kooperationen ermutigt werden. Vielleicht sind auch Verande-
rungen in der Schwerpunktsetzung der Haushalte vorzunehmen, auf eine verstérkte Drittmitte-
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Drucksache Nr.: 13/16

Bericht der Kirchenleitung tUber die Behandlung synodaler Antrage, Datum:
: ) A . g : 15.03.2016
die als Material an die Kirchenleitung Uberwiesen wurden
Az.
hier: Beschluss Nr. 5. der 13. Tagung der Elften Kirchensynode 2310
(Kir/Knd/ScMc)

leinwerbung zuzugehen oder schlie3lich Arbeitsinhalte zu reduzieren.

Nach der Anpassung der Arbeitszeitwerte blieb die Hohe der Zuweisungen fir den nebenberufli-
chen kirchenmusikalischen Dienst unverandert.

Bei der Finanzierung der Orgelstellen wird es vermutlich nicht zu gré3eren Veranderungen kom-
men, hier bleibt es in der Regel bei 12,5 Stunden im Monat fiir eine volle Orgelstelle. Bei Chorlei-
tungsstellen kann sich rechnerisch ein gréRerer Stellenanteil ergeben, da die Dauer der Chorpro-
be erstmalig in die Berechnungen einflie3t. Allerdings werden ebenfalls erstmalig die Mitwirkung in
bis zu vier Gottesdiensten und zwei weiteren Gemeindeversammlungen pro Jahr in die Arbeits-
zeitwerte fir Chorleitung integriert — bislang konnten diese gesondert abgerechnet werden.

Werden die neuen Arbeitszeitwerte angewendet, erhdht sich bei einer 90 — 120mindtigen Chor-
probe pro Woche der jahrliche Finanzbedarf je nach Eingruppierung um ca. 1.000,-- bis 1.300,--
Euro.

Die bisherigen Rickmeldungen aus Gemeinden zeigen, dass Finanzierungsschwierigkeiten vor
allem dort auftreten, wo Musikerinnen und Musiker mit hauptberuflicher kirchenmusikalischer
Qualifikation bzw. Schulmusikexamen nebenberuflich als Chorleiterinnen oder Chorleiter tatig
sind.

In 2009 wurde vereinbart, dass dieser Personenkreis in die Tarifgruppe E 8 eingruppiert werden
kann, die den Regelsatz fur den nebenberuflichen kirchenmusikalischen Dienst (E 4 ohne Qualifi-
kation, E 5 mit D-Qualifikation, E 7 mit C-Qualifikation) Uberschreitet. Danach kann eine hdher
qualifizierte Person angestellt werden, wenn das zu Ubertragende Tatigkeitsniveau dieser Qualifi-
kation entspricht (Hochschulabschluss Kirchenmusik oder Schulmusik). Der Anstellungstrager
entscheidet in diesem Fall, ob er die dafir erforderlichen Mittel bereitstellen kann.

Zur Zeit findet in den betreffenden Dekanaten eine Evaluation der kirchenmusikalischen Arbeit
statt, die zu den o. a. Schwerpunkten innerhalb des Dekanats ermutigen soll. Gleichzeitig wird
gepruft, unter welchen Voraussetzungen zusétzliche Finanzmittel fir den nebenberuflichen kir-
chenmusikalischen Dienst bereitgestellt und auf Antrag abgerufen werden kdnnen.

Der Finanzausschuss wird zu gegebener Zeit im erforderlichen Umfang in die Beratungen einbe-
zogen.

Federfihrung: Landeskirchenmusikdirektorin Christa Kirschbaum

Oberkirchenréatin Dr. Petra Knotzele
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Drucksache Nr.: 13/16

Bericht der Kirchenleitung tUber die Behandlung synodaler Antrage, Datum:
: ) A . " : 11.03.2016
die als Material an die Kirchenleitung Uberwiesen wurden
Az.
hier: Beschluss Nr. 5 der 13. Tagung der Elften Kirchensynode 3521-21 (Hr/Lc)

Antrag des Dekanats Offenbach (Drucksache Nr. 92/15):
Umsetzung der KitavVO

Antrag an die Kirchensynode der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau: Die Kirchensyno-
de der EKHN mdge beschlie3en, dass fur die in der KitaVO vorgelegten Personalstunden — fir
Geschaftsfiihrung, Hauswirtschafts- und Reinigungsbereich — im Haushalt der EKHN entspre-
chende Mittel eingestellt werden.

Uberweisungsbeschluss der Kirchensynode:
Nachstehende Antrage werden als Material an die Kirchenleitung gegeben:

e Der Antrag des Dekanats Offenbach (Drs. 92/15), zur Umsetzung der Kindertagesstatten-
verordnung (KitavVO).

Bericht der Kirchenleitung tUber die Behandlung des Antrags:

Kommunale Pflichtaufgaben durch gesetzliche Anforderungen, wie die Bereitstellung von Kinder-
tagesstattenplatzen, kénnen durch kirchliche Trager unterstitzt werden. Etwaige Defizite, die
durch die gesetzlichen Grundlagen und kommunale Beschlisse entstehen, kdnnen hingegen nicht
durch gesamtkirchliche Mittel kompensiert werden. Dies gilt insbesondere, wenn der politische
Wille bei den beteiligten Akteuren besteht, den Kommunen, Gestaltungsspielrdume zu ermogli-
chen. Aufgrund unterschiedlicher kommunaler Entscheidungen, kann es zu differentem Umgehen
mit den gesetzlichen Grundlagen im Kindertagesstattenbereich kommen. Um aus dieser Situation
den evangelischen Kindertagesstatten keinen Nachteil entstehen zu lassen, hat die EKHN bereits
vor vielen Jahren die Rechtsgrundlage der Kindertagesstattenverordnung (KiTaVO) eingefuhrt.
Hierdurch wird eine Gleichbehandlung der evangelischen Kindertagesstatten weitgehend herge-
stellt, insbesondere dadurch, dass die KiTaVO als Vertragsbestandteil in den Betriebsvertragen
mit den kommunalen Kooperationspartnern verankert wird.

Die Anderung des Hessischen Kinder- und Jugendhilfegesetz (HKJGB) durch die Einfilhrung des
Kinderforderungsgesetzes (KiF6G) fuhrt nicht durchgehend zu Verschlechterungen in der perso-
nellen Ausstattung der padagogischen Fachkrafte. Reduzierungen des padagogischen Personals
sind auf eine geringere Auslastung von Kindertagesstatten sowie kommunale Vorgaben bei der
Personalbemessung zuruckzufiihren. Die Bemessung weiteren Personals fur Reinigung und
Hauswirtschaft in den Kindertagesstatten, ist kein Bestandteil des HKJGB, sondern der KiTavVO
und wird von den Kommunen weitgehend anerkannt, da es sich um Personal handelt, das fur den
Betrieb einer Kindertagesstatte notwendig ist.

Federfihrung: Fachbereichsleitung Kindertagesstatten, Sabine Herrenbriick
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Drucksache Nr.: 13/16

Bericht der Kirchenleitung Uber die Behandlung synodaler Antrage, Datum:
: ) A . " : 14.04.2016
die als Material an die Kirchenleitung Uberwiesen wurden
Az.
hier: Beschluss Nr. 10 der 13. Tagung der Elften Kirchensynode 4905- (Ht/Hef)

Antrag des Synodalen Zobel zur Drucksache Nr. 58/15

Die Synode mdge beschlieRen, dass die Kirchenverwaltung ein Konzept erarbeitet, das den Ver-
kauf oder den Abriss von Gebauden bezuschusst.

Gerade in einem meist schmerzhaften Prozess, wenn es darum geht, sich von einem Gebaude zu
trennen, ist ein positiver Anreiz hilfreich. Er gibt den Gemeinden die Mittel, um all die Veranderun-
gen die mit einem solchen Gebaudeverlust verbunden sind, sorgfaltig zu begleiten.

Die Mittel fir solch einen Zuschuss sehe ich auf Seiten der Landeskirche in den nicht mehr not-
wendigen Abschreibungen, die ja auch auf Seiten der Landeskirche fiir die Gebaude getatigt wer-
den mussen.

Man koénnte z.B. diese Abschreibungen der nachsten 5 oder 10 Jahren den Gemeinden in diesem
Zusammenhang zur Verfigung stellen.

Uberweisungsbeschluss der Kirchensynode:

Nachstehender Antrag wird als Material an die Kirchenleitung Uberwiesen:
Die Kirchenverwaltung mége ein Konzept erarbeiten, das den Verkauf oder den Abriss von Geb&u-
den bezuschusst.

Bericht der Kirchenleitung tUber die Behandlung des Antrags:

Unabhangig von der konkreten gemeindespezifischen Gebéudekonzeption, dem prioritaren Erhalt
von Kirchengebauden und einer damit méglicherweise zusammenhangenden schon bestehenden
besonderen Forderung aus den gesamtkirchlichen Bauzuweisungen, treten positive finanzielle
Effekte durch einen Gebaudeverkauf oder —gerade auch bei der Kirchengemeinde auf:

- Die Abschreibungsaufwendungen entfallen zu 100% sowie je nach Gebaudetyp die Ertrage aus
der Auflésung des Sonderpostens, so dass sich netto das Jahresergebnis um die H6he des
selbst zu kompensierenden Abschreibungsaufwands erhoht.

- Die Verpflichtung zur Bildung der Substanzerhaltungsriicklage - SERL - (jahrliche Zufihrung
sowie theoretisch auch die aufzuholende Licke zwischen Anschaffungs-/Baujahr und Gegen-
wart) entfallt in Hohe des Eigenmittelanteils und damit auch die u. U. notwendige Umschichtung
aus anderen Reinvermdgensbestandteilen.

- Je nach Verkaufsergebnis werden liquide Mittel erzielt. Liegt der Betrag Uiber dem Restbuchwert
des abgehenden Gebaudes, ergibt sich zudem eine Erhdéhung des Reinvermdégens, wird ein
Wert darunter erzielt eine entsprechende Reduktion.

- Bendtigt die Kirchengemeinde nachweislich weiterhin Raume fir ihre Aufgaben (z.B. Dienst-
wohnung fur Pfarrer/-innen, Gemeindebiiro, Versammlungsrdume etc.) tbernimmt die Gesamt-
kirche 90% der Mietaufwendungen.
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Drucksache Nr.: 13/16

Bericht der Kirchenleitung Uber die Behandlung synodaler Antrage, Datum:
: ) A . " : 14.04.2016
die als Material an die Kirchenleitung Uberwiesen wurden
Az.
hier: Beschluss Nr. 10 der 13. Tagung der Elften Kirchensynode 4905- (Ht/Hef)

Im gesamtkirchlichen Haushalt tritt hingegen zunachst keine Veranderung auf:

Die gesamtkirchliche Beteiligung an den Baumaflnahmen kirchlicher Kdrperschaften erfolgen
ebenso wie bisher aus den laufenden Kirchensteuermitteln. Die Gesamtkirche kann keine Ab-
schreibungen auf die Gebaude anderer kirchlicher Kérperschaften vornehmen. Sie muss statt-
dessen regelmafig Finanzierungsbedarfe fur eine durchschnittliche Anzahl jahrlich rollierender
kirchengemeindlicher Gebaudeinvestitionen Ubernehmen, die sich aus den von der Baubetreu-
ung festgestellten Dringlichkeiten der ergeben. Nur rechnerisch entspricht diese Summe uber-
schlagig einer fiktiv der Gesamtkirche zuzuordnenden Beteiligung an der jahrlichen Abschrei-
bung auf die Summe aller Kirchengemeindegebé&ude.

Es ist kaum davon auszugehen, dass gerade jene Gebaude als erste aus dem jahrlichen ge-
samtkirchlichen Mitfinanzierungsvolumen wegen Verkauf oder Abriss herausfallen, fur die be-
reits eine Baugenehmigung erteilt wurde bzw. Baumaf3nahmen beantragt und der bendtigte Ei-
genmittelbeitrag nachgewiesen wurde. Unmittelbare Einsparungen werden daher zunéchst
kaum bei der Gesamtkirche entstehen (auf3er im Bereich der laufenden Gebaudezuweisungen
fur Betriebskosten und kleine Baumafinahmen, die allerdings im vorliegenden Zusammenhang
betragsmaRig eine weniger bedeutende Rolle spielen). Wahrscheinlicher ist, dass erst sehr
sukzessive die Gesamtzahl der Geb&ude sinkt und sich dies daher nur stark zeitversetzt auf
das gesamtkirchliche Budget auswirkt. Dies bedeutete, dass die Zahlung eines zusatzlichen fi-
nanziellen Anreizes fir abgangige Gebaude durch die Gesamtkirche bis auf weiteres zulasten
des allgemeinen Baubudgets ginge und damit zulasten derjenigen Kirchengemeinden, deren
MalRnahmen in absehbarer Zeit anstiinden und die gesamtkirchlich mitzufinanzieren waren.

Fur Pfarrhauser gilt selbst diese nur allmahliche Entlastung der Gesamtkirche nicht, da hier i. d.
R. keine gesamtkirchliche Beteiligung an BaumafRhahmen erfolgt.

Zumindest ein Teil der Kirchengemeinden wird zur Aufgabenerfillung ersatzweise fremde
R&ume anmieten, wofir wiederum die Gesamtkirche hauptséchlich aufkommt.

Die Kirchenleitung sieht daher keinen Vorteil in der vorgeschlagenen finanziellen Férderung, viel-
mehr weist sie auf den Verdrangungseffekt im Gesamthaushalt hin. Ferner wird auch der gesamt-
kirchliche Haushalt mittel- und langfristig darauf angewiesen sein, dass parallel zu Einsparungen in
den gesamtkirchlichen Budgets Einsparungen bei den Zuweisungen u. a. an die Kirchengemeinden
(zumindest in preisbereinigter Betrachtung) erfolgen. Demnach stehen die aus der etwaigen Konso-
lidierung des Gebaudebestands resultierenden Ressourcenschonungen aller Voraussicht nicht zur
Umverteilung zur Verfligung.

In besonderen Fallen, bei denen z.B. der Abriss eines Gebaudes nur an fehlenden Eigenmitteln
einer Gemeinde zu scheitern droht, kénnen bereits vorhandene Finanzierungsinstrumente, insbe-
sondere der Hartefonds, in Betracht gezogen werden.

Federfihrung: OKR Hinte
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Drucksache Nr.: 13/16

Bericht der Kirchenleitung tUber die Behandlung synodaler Antrage, 52%1212:016
die als Material an die Kirchenleitung Uberwiesen wurden o

Az.
hier: Beschluss Nr. 10 der 13. Tagung der Elften Kirchensynode 4905-6

Antrag des Dekanates Wiesbaden (Drucksache Nr. 78 /15):

Mit nicht abnehmender Sorge miissen wir feststellen, dass die ,Anfangsprobleme” der Umstellung
auf Doppik auch nach 10 Monaten mitnichten behoben sind.

Die Regionalverwaltung Wiesbaden-Rheingau-Taunus hat eine 13 DIN A 4-Seiten umfassende
Aufstellung der Defizite, Unklarheiten und Regelungsbedarfe erstellt. Diese Aufstellung zeigt, dass
auf der Basis von Doppik eine ordnungsgeméfe Rechnungs- und Haushaltsfihrung zur Zeit nicht
moglich ist.

Besonders problematisch fiir die ordnungsgemafie Bewirtschaftung der Haushalte und die strate-
gische Finanzplanung von Kirchengemeinden und Dekanat sind:

e Fehlende Abbildung der Personalkosten

e Nicht erstellbare Aufstellung der Riicklagen
e Fehlende Buchungen von Einnahmen

e Die fehlende Kassensicherheit

Die Landessynode moége die Kirchenleitung damit beauftragen, diese Missstdnde umgehend abzu-
stellen:

(1) Die zu erstellende Terminliste muss spatestens am 31.12.2015 zur Verfligung stehen und
an die betroffenen Regionalverwaltungen und Dekanate kommuniziert werden.

(2) Die Kirchenverwaltung hat fur alle noch offenen Programmbausteine der Doppik verbindli-
che Realisierungstermine festzulegen.

(3) Zusatzlich ist dafiir Sorge zu tragen, dass eine umfassende Uberwachung der Prozesse
seitens der Kirchenleitung gewahrleistet ist.

(4) Die Kirchenleitung wird aufgefordert, regelmafiig zu berichten.

Antrag des Dekanates Idstein (Drucksache Nr. 81/15):
Projekt Doppik — Umsetzung des Einfilhrungsprozesses

Auf Grund der problematischen Einfilhrung und der hierdurch entstandenen Probleme in den kirch-
lichen Einrichtungen der Pilotregionen stellt die Dekanatssynode folgenden Antrag:

Nach Kenntnisstand des Dekanats Idstein wurde durch die Regionalverwaltung Wiesbaden-
Rheingau-Taunus eine Ubersicht der offenen Punkte im Doppik-Projekt vorgelegt (Anlage).

Wir fordern die Kirchenleitung auf, bis zum 15.01.2016 einen verbindlichen Zeitplan vorzulegen,
aus dem hervorgeht, wann und welche offenen Punkte abschlie3end abgearbeitet sind.
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Drucksache Nr.: 13/16

Bericht der Kirchenleitung tUber die Behandlung synodaler Antrage, 52%1212:016
die als Material an die Kirchenleitung Uberwiesen wurden o

Az.
hier: Beschluss Nr. 10 der 13. Tagung der Elften Kirchensynode 4905-6

Uberweisungsbeschluss der Kirchensynode:

Das Kirchengesetz zur Einfuhrung des kaufmé&nnischen Rechnungswesens (Kirchengesetz zur
Erganzung der Kirchlichen Haushaltsordnung) (Drs. 58/15) wird mit Anderungen beschlossen. ...

Nachstehende Antrdge von Dekanatssynoden werden als Material an den Finanzausschuss und
die Kirchenleitung Gberwiesen:

+ Die Antrdge der Dekanate Wiesbaden (Drs. 78/15), Idstein (Drs. 81/15 und 82/15) und Bad
Schwalbach (Drs. 84/15) zum Doppik-Projekt und der Kosten- und Leistungsrechnung in den
Dekanaten.

Bericht der Kirchenleitung Uber die Behandlung der Antrége:

Das Doppik-Projekt der EKHN hat sich zum 1. September 2015 angesichts der Anfangsprobleme
bei der Umstellung auf die Doppik grundlegend neu aufgestellt. Zu den wesentlichen Elementen
der Neuausrichtung zahlen eine neue Projektorganisation, die Anpassung der Gesamtprojektpla-
nung einschl. Zeitplanung, die Staffelung des Umstiegs in der Flache in zwei Stufen, die Verstar-
kung der Projektressourcen, der Aufbau einer Support- und Anwenderbetreuung sowie externe
Unterstiitzung im Projektmanagement.

Mit der Neuausrichtung des Projekts wird gewahrleistet, dass den besonderen Herausforderungen
der Umstellung auf die kirchliche Doppik zuklinftig besser begegnet werden kann, die Piloten zeit-
nah in den Regelbetrieb geflihrt und eine erfolgreiche und reibungslose Einfihrung des neuen
Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesens in der EKHN im weiteren Verlauf sichergestellt wer-
den kann.

Das neue Projektteam hat sich unmittelbar nach Erhalt der Liste "Offene Punkte Doppik-Projekt
der Evangelischen Regionalverwaltung Wiesbaden-Rheingau-Taunus vom 18. September 2015
intensiv mit den darin formulierten Fragestellungen auseinandergesetzt und sie mit der eigenen
Planung abgeglichen. Bis auf nicht Doppik-relevante Sachverhalte waren aus Sicht des Projekt-
teams keine unbekannten bzw. keine nennenswerten neuen Punkte in der Aufstellung enthalten.

Ein Grof3teil der in der Offenen Punkte-Liste aufgeworfenen Fragestellungen ist mittlerweile geklart.
Zur Klarung noch offener Themenfelder fand Anfang Dezember 2015 ein Abstimmungstermin in
Wiesbaden unter Teilnahme des Vorsitzenden des Regionalverwaltungsverbandes, der Leitung
und stellv. Leitung der Regionalverwaltung Wiesbaden-Rheingau-Taunus, von Vertretern des Pro-
jektteams und der Projektkoordinierungsstelle des Doppik-Projekts statt. In diesem Termin wurden
Schwerpunktthemen besprochen und Vereinbarungen zur zeitlichen Umsetzung getroffen.

Im Zusammenhang mit dem Doppik-Projekt stehende Belange der Piloten werden seither im erwei-
terten Projektteam regelmaRig mit Vertretern der Leitung der Pilotregionalverwaltungen und des
Rechnungsprufungsamtes besprochen. Dabei werden Verantwortlichkeiten bestimmt, die Vorge-
hensweise festgelegt und die Aktivitaten zur Lésung der Fragestellungen gemeinsam abgestimmt.
Die Sitzungen des erweiterten Projektteams finden seit September 2015 in einem zweiwdchigen
Turnus statt.
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Drucksache Nr.: 13/16

Bericht der Kirchenleitung tUber die Behandlung synodaler Antrage, 52%1212:016
die als Material an die Kirchenleitung Uberwiesen wurden o

Az.
hier: Beschluss Nr. 10 der 13. Tagung der Elften Kirchensynode 4905-6

Die Gesamtprojektplanung des Doppik-Projekts enthélt einen eigenen Meilenstein zum Regelbe-
trieb der Piloten: ,Piloten erfolgreich im Regelbetrieb (insb. Buchungs- und Arbeitsriickstand abge-
arbeitet und Kassensicherheit*). Gemeinsam mit den Piloten wurde der Zeitraum fur die einzelnen
Aktivitaten festgelegt. Wenngleich der Regelbetrieb in den Piloten noch nicht erreicht wurde, so
sind in den vergangenen Monaten erhebliche Fortschritte zur Erreichung dieses Ziels gemacht
worden:

In beiden Pilotregionalverwaltungen sind die Geschaftspartner und Dauervorgange vollstandig
angelegt und verifiziert, die kameralen Jahresrechnungen 2014 erstellt sowie die doppischen
Haushaltsplane fur das Jahr 2015 und fur das Jahr 2016 vollstédndig aufgestellt.

Die Schnittstelle fir das Einlesen der Personalabrechnung ist entwickelt und technologisch umge-
setzt. Die Angestellten-Personallaufe des Jahres 2015 wurden nach eingehender Prifung in der
Testdatenbank in die Produktivdatenbank eingespielt.

Die fehlenden Buchungen von Einnahmen stehen im Zusammenhang mit dem fehlenden Ab-
schluss von Kontoausztigen durch die Pilotregionalverwaltungen. Im erweiterten Projektteam ver-
standigte man sich auf ein Verfahren zum zeitnahen Abschluss der Kontoauszige.

Fir die Migration und Abbildung der Rucklagen in der Doppik wird gegenwartig ein Fachkonzept
mit Unterstltzung von PwC erstellt. Die Finalisierung des Konzepts ist flr April 2016 vorgesehen.

Zur Herstellung der Kassensicherheit wurden erste technologische MalRnahmen initiiert und umge-
setzt (Doublettenprifung in der Software, Funktionstrennung, geanderte Berechtigungen) und
Prufverfahren entwickelt; diese wurden mit dem Rechnungsprifungsamt abgestimmt, bevor Um-
setzungsanforderungen an den Softwareanbieter adressiert wurden.

Seit September 2015 haben Workshops/Schulungen mit und fir die Piloten zu einer Vielzahl von
Themen stattgefunden, u.a. zu Stammdaten, Personalabrechnung, Mahnwesen, Sachkontenrah-
men, Kontierungsleitfaden, Anlagebuchhaltung, Auflésung von Dummy-Konten im Anlagevermo-
gen, Bauinvestitionen, Kernprozesse, etc.

Die Herstellung der vollstéandigen Arbeitsfahigkeit der Pilot-Regionalverwaltungen hat hochste Prio-
ritat. Gleichzeitig wird an den Voraussetzungen fir einen reibungslosen und geordneten Umstieg
weiterer Regionalverwaltungen gearbeitet. Die selbst auferlegten Kriterien hierfir sind trotz der
zahlreichen Fortschritte zum gegenwartigen Zeitpunkt noch nicht alle erfullt. Aus diesem Grund hat
die Kirchenleitung den Beschluss der Projektsteuerungsgruppe bestétigt, die 1. Stufe der weiteren
Doppik-Einfihrung in der Flache um ein Jahr auf den 01.01.2018 zu verschieben.

Uber den aktuellen Projektstand einschl. Zeitplanung informiert der im Intranet der EKHN veroffent-
lichte Projektstatusbericht.

Federfuhrung: Ltd. OKR Heinz Thomas Striegler i.V.m.
Nima Sheikhian (Projektkoordinierung PwC)
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Drucksache Nr.: 13/16

Bericht der Kirchenleitung tUber die Behandlung synodaler Antrage, 53%1?2:016
die als Material an die Kirchenleitung Gberwiesen wurden A
Az.
hier: Beschluss Nr. 10 der 13. Tagung der Elften Kirchensynode 4905-6 (Scht)

Antrag des Dekanats Idstein (Drucksache Nr. 82 /15):
Projekt Doppik- Einfiihrung der Kosten- und Leistungsrechnung in den Dekanaten

Die Synode des Dekanates ldstein fordert die Kirchenleitung auf, die Einfuhrung der Kosten- und
Leistungsrechnung in den Dekanaten auf einen Zeitpunkt zu verschieben, zu dem die Einfihrung
der Doppik in allen Regionen der EKHN erfolgt ist.

Nach Einfuhrung der Doppik soll, in Zusammenwirken zwischen der Kirchenverwaltung und den
Dekanaten, eine Konzeption firr die Kosten- und Leistungsrechnung in den Dekanaten erarbeitet
werden.

Uberweisungsbeschluss der Kirchensynode:

Das Kirchengesetz zur Einfuhrung des kaufmé&nnischen Rechnungswesens (Kirchengesetz zur
Ergéanzung der Kirchlichen Haushaltsordnung) (Drs. 58/15) wird mit Anderungen beschlossen. ...

Nachstehende Antrdge von Dekanatssynoden werden als Material an den Finanzausschuss und
die Kirchenleitung Gberwiesen:

« Die Antrdge der Dekanate Wiesbaden (Drs. 78/15), Idstein (Drs. 81/15 und 82/15) und Bad
Schwalbach (Drs. 84/15) zum Doppik-Projekt und der Kosten- und Leistungsrechnung in den
Dekanaten.

Bericht der Kirchenleitung tUber die Behandlung des Antrags:

Die Kosten- und Leistungs-Rechnung zeigt auf, an welchem Ort (Kostenstelle) und/oder fiir welche
Aufgabe (Kostentrager als auslosende Ursache der Kosten-/Erldsentstehung) Mittel eingesetzt
bzw. erhalten werden. Eine Planung der Mittel in der EKHN auf Kostenstellen und-tragern erlaubt
dariiber hinaus den entscheidungsverantwortlichen Gremien Uberblick und Steuerung der verfiig-
baren Ressourcen fur die Aufgabenerfillung. Dies ist eine Kernvoraussetzung fir zielorientiertes
Handeln einer Nonprofit-Organisation. In ihr werden keine Erlés- oder gar Gewinnziele formuliert,
sondern bei langfristiger Gesamtkostendeckung sind die Aufgaben und Leistungen in den kirchli-
chen Handlungsfeldern samt ihrer begleitenden Unterstitzungsdienste (Leitung, Verwaltung, Ge-
baude,..) qualitativ und quantitativ angemessen wahrzunehmen bzw. anzubieten. Schwerpunktbil-
dung, Forderung und Einstellen konkreter MaRnahmen geht in groReren Einrichtungen wie z.B.
den Dekanaten nicht ohne diese Transparenz des Ressourceneinsatzes. Dies gilt unabhéngig von
der Umstellung auf die Doppik. Auch Organisationen mit kameraler Rechnungslegung erweitern fr
die bessere Kenntnis der Ressourceneinsétze ihr Rechnungswesen: Fir die interne Steuerung ist
die Mittelzuordnung auf die Aufgaben und geplanten bzw. durchgefihrten MaRnhahmen unverzicht-
bar. Aus diesem Grund war die Einfuhrung der Kosten-Leistungs-Rechnung fiir Dekanate Bestand-
teil beider Alternativvorschlage der synodalen Drucksache 90/11 (Umstellung auf Doppik oder Fort-
fuhrung der erweiterten Kameralistik, Anlage 1 S.15). Sie ist unabhéangig von den Umstellungs-
problemen in der Einfihrungsphase der Doppik zu bewaltigen:

Die Bildung von Kostenstellen und Kostentragern in den Dekanaten erfolgte bereits in 2014, damit
diese als sog. Abrechnungsobjekte plan- und buchbar zur Ressourcenabgrenzung untereinander
vorliegen konnten. Eine Umlage bestimmter Kostenstellen auf andere erfolgt nur nachrichtlich
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Drucksache Nr.: 13/16

Bericht der Kirchenleitung tUber die Behandlung synodaler Antrage, 53%1?2:016
die als Material an die Kirchenleitung Gberwiesen wurden A
Az.
hier: Beschluss Nr. 10 der 13. Tagung der Elften Kirchensynode 4905-6 (Scht)

durch die interne Leistungsverrechnung und dies bislang nur im Bereich der Gebaude auf die nut-
zenden Kostenstellen. Die Konzeption der Kosten- und Leistungs-Rechnung ist demnach bereits
erstellt

Der wesentliche Arbeitsschritt fiir das Haushaltsbuch in den Dekanaten ist die Beschreibung der
Ziele und geplanten MaRnahmen in den Handlungsfeldern bzw. Aufgabenbereichen. Die konkrete
Ausgestaltung des Aufgabenbereichs vor Ort kann nur von den Handlungsverantwortlichen (z.B.
Jugendreferenten, Gemeindepadagogen, Offentlichkeitsbeauftragten etc.) vorgenommen werden.
Es handelt sich um einen Arbeitsschritt der ohnehin bei einer zielorientierten Planung erfolgen
muss und nun auch im Haushaltsbuch dargestellt und den Ressourcen gegeniibergestellt werden
soll. Fur die einzelnen Personen in den Dekanaten ist dieser Aufwand tberschaubar und unabhén-
gig vom Fortschritt der Umstellung im Rechnungswesen leistbar. Den verantwortlichen Gremien
dient jedes Jahr, um welches das Haushaltsbuch eher eingefiihrt werden kann, der besseren
Kenntnis, Planung und Steuerung ihrer Aufgaben.

Ein Abwarten mit der Einfihrung der Kosten- und Leistungs-Rechnung in den Dekanaten bis alle
Regionen auf die Doppik umgestellt haben, hiel3e friihestens fir das Haushaltsjahr 2019 im Deka-
nat aufzuzeigen, wo und vor allem woflr die Ressourcen eingesetzt werden. Eine Hilfestellung
durch befristet eingesetzte Projektmitarbeitende wéare zudem dann nicht mehr maoglich.

Die Einfuhrung der Kosten- und Leistungs-Rechnung auf Ebene der Dekanate ist durch das Kir-
chengesetz zur Einfihrung des kaufmannischen Rechnungswesens vom 26.11.2015 Artikel 1
Kirchliche Haushaltsordnung geregelt:

8§ 4 (3) In Dekanaten, Regionalverwaltungsverbanden und in der Gesamtkirche ist eine Kosten-
und Leistungsrechnung anzuwenden.

Daruber hinaus regelt 8 7 die Einfihrung eines Haushaltsbuches u.a. fur Dekanate, in dem die
Ziele und geplanten Leistungen der einzelnen Handlungsfelder dem Ressourcenverbrauch gegen-
Ubergestellt werden.

Federfihrung: OKRIin Schonthal
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Drucksache Nr.: 13/16

Bericht der Kirchenleitung tUber die Behandlung synodaler Antrage, 53%1?2:016
die als Material an die Kirchenleitung Uberwiesen wurden A

Az.
hier: Beschluss Nr. 10 der 13. Tagung der Elften Kirchensynode 4905-6 (Scht)

Antrag des Dekanats Bad Schwalbach (Drucksache Nr. 84/15):

Die Landessynode mdége erneut diskutieren, was mit der Kosten-Leistungsrechnung bezweckt
werden soll und in welchen Bereichen eine Einfiihrung der KLR sinnvoll ist. Die Synode des
Evangelischen Dekanates Bad Schwalbach lehnt die KLR fur die Bereiche Verkiindigung und
Seelsorge ausdrticklich ab.

Uberweisungsbeschluss der Kirchensynode:

Das Kirchengesetz zur Einfuhrung des kaufmé&nnischen Rechnungswesens (Kirchengesetz zur
Ergéanzung der Kirchlichen Haushaltsordnung) (Drs. 58/15) wird mit Anderungen beschlossen. ...

Nachstehende Antrdge von Dekanatssynoden werden als Material an den Finanzausschuss und
die Kirchenleitung Gberwiesen:

« Die Antrdge der Dekanate Wiesbaden (Drs. 78/15), Idstein (Drs. 81/15 und 82/15) und Bad
Schwalbach (Drs. 84/15) zum Doppik-Projekt und der Kosten- und Leistungsrechnung in den
Dekanaten.

Bericht der Kirchenleitung Uber die Behandlung des Antrags:

Zum Sinn und Zweck der Kosten-Leistungs-Rechnung siehe Bericht der Kirchenleitung tber die
Behandlung des Antrags des Dekanat Idstein (Drs. 82/15).

Zusatz:

Es wird durch die Kosten-Leistungs-Rechnung kunftig eine transparente und verursachungsge-
rechte Zuordnung der Mittel zu den Aufgaben im Dekanat geben. Dies ist jedoch keine Vollkosten-
rechnung, in der sdmtliche Unterstiitzungsleistungen zum Gelingen der Aufgabe (Leitung, Verwal-
tung, Gebaude) bertiicksichtigt werden. Auch werden die zugeordneten Ressourcen nicht bei jeder
einzelnen Leistung differenzierten Mengenangaben gegeniibergestellt, aus der sich Stiickkosten
oder —preise ableiten liel3en. Gerade mit Blick auf die Handlungsfelder Verkiindigung und Seelsor-
ge wird der besondere kirchliche Auftrag beriicksichtigt. Dies fuhrt dazu, dass durchaus Angebote
svorgehalten* werden kénnen unabhangig davon, ob und in welchem Umfang es zur Inanspruch-
nahme der Leistungen kommt.

Federfiihrung: OKRIin Schonthal
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Drucksache Nr.: 13/16

Bericht der Kirchenleitung tUber die Behandlung synodaler Antrage, 2?3?2016
die als Material an die Kirchenleitung Uberwiesen wurden T
Az.
hier: Beschluss Nr. 11 der 13. Tagung der Elften Kirchensynode 2001-16.4
(Knd/YR)

Antrag des Synodalen Pfarrer Dr. Gunter Volz (Drucksache Nr. 59/15):
Art. 6 § 8, Erganzung:

Bewerberinnen und Bewerber, die an einer Sonderpotentialanalyse teilgenommen haben, kénnen
sich ein weiteres Mal erneut bewerben.

Uberweisungsbeschluss der Kirchensynode:

Das Kirchengesetz zur Neuordnung des Einstellungsverfahrens in den Pfarrdienst (Drs. 59/15)
wird mit Anderungen beschlossen.

Nachstehender Antrag wird als Material an den Rechtsausschuss und die Kirchenleitung tberwie-
sen:

e Ergénzung zu Art. 6 § 8: Bewerberinnen und Bewerber, die an einer Sonderpotentialana-
lyse teilgenommen haben, kénnen sich ein weiteres Mal bewerben.

Bericht der Kirchenleitung tUber die Behandlung des Antrags:

§ 8 der Rechtsverordnung zur Ubernahme in den Probe- und Pfarrdienst beschreibt das Verfah-
ren, das Bewerberinnen und Bewerber aus anderen Landeskirchen zu durchlaufen haben, wenn
sie in den Dienst der EKHN eintreten wollen. Auf die Teilnahme am Verfahren besteht kein
Rechtsanspruch. Das Verfahren kann nicht wiederholt werden. Die Regelung ist zum 1. Januar
2016 in Kraft getreten. Die Teilnahme an einer frUheren Sonderpotentialanalyse ersetzt das
(neue) Verfahren nicht. Es hindert allerdings auch nicht die Beantragung der Teilnahme nach dem
neuen Verfahren.

Federfihrung: OKRIin Dr. Knétzele
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Drucksache Nr.: 13/16

Bericht der Kirchenleitung tUber die Behandlung synodaler Antrage, 8?3?2016
die als Material an die Kirchenleitung Uberwiesen wurden T
Az.
hier: Beschluss Nr. 13 der 13. Tagung der Elften Kirchensynode 1510-1 (Hw/Lk)

Antrag des Theologischen Ausschusses (zu Drucksache Nr. 60/15):

Die Kirchenleitung und der kiinftige Kirchensynodalvorstand der 12. Kirchensynode werden gebe-
ten, dafir Sorge zu tragen, dass folgendes Anliegen des Theologischen Ausschusses der 11.
Kirchensynode beachtet wird: Wenn die Neuordnung der groR3en und insgesamt deutlich weniger
Dekanate in der EKHN abgeschlossen ist, muss noch einmal tiber den Zusammenhang von De-
kanats- und Propsteiebene auch theologisch gesprochen werden. Angesichts sehr grof3er Deka-
nate stellt sich die Frage nach der Aufgabe des Propstamts erneut: welche Bereiche der Leitung
gehdren zu welcher Ebene?

Uberweisungsbeschluss der Kirchensynode:

Das Kirchengesetz zur Neuordnung der Propsteibereiche (Drs. 60/15) wird mit Anderungen be-
schlossen.

Nachstehender Antrag wird als Material an die Kirchenleitung und den Kirchensynodalvorstand
Uberwiesen:

Die Kirchenleitung und der kinftige Kirchensynodalvorstand der Zwdlften Kirchensynode werden
gebeten, dafir Sorge zu tragen, dass folgendes Anliegen des Theologischen Ausschusses der
Elften Kirchensynode beachtet wird:

Wenn die Neuordnung der groRen und insgesamt deutlich weniger Dekanate in der EKHN abge-
schlossen ist, muss noch einmal Uber den Zusammenhang von Dekanats- und Propsteiebene
auch theologisch gesprochen werden. Angesichts sehr groRer Dekanate stellt sich die Frage nach
der Aufgabe des Propstamts erneut: Welche Bereiche der Leitung gehéren zu welcher Ebene?

Bericht der Kirchenleitung Uber die Behandlung des Antrags:

Nach Abschluss der Neuordnung der Dekanate im Jahr 2019, spéatestens im Jahr 2022, wird sich
die Kirchenleitung mit dem Kirchensynodalvorstand der 12. Kirchensynode dartber abstimmen, in
welcher Weise eine theologische Erdrterung der Zuordnung und Wahrnehmung von Leitungsauf-
gaben durch Propstinnen und Prépste und Dekaninnen und Dekane vor dem Hintergrund der bis
dahin gemachten Erfahrungen erfolgen soll.

Federfuhrung: OKR Heine
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Drucksache Nr.: 13/16

Bericht der Kirchenleitung tUber die Behandlung synodaler Antrage, ggthZOlG
die als Material an die Kirchenleitung Uberwiesen wurden T
Az.
hier: Beschluss Nr. 20 der 13. Tagung der Elften Kirchensynode 3611-1
(Sch/Heb)

Antrag des Theologischen Ausschusses, im Einvernehmen mit dem Ausschuss fir Diako-
nie und Gesellschaftliche Verantwortung (Drucksache Nr. 67/15):

Die Kirchenleitung wird gebeten, spatestens im Herbst 2016 eine Gesetzesvorlage einzubringen:
Revision der Kollektenordnung und der zugehérigen Rechtsverordnung.
Fur den Entwurf bittet die Synode folgende Gedanken zu beriicksichtigen:

Das jetzige System mit seiner strikten Bindung der Pflichtkollekten jeweils an einem bestimmten
Gottesdiensttermin ist der Entwicklung anzupassen, dass vielen Gemeinden nicht oder nicht mehr
allsonntaglich Gottesdienst feiern.

Eine Revision soll sicherzustellen, dass die Gemeinden freie Kollekten und Pflichtkollekten in
einem ausgewogenen Verhaltnis ergeben und dass pfarramtlich verbundene Kirchengemeinden
untereinander weder bevorzugt noch benachteiligt werden.

Ziel ist es, dass das Kollekten-Geben als wichtiger Bestandteil des evangelischen Gottesdienstes
noch starker ins Bewusstsein riickt.

Uberweisungsbeschluss der Kirchensynode:

Nachstehende Antrage werden zur Vorbereitung einer Revision der Kollektenordnung an die Kir-
chenleitung gegeben:

e Der Antrag des Theologischen Ausschusses, im Einvernehmen mit dem Ausschuss fir
Diakonie und Gesellschaftliche Verantwortung: (Antragstext siehe oben)

Bericht der Kirchenleitung Uber die Behandlung des Antrags:

Die Kirchenleitung begriiRt den Antrag des Theologischen Ausschusses und hat das Referat
Seelsorge und Beratung/Koordinationsstelle Kirchengemeinde und Dekanate beauftragt, einen
Entwurf fir eine Revision der Kollektenordnung und der Kollektenverwaltungsordnung zu erar-
beiten. In diesen Arbeitsprozess werden Vertreterinnen und Vertreter der synodalen Aus-
schiisse einbezogen. Ein Ziel der geplanten Revision der Kollektenordnung und der Kollekten-
verwaltungsordnung wird es sein, insbesondere die Regelungen zu den Pflichtkollekten neu zu
fassen. Bisher angedacht wurde die Aufnahme einer an den gesamtkirchlichen Kollektenplan
angelehnten Regelung fur die Ordnung der Pflichtkollekten in Gemeinden, die nicht jeden
Sonn- und Feiertag Gottesdienst feiern.

Im Zuge dieser Neuregelung soll zugleich die Integration des Kollektenwesens in den Haushalt
der jeweiligen Kirchengemeinde (gem. 8 3 Abs. 2 i.V.m. § 8 Abs. 3 i.V.m. § 9 Abs. 1 KHO-
2017) erfolgen. Hierzu sind auch die Aufgaben der Kirchengemeinden, der Dekanate und der
Regionalverwaltungen neu zu definieren.

Federfihrung: OKR Schuster
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Drucksache Nr.: 13/16

Bericht der Kirchenleitung tUber die Behandlung synodaler Antrage, 8?3?2016
die als Material an die Kirchenleitung Uberwiesen wurden T
Az.
hier: Beschluss Nr. 20 der 13. Tagung der Elften Kirchensynode 3611-1
(Sch/Heb)

Antrag des Dekanats Idstein (Drucksache Nr. 83/15):

Vorschlag fur die Anderung von § 6 Abs.2 Kirchengesetz iiber Kollekten, Spenden und Sammlun-
gen (930 Kollektenordnung — KollO) vom 14.09.2002

Die Dekanatssynode der Evangelischen Dekanate Idstein bittet die Kirchensynode der EKHN, § 6
Abs. 2 das Kirchengesetzes uber Kollekten, Spenden und Sammlungen so zu regeln, dass Kir-
chengemeinden die nicht sonntéglich, sondern 14-tagig oder einmal im Monat Gottesdienst feiern,
bei der Verteilung von Pflichtkollekten und freien Kollekten nicht benachteiligt (oder bevorzugt)
werden.

Die Dekanatssynode der Evangelischen Dekanat Idstein schlagt vor, eine Regelung gesetzlich zu
verankern, wie sie zuletzt im Amtsblatt Nr. 5, S. 155 ausgefiihrt war: ,Gemeinden, die alle 14 Tage
Gottesdienst haben, erbitten im Zeitraum von einem Monat die mit einerl versehene Kollekte. Die
Gemeinden, die monatlich nur einen Gottesdienst haben, erbitten im Zeitraum von zwei Monaten
die Kollekte, die mit einer 2 versehen ist.

Antrag des Dekanats Bad Schwalbach (Drucksache Nr. 85/15):
Beschluss zum Antrag an die Landessynode zur neuen Kollektenordnung

Die XI. Synode des Evangelischen Dekanats Bad Schwalbach beschlie3t den in der Anlage 5
beigefiigten Antrag zur Anderung der Kollektenordnung (siehe Text oben) an die Landessynode
der EKHN zu richten.

Uberweisungsbeschluss der Kirchensynode:

Nachstehende Antrage werden zur Vorbereitung einer Revision der Kollektenordnung an die Kir-
chenleitung gegeben: ...

e Antrage der Dekanate Idstein (Drs. 83/15) und Bad Schwalbach (Drs. 85/15) zur Ande-
rung der Kollektenordnung.

Bericht der Kirchenleitung Uber die Behandlung der Antrége:

Die zuletzt im Amtsblatt Nr. 5, 2012, S. 155 verdffentlichte Regelung: ,Gemeinden, die alle 14
Tage Gottesdienst haben, erbitten im Zeitraum von einem Monat die mit einer 1 versehenen Kol-
lekte. Die Gemeinden, die monatlich nur einen Gottesdienst haben, erbitten im Zeitraum von zwei
Monaten die Kollekte, die mit einer 2 versehen ist* wurde mit Beschluss der Kirchensynode im
November 2013 nicht mehr fur die Kollektenpléne der Folgejahre ilbernommen. Von dieser Rege-
lung soll auch im Rahmen der Revision der Kollektenordnung Abstand genommen werden.

Fur die bereits beauftragte Revision der Kollektenordnung wird angestrebt, dass in dem von der
Kirchensynode zu verabschiedenden Kollektenplan wie bisher pro Jahr 30 Pflichtkollekten festge-
legt werden, von denen acht als vorrangig zu kennzeichnen sind. Die Kirchengemeinden hatten
weiterhin die Pflichtkollekten in allen Gottesdiensten an den jeweiligen Sonn- oder Festtagen und
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Drucksache Nr.: 13/16

Bericht der Kirchenleitung tUber die Behandlung synodaler Antrage, 8?3?2016
die als Material an die Kirchenleitung Uberwiesen wurden T
Az.
hier: Beschluss Nr. 20 der 13. Tagung der Elften Kirchensynode 3611-1
(Sch/Heb)

ggf. an den vorausgehenden Samstagen zu erheben. In jedem Jahr kénnten Kirchengemeinden
allerdings — im Gegensatz zu den bisherigen Regelungen — bis zu drei Pflichtkollekten aus beson-
derem Anlass mit den jeweils ndchsten freien Kollekten tauschen. Ausgenommen hiervon wéren
die acht vorrangigen Pflichtkollekten.

Um ein ausgewogenes Verhaltnis zwischen freien Kollekten und Pflichtkollekten zu gewahrleisten,
soll fur Kirchengemeinden, die seltener als woéchentlich Gottesdienste feiern, eine Reduzierung
der Pflichtkollekten auf

e 23 Pflichtkollekten bei monatlich drei Gottesdiensten,
e 15 Pflichtkollekten bei monatlich zwei Gottesdiensten,
e 8 Pflichtkollekten bei monatlichem Gottesdienst und

e bei einem anderen Rhythmus eine Zahl von Pflichtkollekten, die wenigstens der Halfte der
jahrlich gefeierten Gottesdienste entspricht

vorgenommen werden.

Die acht vorrangigen Pflichtkollekten missten, gemaf der geplanten Neuregelung, in diesen Kol-
lekten enthalten sein.

Durch diese Neuerungen soll eine flexiblere Handhabung der Gottesdiensttermine und ein ausge-
glichenes Verhaltnis zwischen freien Kollekten und Pflichtkollekten sichergestellt werden.

Federfihrung: OKR Schuster
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Drucksache Nr.: 13/16

Bericht der Kirchenleitung tUber die Behandlung synodaler Antrage, 8?3?2016
die als Material an die Kirchenleitung Uberwiesen wurden T
Az.
hier: Beschluss Nr. 29 der 13. Tagung der Elften Kirchensynode 3563-5
(Swt/Schtz)

Antrag des Dekanats Ried (Drucksache Nr. 90/15):

Die Synode der EKHN moge beschliel3en, alle Hersteller und Vertreiber von Textilien aufzufor-
dern, dem Bindnis fir nachhaltige Textilien des Bundesministeriums fir Entwicklung beizutreten
und fur eine schnelle Umsetzung der darin festgehaltenen Mindeststandards bei der Textilproduk-
tion und -verarbeitung zu sorgen. Es ist aus christlicher Sicht unvertretbar, dass Arbeiter und Ar-
beiterinnen in Entwicklungslandern gezwungen sind unter menschenunwirdigen Bedingungen
und zu Hungerléhnen zu arbeiten. Bessere Entlohnung und besserer Arbeitsschutz missen dafur
sorgen, diesen Menschen zumindest ein bescheidenes Auskommen und nicht gesundheitsge-
fahrdende Arbeitsbedingungen zu sichern.

Wir fordern die Synode auf, dass beim Einkauf von Textilien auf nachhaltig produzierende Labels
geachtet werden muss.

Uberweisungsbeschluss der Kirchensynode:

Der Antrag des Dekanats Ried zu fair gehandelten Textilien (Drs. 90/15) wird als Material an den
Ausschuss fur Diakonie und Gesellschaftliche Verantwortung, den Ausschuss fur Gerechtigkeit,
Frieden und Bewahrung der Schépfung und die Kirchenleitung Uberwiesen.

Bericht der Kirchenleitung Uber die Behandlung des Antrags:

Faire Beschaffung ist ein wesentlicher Teil des Nachhaltigkeitskonzepts der EKHN. Dazu gehért
auch der Einkauf von Textilien.

Die Kirchenleitung unterstitzt daher grundsétzlich das Ziel des Biindnisses fiir nachhaltige Textili-
en des Bundesministeriums fir Entwicklung, ,die soziale, 6kologische und ékonomische Nachhal-
tigkeit entlang der gesamten Textilkette kontinuierlich zu verbessern“ und dankt den Synodalen
des Dekanats Ried fur ihnr Engagement in dieser Angelegenheit.

Die Kirchenleitung unterstiitzt grundsatzlich ebenfalls das Ziel, das Bindnis fir nachhaltige Texti-
lien moglichst breit aufzustellen, um Wettbewerbsverzerrungen zu vermeiden und die Kréfte in der
Wirtschaft, in Politik und Zivilgesellschaft zu bindeln, um gemeinsame Standards zu entwickeln
und vor allem auch umzusetzen.

Aktuell (Januar 2016) gehéren dem Bindnis fir nachhaltige Textilien fast 180 Mitglieder an. Die
Liste umfasst Handelsunternehmen wie ALDI, KIK, C&A, H&M aber auch HESS NATUR ebenso
wie als nachhaltig zertifizierte Produzenten wie VAUDE oder die in Deutschland produzierende
Lauterbacher Hemdmanufaktur, Handelsverbande und Verbande der Textil- und Sportartikelin-
dustrie. lhm gehdren aber auch eine Reihe von ,Non-Governmental Organisations” (Nichtstaatli-
che Organisationen) wie SUDWIND, das INKOTA Netzwerk oder das Bischofliche Hilfswerk Mi-
SEREOR e.V. an. Wie effektiv das gegriindete Biindnis angesichts der sehr unterschiedlichen
Unternehmen und Organisationen dabei sein kann, lasst sich heute noch nicht abschlieend beur-
teilen. Vor allem die Frage verbindlicher Fristen und der effektiven Kontrolle und Dokumentation
moglichst Gber die gesamte Lieferkette scheint auch unter den bereits registrierten Mitgliedern
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noch strittig. Viele Unternehmen sind dem Bindnis erst beigetreten, als konkrete zeitliche Fristen
aus den Zielvereinbarungen des Biindnisses heraus genommen wurden. Die zustandigen Stellen
in der EKHN werden in jedem Falle die angekiindigten Berichte und den Monitoringprozess auf-
merksam verfolgen und begleiten und dies in geeigneter Form auch verdéffentlichen.

Aus Sicht der Kirchenleitung scheint nun allerdings die im Antrag des Dekanats Ried enthaltene
Aufforderung ,alle Hersteller und Vertreiber von Textilien* aufzufordern dem Biindnis fir nachhal-
tige Textilien beizutreten kaum umsetzbar. Auch eine geographisch beschrankte Aufforderung
erscheint nicht zielfihrend angesichts eines globalagierenden Textilmarktes. Die Kirchenleitung
wird sich allerdings gerne in Gesprachen mit im Kirchengebiet ansassigen Textilunternehmen fir
die Anliegen des Bundnisses einsetzten und dabei insbesondere auch auf die Frage verbindlicher
Fristen und der effektiven Kontrolle und Dokumentation eingehen. Dort, wo Vertreter/innen der
EKHN im Haupt- oder Ehrenamt z.B. in Fair Trade Town Initiativen engagiert sind, kénnen die
Ziele des Bundnisses fur nachhaltige Textilien ebenfalls in die Gesprache mit Unternehmen und
Verbraucher/innen eingebracht werden.

Mindeststandards fiir menschenwirdige Arbeitsbedingungen sind auch Bestandteil der Leitlinien
fur ethische Geldanlage der EKHN und der EKD und werden beachtet und moglichst weiterentwi-
ckelt. Die Kirchen nutzen auch auf diese Weise schon die Méglichkeiten ihres Engagements, um
zur Verbesserung 6kosozialer Standards auch in der Textilproduktion beizutragen.

Ungeachtet dessen sieht die Kirchenleitung auch die eigene Organisation in der Pflicht. Die kirch-
liche Forderung nach Mindeststandards, Einhaltung von Zeitfristen und effektiver Kontrolle und
Dokumentation bleibt unglaubwirdig, solange nicht auch in der eigenen, kirchlichen Organisation
bestehende Handlungsnotwendigkeiten erkannt werden. Von daher begrif3t sie die Selbstver-
pflichtung zum Thema FAIRER HANDEL, die auf der Herbstsynode 2012 (s. Drucksache Nr.:
104/12) verabschiedet wurde, und unterstitzt die Aktivititen der Zentren Gesellschaftliche Ver-
antwortung und Oekumene, die mit ihren Angeboten Informationen fir Multiplikatoren und interes-
sierte Kirchenmitglieder bieten und Handlungsoptionen in den Gemeinden und Dekanaten be-
kannt machen. (Beispiel: Beim Kauf von T-Shirts, die fur besondere Anladsse oder fir Gruppen
bedruckt werden, wird darauf geachtet, dass sie aus fairer Produktion stammen.) GrolRere Wir-
kung kdnnen Kirchengemeinden nur dann entfalten, wenn sie ihre Mitglieder und die interessierte
Offentlichkeit dafiir gewinnen, in ihrem persénlichen Konsumverhalten und Lebensstil die Ziele
des Bindnisses bewusst einzubeziehen. Fachlich gesehen ist das Thema Beschaffung von Texti-
lien ein Aspekt des Themas FAIRE BESCHAFFUNG im Nachhaltigkeitskonzept der EKHN. Zu
dem Themenkomplex FAIRE BESCHAFFUNG besteht gegenwartig eine Arbeitsgruppe, besetzt
mit Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern aus dem Zentrum Gesellschaftliche Verantwortung, dem
Zentrum Oekumene, der Bauabteilung und der Kirchenverwaltung, die die Thematik fachlich be-
gleiten.

Die Kirchenleitung unterstitzt die fachlichen Bestrebungen, neben der Arbeit zur Bewusstseinshil-
dung, auch das eigene Beschaffungswesen zu einem Oko-fairen Beschaffungswesen weiter zu
entwickeln.
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Unter anderem folgende, konkrete Schritte sind dabei in nachster Zeit, insbesondere auch mit
Blick auf das Thema ,Oko-faire Beschaffung von Textilien* im Blick:

- Uberprufung der Textilienangebote im EKHN-Shop (Fahnen, Taschen, Schals, Schiirzen, etc.)
im Hinblick auf Fair Trade.

- Gezielte Multiplikationen von guten Beispielen in der EKHN, bei denen z. B. fair gehandelte
T-Shirts bei Aktionen der Evangelischen Jugend eingesetzt werden.

- Modernisierung und Erweiterung des Internet-Auftritts der EKHN zum Thema Oko-faires Be-
schaffungswesen.

- Weiterentwicklung der EKHN-AG ,Oko-faire Beschaffung hin zu einem EKHN-Netzwerk
,Oko-faire Beschaffung* und Vernetzung mit den EKHN-AKktivitaten zum ,Griinen Hahn*.

- Uberprufung des Vorschlags aus dem Referat Zentrale Dienste der Kirchenverwaltung, in
Verbindung mit zwei anderen Landeskirchen ein ,kirchliches Amazon“ aufzubauen. Die jahrli-
chen Kosten fiir die EKHN werden auf 60.000 Euro geschétzt.

- Uberprifung, ob sich die EKHN und ihre Korperschaften der Aktion ,Zukunft einkaufen —
Glaubwirdig wirtschaften in Kirche* anschlieRen kann (so wie etwa die Evangelische Kirche in
Bayern, die Nordkirche, die Evangelischen Kirchen in Baden und Westfalen).

- Uberprifung, ob die EKHN im Rahmen der hessischen Nachhaltigkeitsstrategie einem Netz-
werk ,Nachhaltige Beschaffung® beitritt (Der Nachhaltigkeitsprozess des Landes Hessen um-
fasst viele Teilaspekte. Bei der Thematik ,Nachhaltiger Einkauf/nachhaltige Beschaffung” sind
die EKHN und die EKKW z. Z. durch das Zentrum Oekumene mit Bruno Inkermann und Dr.
Ute Greifenstein vertreten).

- Erneute Platzierung des Themas Oko-faire Beschaffung auf der EKHN-Synode.

Die Kirchenleitung méchte in diesem Zusammenhang allerdings abschlieBend darauf hinweisen,
dass manche MalRnahmen und Aktivitdten zusatzlich finanzieller und personeller Verstarkung
bediirfen. Die Weiterentwicklung des kirchlichen Beschaffungswesens zu einem Oko-fairen
Beschaffungswesen ist nicht ohne einen angemessenen Mitteleinsatz zu gewahrleisten.

Eine individuelle Aufforderung zum Beitritt zum Bindnis durch die EKHN an noch nicht engagierte
Handels- oder Produktionsunternehmen erscheint mit vertretbarem Aufwand nicht realisierbar.

Federfihrung: OKR Christian Schwindt
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Stellungnahme des Kirchensynodalvorstandes (KSV) zum Antrag des Dekanats Ried
(Drs. 90/15) vom 2. Méarz 2016 unter Beriicksichtigung der Stellungnahmen des Ausschus-
ses Gerechtigkeit, Frieden, Bewahrung der Schopfung (AGFB) und des Ausschusses fir
Diakonie und Gesellschaftliche Verantwortung (ADGV):

Der KSV unterstitzt, wie auch die beiden Ausschiisse AGFB und ADGV, uneingeschrankt die
Zielrichtung des Antrags des Dekanats Ried (DS 90/15), global geltende Mindeststandards in der
Textilproduktion und -verarbeitung einzufiihren. Das im Jahr 2014 gegriindete Bundnis fur nach-
haltige Textilien mit Vertreterinnen und Vertretern aus Wirtschaft, Zivilgesellschaft, Standardorga-
nisationen und Gewerkschaften ist dazu ein wichtiger Schritt.

Mit Blick auf die Zielerreichung ist es allerdings notwendig, in den Aktionsplan des Bindnisses
(www.textilbuendnis.com/index.php/de/startseite/aktionsplan) konkrete Zeitziele fir die Umset-
zungsstrategie mit aufzunehmen. Wir bitten die Kirchenleitung dem Steuerungskreis des Bindnis-
ses dies mitzuteilen.

Dartber hinaus bitten wir die Kirchenleitung geeignete Wege zu finden, alle ,Hersteller und Ver-
treiber von Textilien“ im Gebiet der EKHN aufzufordern dem Bindnis flr nachhaltige Textilien
beizutreten.

Da die kirchliche Forderung nach Mindeststandards und gerechteren Verhaltnissen in der Textilin-
dustrie unglaubwirdig bleibt, solange wir uns als evangelische Kirche nicht selbst in die Pflicht
nehmen, fair gehandelte Textilien zu beziehen, schlagen wir folgende Schritte vor:

o Publikation guter Beispiele fur den Erwerb fair gehandelter Textilien auf der Website der
EKHN, z.B. das Stadtjugendpfarramt Frankfurt. Dort werden fir alle Aktionen mit Kindern
und Jugendlichen ausschlieRlich fair-gehandelte T-Shirts gekauft. AuRerdem werden dort
seit drei Jahren mit grol3em Erfolg Kleidertauschparties veranstaltet.

o Explizite Aufnahme der Thematik ,Textilien“ in die 6kofaire Beschaffung der EKHN

e Finanzielle und personelle Starkung eines Netzwerks fir ©kofaire Beschaffung in der
EKHN, auch hinsichtlich der medialen Bearbeitung (z. B. auf der Internetseite der EKHN).

e Strategische Weiterentwicklung eines Netzwerks fur tkofaire Beschaffung, auch hinsicht-
lich der Kooperation mit anderen evangelischen Landeskirchen.

e Weitergabe des vielschichtigen Themenkomplexes ,nachhaltige Beschaffung in der EKHN*
als Aufgabe an die Zwolfte Kirchensynode.

e Empfehlung an die EKD-Synodalen der EKHN, die Thematik in die entsprechenden Gremi-
en der EKD-Synode einzubringen.
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IN HESSEN UND NASSAU

Vorblatt

zum Entwurf eines Kirchengesetzes zur Zustimmung zur Anderung der Grundordnung der EKD

A. Problemlage und Zielsetzung

Die Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland hat am 11. November 2015 eine Anderung der
Grundordnung der EKD beschlossen und Artikel 1 Absatz 1 GO-EKD neu gefasst (Anlage 2). Die
Kirchenkonferenz hat der Anderung im Dezember 2015 zugestimmt. Die Anderung der Grundord-
nung tritt in Kraft, sobald auch alle Gliedkirchen der EKD zugestimmt haben.

Artikel 1 Absatz 1 der Grundordnung wurde wie folgt erganzt:

Geltende Grundordnung Anderung

Artikel 1 Artikel 1

(1) Die Evangelische Kirche in Deutschland ist die
Gemeinschaft ihrer lutherischen, reformierten und
unierten Gliedkirchen. Sie versteht sich als Teil
der einen Kirche Jesu Christi. Sie achtet die Be-
kenntnisgrundlage der Gliedkirchen und Gemein-
den und setzt voraus, dass sie ihr Bekenntnis in
Lehre, Leben und Ordnung der Kirche wirksam

(1) Die Evangelische Kirche in Deutschland ist die
Gemeinschaft ihrer lutherischen, reformierten und
unierten Gliedkirchen. Sie versteht sich als Teil
der einen Kirche Jesu Christi. Sie achtet die Be-
kenntnisgrundlage der Gliedkirchen und Gemein-
den und setzt voraus, dass sie ihr Bekenntnis in
Lehre, Leben und Ordnung der Kirche wirksam

werden lassen. Sie st als Gemeinschaft ihrer
Gliedkirchen Kirche.

werden lassen.

Mit dem neuen Absatz 1 Satz 3 wird deutlich gemacht, dass die EKD selbst auch Kirche ist. Die
Kompetenzen der EKD andern sich dadurch nicht. Insbesondere werden die Rechte der Gliedkir-
chen dadurch nicht beschnitten.

Zur ndheren Begrindung wird auf die Vorlage des Rates der EKD (Anlage 3) sowie auf die Einbrin-
gungsrede (Anlage 4) verwiesen.

B. Losungsvorschlag

Die Kirchenleitung schlagt vor, dem Kirchengesetz zur Anderung der Grundordnung der EKD zuzu-
stimmen.

Die Zustimmung der EKHN sollte — wie in der Vergangenheit auch — in Form eines Kirchengesetzes
erfolgen.
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C. Alternativen

Es werden keine Alternativen vorgeschlagen.

D. Finanzielle Auswirkungen

Keine

E. Beteiligung

Keine

F. Anlagen

—_

. Anschreiben des Kirchenamtes der EKD vom 15. Dezember 2015

2. Kirchengesetz zur Anderung der Grundordnung der EKD vom 11. November 2015
3. Vorlage des Rates der EKD
4

. Einbringung des Kirchengesetzes zur Anderung der Grundordnung der EKD

Referent: OKR Lehmann
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Kirchengesetz
zur Zustimmung zur Anderung
der Grundordnung der EKD

Vom...

Die Kirchensynode der Evangelischen Kirche in Hessen und
Nassau hat das folgende Kirchengesetz beschlossen:

Artikel 1

Dem Kirchengesetz zur Anderung der Grundordnung der
Evangelischen Kirche in Deutschland vom 11. November
2015 (ABI. EKD 2015 S. 311) wird zugestimmt.

Artikel 2
Dieses Kirchengesetz tritt am Tag nach seiner Verkindung

im Amtsblatt der Evangelischen Kirche in Hessen und Nas-
sau in Kraft.
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Evangelische Kirche
in Deutschland

Kirchenamt

Kirshenamt der EXD - Postiach 21 02 20 - 30402 Hannove{ -/ Kirche i Hessen . Nassau | 15 Dezember 2015

- Kirchenverwaltung -
K g Unser Zeichen : 1 I/HZ

0100/2.121

An die -
Gliedkirchen Eing. 21 Dez. 201

der Evangelischen Kirche in Deutschland -

-| Bei Rilckfragen:

_Vgrgel.

OKR Dr. Thiele
nachrichtlich: 2§, vew 2019
An die Telefon: 0511 2796 - 249
. . . . Telefax: 0511 2796 - 99 249
gliedkirchlichen Zusammenschllsse E-Mail: christoph.thiele@ekd.de

Sekretariat: Frau Hinze
Telefon: 0511-2796 - 282
E-Mail: kathrin.hinze@ekd.de

Kirchengesetz zur Anderung der Grundordnung der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land vom 11. November 2015 '

Sehr geehrte Damen und Herren,

die Synode der EKD hat am 11. November 2015 das Kirchengesetz zur Anderung der
Grundordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland beschlossen. Die Kirchenkonferenz
hat in ihrer Sitzung am 2./3. Dezember 2015 gemaR Artikel 26 a Abs. 4 und 5 der Grundord-
nung der EKD ihre Zustimmung erteilt. Jeweils ist die erforderliche Zweidrittelmehrheit zu-
stande gekommen.

Das Kirchengesetz zur Anderung der Grundordnung erfordert gemaR Artikel 3 die Zustim-
mung aller Gliedkirchen der EKD.

Dementsprechend bitten wir um Zustimmung zum Kirchengesetz zur Anderung der Grund-
ordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland und vorab um den Hinweis, zu welchem
Zeitpunkt lhre Giliedkirche Beratung und Beschlussfassung Uber die Grundordnungsénde-
rung vorsieht. Gerne stehen wir bei weiterem Beratungsbedarf fir Informationen zur Verfi-

gung.

Mit freundlichen GriuRen

Do aﬂﬁ%m

Anlage:
Kirchengesetz zur Anderung der Grundordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland
vom 11. November 2015

Hauptabteilung I: Leitung, Recht und Finanzen - Hauptabteilung II: Kirchliche Handlungsfelder, Bildung - Hauptabteilung IIl: Offentliche Verantwortung - Hauptabteilung IV: Okumene und Auslandsarbeit
Herrenhéuser Str. 12 - 30419 Hannover - Telefon (0511) 27 96-0 - Telefax (0511) 27 96-707 - Telefax (0511) 27 96-717 - E-Mail: info@ekd.de
Ev. Bank - Konto-Nr. 660 000 (BLZ 520 604 10) - [BAN: DE0O5 5206 0410 0000 6600 00 - BIC: GENODEF1EK1
KD Bank Dortmund - Konto-Nr. 1010 573 013 (BLZ 350 601 90) - IBAN: DE30 3506 0180 1010 5730 13 - BIC: GENODED1DKD
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Beschluss der 12. Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland
auf ihrer 2. Tagung zum

Kirchengesetz zur Anderung der Grundordnung
der Evangelischen Kirche in Deutschland

Vom 11. November 2015

Die Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland hat mit Zustimmung der
Kirchenkonferenz auf Grund des Artikels 10 Absatz 2 Buchstabe a der Grundordnung der
Evangelischen Kirche in Deutschland das folgende Kirchengesetz beschlossen:

. Artikel 1
Anderung der Grundordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland

Artikel 1 Absatz 1 der Grundordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland vom 13. Juli
1948 (ABIL EKD S. 233), in der Fassung der Bekanntmachung vom 20. November 2003
(ABL EKD 2004 S. 1), die zuletzt durch Kirchengesetz vom 12. November 2013 (ABL. EKD
2013 S. 446) gedndert worden ist, wird wie folgt gefasst:

"(1) Die Evangelische Kirche in Deutschland ist die Gemeinschaft ihrer lutherischen,
reformierten und unierten Gliedkirchen. Sie versteht sich als Teil der einen Kirche Jesu
Christi. Sie achtet die Bekenntnisgrundlage der Gliedkirchen und Gemeinden und setzt
voraus, dass sie ihr Bekenntnis in Lehre, Leben und Ordnung der Kirche wirksam werden
lassen. Sie ist als Gemeinschaft ihrer Gliedkirchen Kirche." '

Artikel 2
Bekanntmachungserlaubnis

Das Kirchenamt der Evangelischen Kirche in Deutschland kann den Wortlaut der
Grundordnung in der vom Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes an geltenden Fassung im

Amtsblatt der Evangelischen Kirche in Deutschland bekannt machen.

Artikel 3
Inkrafttreten

(1) Dieses Kirchengesetz tritt am Tag nach dem Tag in Kraft, an dem die Kirchenkonferenz
mit der erforderlichen Mehrheit nach Artikel 26 a Absatz 4 und 5 Grundordnung zugestimmt
hat und alle Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in Deutschland zugestimmt haben.

(2) Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland stellt gemil Artikel 26 a Absatz 7 Satz
3 Grundordnung den Zeitpunkt des Inkrafttretens durch Verordnung fest.

Bremen, den 11. November 2015

Die Prises der Synode ‘

der Evangelischen Kirche in Deutschland

Dr. Irmgard Schwaetzer

Die Verdffentlichung der Beschliisse erfolgt unter dem Vorbehalt der endgiiltigen
Ausfertigung durch die Priises der Synode!
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Geschaftsstelle der Synode

Drucksache

VI 1

2. Tagung der 12. Synode
der Evangelischen Kirche in Deutschland
8. bis 11. November 2015
in Bremen

VORLAGE

des Rates der Evangelischen Kirche in Deutschland
gemal Art. 26 a Abs. 1 GO.EKD

ENTWURF
Kirchengesetz zur Anderung der Grundordnung
der Evangelischen Kirche in Deutschland

1. Gesetzestext
2. Stellungnahme der Kirchenkonferenz vom 10. September 2015
3. Begrindung und Synopse
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i Kirchengesetz
zur Anderung der Grundordnung
der Evangelischen Kirche in Deutschland

vom ...

Die Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland hat mit Zustimmung der Kirchenkonfe-
renz auf Grund des Artikels 10 Absatz 2 Buchstabe a der Grundordnung der Evangelischen
Kirche in Deutschland das folgende Kirchengesetz beschlossen:

Artikel 1
Anderung der Grundordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland

Artikel 1 Absatz 1 und 2 der Grundordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland vom
13. Juli 1948 (ABIl. EKD S. 233), in der Fassung der Bekanntmachung vom 20. November
2003 (ABI. EKD 2004 S. 1), die zuletzt durch Kirchengesetz vom 12. November 2013 (ABI.
EKD 2013 S. 446) geandert worden ist, wird wie folgt gefasst:

"(1) Die Evangelische Kirche in Deutschland versteht sich als Teil der einen Kirche
Jesu Christi. Sie ist als Gemeinschaft ihrer lutherischen, reformierten und unierten
Gliedkirchen selbst Kirche. Sie achtet die Bekenntnisgrundlage der Gliedkirchen und
Gemeinden und setzt voraus, dass sie ihr Bekenntnis in Lehre, Leben und Ordnung
der Kirche wirksam werden lassen.

(2) Die Evangelische Kirche in Deutschland fordert das Zusammenwachsen ihrer
Gliedkirchen in der Gemeinsamkeit des christlichen Zeugnisses und Dienstes gemalf
dem Auftrag des Herrn Jesus Christus. Sie bejaht mit den Gliedkirchen und Gemein-
den das gemeinsame Verstandnis des Evangeliums, wie es in der Konkordie refor-
matorischer Kirchen in Europa (Leuenberger Konkordie) formuliert ist. Zwischen den
Gliedkirchen besteht Kirchengemeinschaft im Sinne der Leuenberger Konkordie.*

Artikel 2
Bekanntmachungserlaubnis

Das Kirchenamt der Evangelischen Kirche in Deutschland kann den Wortlaut der Grundord-
nung in der vom Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes an geltenden Fassung im Amtsblatt
der Evangelischen Kirche in Deutschland bekannt machen.

Artikel 3
Inkrafttreten

(1) Dieses Kirchengesetz tritt am Tag nach dem Tag in Kraft, an dem die Kirchenkonferenz
mit der erforderlichen Mehrheit nach Artikel 26 a Absatz 4 und 5 Grundordnung zuge-
stimmt hat und alle Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in Deutschland zugestimmt
haben.

(2) Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland stellt gemaf Artikel 26 a Absatz 7
Satz 3 Grundordnung den Zeitpunkt des Inkrafttretens durch Verordnung fest.
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Stellungnahme der Kirchenkonferenz

Die Kirchenkonferenz hat in ihrer Sitzung am 10. September 2015 wie folgt be-
schlossen:

,Dem Entwurf eines Kirchengesetzes zur Anderung der Grundordnung der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland wird im Grundsatz zugestimmt.“
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Begrindung
zum Kirchengesetz zur Anderung der Grundordnung
der Evangelischen Kirche in Deutschland vom November 2015

Allgemeines

1. Die Anderung der Grundordnung der EKD, insbesondere durch die Aufnahme der Fest-
stellung in Artikel 1 Absatz 1 Satz 2 Grundordnung der EKD, dass die EKD ,als Gemein-
schaft ihrer lutherischen, reformierten und unierten Gliedkirchen selbst Kirche” ist, folgt
einer im Prozess der Optimierung des Verbindungsmodells entwickelten, von der Steue-
rungsgruppe aller drei gliedkirchlichen Zusammenschliisse gemeinsam bernommenen
und von den verbundenen Tagungen von EKD-Synode, Generalsynode und Vollkonfe-
renz als Grundlage eines Auftrags zur Anderung der Grundordnung bestétigten theologi-
schen Einsicht zur Funktion und Bedeutung der Leuenberger Konkordie (LK) fiir das Ver-
standnis der EKD als Kirche. Die LK erklart Kirchengemeinschaft zwischen Kirchen ver-
schiedenen Bekenntnisstandes, die aufgrund der gewonnenen Ubereinstimmung im Ver-
standnis des Evangeliums einander Gemeinschaft an Wort und Sakrament gewéhren
(Nr. 29 LK). Die Grundordnungsanderung geht insofern tber die in der LK formulierten
Aussagen zur Gemeinschaft hinaus, als mit der Funktion der EKD fir die Forderung des
Zusammenwachsens bei Wahrung der Bekenntnisprofile nun ein Weg beschritten wird,
der in der LK zwar nicht vorgegeben ist, aber durch die LK ermdglicht wird: dass namlich
aufgrund ihres gemeinsamen Verstandnisses von Evangelium und Sakrament nicht nur
bekenntnisgebundene Kirchen ihre Gemeinschaft erklaren, sondern dass eine Gemein-
schaft von bekenntnisgebundenen Kirchen eben diese ihre Gemeinschatt als Kirche ver-
steht und folgerichtig als Kirche beschreibt. Eine solche Weiterfiihrung liegt in der Logik
des Verstandnisses von Kirchengemeinschaft in der LK, ohne dass die LK dadurch in ei-
ne bekenntniséhnliche Rolle gebracht wird. Die LK verpflichtet die beteiligten Kirchen auf
der Grundlage der gewonnenen Ubereinstimmung zur theologischen Weiterarbeit und
zur weiteren Vertiefung des gemeinsamen Verstandnisses (Nr. 37 und 38 LK). Ausdriick-
lich aber. ,versteht sich” die LK ,nicht als neues Bekenntnis” (Nr. 37 LK). Daran wird mit
dieser Grundordnungsanderung nichts geéndert.

2. Die damit in den Blick genommene Frage nach dem ekklesiologischen Status der EKD
wird mit der Grundordnungsanderung in die neue und zielfiihrendere Frage danach Uber-
fuhrt, welche konkreten ekklesialen Funktionen die EKD als Gemeinschaft der Gliedkir-
chen hat bzw. im gemeinsamen Verstandnis der Gliedkirchen haben soll. Denn die
Grundordnungsanderung konzentriert sich ganz auf die Gemeinschaftsfunktion der EKD
und macht damit deutlich, dass die EKD insofern Kirche ist, als ihre spezifische Aufgabe
die stetige Forderung der Gemeinschaft ihrer bekenntnisverschiedenen Gliedkirchen ist.
Fur die EKD gilt einerseits wie fir alle Gliedkirchen der Auftrag, die Verkindigung des
Evangeliums zu fordern und den rechten Vollzug der Sakramente zu ermoéglichen, ande-
rerseits die klare Bestimmung, diese Funktion lediglich in Ruckbindung an die Gemein-
schaft der Gliedkirchen wahrzunehmen. Anders gesagt: Die EKD hat den gleichen Auf-
trag wie alle (christlichen) Kirchen, aber darin lediglich eine spezifische Funktion, dass
sie die ihr von der Gemeinschaft der Gliedkirchen und ihren gliedkirchlichen Zusammen-
schliissen ubertragenen kirchlichen Aufgaben wahrnimmt. Im Sinn eines Beschlusses
der Kirchenleitung der VELKD vom 10. Juli 2015 lasst sich dementsprechend feststellen:
.Die EKD hat die Aufgabe, die im gemeinsamen Verstandnis des Evangeliums griinden-
de Einheit der evangelischen Kirche zum Ausdruck zu bringen und die konfessionelle
Vielfalt ihrer Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlisse zu férdern.”
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3. Die mit der Grundordnungsanderung vorgenommene explizite Erklarung dieser Funktion
als Aufgabe der EKD hilft zu verdeutlichen, dass die Darstellung und Pflege von Einheit
bei Vielfalt der Bekenntnisse der Gliedkirchen auf die kirchlichen Grundfunktionen der
Verkiindigung des Evangeliums und Verwaltung der Sakramente bezogen ist. Dieses
Verstandnis der EKD als Kirche folgt einer angemessenen Interpretation der LK. Denn
die ekklesiale Funktion der EKD wird im Unterschied zu jeglicher Art von Unionsbildung
so definiert, dass die EKD die Einheit der Gliedkirchen unter Wahrung von deren Eigen-
standigkeit und Bekenntnisverschiedenheit darstellt. Die EKD ist ,als Gemeinschaft* von
Kirchen — und nur so — Kirche. Die EKD hat gegentuber den Bekenntnissen der Gliedkir-
chen eine moderierende, auf Bekenntniskommunikation hin angelegte ekklesiale Funkti-
on. Die Grundordnungsanderung tritt damit auch einem etwaigen Verstandnis entgegen,
die EKD sei eine verwaltungsunierte Kirche. Die Gliedkirchen, als deren Gemeinschaft
die EKD Kirche ist, fusionieren nicht zu einer Kirche, sondern bleiben in der Gemein-
schaft eigensténdig. So bleibt auch die spezifische ekklesiale Funktion der EKD unter-
schieden von den Bestimmungen der Gliedkirchen, da die EKD lediglich als Gemein-
schaft der Gliedkirchen selbst Kirche ist, also nicht unabh&ngig von ihnen.

Zu Artikel 1 des Anderungsgesetzes

4. Die Anderung der Artikel 1 Abs. 1 und 2 der Grundordnung ist konsequent als Anderung
auf einer theologisch prinzipiellen Ebene gestaltet. Die in ihrer Grundordnung entfaltete
und in der Praxis bewdhrte Kompetenzordnung der EKD im Verhaltnis zu den Gliedkir-
chen bleibt durch sie folglich unverandert. Schon von der systematischen Stellung des
Artikels 1 der Grundordnung her geht es in ihm nicht um einen organisationsrechtlichen
Kirchenbegriff. Es werden auch keine anderen Artikel der Grundordnung verandert. Die
theologische Aussage andert nichts am staatskirchenrechtlichen und kirchenrechtlichen
Status der EKD. Es trifft in staatskirchenrechtlicher Hinsicht gemaf Artikel 140 GG i. V.
m. Artikel 137 Absatz 5 Satz 3 WRYV seit jeher zu, dass die EKD als Zusammenschluss
ihrer Gliedkirchen, die ,06ffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften* sind, selbst eine 6f-
fentlich-rechtliche Korperschaft ist. Damit ist aber weder ein solcher theologischer oder
ein kirchenrechtlicher Begriff von ,Kirche* angesprochen, der die Rechtsstellung der
Gliedkirchen und der kirchlichen Zusammenschliisse tangiert. Es kommen auf der
Grundlage der vorliegenden Grundordnungsanderung und der weiteren unverdnderten
Regelungen in den Grundbestimmungen der Grundordnung der EKD keine Interpretatio-
nen in Betracht, die beispielsweise am Kirchenmitgliedschaftsrecht, am Kirchensteuerer-
hebungsrecht, am Recht der Ordination oder in anderer Hinsicht im Hinblick auf die EKD
Rechtsanderungen herbeifiihren wiirden. Auch im Gefuge der Organe der EKD zueinan-
der (z.B. im Hinblick auf die Stellung und die Aufgaben des Ratsvorsitzenden der EKD)
und in Bezug auf die Gemeinschatft der Gliedkirchen ergeben sich durch die vorgesehene
Anderung von Artikel 1 der Grundordnung keine Anderungen. Organisationsrechtliche
Auswirkungen hat die Anderung nicht. Es ergeben sich somit aus der Anderung von Arti-
kel 1 der Grundordnung keinerlei Veranderungen im Kompetenzgefiige von EKD und
Gliedkirchen.

5. Eine Aufnahme der gliedkirchlichen Zusammenschlisse von VELKD und UEK in den
geéanderten Artikel 1 der Grundordnung der EKD war angesichts des gemeinschaftlichen
Verstandnisses der Intention des Verbindungsmodells nicht angezeigt. Dies wirde der
Asymmetrie im Status der gliedkirchlichen Zusammenschlisse, insbesondere im Blick
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auf ihre unterschiedliche kirchliche Verfasstheit und ihr damit verbundenes unterschiedli-
ches Verstandnis ihrer Dauer nicht gerecht. Darlber hinaus sollten jeweils nur die Mit-
gliedskirchen dieser Zusammenschlisse tber ihren Fortbestand befinden, nicht aber die
Gemeinschaft aller Gliedkirchen. Das Verhdltnis der gliedkirchlichen Zusammenschlisse
untereinander ist angemessen aufgrund von Artikel 21 a Grundordnung der EKD regel-
bar.

Die Grundordnungsanderung ist die theologische Explikation und Bestatigung einer Pra-
xis, in der die EKD im Auftrag der Gliedkirchen und ihrer weiteren Zusammenschlisse in
einer von diesen geordneten Weise ekklesiale Funktionen ausibt. Sie hilft, eine Span-
nung zu Uberwinden, die zwischen den vielen ekklesialen Aufgaben, die die EKD seit ih-
rer Grindung von der Gemeinschaft und fir die Gemeinschaft der Gliedkirchen uber-
nommen hat, und der Zurtickhaltung einer ekklesialen Bezeichnung bestand. Der Gewinn
der Grundordnungsanderung liegt aber nicht nur darin, dass theologisch expliziert wird,
was implizit in praxi schon gilt. Darliber hinaus vollzieht sie in kirchenrechtlicher Rege-
lung eine Weiterfiihrung von Kirchengemeinschaft, wie sie sich aus der Logik des Ver-
sténdnisses von Kirchengemeinschaft bei angemessener Interpretation der LK ergibt (s.
dazu oben 1.). Dies liegt zugleich auf der Linie des Bemiihens um eine Fortentwicklung
des Verbindungsmodells im Interesse der Intensivierung der Gemeinschaft innerhalb der
EKD. Die Grundordnungsénderung kann zudem Befurchtungen einer offenen oder ver-
borgenen Veranderungsdynamik hinsichtlich der bewéahrten Kompetenzzuordnung zwi-
schen den Organen der EKD und ihren Gliedkirchen wehren, weil sie die Grenzen eines
ekklesialen Verstandnisses der EKD prazisiert: die EKD ist nur ,als Gemeinschaft ...
selbst Kirche".

Zu Artikel 3 des Anderungsgesetzes

Die mit der Grundordnungsanderung erzielte Wirkung fur die Explikation der Funktion der
EKD ist somit ein theologisch von der LK ermdglichter, aber kein zwingend aus der LK
abzuleitender Schritt. Damit kommt der Zustimmung zu der entsprechenden Grundord-
nungsénderung eine eigenstandige Bedeutung fir die theologische Verortung der EKD
zu. Die Zustimmung aller Gliedkirchen zu dieser Grundordnungsanderung ist deshalb
angezeigt. Vor dem Hintergrund, dass die genaue Reichweite der sog. ,Paktierungs-
grenze" schwierig zu bestimmen ist, soll zugleich klar sein, dass mit dieser Grundord-
nungsanderung kein ,Verschieben* der Paktierungsgrenze verbunden ist. Daraus folgt
auch, dass bei zukunftigen Fragen zur Anwendbarkeit der sog. ,Paktierungsgrenze* sich
aus der vorgeschlagenen Grundordnungsanderung zu Art. 1 der Grundordnung EKD kei-
ne Konsequenzen ableiten lassen. Das Zustimmungserfordernis aller Gliedkirchen der
EKD zur Grundordnungsanderung ist in Artikel 3 des Kirchengesetzes zur Anderung der
Grundordnung durch Aufnahme einer entsprechenden Regelung Uber das Inkrafttreten
festgelegt.

Die in dieser Begrindung zum Kirchengesetz zur Anderung der Grundordnung der
Evangelischen Kirche in Deutschland vom November 2015 vorgenommenen Ausfihrun-
gen spiegeln sich wider in einer Ausarbeitung ,Weitere Erlauterungen zum Vorschlag zur
Anderung von Art. 1 der Grundordnung der EKD* (Stand 30.9.2015), die ausdriicklich zu
den Gesetzesmaterialien genommen wird.
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Weitere Erlauterungen zum Vorschlag
zur Anderung von Art. 1 der Grundordnung der EKD

Mit Schreiben vom 9. Méarz 2015 ist das Gesetzgebungsverfahren zur Anderung von Art. 1
der Grundordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland eingeleitet worden. Die Begrin-
dung zeichnet den Vorschlag zur Grundordnungsanderung in theologische Erkenntnisse ein,
die in den Beschllssen der Steuerungsgruppe, der Generalsynode der VELKD, der Vollver-
sammlung der UEK und der EKD-Synode vorausgesetzt wurden. Die vorgeschlagene Grun-
dordnungsénderung hat bei der groRen Mehrheit der Gliedkirchen Zustimmung gefunden. In
weitergehenden Gesprachen ist angeregt worden, Art. 1 Absatz 1 Satz 1 nunmehr wie folgt
zu fassen: ,Die Evangelische Kirche in Deutschland versteht sich als Teil der einen Kirche
Jesu Christi.* Dartiber hinaus hat der Vorschlag zu Rickfragen einiger Landeskirchen dahin-
gehend gefihrt, dass die theologischen und ekklesiologischen Erlauterungen noch nicht hin-
reichend deutlich gelungen seien.

Dabei setzen die Rickfragen zum einen bei der Frage ein, warum gerade im Rahmen der
Evaluation des Verbindungsmodells diese Grundordnungsénderung vorgeschlagen wird. Der
Zeitpunkt und eine vermeintliche Verquickung von ekklesiologischen und organisationslogi-
schen Fragen ruft offenbar Zweifel an der eigentlichen Intention der Grundordnungsénde-
rung hervor, auf die es einzugehen gilt. Zum anderen stehen jene Rickfragen in einer Tradi-
tion theologischer Zweifel am Kirchesein der EKD; in der Begrindung zur Grundordnungs-
anderung vom Marz 2015 hiel3 es dazu: ,Seit ihrer Grindung 1948 begleitet die EKD die
Frage, ob die EKD (nur) ein Bund von Kirchen, ein Kirchenbund oder selbst Kirche ist.“ Diese
Fragen nach dem ekklesiologischen Status der EKD wurden durch eine gewachsene theolo-
gische Erkenntnis tUber die Bedeutung der Leuenberger Konkordie von 1973 insofern weiter-
entwickelt, als die vorgeschlagene Grundordnungsanderung jene traditionelle Frage in die
neue und zielfihrendere Frage danach Uberfiihrt, welche konkreten ekklesialen Funktionen
die EKD als Gemeinschaft der Gliedkirchen hat bzw. im gemeinsamen Verstandnis der
Gliedkirchen haben soll. Denn die Grundordnungsanderung konzentriert sich ganz auf die
Gemeinschaftsfunktion der EKD und macht damit deutlich, dass die EKD insofern Kirche ist,
als ihre spezifische Aufgabe die stetige Forderung der Gemeinschaft ihrer bekenntnisver-
schiedenen Gliedkirchen ist. Eben dieses Verstandnis formuliert die Grundordnungsénde-
rung mit dem zentralen Satz, die EKD sei ,als Gemeinschaft ihrer lutherischen, reformierten
und unierten Gliedkirchenkirchen selbst Kirche.” Um die ekklesiale Funktion der EKD als
Gemeinschatt ihrer Gliedkirchen noch naher zu erlautern und damit die Rickfragen aus den
Gliedkirchen praziser beantworten zu kénnen, seien die theologischen Voraussetzungen im
Folgenden deutlicher entfaltet.

1. Zur Geschichte der vorgeschlagenen Grundordnungsanderung

Die vorgeschlagene Grundordnungsanderung macht sichtbar, dass die Gemeinschaft der
bekenntnisverschiedenen Gliedkirchen einen theologisch-argumentativen Weg gefunden hat,
die EKD explizit als Kirche zu beschreiben. Damit wird die angesprochene lange Diskussion
theologischer Bestimmungsbemuihungen zur ekklesialen Funktion der EKD aufgenommen
und weitergefuhrt. Im Zusammenhang mit der Wiederherstellung der Einheit der EKD in Fol-
ge der deutschen Wiedervereinigung ist insbesondere auf Wunsch der ostlichen Gliedkir-
chen in der Grundordnung der Begriff ,Bund“ durch den Begriff ,Gemeinschaft* ersetzt wor-
den. Dies entsprach der Erkenntnis aus der zu jenem Zeitpunkt bereits beschlossenen
Leuenberger Konkordie (LK) und trug dem gewachsenen Verstandnis Rechnung, mit dem
sich die acht seinerzeit im Bund Evangelischer Kirchen in der ehemaligen DDR zusammen-
geschlossenen Gliedkirchen als eine Kirche im theologischen Sinn begriffen. Dieses Ver-
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standnis ist in der 1986 wirksam gewordenen ,Gemeinsamen Erklarung zu den theologi-
schen Grundlagen der Kirche und ihrem Auftrag in Zeugnis und Dienst“* entfaltet worden. Es
ware ein missverstandliches Signal auch gegentiber der gemeinsam gewordenen Geschich-
te, wenn beim Bemuhen um eine Fortentwicklung des Verbindungsmodells in der Grundord-
nung wieder auf die Vorstellung des ,Bundes* zuriickgegangen wirde.

Die weitere Entwicklung der theologischen Reflexionen ist dann wesentlich grundgelegt in
dem Text ,Kirchengemeinschaft nach evangelischen Verstandnis® von 20012,

Die EKD unterscheidet sich von anderen Kirchen nicht durch einen Verzicht darauf, ihre Ar-
beit an den Grundfunktionen der Evangeliumsverkindigung und der rechten Verwaltung der
Sakramente auszurichten, wohl aber durch die Bestimmung ihrer ekklesialen Funktion, die
auf die Gemeinschaft der in ihr verbundenen bekenntnisverschiedenen Gliedkirchen bezo-
gen ist. Insofern ist die EKD ,kirchenrechtlich nicht eine Kirche, wie ihre Gliedkirchen es
sind“.?

In der weiteren Diskussion hat die Kammer fur Theologie der EKD dem Rat der EKD eine
Bekenntnisbindung der EKD allein an das Augsburger Bekenntnis (CA) nicht empfehlen
kénnen. Der Rat stimmte diesem Votum 2009 zu*, weil eine exklusive Bindung — so das Fa-
zit in aller Kiirze — an ein Bekenntnis die EKD hinter die Leuenberger Konkordie von 1973
zuriickfallen lieRe, insofern damit die Differenz zwischen der EKD als Gemeinschaft be-
kenntnisverschiedener Gliedkirchen und den einzelnen Gliedkirchen verunklart werden kénn-
te®, wahrend umgekehrt eine Aufnahme mehrerer Bekenntnisse (z.B. der CA und des Hei-
delberger Katechismus) die Sorge vor einer Bekenntnisunion schiiren wirde. Insbesondere
der Theologische Ausschuss der VELKD hat, aufbauend auf dieser Einschétzung, heraus-
gearbeitet, dass die EKD ihre ekklesiale Funktion gerade darin erfille, dass sie — ,aufgrund
der gewonnenen Ubereinstimmung im Verstandnis des Evangeliums* (LK 29) — fur die Ein-
heit in der bleibenden Vielfalt der Bekenntnisse einstehe, dass sie diese Aufgabe aber nur
dann Uberzeugend realisieren kénne, wenn sie nicht eines dieser Bekenntnisse zu ihrer Be-
kenntnisgrundlage erklare:

,Der EKD muss ... ebenso sehr an der Verschiedenheit der Bekenntnisse wie an der Einheit
ihrer Gliedkirchen gelegen sein. Die EKD setzt damit ekklesiologisch das um, was wir als
evangeliumsgemalie Gestalt von Einheit in gestalteter Vielfalt oben festgehalten haben, und
damit — und das ist nun das zentrale Argument — wird die ekklesiologische Funktion der EKD
einer theologischen, ja, einer evangeliumsgemafen Begrindung zugefihrt. Dies ist fir
das Verstandnis der EKD als Kirche ein entscheidender Gesichtspunkt.“®

Damit ist ein zwar seit lAngerer Zeit angebahnter, aber doch neuer Begriindungszusammen-
hang fur das Kirchesein der EKD entstanden, an dem manche kritische Riickfragen aus den

Gemeinsamen Erklarung zu den theologischen Grundlagen der Kirche und ihrem Auftrag in Zeug-
nis und Dienst vom 23.5.1985, ABI. EKD 1987, S. 243.

Kirchengemeinschaft nach evangelischem Verstandnis. Ein Votum zum geordneten Miteinander
bekenntnisverschiedener Kirchen. Ein Beitrag des Rates der EKD, September 2001 (EKD-Texte
69).

Ebd., S. 14.

Soll das Augsburger Bekenntnis Grundbekenntnis der Evangelischen Kirche in Deutschland wer-
den? Ein Votum der Kammer der Evangelischen Kirche in Deutschland fiir Theologie, Hrsg. Kir-
chenamt der EKD, EKD-Texte 103, 2009, S. 7.

Vgl. Soll das Augsburger Bekenntnis ..., S. 16.

Christine Axt-Piscalar: Zur ekklesiologischen Bedeutung der EKD und der VELKD vor dem Hinter-
grund der Frage nach der Bekenntnisgrundlage der EKD und der Weiterentwicklung des ,Verbin-
dungsmodells“/Impulsreferat, in: epd-Dokumentation 3, 2014, S. 30 — 34, S. 31, Hervorhebungen
im Original.
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Gliedkirchen ansetzen — hatte doch namentlich die VELKD Uber lange Zeit die These vertre-
ten, dass eine Kirche nur dann Kirche sein kbénne, wenn sie eine explizite Bindung an eines
oder mehrere der reformatorischen Bekenntnisse entwickelt habe. Nun aber zeigt sich, dass
gerade ein Verzicht auf eine eigene explizite Bindung an ein bestimmtes reformatorisches
Bekenntnis die Voraussetzung dafur ist, die EKD explizit als Kirche zu bezeichnen. Dieser
Wechsel der Perspektive und damit der Denkrichtung, von der Gemeinschaft der Kirchen
auszugehen statt wie bisher vom Bekenntnis, ist der Schlussel fur das gemeinsame Ver-
standnis der EKD als Kirche. Er ist von allen Organen der drei gliedkirchlichen Zusammen-
schliisse ebenso wie von der Steuerungsgruppe zur Fortentwicklung des Verbindungsmo-
dells aufgenommen worden, auch weil er jene eigenwillige Spannung zu tberwinden hilft, die
zwischen den vielen ekklesialen Aufgaben, die die EKD seit ihrer Griindung von der Ge-
meinschaft und fur die Gemeinschaft der Gliedkirchen Gbernommen hat, und der Zurtickhal-
tung einer ekklesialen Bezeichnung bestand und besteht. Zugleich verbindet sich aber mit
diesem Wechsel der Denkrichtung die Hoffnung, die mit ihr eréffnete Mdglichkeit der Grun-
dordnungsénderung nicht dem Verdacht einer geheimen oder offenen Strategie der EKD
auszusetzen, die Gewichte, Strukturen oder Kompetenzen in der ausdrtcklich erklarten und
geordnet praktizierten Gemeinschaft der Gliedkirchen verschieben zu wollen. Deswegen soll
noch deutlicher theologisch ausgefiihrt werden, worin die ekklesiale Funktion der EKD liegt.

2. Worin besteht die kirchliche Funktion der EKD?

Die ,im theologischen Sinn ekklesiologisch valide Funktion* Gbernimmt die EKD dadurch,
dass ,sie fur die Einheit der Gliedkirchen unter Wahrung der konfessionellen Vielgestaltigkeit
ohne Gleichschaltungstendenzen einsteht*.” Die Verantwortung fir Einheit und bleibende
Vielgestaltigkeit lag auch bisher bei der EKD, wobei dieses ,geradezu an der Leuenberger
Konkordie ausgerichteten Selbstverstandnis“® die spezifisch ekklesiale, durch die Bindung an
die Gemeinschaft der Gliedkirchen bestimmte und begrenzte Funktion der EKD begriindet.
Entsprechend hat die EKD im Laufe ihrer Geschichte lediglich solche Aufgaben tUbernom-
men, die ihr von den Gliedkirchen tbertragen wurden (und die z.B. bei den Gesetzeskompe-
tenzen ggf. auch wieder zuriickholbar waren, soweit dies in dem EKD-Gesetz gemal Artikel
10a Abs. 3 der Grundordnung EKD vorgesehen ist), sei es im Blick auf die 6kumenischen
Verbindungen, sei es im Blick auf offentliche Vertretung der Gemeinschaft, sei es im Blick
auf theologische oder sozialpolitische Klarungen, sei es fur gemeinschaftliche Rechtsset-
zung, verwaltungspraktisches Gemeinschaftshandeln, finanzielle Solidaritat u.v.a.m.® Die mit
der Grundordnungsanderung vorgeschlagene explizite Erklarung dieser Funktionen als Auf-
gaben der Evangelischen Kirche in Deutschland hilft zu verdeutlichen, dass die Darstellung
und Pflege von Einheit bei Vielfalt der Bekenntnisse der Gliedkirchen auf die kirchlichen
Grundfunktionen der Verkindigung des Evangeliums und Verwaltung der Sakramente bezo-
gen ist.

Die Grundordnungséanderung tritt damit auch dem etwaigen Missverstandnis entgegen, die
EKD sei eine verwaltungsunierte Kirche (Wurttemberg, Anfragel c). Die Gliedkirchen, als
deren Gemeinschaft die EKD Kirche ist, fusionieren nicht zu einer Kirche, sondern bleiben in
der Gemeinschaft eigenstéandig.So bleibt auch die spezifische ekklesiale Funktion der EKD
unterschieden von den Bestimmungen der Gliedkirchen, da die EKD lediglich als Gemein-

" Christine Axt-Piscalar: Die Leuenberger Konkordie aus lutherischer Sicht, in: 40 Jahre Leuenberger

Konkordie, Veroffentlichung der GEKE, 2014, S. 169 — 181, S.177.

Christine Axt-Piscalar: Die Leuenberger Konkordie aus lutherischer Sicht, a.a.0., S. 176.

Die institutionelle Ausbildung und Regelung der im gliedkirchlichen Zusammenschluss ,EKD" ent-
falteten Kirchengemeinschaft der deutschen Landeskirchen unterscheidet die EKD von anderen
Fallgestaltungen von Kirchengemeinschaft auf der Grundlage der Leuenberger Konkordie.
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schaft der Gliedkirchen selbst Kirche ist, also nicht unabhangig von ihnen. ,Der Unterschied
zwischen einer einzelnen Kirche und einer Gemeinschaft von Einzelkirchen wird dadurch
nicht beseitigt, dass ebenso wie alle einzelnen Gliedkirchen auch ihre Gemeinschaft sich
durch die den Glauben und die Glaubensgemeinschaft schaffende geistliche Wirksamkeit
des Evangeliums begriindet weil3. Und ebenso wie alle ihre Gliedkirchen am Leib Christi
teilhaben, hat auch deren Gemeinschaft daran teil (GO der EKD, Prdambel). In diesem Sin-
ne hat auch die EKD kirchlichen Charakter und ist Kirche.“!° Entgegen der in manchen glied-
kirchlichen Rickfragen aufscheinenden Sorge vor einer mittelfristig anstehenden Kompe-
tenz- oder Organisationsverschiebung, die sich hinter der Grundordnungsanderung verber-
gen konnte, gilt es zu verdeutlichen, dass die vorgeschlagene Grundordnungsanderung der
Artikel 1 Abs. 1 und 2 konsequent als Anderung auf einer theologisch prinzipiellen Ebene
gestaltet ist. Die EKD wird — in Aufnahme der Praambel-Aussagen — ekklesiologisch verortet
im Kontext der anderen, schon bestehenden grundsatzlichen ekklesiologischen Aussagen
der Artikel 1 - 3: ,Die Grundordnung der EKD enthalt aber auch Aussagen tber die Grundla-
ge, die ihr als ausdriicklich erklarter und geordnet praktizierter Gemeinschaft der Gliedkir-
chen eigen ist. ... Diese — mit der Grundlage ihrer Gliedkirchen zusammenfallende — Grund-
lage der EKD als Gemeinschaft ihrer Gliedkirchen wird in der Praambel der Grundordnung
der EKD benannt (Abs. 1 und 2).“ll Dass die EKD sich ,als Teil der einen Kirche Jesu Chris-
ti“ versteht, ist eine ebenso grundlegende ekklesiologische Verortung im Blick auf das Ver-
haltnis zwischen geglaubter und erfahrbarer Kirche wie die nun vorgeschlagene Aussage,
sie sei ,als Gemeinschaft ihrer lutherischen, reformierten und unierten Gliedkirchen selbst
Kirche". Fur die EKD gilt einerseits wie fur alle Gliedkirchen der Auftrag, die Verkindigung
des Evangeliums zu férdern und den rechten Vollzug der Sakramente zu ermdglichen, ande-
rerseits die klare Bestimmung, diese Funktion lediglich in Rickbindung an die Gemeinschaft
der Gliedkirchen wahrzunehmen. Anders gesagt: Die EKD hat den gleichen Auftrag wie alle
(christlichen) Kirchen, aber darin lediglich eine spezifische Funktion, dass sie die ihr von der
Gemeinschaft der Gliedkirchen und ihren gliedkirchlichen Zusammenschliissen Ubertrage-
nen kirchlichen Aufgaben wahrnimmt (s.0.).

3. Die EKD und die anderen gliedkirchlichen Zusammenschlisse

Eine Aufnahme der gliedkirchlichen Zusammenschlisse von VELKD und UEK in den zu an-
dernden Artikel 1 der Grundordnung der EKD ist angesichts des gemeinschaftlichen Ver-
sténdnisses der Intention des Verbindungsmodells nicht angezeigt. Dies wirde der Asym-
metrie im Status der gliedkirchlichen Zusammenschlisse, insbesondere im Blick auf ihre
unterschiedliche kirchliche Verfasstheit und ihr damit verbundenes unterschiedliches Ver-
standnis ihrer Dauer nicht gerecht. Dartber hinaus sollten jeweils nur die Mitgliedskirchen
dieser Zusammenschlisse Uber ihren Fortbestand befinden, nicht aber die Gemeinschaft
aller Gliedkirchen. Und das Verhéltnis der gliedkirchlichen Zusammenschlisse untereinander
ist angemessen in Artikel 21 a Grundordnung der EKD geregelt. Danach kénnen die glied-
kirchlichen Zusammenschlisse ihren — jeweils eigenen — Auftrag in der EKD wahrnehmen,
was im Einzelnen durch Vertrag geregelt wird. Auf dieser Grundlage ist das Verbindungsmo-
dell durch die Vertrage von 2005 entfaltet worden. Die EKD hat die Aufgabe, die im gemein-
samen Verstandnis des Evangeliums grindende Einheit der evangelischen Kirche zum Aus-
druck zu bringen und die konfessionelle Vielfalt ihrer Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zu-
sammenschliusse zu fordern. In diesem Sinn hat die Kirchenleitung der VELKD am 10. Juli
2015 durch Beschluss ausdricklich votiert.

10

0 Soll das Augsburger Bekenntnis ..., S. 11.

Soll das Augsburger Bekenntnis...., a.a.0., S. 14.
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4. Geht die Grundordnungséanderung uber die Leuenberger Konkordie hinaus?

Die in den Beschlissen zur Grundordnungsanderung vorausgesetzte theologische Einsicht
zur Funktion und Bedeutung der Leuenberger Konkordie fur das Verstandnis der EKD als
Kirche ist kein Missverstandnis der Leuenberger Konkordie (LK), sondern eine angemessene
Interpretation derselben. Denn die ekklesiale Funktion der EKD wird im Unterschied zu jegli-
cher Art von Unionsbildung so definiert, dass die EKD die Einheit der Gliedkirchen unter
Wahrung von deren Eigenstandigkeit und Bekenntnisverschiedenheit darstellt. Die EKD ist
»als Gemeinschaft* von Kirchen — und nur so — Kirche. Die EKD hat gegeniiber den Be-
kenntnissen der Gliedkirchen eine moderierende, auf Bekenntniskommunikation hin angeleg-
te ekklesiale Funktion, wobei diese Funktion auch die Organisation einer Debatte um Ausle-
gungen und Fortentwicklungen von Bekenntnissen in den einzelnen Gliedkirchen einschlie-
Ren kann, wenn denn die Gemeinschaft der Gliedkirchen hierfiir Bedarf sieht (vgl. die Frage
nach der Kirchenzucht beim Abendmahl oder die Zulassung Ungetaufter zum Abendmahl).
Mit der vorgeschlagenen Grundordnungsanderung wird nun die EKD aufgrund dieser
ekklesial definierten Aufgabe selbst Kirche genannt; ist das nicht — so kann man den Kern
mancher Riickfragen aus einigen Gliedkirchen verstehen — eine Uberzeichnung der
ekklesialen Funktion der EKD (siehe Wirttemberg, Anfrage 1 a)?

Die LK erklart Kirchengemeinschaft zwischen den Kirchen, die ein gemeinsames Verstand-
nis des Evangeliums und der Sakramente haben. Die Grundordnungsénderung geht insofern
Uber die in der LK formulierten Aussagen zur Gemeinschaft hinaus, als mit der Funktion der
EKD fur die Forderung des Zusammenwachsens bei Wahrung der Bekenntnisprofile nun ein
Weg beschritten wird, der in der LK zwar nicht vorgegeben ist, aber durch die LK ermdglicht
wird: dass nadmlich aufgrund ihres gemeinsamen Verstandnisses von Evangelium und Sak-
rament nicht nur bekenntnisgebundene Kirchen ihre Gemeinschaft erklaren, sondern dass
eine Gemeinschaft von bekenntnisgebundenen Kirchen eben diese ihre Gemeinschaft als
Kirche versteht und folgerichtig zur Kirche erklart. Das gemeinsame Verstandnis von Evan-
gelium und Sakrament gemaf der LK begriindet nicht nur die langst erklarte Kirchengemein-
schaft der Kirchen, sondern ermoglicht einen weiteren Schritt: Eine Gemeinschaft von Kir-
chen, die das gemeinsame Verstandnis von Evangelium und Sakrament teilt, kann selbst
Kirche genannt werden. Eine solche Weiterflihrung liegt in der Logik des Verstandnisses von
Kirchengemeinschatft in der LK, ohne dass die LK dadurch in eine bekenntniséhnliche Rolle
gebracht wird.

5. Was ist der Mehrwert einer Grundordnungséanderung?

Die in ihrer Grundordnung entfaltete und in der Praxis bewahrte Kompetenzordnung der EKD
im Verhéltnis zu den Gliedkirchen bleibt durch die vorgesehene Grundordnungsanderung
unverandert. Es werden auch keine anderen Artikel der Grundordnung veréndert. Die theo-
logische Aussage andert nichts am staatskirchenrechtlichen und kirchenrechtlichen Status
der EKD. Es trifft in staatskirchenrechtlicher Hinsicht gemaf Artikel 140 GG i. V. m. Artikel
137 Absatz 5 Satz 3 WRYV seit jeher zu, dass die EKD als Zusammenschluss ihrer Gliedkir-
chen, die ,6ffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften* sind, selbst eine 6ffentlich-rechtliche
Korperschaft ist. Damit ist aber weder ein solcher theologischer oder kirchenrechtlicher Be-
griff von ,Kirche* angesprochen, der die Rechtsstellung der Gliedkirchen und der kirchlichen
Zusammenschlisse tangiert (vgl. Wirttemberg — Anfrage 2 a und b). Es kommen auf der
Grundlage der vorgesehenen Grundordnungsanderung und der weiteren unveranderten Re-
gelungen in den Grundbestimmungen der Grundordnung der EKD keine Interpretationen in
Betracht, die am Kirchenmitgliedschaftsrecht, am Kirchensteuererhebungsrecht oder am
Recht der Ordination im Hinblick auf die EKD Rechtsanderungen herbeifiihren wiirden. Auch
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im Geflige der Organe der EKD zueinander (z.B. im Hinblick auf die Stellung und die Aufga-
ben des Ratsvorsitzenden der EKD) und in Bezug auf die Gemeinschaft der Gliedkirchen
ergeben sich durch die vorgesehene Anderung von Artikel 1 der Grundordnung keine Ande-
rungen. Organisationsrechtliche Auswirkungen hat die vorgesehene Anderung nicht. Es er-
geben sich somit aus der vorgesehenen Anderung von Artikel 1 der Grundordnung keinerlei
Verédnderungen im Kompetenzgeflige von EKD und Gliedkirchen. Falls das noch nicht hin-
reichend deutlich in der Begriindung zur Grundordnungsanderung zum Ausdruck gekommen
sein sollte, sollte es im Begriindungstext und bei den weiteren Gesetzgebungsmaterialien
wie den Einbringungsreden in notwendiger Klarheit dokumentiert werden.

Warum dann dennoch die Anderung, wenn sich eigentlich nichts andert — so lauten manche
Ruckfragen aus einigen Gliedkirchen? Die Ubertragung ekklesialer Aufgaben an die EKD
durch die Gemeinschaft der bekenntnisverschiedenen Gliedkirchen ist ja langst schon be-
wabhrte Praxis. Die Grundordnungsénderung ist so gesehen die theologische Explikation und
Bestétigung einer Praxis, in der die EKD im Auftrag der Gliedkirchen und ihrer weiteren Zu-
sammenschliisse in einer von diesen geordneten Weise ekklesiale Funktionen austbt. Der
Gewinn der Grundordnungsanderung liegt also darin, dass theologisch expliziert wird, was
implizit in praxi schon gilt. Die vorgeschlagene Grundordnungsanderung kann zudem Be-
furchtungen einer offenen oder verborgenen Veranderungsdynamik hinsichtlich der bewéhr-
ten Kompetenzzuordnung zwischen den Organen der EKD und ihren Gliedkirchen wehren,
weil sie die Grenzen eines ekklesialen Verstandnisses der EKD prazisiert: sie ist nur ,als
Gemeinschaft ... selbst Kirche*.

6. Okumenische Perspektiven

Eine EKD mit einer neu gefassten Grundordnung erfahrt auch im Blick auf ihre 6kumenische
Situation keine grundlegende Veradnderung gegentber der bisherigen Situation bzw. der Si-
tuation aller Gliedkirchen. Denn es bleibt das Leuenberger Kirchenmodell giiltig, das in den
Augen der rémisch-katholischen Kirche keine ,Kirche im eigentlichen Sinne“ sein kann, weil
weder die Amts- noch die Sukzessions- noch die Sakramentenfragen durch die Grundord-
nungsanderung neu oder anders geklart werden. Durch die Explikation des Impliziten wird
keine neue 6kumenische Gesprachsbasis geschaffen, im Gegenteil: Da die Leuenberger
Konkordie die ,versdhnte Verschiedenheit“ von bekenntnisverschiedenen Kirchen bei gleich-
zeitiger Anerkennung eines gemeinsamen Verstandnisses des Evangeliums zum Ausdruck
bringt, bleibt es das reformatorisch gepragte Modell einer Kirchengemeinschaft, das Plurali-
tat zulasst, ohne Beliebigkeit zu erdffnen. ,Die EKD konnte im Kontext des europaischen
Christentums ein exemplarisches Modell solch gelungener Vermittlung von Einheit unter An-
erkennung gestalteter Vielfalt darstellen — gerade auch im Gegeniber zu konfessionell an-
ders gepragten Paradigmen und zu anders gepragten Religionen."*?

7. Zur Frage der , Paktierungsgrenze*

Diese Erklarung des Kircheseins der EKD auf der Grundlage der LK ist mdglich, aber nicht
zwingend. Die LK wird nicht als Bekenntnis definiert, sondern als theologische Basis ver-
standen, auf der die langst erklarte und gelebte Gemeinschaft von bekenntnisverschiedenen
Gliedkirchen in der EKD als Kirche erkannt und ausdriicklich benannt wird. Da dies ein theo-
logisch von der LK ermdglichter, aber kein zwingend aus der LK abzuleitender Schritt ist,
kommt der Zustimmung zu der entsprechenden Grundordnungsanderung eine eigenstandige
Bedeutung fur die theologische Verortung der EKD zu. Darum ist der Hinweis einzelner
Gliedkirchen nachzuvollziehen, dass eine Zustimmung aller Gliedkirchen ,in jedem Fall rat-

2 Christine Axt-Piscalar: Die Leuenberger Konkordie ..., a. a. O., S. 181.
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sam" ist (Brief Sachsen; siehe auch Wirttemberg, Anfrage 1b). Dieses Erfordernis soll in den
Entwurf zur Grundordnungsénderung aufgenommen werden. Vor dem Hintergrund, dass die
genaue Reichweite der sog. ,Paktierungsgrenze* schwierig zu bestimmen ist*®, soll zugleich
— auch fur die Gesetzgebungsmaterialien — klar sein, dass mit dieser Grundordnungsande-
rung kein ,Verschieben” der Paktierungsgrenze verbunden ist. Daraus folgt auch, dass bei
zukUnftigen Fragen zur Anwendbarkeit der sog. ,Paktierungsgrenze” sich aus der vorge-
schlagenen Grundordnungsanderung zu Art. 1 der Grundordnung EKD keine Konsequenzen
ableiten lassen (Wurttemberg Frage 2 c).

8. Fazit

Mit der vorgeschlagenen Grundordnungsanderung versteht sich die Gemeinschaft bekennt-
nisverschiedener Gliedkirchen selbst als Kirche, weil und solange die EKD ihre auf die Ge-
meinschaft der Gliedkirchen bezogene ekklesiale Funktion wahrnimmt und also die Bekennt-
nisverschiedenheit weder aufzuldésen beabsichtigt noch die Einheit durch neue (Unions-
)Bekenntnisse zu verstarken trachtet. In den Worten der Vorsitzenden des Theologischen
Ausschusses der VELKD: ,Die Leuenberger Konkordie hebt in Nr. 45 hervor, dass eine
“Vereinheitlichung ... dem Wesen der mit dieser Erklarung eingegangenen Kirchengemein-
schaft widersprechen” wiirde“, weil die ,konfessionelle Pragung in den Vollziigen der Kirche
sowie im Glaubensleben des Einzelnen und der Gemeinden der Anbildung, Pflege, Forde-
rung des Glaubenslebens und nicht zuletzt der Beheimatung® diene.** Oder zugespitzer ge-
sagt:

Diese Grundordnungséanderung betont den Reichtum der reformatorischen Bekenntnistradi-
tionen, der zum Wesen der Evangelischen Kirche in Deutschland gehort.

Stand: 30.9.2015

¥ Klaus Schlaich, Anderungen der Grundordnung der EKD nur mit Zustimmung der Gliedkirchen?,

ZevKR 32 (1987), S. 117, 133. Kritisch zur Paktierungsgrenze Christoph Link, Grundordnungsre-
form und reformatorisches Kirchenverstéandnis, ZevkKR 37 (1992), S. 48, 51 f.

" Christine Axt-Piscalar: Zur ekklesiologischen Bedeutung der EKD ..., a.a.0., S. 33.
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Synopse zur Anderung von Artikel 1 GO-EKD

Artikel 1 GO-EKD

Artikel 1 GO-EKD, Anderungsentwurf
23. September 2015

(1) Die Evangelische Kirche in Deutsch-
land ist die Gemeinschaft ihrer lutheri-
schen, reformierten und unierten Gliedkir-
chen. Sie versteht sich als Teil der einen
Kirche Jesu Christi. Sie achtet die Be-
kenntnisgrundlage der Gliedkirchen und
Gemeinden und setzt voraus, dass sie ihr
Bekenntnis in Lehre, Leben und Ordnung
der Kirche wirksam werden lassen.

(1) Die Evangelische Kirche in Deutsch-
land versteht sich als Teil der einen Kir-
che Jesu Christi. Sie ist als Gemein-
schaft ihrer lutherischen, reformierten
und unierten Gliedkirchen selbst Kir-
che. Sie achtet die Bekenntnisgrundlage
der Gliedkirchen und Gemeinden und setzt
voraus, dass sie ihr Bekenntnis in Lehre,
Leben und Ordnung der Kirche wirksam
werden lassen.

(2) Zwischen den Gliedkirchen besteht
Kirchengemeinschaft im  Sinne  der
Konkordie reformatorischer Kirchen in Eu-
ropa (Leuenberger Konkordie). Die Evan-
gelische Kirche in Deutschland fordert da-
rum das Zusammenwachsen ihrer Glied-
kirchen in der Gemeinsamkeit des christli-
chen Zeugnisses und Dienstes gemal
dem Auftrag des Herrn Jesus Christus.

(2) Die Evangelische Kirche in Deutsch-
land fordert das Zusammenwachsen ihrer
Gliedkirchen in der Gemeinsamkeit des
christlichen Zeugnisses und Dienstes ge-
mafl dem Auftrag des Herrn Jesus Chris-
tus. Sie bejaht mit den Gliedkirchen und
Gemeinden das gemeinsame Verstand-
nis des Evangeliums, wie es in der
Konkordie reformatorischer Kirchen in
Europa (Leuenberger Konkordie) for-
muliert ist. Zwischen den Gliedkirchen
besteht Kirchengemeinschaft im Sinne der
Leuenberger Konkordie.

(nicht gednderter Text umgestellt)

(3) Mit ihren Gliedkirchen bejaht die Evan-
gelische Kirche in Deutschland die von der
ersten Bekenntnissynode in Barmen ge-
troffenen Entscheidungen. Sie weil3 sich
verpflichtet, als bekennende Kirche die
Erkenntnisse des Kirchenkampfes Uber
Wesen, Auftrag und Ordnung der Kirche
zur Auswirkung zu bringen. Sie ruft die
Gliedkirchen zum Horen auf das Zeugnis
der Bruder und Schwestern. Sie hilft ihnen,
wo es gefordert wird, zur gemeinsamen
Abwehr kirchenzerstérender Irrlehre.

(3) Mit ihren Gliedkirchen bejaht die Evan-
gelische Kirche in Deutschland die von der
ersten Bekenntnissynode in Barmen ge-
troffenen Entscheidungen. Sie weil3 sich
verpflichtet, als bekennende Kirche die
Erkenntnisse des Kirchenkampfes Uber
Wesen, Auftrag und Ordnung der Kirche
zur Auswirkung zu bringen. Sie ruft die
Gliedkirchen zum Héren auf das Zeugnis
der Bruder und Schwestern. Sie hilft ihnen,
wo es gefordert wird, zur gemeinsamen
Abwehr kirchenzerstérender Irrlehre.

(4) Durch seine Mitgliedschaft in einer Kir-
chengemeinde und in einer Gliedkirche
gehort das Kirchenmitglied zugleich der
Evangelischen Kirche in Deutschland an.

(4) Durch seine Mitgliedschaft in einer Kir-
chengemeinde und in einer Gliedkirche
gehort das Kirchenmitglied zugleich der
Evangelischen Kirche in Deutschland an.



http://www.kirchenrecht-ekd.de/showdocument?id=3365&section=10.100001#s10.100001
http://www.kirchenrecht-ekd.de/showdocument?id=3365&section=10.100001#s10.100001
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Sehr geehrte Frau Préses, hohe Synode, liebe Schwestern und Brtder,

"Die EKD ist auf der Basis der Leuenberger Konkordie eine Kirchengemeinschaft bekennt-
nisverschiedener Kirchen und als solche Kirche." Diese Formulierung wurde auf der verbun-
denen Tagung 2014 in Dresden von der Generalsynode der VELKD, der Vollkonferenz der
UEK und der EKD-Synode mit Uberwéltigenden Mehrheiten beschlossen. Zuvor, im Jahr
2013, hatten die verbundenen Tagungen den Auftrag erteilt, theologisch an einem gemein-
samen Verstandnis der ekklesiologischen Funktion der EKD zu arbeiten. Nach intensiver
Arbeit konnte dann 2014 der genannte Satz beschlossen werden und damit erstmals seit
Grindung der EKD ein theologischer Konsens Uber die Art des Kircheseins der EKD.

Ein Blick in die Geschichte:1948 war eine solche Feststellung, die in die Grundordnung der
EKD hatte eingetragen werden kdénnen, noch nicht méglich. Dazu bedurfte es vieler Schritte:
In den filinfziger und sechziger Jahren des vergangenen Jahrhunderts sind national und in-
ternational intensive Lehrgespréche Uber die Frage der Kanzel- und Abendmahlsgemein-
schaft gefiihrt worden. Die Arnoldshainer Abendmahisthesen von 1962 stellen hier eine
wichtige Erkenntnisstufe dar. Ebenso die "Thesen zur Kirchengemeinschaft" von 1970 als
Ergebnis lutherisch-reformierter Gesprache. Von zentraler Bedeutung ist die Leuenberger
Konkordie von 1973, die die Feststellung der Kirchengemeinschaft zwischen den Signatar-
kirchen erklart. Alle Gliedkirchen der EKD und die EKD selbst haben die Leuenberger
Konkordie unterzeichnet. Allerdings féllt in die gleiche Zeit auch das Scheitern der grundle-
genden Reform der Grundordnung der EKD. Bemuhungen Anfang der 1980er Jahre in den
ostlichen Landeskirchen im Bereich der DDR, die seit 1969 von der EKD getrennt und im
Bund evangelischer Kirchen in der DDR verbundenen waren, eine "Vereinigte Evangelische
Kirche in der DDR" zu griinden, gelangen nicht, obwohl zuvor die Synode in Zissow 1976
als Ergebnis von Lehr- und Einigungsgesprachen festgestellt hatte, dass der Bund der
Evangelischen Kirchen in der DDR (BEK-DDR) "nicht nur ein Bund von Kirchen, sondern in
vollem Sinne Kirche" sei. Die in der Leuenberger Konkordie ausgesprochene Kirchenge-
meinschaft zwischen den Gliedkirchen fand 1984 Eingang in Artikel 1 Absatz 2 Satz 1 der
Grundordnung der EKD. Als schlieBlich 1991 die Einheit der EKD wieder hergestellt wurde,
hat auf der Grundlage der beschriebenen Erfahrungen Artikel 1 Absatz 1 der Grundordnung
die bis jetzt geltende Fassung erhalten: "Die Evangelische Kirche in Deutschland ist die Ge-
meinschaft inrer lutherischen, reformierten und unierten Gliedkirchen".

Worin liegt nun der weitergehende theologische Schritt, der die Feststellung des Kircheseins
der EKD ermdoglicht? Die Kundgebung von Generalsynode und Bischofskonferenz der
VELKD am 9. November 2013 hat diesen Schritt als These 4 wie folgt formuliert: "Indem die
EKD auf der Grundlage der Leuenberger Konkordie die ekklesiale Funktion wahrnimmt, fur
die Einheit der Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschliisse unter den Bedingungen
konfessioneller Pluralitat einzustehen, ist sie als communio ihrer Gliedkirchen selbst Kirche."
Und im Sinn eines Beschlusses der Kirchenleitung der VELKD vom 10. Juli 2015 lasst sich
dementsprechend feststellen: "Die EKD hat die Aufgabe, die im gemeinsamen Verstandnis
des Evangeliums griindende Einheit der evangelischen Kirche zum Ausdruck zu bringen und
die konfessionelle Vielfalt ihrer Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlisse zu for-
dern." Mit diesen Formulierungen wird zum Ausdruck gebracht, dass die EKD als Gemein-
schaft von Kirchen — und nur so — Kirche ist. Zwar sind auch jetzt schon in Praambel und in
Artikel 1 der Grundordnung alle wesentlichen Voraussetzungen fiir eine solche Feststellung
enthalten. Dennoch ist es wichtig, nach der jahrzehntelangen Diskussion die neu gewonnene
theologische Erkenntnis in der Grundordnung nun auch explizit zu machen. Artikel 1 ist daftr
rechtssystematisch der richtige Ort.

Warum wird in Artikel 1 Absatz 2 eine Umstellung und Ergédnzung vorgeschlagen? Die Er-
ganzung, dass die EKD mit den Gliedkirchen und Gemeinden das gemeinsame Verstandnis
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des Evangeliums bejaht, wie es in der Leuenberger Konkordie formuliert ist, bindet die Aus-
sage des Kircheseins ein in diesen theologischen Kontext. Dadurch wird dreierlei deutlich:

1. Die EKD braucht kein Bekenntnis (etwa die CA, also das Augsburger Bekenntnis), um
im genannten Sinne Kirche zu sein. Auch hieriiber wurde in einem mehrjahrigen Konsul-
tationsprozess nachgedacht. Die entscheidende Erkenntnis ist die, dass mit dem ge-
meinsamen Verstandnis des Evangeliums, wie in der Leuenberger Konkordie ausge-
sprochen, eine Gemeinschaft von bekenntnisgebundenen Kirchen gerade kein eigenes
Bekenntnis braucht. Damit wird auch das Missverstandnis ausgeschlossen, die Leuen-
berger Konkordie werde selbst zum Bekenntnis, denn die Leuenberger Konkordie be-
stimmt bereits selbst, dass sie kein Bekenntnis ist.

2. Zweitens wird mit dieser Ergdnzung die spezifische Eigenart des Kircheseins der EKD
beschrieben und gegentber dem Kirchesein ihrer bekenntnisgebundenen Gliedkirchen
abgegrenzt. Ohne den Zusatz in Art. 1 Abs. 2 ware diese spezifische Eigenart und Be-
grenzung nicht klargestellt.

3. Drittens wird mit dieser Erganzung klar, dass die EKD keine Union von Kirchen darstellt,
nicht einmal die schwachste Form einer Union, namlich die Verwaltungsunion. Denn be-
reits ein Kernelement von Union — namlich die gemeinsame administrative Leitung — ist
nicht gegeben. Es &andert sich namlich nichts an der Kompetenzordnung zwischen den
Gliedkirchen und der von ihnen beauftragten EKD. Diese Kompetenzordnung ist in der
Grundordnung genau ausgefiihrt. Eine organisationsrechtliche Veranderung dieses Ver-
héltnisses ist also nicht Gegenstand der Grundordnungsanderung.

Mit dieser dreifachen Klarstellung wird Folgendes erreicht: Das Kirchesein der EKD wird an
die theologische Erkenntnis gebunden, dass ihr Kirchesein nur dadurch begriindet ist, dass
sie fur die Einheit der Gliedkirchen in ihrer konfessionellen Pluralitdt im Sinne der Leuenber-
ger Konkordie einsteht.

Der Auftrag der verbundenen Tagungen 2014 war, in der verbundenen Tagung im Jahr
2015, also jetzt, einen Anderungsentwurf der Grundordnung der EKD vorzulegen, durch den
"das Kirchesein der EKD verdeutlicht" werden soll. Die Vorlage des letzten Jahres gab be-
reits einen Textentwurf dazu vor. Auf dieser Grundlage ist in den letzten Monaten das regula-
re Grundordnungsanderungsverfahren durchgefihrt worden. Wie wblich hat es ein Stellung-
nahmeverfahren in den Gliedkirchen gegeben. Von den 20 Gliedkirchen haben 19 geantwor-
tet. 15 davon haben der Vorlage zugestimmt, viele davon mit dem Hinweis, dass sie diese
Anderung ausdriicklich begrtiRen. In den Stellungnahmen von drei Landeskirchen ist die
Frage aufgeworfen worden, ob das Kirchesein der EKD hinreichend anhand der Grundlage
der Leuenberger Konkordie festgestellt werden kénne. Von diesen drei Gliedkirchen und
einer weiteren sind verschiedene theologische und rechtliche Fragen gestellt worden.

Die Kirchenkonferenz hat im Juli angesichts dieser Fragen weitergehende Gesprache und
Erganzungen an Begriindungen und Erlauterungen zum Anderungsentwurf angeregt, bevor
sie selbst Stellung nehmen wollte. Uber den Sommer ist daran in verschiedenen Gruppen
und auf der Grundlage einer Reihe von Gesprachen gearbeitet worden. Dadurch ist es noch
zu wichtigen Anderungen in den begriindenden Erlauterungen zur Grundordnungsanderung
gekommen und auch zu geringfiigigen, aber wichtigen Korrekturen am Anderungstext. In
ihrer Sitzung Anfang September hat die Kirchenkonferenz bei drei Enthaltungen dann ihre
grundséatzliche Zustimmung zum vorliegenden Entwurf gegeben.

Ein wichtiger Aspekt ist, dass der nun vorliegende Gesetzentwurf vorsieht, dass die Grun-
dordnungsénderung, die mit Zwei-Drittel-Mehrheit von Synode und von Kirchenkonferenz
beschlossen werden muss, von jeder Gliedkirche der EKD ratifiziert werden muss. Es bedarf
also der Zustimmung aller Landeskirchen. In einer Reihe gliedkirchlicher Stellungnahmen ist
auf diese Notwendigkeit hingewiesen worden, bzw. wurde eine entsprechende Erwartung
formuliert. Das hat einen guten Grund: Was die Grundordnungsanderung beziglich der Ex-
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plikation des Kircheseins der EKD bewirkt, ist von der Leuenberger Konkordie her ein theo-
logisch mdglicher, aber kein aus ihr zwingend abzuleitender Schritt. Damit bekommt die Zu-
stimmung zu der entsprechenden Grundordnungsanderung eine eigenstandige Bedeutung.
Denn mit dieser Zustimmung wird der Konsens zwischen den Gliedkirchen beztglich der
Frage, wie die EKD theologisch zu verorten ist, festgestellt. Die Zustimmung aller Gliedkir-
chen zu dieser Grundordnungséanderung ist deshalb angezeigt.

Nach der Kirchenkonferenz ist die Diskussion weitergegangen. Vertreter des Kirchenamtes
sind in verschiedenen Gesprachen bei den anfragenden Gliedkirchen detailliert auf die ge-
stellten Fragen eingegangen. Landesbischof Manzke, Schaumburg-Lippe, hat Ende Sep-
tember noch einmal einen neuen Vorschlag eingebracht, mit dem erklarten Ziel, "zu einer
moglichst von allen Gliedkirchen akzeptierten Anderung der Grundordnung, die das Kirche-
sein der EKD ausdrucklich macht, zu kommen". Der Vorschlag sieht vor, Artikel 1 Absatz 2
der Grundordnung gegeniber der bisherigen Fassung unverandert zu lassen und somit auf
die vorgesehene Textumstellung und Ergadnzung zu verzichten. An den bisherigen Wortlaut
von Artikel 1 Absatz 1 solle aber der Satz angehangt werden: "Als Gemeinschaft ihrer luthe-
rischen, reformierten und unierten Gliedkirchen ist die EKD Kirche." Einige Stimmen haben
diesen Vorschlag als mdglichen Kompromiss unterstiitzt. Der Rat hat diesen Vorschlag in-
tensiv beraten, hat dann aber aus den Griinden, die ich bereits dargelegt habe, entschieden
den Entwurf wie erfolgt, also mit der Umstellung und Erganzung in Artikel 1 Absatz 2 der
Synode vorzulegen.

Einen wichtigen Beitrag zur Klarung von theologischen, wie von rechtlichen und kirchenpoli-
tischen Fragen an den Anderungsentwurf hat die Wurttembergische Landessynode mit ei-
nem sorgféltig vorbereiteten Studientag im Oktober 2015, der viele Aspekte des Anderungs-
entwurfs bedacht hat, geleistet. Die Landessynode hat griindlich sowohl die theologischen
Erkenntnisschritte, die dem Grundordnungsanderungsvorschlag zugrunde liegen, als auch
die rechtlichen Einschéatzungen, durch die deutlich werden konnte, dass es bei dieser Grun-
dordnungsanderung nicht um Veréanderungen im organisationsrechtlichen Geflige der EKD
geht, aufgearbeitet.

Keine Grundordnungsénderung seit der Herstellung der Einheit der EKD in 1991 ist so inten-
siv vorbesprochen worden wie die jetzt vorgelegte. 1991 war die Anderung ein maRgeben-
des Ergebnis der theologischen Arbeit des vormaligen Bundes der Evangelischen Kirchen in
der DDR: Es ging um die Weiterentwicklung der EKD vom Bund von Kirchen zur Gemein-
schaft von Kirchen. Die heute vorgeschlagene Anderung geht den seinerzeit beschrittenen
Weg konsequent zu Ende, indem das Kirchesein der EKD nunmehr explizit und mit aus-
dricklicher Bezugnahme auf die Grundlegung von Kirchengemeinschaft in der Leuenberger
Konkordie in Artikel 1 der Grundordnung der EKD genannt wird. Der Rat steht hinter diesem
Vorschlag und legt ihn der Synode deshalb hiermit zu Beratung und Beschluss vor.
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Beschluss zur Anzahl der zu wahlenden nicht ordinierten
Gemeindemitglieder in die Kirchenleitung

Gemal Artikel 48 Absatz 1 Ziffer 6 der Kirchenordnung wahlt
die Kirchensynode zwei, drei oder vier nicht ordinierte
Gemeindemitglieder auf die Dauer von sechs Jahren in die
Kirchenleitung.

Der Kirchensynodalvorstand und der Altestenrat der Elften
Kirchensynode empfehlen der Zwolften Kirchensynode
weiterhin  insgesamt vier Gemeindemitglieder in die
Kirchenleitung zu wahlen.

Beschlussvorschlag fur die Zwolfte Kirchensynode:

Die Kirchensynode beschliel3t, weiterhin vier
Gemeindeglieder in die Kirchenleitung zu wahlen. Da die
Amtszeit dreier Mitglieder zum 31.12.2016 endet, beauftragt
sie den Benennungsausschuss, fur die Tagung der
Herbstsynode einen entsprechenden Wahlvorschlag
vorzubereiten.



. Wird von dem Antragssteller bzw. der Antragsstellerin ausgefdllt:

SYNODE DER EVANGELISCHEN KIRCHE Wird vom Synodalbiro ausgefullt: 16/16
IN HESSEN UND NASSAU Drucksache Nr.:

Die Dekanatssynode im Evangelischen Dekanat wird vom Synodalbiro ousgefiillt: 251
zu TO-Punkt:
(bei Haushalts-Antragen

Be rEStraBe Angabe der Haushaltsstelle):

Wird vom Synodalbiro ousgefillt:

(bitte in Druckschrift ausfillen) Antrag Nr.:

Die Dekanatssynode hat am 06.11.2015 in Lindenfels

bei 78 anwesenden von 117 stimmberechtigten Mitgliedern beschlossen:

Haben Pradikantinnen und Pradikanten schon bisher Trauungen und/oder Segnungen {ibernommen,
so ist dies in der Regel auch Teil eines neuen Dienstauftrags, ohne dass es einer besonderen

Fortbildung bediirfe.”
Begriindung:

Aufgrund des neuen Pradikantinnen- und Lektorinnen-Gesetz sowie der zugehdrigen
Verwaltungsverordnung wird zwischen der grundsatzlichen Beauftragung und dem jeweiligen
Dienstauftrag unterschieden. Bereits diese hat bei langjéhrigen Pradikantinnen und Pradikanten zu
Irritationen gefiihrt, einige haben aufgrund der Neuregelung ihren Dienst beendet oder die

Beendigung angekiindigt.

Schon im Vorgangergesetz vom 01.07.2007 wurde daneben zudem festgelegt, dass im Umfang des
Dienstauftrags Amtshandlungen nur enthalten sind, wenn eine entsprechende Fortbildung besucht
wurde. Dieses Gesetz wurde jedoch in dieser Hinsicht nie umgesetzt, sodass es kaum in das

Bewusstsein vom Pradikantinnen und Pradikanten gedrungen ist.

Nachdem nun das Antragsverfahren aufgrund des aktuellen Kirchengesetzes erstmalig praktiziert
wird, ist die Frage entstanden, wie damit umzugehen ist, wenn eine Pradikantin oder ein Pradikant
bereits Trauungen / Segnungen oder Bestattungen durchgefiihrt, also einschlagige Erfahrungen hat
und auch darauf vorbereitet und bei der Durchfliihrung begleitet wurde.

In ersten uns bekannten Fillen wurde von Personen, die bereits mehrfach Trauungen durchgefihrt
haben und die seit vielen Jahren bzw. seit mehreren Jahrzehnten im Bereich der Ehrenamtlichen
Verkiindigung Dienst tun, erwartet, dass sie nunmehr zundchst eine Fortbildung in Herborn
besuchen, wenn Sie das, was sie bereits mehrfach unter Beweis gestellt haben, weiter praktizieren

wollen.

Wir halten dieses Vorgehen fir nicht zumutbar. Unbeschadet der Tatsache, dass einige
Pradikantinnen und Pradikanten aus dieser Gruppe von sich aus ihr Interesse an einer solchen
Fortbildung bekundet haben, schlagen wir folgendes Vorgehen vor:

Bei bereits bestehenden Bevollmachtigungen priifen die Dekanate vor der Beantragung eines
Dienstauftrages, ob bisher Trauungen / Segnungen und/ oder Bestattungen zum Dienst gehort haben
und ob die bisherige Vorbereitung/Einfiinrung ausreichend war. Sie teilen dies der Kirchenverwaltung
bei der Beauftragung mit. In diesem Fall wird entsprechend unserem Antrag verfahren (s. 0.).

N
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I Wird von dem Antragssteller bzw. der Antragsstellerin ausgefillt:

SYNODE DER EVANGELISCHEN KIRCHE Wird vom Synodalbiiro ousgefillt:
IN HESSEN UND NASSAU Drucksache Nr.: 17116
Die Dekanatssynode im Evangelischen Dekanat Wird vom Synodalbiiro ausgefiillt:
zu TO-Punkt: 25.2
(bei Haushalts-Antragen
BergStraBe Angabe der Haushaltsstelle).
Wird vom Synodalbiiro ausgefiillt:
(bitte in Druckschrift ausfillen) Antrag Nr.:
Die Dekanatssynode hat am 06.11.2015 in Lindenfels

bei 78 anwesenden von 117 stimmberechtigten Mitgliedern beschlossen:

Die Dekanatssynode es Ev. Dekanates BergstraBe beantragt die ausdriickliche
Finanzausstattung der Gemeinden pro Kirchenmusikdienstauftrag mindestens mit
einem Betrag, der die Anpassung der Vergiitung an die neue Arbeitszeitregelung
auffangt. Mehrkosten, die fiir die Kirchengemeinden durch die neuen
Vergiitungsrichtlinien fiir den Kiisterdienst und die Kirchenmusik entstehen, miissen

durch eine Erhohung der Zuweisungen ausgeglichen werden.
Begriindung:

In der genannten Arbeitsrechtsregelung werden neue Arbeitszeitwerte eingesetzt. Die
Stundenzahlerhhung dient dem Ziel, dem tatsichlichen Aufwand deutlicher zu
entsprechen. Damit der erhdhte Stundensatz umgesetzt werden kann, verlangen nun
einige Gemeinden von ihren Mitarbeitenden, dass z.B. eine einzelne Chorprobe zwar
nach dem Stundensatz von drei mal 60 Minuten durchgefiihrt wird, daflir aber nicht
mehr wichentlich sondern nur noch vierzehntégig stattfinden soll. Oder der
Organistendienst im Gottesdienst, flir den samt Ubezeit 2,5 Stunden vorgesehen sind,
wird letztlich beschrankt auf das Spielen der Eingangsliturgie. Solche Lésungsansatze
sind nicht im Sinne des Gesetzgebers. Gleichwohl sind sie die Folge der fehlenden

Finanzausstattung fir das Anheben der Arbeitszeiten.

Auch bei anderen Beschliissen der Arbeitsrechtlichen Kommission, die eine Erhéhung
der Vergiitung kirchlicher Mitarbeiterinnen zur Folge haben, wird die Zuweisung an die
Kirchengemeinden entsprechend angepasst. Eine solche Anpassung ware auch in diesem
Zusammenhang dringend geboten, denn sonst fihrt die Neuregelung zu einer Kirzung
der Arbeitszeit, weil viele Kirchengemeinden eine héhere Stundenzahl nicht finanzieren
kénnen. Wenn aber gerade die Kirchenmusik, die immer wieder in Umfragen als ein
wichtiges Aushangeschild fiir die Kirche in der Gesellschaft bezeichnet wird,
zuriickgefahren werden muss, hitte das eine weitere spiirbare Schwdchung der Kirche
im 6ffentlichen Bewusstsein zur Folge. Eine angemessene Bezahlung kirchlicher
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (gerade im Bereich der Kirchenmusik) halten wir fur
richtig und wichtig, nur sind viele Kirchengemeinden ohne eine entsprechende Erhohung

der Zuweisungen nicht in de iese zu finanzieren.
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Fragestunde der 1. Tagung (02.06. — 04.06.16) der Zwdlften Kirchensynode der EKHN

Frage:

Synodaler Rainer Lorenz

Meine Frage betrifft die Einstellung eines Kiisters/ einer Kiisterin

a) Konnten die Voraussetzungen fir die Einstellung von Kistern/Kisterinnen nicht den
Gegebenheiten der Gemeinden besser anpasst werden? Konkret: wieso wird in einer kleinen
Gemeinde mit einer Wochenarbeitszeit von 2,7 Stunden die Vergabe an eine abgeschlossene
handwerkliche Ausbildung geknipft, wenn in der Aufgabenbeschreibung keinerlei handwerkliche
Tatigkeiten vorkommen?

b) Gehe ich richtig in der Annahme, dass bei einer nicht volljahrigen Kiisterin das Jugend-
arbeitsschutzgesetz dann respektiert werden muss, wenn die Tatigkeit bezahlt wird, nicht
jedoch, wenn sie ehrenamtlich geleistet wird? Ist das einsehbar?




1. Wird von dem Antragssteller bzw. der Antragsstellerin ausgefiillt:

SYNODE PER EVANGELISCHEN KIRCHE Wird vom Synodalbiiro ausgefilit: 19/16

IN HESSEN UND NASSAU Drucksache Nr.: —_—

Die Dekanatssynode im Evangelischen Dekanat Wird vom Synodalbiro ausgefillt:
zu TO-Punkt:

n | (bei Haushalts-Antréagen
Runke Angabe der Haushaltsstelle):

Wird vom Synodalbiiro ausgefiillt:

Antrag Nr.:

N
[4)]
w

Die Dekanatssynode hat am 22.04.2016 in Hadamar bei 38 anwesenden von 43 stimmberechtigten

Mitgliedern beschlossen:

Die Kirchenleitung wird beauftragt, das Mobilitatskonzept fur die EKHN
weiter zu entwickeln

a) Indem die EKHN Arbeitnehmern Gehaltsumwandlung erméglicht,
damit Beschéftigte E-Fahrrader glinstiger finanzieren kénnen.

b) Dazu sollte das Besoldungsgesetz fur Kirchenbeamte und die
Kirchliche Tarifvertragsordnung so geédndert werden, dass eine
Entgeltumwandlung zur Anschaffung von E-Fahrréadern fir bei der
EKHN Beschaftigte mdglich wird.

Zugleich bittet die Dekanatssynode die Kirchenleitung und
Kirchenverwaltung, auf das Land Hessen mit dem Ziel einzuwirken,
dass auch auf Landes- und Bundesebene eine entsprechende
Entgeltumwandiung zur Anschaffung von E-Fahradern méglich wird.
Somit wiirden sich Bundes- und Kirchengesetz an diesem Punkt nicht

voneinander unterscheiden.

c) Die EKHN mdge zudem prifen, ob neben der Nutzung steuerlicher
Aspekte zur Finanzierung von E-Fahrradern auch Eigenmittel zur
Anschaffung von E-Fahrradern eingestellt werden kénnen.

6//1 ;\W&é&w )b/*j
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Stand: 30.05.16

Versand Druck- 1. Tagung der Zwélften Kirchensynode
am: sachen- vom 02.06. - 04.06.2016
Nr.

20.04.2016 01/16 Tagesordnung

20.05.2016 02/16 Ergdnzung der Tagesordnung

20.04.2016 03/16 Beschlussfassung iiber die Geschdftsordnung (Art. 37 Abs. 3 KO)

Tischvorlage | 04/16 Wahl von drei Mitgliedern der Kirchensynode in die Mitgliederversammlung der
Diakonie Hessen

Tischvorlage 05/16 Wahl von sechs Mitgliedern der Kirchensynode in den Koordinierungsausschuss
des Diakonischen Werks (§ 7 Abs. 3 des Vertrags zwischen der EKHN und der
EKKW anl. der Bildung eines gemeinsamen Diakonischen Werks)

Tischvorlage 06/16 Wahl eines Mitglieds in den Aufsichtsrat der Gesellschaft fiir diakonische
Einrichtungen in Hessen und Nassau

10.05.2016 07/16 Berufung in den Vorstand der Hessischen Lutherstiftung

Tischvorlage 08/16 Vortrag von Prof. Dr. Scherle zum Thema Kirchenordnung und die Rolle der
Synode

Tischvorlage | 09/16 Bericht des Prdses der Elften Kirchensynode

10.05.2016 10/16 Bericht der Kirchenleitung 2015-2016 (Art. 47 Abs. 1 Ziffer 16 KO)

Tischvorlage | 10-1/16 | Bericht des Kirchenprdsidenten

Tischvorlage | 10-2/16 | Bericht lber die finanzielle Lage der EKHN fiir die Friihjahrssynode 2016

Tischvorlage 11/16 Das Geo-Informationssystem als Werkzeug zur Erkundung Kirchlicher
Landschaften im regionalen Sozialraum (Prasentation und Information)

10.05.2016 12/16 Bericht der Kirchenleitung iiber die Ausfiihrung von Synodenbeschliissen

10.05.2016 13/16 Bericht der Kirchenleitung iiber die Behandlung synodaler Antrdge, die der
Kirchenleitung liberwiesen wurden

10.05.2016 14/16 Entwurf eines Kirchengesetzes zur Zustimmung zur Anderung der
Grundordnung der EKD

10.05.2016 15/16 Beschluss zur Anzahl der zu wdhlenden nicht ordinierten Gemeindemitglieder in
die Kirchenleitung

20.04.2016 16/16 Dekanat BergstraBe zu Dienstauftrdgen im Prddikanten- und Lektorendienst

20.04.2016 17/16 Dekanat BergstrafBe zur Finanzausstattung der Kirchengemeinden fiir
Mehrkosten durch neue Vergiitungsrichtlinien fiir den Kiisterdienst und die
Kirchenmusik

20.05.2016 18/16 Fragestunde
Ergdnzende Tagesordnung:

20.05.2016 19/16 Dekanat Runkel zur Weiterentwicklung des Mobilitdtskonzeptes
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	Die Verbindung der Konfirmandenarbeit mit der Arbeit mit Kindern und Jugendlichen, die sich in der Arbeitsfeldkonferenz etabliert hat, soll darüber hinaus konzeptionell die wechselseitige Verbindung in der konkreten Arbeit vor Ort unterstützen. Das Ve...
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	Aufbau der Kirchlichen Studienbegleitung
	Kernstück des „Kirchengesetzes zur Neuordnung des Einstellungsverfahrens“, das im November 2015 von der Synode beschlossen wurde, ist der Aufbau einer Kirchlichen Studienbegleitung. Die Kirchliche Studienbegleitung ist ein Personalförderungskonzept fü...
	Die Kirchliche Studienbegleitung trägt damit Veränderungen Rechnung, die sich sowohl im Bereich der Personalplanung/Personalgewinnung, als auch der Ausbildung an den Theologischen Fakultäten ergeben haben: in den nächsten Jahren kann es nicht mehr dar...
	Die Verabschiedung des Kirchengesetzes zur Neuordnung des Einstellungsverfahrens im November letzten Jahres wurde von der Studierendenschaft der EKHN sehr begrüßt. Erste Studierende, die im Februar ihre theologische Zwischenprüfung abgelegt haben, hab...
	Im Amtsblatt 12/2015 wurden zwei gesamtkirchliche Pfarrstellen für Kirchliche Studienbegleitung ausgeschrieben. Diese Stellen konnten mittlerweile mit Pfarrerin Dr. Simone Mantei und Pfarrer Jürgen Lehwalder besetzt werden. Räumlich wird die „Geschäft...
	Für das zweite Halbjahr 2016 ist vor allem der weitere, institutionelle Aufbau der Geschäftsstelle und die Weiterentwicklung und Umsetzung des Rahmenkonzeptes für Kirchliche Studienbegleitung (Drucksache 09/2015) geplant, das heißt unter anderem erste...
	9. Vermögensverwaltung und Finanzcontrolling
	Beteiligungen
	Die EKHN ist zum 31.12.2015 mit 26,33 Mio. € bei 14 Gesellschaften direkt am Eigenkapital beteiligt. Es handelt sich vorwiegend um gemeinnützige Einrichtungen aus dem Pflege- und Gesundheitswesen (23,85 Mio. €), dem sozialen Bereich (0,65 Mio. €) und ...
	Die meisten Einrichtungen konnten positive Jahresergebnisse 2014 sowie gute Auslastungsquoten vorweisen. Im Pflege- und Gesundheitsmarkt bleiben der Kosten- und Konkurrenzdruck und die Gewinnung von Fachpersonal die größten Risiken.
	Unter den sog. Zuweisungsempfängern erhielten in 2015 rund 20 Einrichtungen jeweils mehr als 100.000 € und insgesamt 31,5 Mio. € EKHN-Zuweisungen (ohne Umlagen an Missionswerke und Entwicklungsdienste, Flüchtlingshilfe sowie ohne Kirchengemeinden, Dek...
	Die Darlehensforderungen außerhalb von Kirchengemeinden, Diakoniestationen und Dekanaten betragen zum 31.12.2015 8,3 Mio. €. Im Betrachtungszeitraum gab es keine neuen Darlehensvergaben.
	Schließlich hat die EKHN zum 31.12.2015 einen Bürgschaftsbestand in Höhe von 13,5 Mio. €.  Für etwaige Ausfälle stehen unverändert mehr Gelder als gesetzlich gefordert (10 %) in der Bürgschaftssicherungsrücklage der EKHN zur Verfügung (3,8 Mio. €).
	Bleibt noch der alljährliche Hinweis auf die mittelbare finanzielle Beteiligung der EKHN an den Entwicklungen der Ev. Zusatzversorgungskasse (EZVK) und der Ev. Ruhegehaltskasse (ERK): Der Anstieg der Versorgungsverpflichtungen aufgrund der Lebensstati...
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	10.1. Öffentlichkeitsarbeit
	Die „Konferenz Regionale Öffentlichkeitsarbeit (KRÖB)“ als vierteljährlich verpflichtende Fachkonferenz beschäftigte sich unter anderem intensiv mit Fragen des Medienrechts und der Zukunft der Tageszeitungen und der Printpresse in digitalen Zeiten.
	10.2. Reformationsdekade
	Zum Stand der Reformationsdekade in der EKHN
	Bis zum Frühjahr 2016 wurden die in den Jahren 2014/15 gefassten Beschlüsse der Kirchensynode und der Kirchenleitung zur Gestaltung des Reformationsjubiläums schrittweise umgesetzt. So hat das von der Kirchensynode der EKHN ins Leben gerufene „Projekt...
	Die wichtigsten Aufgaben des Projektbüros sind die Planung und organisatorische Durchführung gesamtkirchlicher Vorhaben (Weltausstellung Wittenberg, Stationenweg-Feiern in Herborn und Worms, Lutherweg-Projekt, Nassauer Union, Ebernburger Tischreden, M...
	Der Beauftragte und sein Stellvertreter haben seit Beginn des Jahres 2015 rund 30 Dekanate besucht (in der Regel Pfarrkonvente, gelegentlich auch Dekanatssynoden). Sie halten Kontakt zur EKD und zu anderen Landeskirchen, zur Deutschen Lutherweg-Gesell...
	Im Hessischen Pfarrblatt (1/2016) erschien ein umfangreicher Artikel des Beauftragten über den Planungsstand in der Reformationsdekade, als Beilage zur Evangelischen Sonntagszeitung wurde im März 2016 ausführlich über Vorhaben und Aktivitäten auf alle...
	Zusammen mit dem Vergabegremium wurden bis Ende März dieses Jahres 36 neue Projektanträge aus Kirchengemeinden, Dekanaten und selbstständigen Einrichtungen der EKHN positiv entschieden; zahlreiche weitere Anträge sind in der Bearbeitung. Einige davon,...
	10.3. Kirchenvorstandswahl 2015
	Werbematerial für Gewinnung jüngerer Menschen für die Kirchenvorstandswahl
	In Kooperation mit der Evangelischen Jugend in Hessen und Nassau e.V. (EJHN e.V.) und dem Stabsbereich Öffentlichkeitsarbeit der EKHN hat sich der Fachbereich Kinder und Jugend im Zentrum Bildung dazu entschieden, gezielt junge Christinnen und Christe...
	Junge Menschen haben entgegen gängiger Klischees, ein hohes Bedürfnis sich mitzuteilen und ihre Standpunkte zu vertreten. Die Wahl des Kirchenvorstandes ist in diesem Anspruch ein zentraler Baustein, der nicht unterschätzt werden sollte. Die personali...
	Das gewählte Medium Postkarte wurde individuell und zielgereichtet eingesetzt, um erstens Jugendliche auf den Wahltermin aufmerksam zu machen („save the date!“), sie zweitens mit der eigens entwickelten Homepage (www.meinewahl.de/jugend) vertraut zu m...
	Das Leben junger Menschen findet sehr stark auch im Internet statt. Gerade hier verknüpfte die Kampagne Online mit Offline: Wer sich besonders digital stark für die Wahlen machen wollte, konnte dies mit der eigens entwickelten Homepage tun. Der Link k...
	Mitarbeitende in der Kinder- und Jugendarbeit wurden gebeten, möglichst viele Postkarten an Jugendliche, die sie kennen, zu senden. Außerdem wurden sie gebeten, Jugendlichen Postkarten zu geben, um diese ganz individuell zu gestalten mit einer persönl...
	Neben der Möglichkeit, mit Jugendlichen in den Dialog zu kommen, gab es auch die Möglichkeit, von der Homepage Plakate der Kampagne kostenfrei herunterzuladen und damit Gemeinderäume und Jugendbüros sowie Gemeindehäuser und Kirchen auszustatten.
	Fachtage für Jugenddelegierte
	Bereits im Sommer 2015 wandten sich der Fachbereich Kinder und Jugend zusammen mit der EJHN e.V. an alle Benennungsausschüsse der Kirchengemeinden, um Jugendliche als Jugenddelegierte für den Kirchenvorstand zu gewinnen. 2015 wurden dann vom Fachberei...
	Auf ihre Zukunft als Jugenddelegierte im Kirchenvorstand blickten sie zuversichtlich, locker, aber mit gemischten Gefühlen und guten Vorsätzen. Im Anschluss daran bot die EJHN e.V. an, eine WhatsApp-Gruppe zu bilden, sodass die Jugenddelegierten unter...
	Am 12. März 2016 veranstaltete der Fachbereich Kinder und Jugend im Zentrum Bildung in Zusammenarbeit mit der EJHN e.V. einen weiteren Fachtag unter dem Motto: „Hurra, ich bin gewählt – und die Jugend?“. Der Fachtag wendete sich an alle neu gewählten ...
	Angebote der Ehrenamtsakademie, des Zentrum Verkündigung und des Referats Rechtsfragen Kirchliche Dienste für neugewählte Kirchenvorstände
	Zielpunkt war es, dass die neugewählten Kirchenvorstände ihre Arbeit ab dem 1. September 2015 gut aufnehmen konnten.
	 Dazu fanden schon vor diesem Stichtag Fortbildungen für die Jugenddelegierten als völlig neuem Thema und zu Fragen wie „Den Übergang gestalten“ oder „Rollenfindung“ im Kirchenvorstand in Kooperation mit dem Zentrum Bildung, der EJHN und dem Stabsber...
	 Zum Stichtag wurden die neuen Materialien, vor allem der Glaubenskurs „Sehnsucht nach mehr“ und das Heft „Aussichtsreich unterwegs“ über die Gemeinden an alle Kirchenvorsteherinnen und Kirchenvorsteher“ verschickt. Ganz wichtig war, dass zu diesem Z...
	Neben diesen ersten Fortbildungen und dem Versenden von Materialien sollten und sollen drei Bausteine das Hineinfinden in die Arbeit und den Austausch untereinander stärken:
	 EKHN Ideenmesse am 10. Oktober 2015 in Gießen
	Am 10. Oktober 2015 fand in Gießen die groß angelegte EKHN Ideenmesse für Kirchenvorstände und Mitarbeitende statt, die von der Kirchenleitung und dem Netzwerk „Lust auf Gemeinde“ gemeinsam verantwortet und organisatorisch im Wesentlichen zum ersten M...
	 Fortbildungen vor Ort
	Im Übergangszeitraum von den „alten“ zu den „neuen“ Kirchenvorständen fanden in vielen Dekanaten erste Zusammenkünfte statt, die vor allem auch die Gemeinschaft untereinander stärken sollten. Es ließ sich beobachten, dass gerade Formen der Gemeinschaf...
	 Informations- und Kommunikationsplattformen im Internet
	In der Arbeitsgruppe zu den Kirchenvorstandswahlen unter Leitung von OKR Petra Zander gab es von Anfang an den Konsens, den Papierausstoß an die Gemeinden und Dekanate gegenüber den Wahlen 2009 deutlich zu verringern. Dieser Linie ist die Arbeitsgrupp...
	Aber nicht nur auf kirchenvorstand.ekhn.de werden neue Wege in der Begleitung der Kirchenvorstände eingeschlagen. Das Kuratorium der Ehrenamtsakademie hat im Jahr 2015 durchweg grünes Licht für das neue Internet Projekt gegeben. So wurde im Januar ein...
	Auch auf Facebook gibt es unter „Kirchenvorstand EKHN“ weiterhin die Möglichkeit, dass Kirchenvorsteherinnen und Kirchenvorsteher direkt in einen Austausch miteinander kommen und Erfahrungen einander mitteilen. Genauso aber können über Facebook Fragen...
	All diese Aktivitäten sollen und werden ganz gewiss die regionalen und vor Ort Fortbildungen nicht ersetzen: Sie sind aber ein zunehmend wichtiger werdendes Instrument, um Wissen und einen Austausch in der Breite der kirchlichen Strukturen zu veranker...
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	DIE KIRCHENLEITUNG HAT IM JAHR 2015 FOLGENDE GESETZESVORLAGEN EINGEBRACHT:
	Veröffentlichungen von Kirchengesetzen und Beschlüssen im Amtsblatt IM JAHR 2015:
	Kontakte und Gespräche der Kirchenleitung insbesondere
	des Kirchenpräsidenten und der Stellvertretenden Kirchenpräsidentin und
	des Leiters der Kirchenverwaltung (in Auswahl)
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